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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie am heutigen Montagmorgen, dem 27. Juni, recht herzlich begrüßen. Wir haben die 57. Sitzung und ich darf sie für eröffnet erklären.

Ich darf nach meinem Wissensstand bekannt geben, dass alle irgendwie da sein sollten. Ich habe keine Entschuldigung, wo immer sie auch zur Stunde sein mögen.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass von den GRÜNEN sieben Anfragen eingelangt sind. Ich gebe weiters bekannt, dass vom Klub der Wiener Freiheitlichen vier Anträge eingelangt sind. Diese werden den Fraktionen entsprechend bekannt gegeben und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den Re-chnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2004. 

Für die Beratung und Erledigung des Abschlusses schlage ich folgende Vorgangsweise vor: 

Nach einem einleitenden Referat von Herrn VBgm Dr Rieder folgt die allgemeine Beratung des Rechnungsabschlusses und im Anschluss daran die Debatte über die Geschäftsgruppe FiWi und Wiener Stadtwerke. Voraussichtlich morgen wird nach den Abschlussworten des Be-richterstatters über die Anträge zum Rechnungsabschluss und zum Inventar abgestimmt werden. 

Ich gehe davon aus, dass damit alle einverstanden sind.

Ich ersuche nun den Herrn Vizebürgermeister, die Verhandlungen über die Postnummer 1, den Rechnungs-abschluss 2004, einzuleiten.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Werte Mitglieder des Wiener Gemeinderats!

2004 war für die Bundesländer, Städte und Gemeinden kein einfaches Finanzjahr und auch die kommenden Jahre werden um nichts leichter sein, weil die Steuerreformen der Bundesregierung schon gar nichts zum Konjunkturaufschwung und zum Wirtschaftswachstum beigetragen haben und viele mundvollen Ankündigungen et-wa auch des Finanzministers haben sich in Luft aufge-
löst. Im Gegenteil, der Juni-Bericht des Wirtschaftsforschungsinstituts kündigt eine Konjunktureintrübung an. Nachdem eigentlich schon die Inlandsnachfrage sehr ungünstig war, zeichnet sich jetzt auch ein Einbruch bei den Exporten ab. So wie ursprünglich von diesem Konjunkturelement eine Reihe von Bundesländern profitiert haben, so werden sie dieses jetzt auch verlieren.

Die Bundesländer, Städte und Gemeinden haben 2004 und auch 2005 nicht die Möglichkeit des Bundes gehabt, für den Ausfall der Steuerreformen durch eigene Steuererhöhungen – ich erinnere an die Erhöhung der Mineralölsteuer, Einführung der Kohlenabgabe – eine Gegenfinanzierung aufzustellen. Ein bisschen eine Entlastung hat immerhin das Ergebnis des Finanzausgleichs gebracht.

Trotz dieser kurz geschilderten, nicht einfachen Rahmenbedingungen haben wir die Finanzen der Stadt stabil gehalten. Wir haben keine neuen Schulden gemacht. Wir haben unser Plansoll des Stabilitätspakts voll erfüllt. Wenn man es über die gesamte Periode des Stabilitätspakts 2001 bis 2004 rechnet, so haben wir dem Finanzminister immerhin 1,3 Milliarden abgeliefert. Die Pro-Kopf-Verschuldung der Wienerinnen und Wiener durch die Stadt liegt bei knapp 1 000 EUR. Wenn ich es mit der Pro-Kopf-Verschuldung der Österreicherinnen und Österreicher durch die Bundesregierung mit über 16 874 EUR vergleiche, dann stehen wir ziemlich – ja, man kann das durchaus sagen - hochweiß da. Wir sind wahrscheinlich überhaupt die europäische Großstadt mit der niedrigsten Pro-Kopf-Verschuldung, zumindest gehören wir hier sicherlich ins Spitzenfeld. 

Was aber das Wichtigste ist, so haben wir unsere Aufgaben der Daseinsvorsorge und der Leistungen den Wienerinnen und Wienern gegenüber voll erfüllt. Es mag schon sein, dass wir nicht in allen Bereichen, nicht überall, alle Wünsche nach mehr oder nach zusätzlichen Lei-stungen erfüllen konnten. Es ist sicherlich das Privileg der Opposition, mehr zu fordern, ohne sagen zu müssen, woher man dafür das Geld nimmt und ich räume der Wiener Opposition ein, dass sie von diesem Privileg aus-giebig Gebrauch gemacht hat. Aber jedenfalls haben wir weder substanzielle Leistungskürzungen noch Standardabsenkungen bewirken müssen und es hat keinen Stillstand gegeben, sondern Fortschritt. Es gibt kein Ressort der Stadt, in dem es nicht zu weiteren Verbesserungen und zu Reformen gekommen ist. 

Allerdings, auch das muss gesagt werden, haben wir die Wienerinnen und Wiener nicht vor allen Leistungskürzungen schützen können, die die Bundesregierung zu verantworten hat. So konnten nicht alle der geplanten Postämterschließungen verhindert werden, auch wenn Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern recht gut abgeschlossen hat. Und es stellt sich, meine sehr geehrten Damen und Herren von der BZÖ, die Frage, wo beispielsweise der BZÖ-Chef, der Vizekanzler mit Ablaufdatum Gorbach, in dieser Frage gewesen ist. 

Wir haben uns auch nicht so aus der Verantwortung geschlichen, indem wir die Verantwortung auf andere überwälzt haben. Wie das geht, das haben der Bund und die Bundesregierung nicht nur ein Mal, sondern x-Mal vorexerziert. Immer wieder, auch im Jahre 2004, sind den Bundesländern, den Städten und Gemeinden zusätzliche Aufgaben aufgebürdet worden, ohne dass ihnen dafür die notwendigen Finanzmittel zur Verfügung gestellt worden sind. Ein Paradebeispiel aus jüngster Zeit ist beispielsweise das Thema der schulischen Nachbetreuung. Ich kann mich noch erinnern und viele, die am Österreichischen Städtetag in Salzburg gewesen sind, wissen das genauso gut wie ich, welche Empörung hier bei den Bürgermeistern über das Angebot der Bundesministerin Gehrer geherrscht hat, das mit wirklichen Spottmitteln auffangen zu wollen. Ich denke, dass eigentlich damit eine sehr gute Überlegung in den Boden gefahren wird. 

Wir haben die Investitionspolitik auch 2004 konsequent fortgesetzt und wir tun das auch 2005. Die Investitionsquote stieg von 13,6 Prozent im Jahr 2003 auf 14,2 Prozent im Jahr 2004. Wenn man die Eigeninvestitionen der Unternehmungen der Stadt dazu rechnet, dann kommt man zu einem Investitionsvolumen von knapp 2 Milliarden, eine beachtliche Summe. Und es ist meines Erachtens kein Zufall, dass die Umsätze der Wiener Bauunternehmen mit 5,3 Prozent stärker, und zwar deutlich stärker, gestiegen sind als die Umsätze der Branchenkollegen im übrigen Österreich. Ich glaube, dass sich hier sehr wohl nachweisen lässt, wie öffentliche Investitionen in der Lage sind, die Bauwirtschaft zu unterstützen.

Wir haben 1,4 Milliarden für das Bau- und Baunebengewerbe auszuweisen und ich glaube - um das fortzusetzen - es ist ebenfalls kein Zufall, dass die Arbeitslosigkeit der Bauarbeiter in Wien im April um 4,4 Prozent und im Mai um 3,7 Prozent zurückgegangen ist. Auch hier lässt sich wie zuvor sowohl von der wirtschaftlichen Seite als auch von der Seite der Arbeitsplätze ein direkter Zusammenhang zwischen den Investitionen des öffentlichen Haushalts und den Veränderungen in der Wirtschaft und beim Arbeitsmarkt feststellen. Ich denke mir, es ist mit diesen 3,4 Milliarden nachfragewirksamen Ausgaben nicht nur eine Rekordmarke hergestellt, sondern es ist damit in der Tat ein wesentlicher Impuls für die Wiener und ich würde behaupten, auch über die Landesgrenzen hinaus für die österreichische Wirtschaft hergestellt worden.

Gestatten Sie mir die Bemerkung: Hätte die Bundesregierung nur halbwegs mit dieser Investitionspolitik 
in Wien mitgehalten, dann stünde Österreich sicherlich ganz anders da! Jawohl, Wien kann mehr, deutlich mehr als der Bund! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Wahnsinn!)
In der Tat war 2004 ein schwieriges Jahr für viele Menschen, vor allem für diejenigen, die arbeitslos waren, keinen Job gefunden haben und keinen Lehrplatz gefunden haben. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, genau! Ja, 
leider!) Ende Mai waren in Österreich 223 352 Men-
schen arbeitslos, davon 76 704 in Wien, ein bedrückender Höchstwert seit 1946, der auch durch internationale Vergleiche nichts an Bitternis verliert!

Und Michael Häupl, meine Freunde und mich lässt das nicht kalt. Uns schmerzt das und für uns ist das Wort "Jeder Arbeitslose ist zu viel" nicht nur eine banale, politische Formel. Für uns ist das ein Handlungsauftrag und wir haben die Frage der Beschäftigungs- und Ausbildungspolitik in den Mittelpunkt der Stadtpolitik gestellt. Keine Sekunde haben wir uns hinter der kompetenzmäßigen Frage "Wer ist dafür eigentlich zuständig nach der Bundesverfassung?" versteckt. Aber es muss schon auch klar sein, dass nach der Bundesverfassung die Probleme des österreichischen Arbeitsmarkts lupenrein Sache des Wirtschaftsministers Bartenstein und seines AMS ist! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja unglaublich!) Und es darf schon auch darauf hingewiesen werden, dass die Mittel aus der Arbeitslosenversicherung, die nicht aus dem Bundesbudget kommen, nicht uns zufließen, sondern dem AMS und dem Bundesminister Bartenstein. 

Unser Ziel war und ist es, weiterhin in enger Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern und vor allem mit dem Instrument des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds die Situation am Arbeits- und Lehrstellenmarkt (StR Dr Johannes Hahn: Ist das Wiener AMS so schlecht?) wenigstens in Wien zu verbessern, weil das der Bundesregierung offensichtlich aus eigenem nicht gelingt und man zum anderen manchmal den Beigeschmack hat, dass es in dieser Frage bei der Bundesregierung auch nicht den hundertprozentigen Einsatz gibt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unglaublich!) Der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds leistet dafür hervorragende Arbeit und seine Mitarbeiter haben es sich nicht verdient, dass man ihnen die Qualifikation und ihre Arbeit schlecht macht, so wie es immer wieder von Seiten der ÖVP in Wien geschieht. Auch der jüngst gekürte Obmann der Wiener ÖVP hat sich bemüßigt gesehen, auch da wieder auf den WAFF loszugehen. Nicht zu Recht... (GR Dr Matthias Tschirf: Zu Recht! Viel zu wenig!) Nicht zu Recht, sondern ich glaube, dass... (StR Dr Johannes Hahn: Zu wenig, viel zu wenig! – Bgm Dr Michael Häupl: Ihr habt eure Wirtschaftskammer! Die sitzen drinnen und kümmern sich nicht!)
Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Wiener ÖVP, da geht der Lack der Arbeiterpartei von Kanzlergnaden schon ab, bevor er überhaupt noch trocken geworden ist! (GR Gerhard Pfeiffer: Herr Vizebürgermeister, das ist keine Wahlversammlung heute! Das ist keine Wahlversammlung! – Bgm Dr Michael Häupl: Er kann ja sagen, was wahr ist! Wo sind wir denn? - Beifall bei der SPÖ.)

Und wenn da in den letzten Tagen an Magistratsbeamte, allerdings nicht an die einfachen Magistratsbeamten, sondern an die gehobenen Magistratsbeamten, vom Parteivorsitzenden Hahn und vom Klubobmann Tschirf Briefe ausgesendet worden sind und da jetzt offensichtlich ein neues Wählerpotential entdeckt wird, dann ist es auf der anderen Seite schon merkwürdig, dass der ge-
rade erst Ex-Obmann der Wiener ÖVP Finz als Finanzstaatssekretär nicht genug die Pensionsreform in Wien schlecht machen und kaputt reden kann! (GR Dr Matthias Tschirf: Zu Recht! Das ist Unrecht! Das ist unglaublich!) 

Eine Bemerkung dazu: Es ist wirklich unglaublich, den Versuch einer Pensionsreform, die derart vielen ASVG-Pensionisten schlechte Bedingungen geschaffen hat, über den Titel der Harmonisierung zur Patchmark von Pensionsreformen machen zu wollen, das ist einfach wirklich unerhört! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unrecht! - Beifall bei der SPÖ.)
Eigentlich sollten ja alle hier im Haus wissen, wie das beim WAFF funktioniert, denn es sind ja alle politischen Parteien im Kuratorium des WAFF vertreten, aber noch einmal das Erfolgsrezept des WAFF in Erinnerung gerufen (GR Dr Matthias Tschirf: Halten Sie eine Wahlrede?):

Erstens: (GR Gerhard Pfeiffer: Ist das eine Wahlrede?) Nicht erst mit Programmen beginnen, wenn jemand arbeitslos ist, sondern schon die bessere Berufsausbildung fördern, wenn jemand noch einen Arbeitsplatz hat. PISA Plus ist ein Paradebeispiel für dieses Programm.

Zweitens: Eng mit dem AMS, mit der Bundeseinrichtung zusammenarbeiten, also nicht in Konkurrenz treten, sondern einander ergänzen.

Drittens: Praxisorientierte, maßgeschneiderte Programme anbieten. Ein Beispiel dafür ist etwa die Lösung des Problems der zwölf Lehrlinge von der Grundig-In-solvenz. Die sind mittlerweile alle mit Hilfe der WAFF-Programme in Lehrstellenprogrammen und haben bereits Arbeit gefunden. Also das ist wirklich ein gutes Bei-spiel, wie man gute Beschäftigungspolitik machen kann!

Viertens: Je mehr man auch den Unternehmern eine Hilfestellung bietet, desto leichter ist es, jemandem zu einem Arbeitsplatz oder zu einer Lehrstelle zu verhelfen. Die Programme des Personalfinders, des Lehrstellenakquisiteurs, die Clustersofortprogramme, Informationsassistenz und und und sind Beispiele dafür, wie das funktioniert und auch erfolgreich funktioniert!

Der fünfte Punkt ist ganz einfach mehr Geld. 2004 standen dem WAFF 42 Millionen zur Verfügung, um 22 Prozent mehr als 2003. 2005 sind es 51,5 Millionen, wiederum eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 23 Prozent! Nur ein Vergleich: Wirtschaftsminister Bartenstein hat sich jüngst gerühmt, dass die Mittel der ak-tiven Arbeitsmarktpolitik gegenüber dem Jahr 1999 um 22,6 Prozent gestiegen sind. Wenn wir uns mit unserem Mitteleinsatz auf das Jahr 1999 beziehen, dann bedeutet das eine Steigerung um 72 Prozent! Und hätte der Wirtschaftsminister Bartenstein nur im selben Verhältnis wie die Stadt Wien die Mittel für Beschäftigungs‑ und Ausbildungspolitik erhöht, dann gäbe es nach den Berechnungen des AMS um 23 000 Arbeitslose in Österreich weniger! Ich kann ihm nur empfehlen, dem österreichischen Modell das zu Grunde zu legen, was in Wien längst ent-wickelt worden ist! (Beifall bei der SPÖ.)
Seit August 2004 sind die Arbeitslosenzahlen in Wien jeden Monat und zwar bereits zehn Mal in Folge zurückgegangen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das sind doch die Schulungen! Das ist ein Schmäh!) Im Gegensatz da-
zu sind die österreichischen Arbeitslosenzahlen Monat für Monat gestiegen! Auch Ende Mai war es so: Anstieg österreichweit um 2,1 Prozent, Rückgang in Wien um 3,6 Prozent. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Schmäh!) Die Langzeitarbeitslosigkeit ist im Jahresvergleich sogar um 67,5 Prozent zurückgegangen (GR Dr Matthias Tschirf: Das sind doch Schulungen!), um zwei Drittel weniger Langzeitarbeitslose in Wien! Wien war Ende Mai auch das einzige Bundesland, in dem auch die Frauenarbeitslosigkeit zurückgegangen ist. Wien ist üb-rigens das einzige Bundesland mit einer Frauenerwerbsquote von 79,3 Prozent, deutlich höher als der österreichische Durchschnitt mit 62,9 Prozent. 

Auf der anderen Seite ist die Anzahl der offenen Stellen in Wien im Mai am stärksten gestiegen, im Jahresvergleich um 44 Prozent! Einiges an diesem "Wien ist anders"‑Trend lässt sich sicherlich erklären mit dem massiven Einsatz von (GR Dr Matthias Tschirf: Schulungen!) Mitteln für Schulungen und Kursangebote. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja, das ist der Schmäh! Das ist der Schmäh! – Heiterkeit bei der ÖVP.)
Aber es lässt sich eben nicht alles damit erklären. Tatsache ist (GR Dr Matthias Tschirf: Schulungen! Das ist die Realität! Ja!), dass das Wirtschaftswachstum in Österreich deutlich unter der Marke geblieben ist, die überhaupt zu einem Rückgang der Arbeitslosigkeit führen kann, noch dazu bei einem steigenden Arbeitnehmerangebot. 

Es ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, und es passt sozusagen zu Ihrer Aufregung, einfach lächerlich, wenn im oppositionellen Übereifer für Wien eine Sonderarbeitslosenstatistik verlangt wird. Während nämlich sonst in ganz Österreich überall Personen, die in AMS-Schulungsprogrammen aufgenommen sind, in der Arbeitslosenstatistik nicht aufscheinen, fordern Sie für Wien eine Sonderzählung, wonach hier die in Schulung Befindlichen dazu gerechnet werden! Offensichtlich ist es den Propagandisten dieser Sonderzählung völlig egal, dass die Finanzierung von Ausbildung zwar nicht automatisch zu einem Arbeitsplatz führt, aber sich natürlich die Chancen, Arbeit zu finden, wesentlich verbessern. Ich glaube, dass das einer der Punkte ist, die uns grundsätzlich unterscheidet. Wir sind bereit, dass man auch öffentliche Mittel dafür einsetzt, um die Chancen von Ar-beitslosen zu verbessern und wir sind nicht bereit zu re-signieren und zu sagen, wer arbeitslos ist, ist eh egal, da kann eh nichts passieren, da setzen wir auch keine zusätzlichen Mittel ein. Das ist Ihr Weg, der zu keinem Er-folg führen wird können!

Natürlich gehen nicht nur Arbeitsplätze verloren, son-dern es entstehen auch immer wieder neue, beispielsweise durch die Technologieoffensive der Stadt oder durch die Förderung der Creative Industries, durch die Förderungsprogramme des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds für Klein- und Mittelunternehmungen oder durch die boomende Tourismus- und Kongresswirtschaft. Also man kann durchaus sagen, dass nicht nur in der Wirtschaft unmittelbar Arbeitsplätze entstehen, sondern dass Arbeitsplätze auch mittelbar durch die Stadt geschaffen werden und so auch immer wieder neue Betriebe in Wien entstehen. Die Präsidentin der Wiener Wirtschaftskammer hat erst jüngst die hunderttausendste Be-triebsgründung präsentiert und der Wirtschaftsförderungsfonds hat ja für 2004 berichtet, dass 54 interna-tionale Betriebsansiedlungen stattgefunden haben. 

Die Zeitschrift “Stern“ titelt in der Ausgabe vom 9. Ju-ni, die auch sehr gerne von ÖVP-Politikern zitiert wird, folgend: „Wien wird zum Schreibtisch für Osteuropa! Mehr als 300 internationale Konzerne steuern von Wien aus ihr Osteuropageschäft. Henkel Austria ist ein Beispiel, wie hier in Wien ein Subheadquarter für einen ost-europäischen Markt entstanden ist und hier wird auch das osteuropäische Zentrallager angesiedelt werden. Die Verhandlungen dafür sind ja bereits sehr weit gediehen. Electrolux Central und Eastern GmbH ist ein weiteres Beispiel aus jüngerer Zeit. Der schwedische Haushaltsgerätehersteller hat im Juni seinen Wiener Standort zur Zentrale für 25 Länder aufgewertet.“ Diese Meldung gewinnt noch an Gewicht, wenn man weiß, dass der Be-trieb der Electrolux-Tochter AEG in Nürnberg jetzt von der Sperre bedroht ist. 

Oder ein anderes Beispiel: Der internationale Biotech-Konzern Biogen artic, der vergangene Woche eben in Wien ein neues Büro eröffnet hat, wird seinen Standort in Wien nach Ankündigungen des Europachefs weiter aufwerten. 

Natürlich passen alle durch solche Entwicklungen neu geschaffenen Arbeitsplätze nicht unbedingt in das Bild der klassischen unselbstständig Berufstätigen und Erwerbstätigen, sondern da sind sehr viele Beschäftigungsverhältnisse dabei, wo es um freie Berufe geht, wo es um Selbstständige geht, wo es natürlich auch um ge-ringfügige Beschäftigung geht. Berücksichtigt man alle diese Beschäftigungsverhältnisse, die hier in Wien existieren, dann haben wir in Wien heute nicht weniger Beschäftigung sondern mehr Beschäftigung: Von 2000 auf 2004 ist die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse in Wien von 884 717 auf 897 934 gestiegen. 

Ich habe das ja schon bei der “Stern“-Broschüre gesagt, dass nie zuvor österreichische Regierungspolitiker so gerne deutsche Zeitungen und Magazine zur Hand genommen und daraus zitiert haben. Wir Wiener Regierungspolitiker sind da vielleicht etwas gelassener als Schüssel und Co, weil wir schon seit langem mit internationalem Medienlob verwöhnt werden und uns schon sehr lange auf internationale Ranking-Ergebnisse stützen können. In der Tat gibt es permanent internationale Ranking-Ergebnisse, die uns bestätigen, dass Wien als Lebensraum und Wirtschaftsstandort Spitze ist. Das jüngste Ranking betrifft Wien als Kongressstadt. Wien ist weltweit der zweitbeste Kongressstandort. Kongress- und Tourismuswirtschaft sind für Wien mittlerweile ein wichtiger Wirtschaftsfaktor und sie bringen Wirtschaftsförderung, Wirtschaftswachstum und auch Arbeitsplätze. Es bedarf, glaube ich, nicht vieler Worte, um zu wissen, dass der boomende Tourismus, die Kongresswirtschaft, die West-Ost-Vermittlungsfunktion Wiens und überhaupt der Wirtschaftsstandort Wien sehr wesentlich mit dem Flughafen Wien zu tun haben. Umso verblüffender ist es für mich, dass sich die Wiener ÖVP von der Unterzeichnung des Mediationsergebnisses einfach klanglos, wortlos verabschiedet hat. Das könnte man vielleicht noch verblüfft zur Kenntnis nehmen, aber eigentlich halte ich es für ein wirtschaftspolitisches Armutszeugnis, wenn die Wiener ÖVP vorschlägt, den Wiener Flughafen ins Wein-viertel zu verlegen! Wir haben schon einmal einen Vorschlag gehabt, dem man nicht wirklich etwas abgewinnen kann, nämlich ihn in die ungarische Tiefebene zu verlegen. Aber dass es jetzt gerade die Wiener ÖVP ist, die vorschlägt, den Flughafen ins Weinviertel zu verlegen, das halte ich schon für eine tolle Extraleistung! 

Ungeachtet des internationalen Medienlobs für Wien und ungeachtet der permanent respektablen Ranking-Ergebnisse haben wir uns in Wien nicht den Blick auf den Handlungsbedarf verstellen lassen. Wir wollen wenigstens für Wien den Vorsprung in der Produktivität, in der Innovation und beim hohen Ausbildungsniveau der Arbeitskräfte auch in Zukunft sichern, weil wir wollen, dass Wien auch in Zukunft zu den Top Ten der wirtschaftskräftigsten Regionen gehört. Dabei geht es nicht nur um die Akademikerquote, es geht nicht nur um die Förderung von Hochschulen statt Numerus clausus und es geht nicht nur um den Ausbau berufsbildender mittlerer und höherer Schulen und um Fachhochschulförderung, sondern es geht vor allem um eine zukunftsorientierte Facharbeiterausbildung auf dem Boden der dualen, das heißt, betrieblichen Ausbildung. Daher können wir uns mit der aktuellen Situation am Lehrlingsmarkt nicht abfinden. Wir haben in enger Zusammenarbeit mit den Sozialarbeitern und den Schulbehörden Wiens sichergestellt, dass in diesem Herbst jeder Jugendliche, der keine Lehrstelle findet, in einem Ausbildungsprogramm untergebracht werden wird. Dafür wird die Zahl der Ausbidungsplätze des Jugendausbildungssicherungsprogramms von 3 191 auf 3 326 aufgestockt. Ein Viertel die-ser Kosten trägt Wien. Darüber hinaus möchte ich bei dieser Gelegenheit dem Wirtschaftsminister Bartenstein ein Angebot machen: 

Erstens: Ich schlage vor, in Wien im Rahmen der Jugendausbildungssicherung 1 000 Lehrlingsstiftungsplätze für Wiener Jugendliche einzurichten, also die bestehenden zu verfünffachen! (Beifall bei der SPÖ.) Wir sind bereit, uns an den dadurch ausgelösten Mehrausgaben zu einem Viertel zu beteiligen. 

Zweitens: Mit der Wiener Stadtwerke Holding ist vereinbart, dass die Unternehmen der Holding über den ei-genen Bedarf hinaus 40 Lehrlinge mehr aufnehmen, also statt 70 110. Derzeit werden im Konzern 267 Lehrlinge in 12 verschiedenen Lehrberufen ausgebildet. 

Drittens: Ich bin bereit und ich unterstütze den Vorschlag, den Bundeswirtschaftskammerpräsident Leitl vor kurzem gemacht hat, nämlich sich besonders auf Jugendliche zu konzentrieren, die langzeitarbeitslos sind, die länger arbeitslos sind als sechs Monate. Es betrifft in Wien 500 Jugendliche und ich bin bereit, dieses Programm hier zu unterstützen, allerdings unter der Voraussetzung, dass sich da auch die eigentliche Adresse Leitls, nämlich der Bund, in Bewegung setzt. 

Viertens: Ich ersuche den Bundeskanzler nachdrücklich und dringend einzugreifen und zu verhindern, dass die Österreichischen Bundesbahnen österreichweit nur noch 54 Lehrlinge aufnehmen. Gerade jetzt in einer der-artigen Situation am Lehrlingsmarkt die Zahl der Lehrlingsausbildungsplätze österreichweit von 354 auf 54 zu reduzieren, ist ein feindseliger Akt gegen die österreichische Jugend! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Schluss noch eine Bemerkung: Jedem Rechnungsabschluss folgt erfahrungsgemäß wie das Amen im Gebet ein Budgetvoranschlag. In Wien war es immer so, dass jedem Rechnungsabschluss, der gut war, ein noch besserer Budgetvoranschlag gefolgt ist und daran wollen wir eigentlich nichts ändern. Allerdings liegt zwischen dem Rechnungsabschluss und dem Voranschlag nur ein kleines Ereignis, und das ist die schon jetzt erkennbare Landtags- und Gemeinderatswahl. Es wird der Wähler bestimmen, wie es in Wien weitergehen soll. Wir werden die Entscheidung des Wählers voll respektieren. (GR Dr Matthias Tschirf: Das möchte ich doch hoffen!) Ich bin überzeugt davon, dass der Voranschlag 2006 dem Wählerauftrag entsprechen wird, sollte sich der Wähler in der Wahl für uns entscheiden.

Was die Wahl selbst betrifft, bin ich eigentlich dem Herrn Bundeskanzler für seinen Ausrutscher am Wiener Landesparteitag der ÖVP am Freitag sehr dankbar: Nichts anderes hätte eigentlich die kalte Arroganz gegenüber den einfachen Menschen und gegenüber einfacher Beschäftigung deutlicher werden lassen als dieser peinliche Sager. Offen zu Tage getreten ist für mich 
eigentlich eine erschreckende Wien-Feindlichkeit, die nichts mit parteipolitischer Grobsprache zu tun hat. Die Wienerinnen und Wiener werden das schon zu würdigen wissen! 

Dem Herrn Bundeskanzler, der sich offensichtlich als Hausherr am Ballhausplatz fühlt, möchte ich ganz gerne wienerisch ins Stammbuch schreiben: „Es sind schon Hausherrn g’storben,“ – und wann immer die nächste Nationalratswahl stattfindet – „Hausbesorger tun das nicht.“ (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich eröffne nun die Debatte. 

Bevor ich der ersten Debattenrednerin, Frau GRin Mag Vassilakou, das Wort erteile, möchte ich festhalten, dass wir uns in der Präsidialkonferenz darauf verständigt haben, dass die Erstrednerin oder der Erstredner jeder Partei 30 Minuten und die nachfolgenden Redner 20 Minuten reden, also eine so genannte freiwillige Redezeitbeschränkung. (GR Dr Herbert Madejski: Stimmt nicht!) Bei der Generaldebatte 30/20, bitte. (Aufregung bei GR Dr Herbert Madejski.) Wir sind bei der Generaldebatte, Herr Dr Madejski! 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Ich werde versuchen, mich freiwillig sogar noch weiter selbst zu beschränken und vielleicht auch die vereinbarten 30 Minuten deutlich zu unterschreiten.

Herr StR Rieder hat erwartungsgemäß hier vorgetragen, was alles im Jahr 2004 geschehen ist beziehungsweise auch ansatzweise in den letzten Jahren. Meine Rolle hier ist, ebenfalls erwartungsgemäß, vielleicht kurz darauf einzugehen, was alles nicht geschehen ist, insbesondere im Jahr 2004, aber eigentlich auch insgesamt seit dem Jahr 2001. Das werde ich auch tun, denn in der Tat ist einiges, nichtsdestotrotz, auch wenn das alles so schön geklungen hat, was der Herr Stadtrat vorgetragen hat, im Argen geblieben.

Meine Damen und Herren, insbesondere von der Sozialdemokratie! 2001 sind Sie mit dem Anspruch und auch mit der Ankündigung angetreten, aus Wien ein Vor-zeigemodell für Österreich zu machen und zu zeigen, wie es in dieser Stadt anders gehen kann, wie es vielleicht auch einmal in Österreich anders gehen könnte.

2001 ist ein Zeitpunkt gewesen, wo Wien mitten in einem Umstrukturierungsprozess gesteckt ist, vor allem was den Arbeitsmarkt betrifft. Was ich hier vortrage, das sind weiß Gott keine Neuigkeiten. Wir wissen, dass die Arbeitsplätze verloren gehen, vor allem im Bereich der industriellen Produktion. Wir wissen, dass Standorte der Produktion verlagert werden. Wir wissen jahrein, jahraus, dass immer mehr Menschen von der Arbeitslosenunterstützung leben müssen beziehungsweise ihren Lebensunterhalt sodann von der Sozialhilfe bestreiten müssen. Wir wissen außerdem seit Jahren, dass die Zahlen der Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher in dieser Stadt explodieren. Wir haben auch das Phänomen der neuen Selbstständigen vor uns und auch der kleinen Selbstständigen, sprich der vielen, vielen Menschen, die nicht zuletzt auch als Ausweg aus der Arbeitslosigkeit heraus eine kleine Firma gründen und so versuchen, ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. 

Vor wenigen Tagen war auch im “KURIER“ zu lesen, dass wir gerade bei diesen kleinen Selbstständigen ein Rekordjahr an Insolvenzen hinter uns haben und dass hier die Lage absolut nicht rosig aussieht. 

Vielleicht auch noch ein Letztes zur Erinnerung: Gerade vor ein paar Monaten ist der jüngste Armutsbericht veröffentlicht worden – diesbezüglich haben wir auch dis-kutiert – und darin stand, dass die Zahl der Menschen, die in Österreich unter der Armutsgrenze leben, sich innerhalb von zwei Jahren verdoppelt hat und dass die Mehrheit dieser Menschen in der Bundeshauptstadt lebt.

Was hätte Wien in dieser Situation tun können? Man hätte natürlich sehr wohl überlegen können: Wie wollen wir dieses Versprechen lösen, nämlich die VorreiterInnen für Österreich zu sein? Wie gehen wir an die Sache her-an und entwickeln neue soziale Absicherungsmodelle, sodass sich in den nächsten Jahren sogar der Bund et-was abschauen kann? Was ist passiert? Nichts dergleichen ist passiert. Man hat einfach dagesessen, man hat zugeschaut, man hat zum Beispiel im Jahr 2004 gewartet, bis die große Finanzmisere im Sozialressort da war. Ich erinnere noch an die Diskussionen, die wir hier gehabt haben, wo es zunächst einmal darum ging, dass es überhaupt kein Loch in der Finanzierung der Sozialhilfe gibt. Dann ist das Loch doch entdeckt worden. Dann war das Loch 30 Millionen EUR groß, dann war das Loch 90 Millionen EUR groß, dann schrumpfte das Loch wieder auf 60 Millionen EUR. Kein Mensch weiß bis heute, wie groß denn dieses Loch tatsächlich war. Man hat ein-mal sozusagen zugeschaut, wie das Geld nicht da ist und man hat nichts unternommen. Man hat auch weiterhin und bis heute Menschen in dieser Stadt verurteilt, un-ter der Armutsgrenze zu leben, ja sogar per Bescheid unter der Armutsgrenze zu leben, denn aufgerundet 630 EUR Sozialhilfe in dieser Stadt ist sogar unterhalb der Grenze der akuten Armutsgefährdung. Das wissen Sie, meine Damen und Herren, genauso wie wir. Aber was tun wir? Wir unternehmen nichts dagegen! Kein ein-ziger Schritt in Richtung Entwicklung einer Grundsicherung. Das heißt zum Beispiel Anhebung der Sozialhilferichtsätze auf ein Mindestmaß von etwa 750 EUR, sodass man sagen könnte, dass man es Menschen in 
dieser Stadt - Familien, auch Kindern – ermöglicht, ein Leben in Würde ohne Existenzängste zu verbringen, tatsächlich mobil zu sein, am kulturellen Leben dieser Stadt teilzuhaben, in dieser Stadt dazu zu gehören, wirklich ein Leben zu haben, das sie auch genießen können. 

Wissen Sie, man lebt nur einmal und all diese Menschen leben nur einmal, genauso wie wir nur dieses eine Leben haben. Ich finde es verantwortungslos, dass wir diesen Schritt nicht setzen, sondern dass wir sie verurteilen, wie gesagt, in bitterster Armut zu leben. Man hätte hier schon etwas machen können. Das hat man nicht ge-tan, stattdessen hat man eher den Weg gesucht, Einsparungen vorzunehmen, zum Beispiel im Behindertenbereich. Ich rufe in Erinnerung, dass es sogar so weit ging, dass im Dezember 2004 hier vor dem Rathaus bei Schneegestöber eine Demonstration der Behindertenbetreuungsorganisationen stattgefunden hat. Einsparungen im Sozialbereich: Zitzerlweise überall dort einsparen, wo es nur möglich ist, wo es keine allzu große Gruppe betrifft, wo es vielleicht nicht herauskommt, aber keinesfalls den mutigen Schritt setzen und eine Grundsicherung – in Deutschland heißt es Bürgergeld – in dieser Stadt schaffen und hier sozusagen mit einem guten Bei-spiel vorangehen.

Ich gehe weiter. Ich habe auch von den vielen, vielen Selbstständigen gesprochen, die es in dieser Stadt gibt. Der Trend ist eindeutig. Und auch von den vielen Insolvenzen, die es in diesem Bereich gibt. Wenn das Experiment Selbstständigkeit daneben geht und das wissen wir alle, dann bedeutet es das Aus. Es gibt nichts, es gibt überhaupt kein Auffangnetz. Man ist dann auf die Sozialhilfe angewiesen und auf die berühmten 630 EUR, von denen ich soeben erläutert habe, dass man sich davon de facto nichts leisten kann. Sie sind sozusagen zu wenig zum Leben und zu viel zum Sterben, wie es so schön heißt. Auch hier hätte es die Möglichkeit gegeben, mit einem guten Beispiel voranzugehen und sich als Land mit einer Vorreiterrolle an der Entwicklung einer Arbeitslosenversicherung für Selbstständige zu beteiligen. Etwas, was schon seit längerem diskutiert wird, was ja auch der Herr Wirtschaftskammerpräsident Leitl kurz vor den Wahlen immer wieder aussagt, etwas, was man aber ungefähr eine Woche nach der Wirtschaftskammerwahl schon wieder einpackt und von dem man eigentlich bis zur nächsten Wirtschaftskammerwahl überhaupt nicht mehr spricht. 

Die Stadt Wien hätte hier die Möglichkeit gehabt, sich finanziell an einem solchen Projekt zu beteiligen und als erstes Bundesland in Österreich eine Arbeitslosenversicherung für Selbstständige in Zusammenarbeit mit der Kammer zu schaffen. Das hat man nicht getan. Das hat man nicht einmal versucht. Ich behaupte, man hat nicht einmal daran gedacht. Und auch hier ist letztendlich eine große soziale Aufgabe unerledigt geblieben. 

Ich gehe weiter zum Gesundheitsbereich, insbesondere zum Bereich Pflege. Jahrelang haben Sie weggeschaut, wenn es um die Missstände in den Pflegeheimen der Stadt Wien ging. Jahrelang weggeschaut, denn wissen Sie (GR Godwin Schuster: Wer hat denn die Prüfung veranlasst? Wer hat denn die Prüfung veranlasst?), es braucht nicht die GRin Sigrid Pilz und die “Kronen Zeitung“, damit man endlich darüber diskutiert, was in dieser Stadt ist. Ich erinnere daran, dass mein lieber Kollege Schani Margulies von hier aus darüber geredet hat, dass die verstorbene Alessandra Kunz von hier aus mehrfach gesprochen hat. (GR Godwin Schuster: Wer hat die Prüfung veranlasst?) Immer wieder sind Sie darauf hingewiesen worden. Nichts ist geschehen, nichts ist geschehen! Bis irgendwann einmal der Kessel explodiert ist und ein Batzen Skandal da war. 

Als man dann monatelang darüber diskutiert hat, hat man es auch geschafft, gewisse kleine Änderungen her-beizuführen. (GR Godwin Schuster: Die Prüfung ist von der Stadt selbst veranlasst worden!) Aber bitte mit Be-tonung auf kleine, klitzekleine, denn die Großheime, die Kasernen, bleiben bestehen. Es wird dort nur ein bisschen humaner. Aber dass man jetzt sagen könnte, die Stadt Wien geht von diesem Weg ab und ist wirklich so weit, neue Modelle auszuprobieren, dezentrale Pflege et cetera. Davon sind wir nach wie vor weit entfernt. Es wird auch in den nächsten fünf Jahren nach den Wahlen für Sie übrig bleiben, vielleicht dieses Versprechen einzulösen, denn bis jetzt haben wir hauptsächlich Lippenbekenntnisse Ihrerseits gehört, aber keine Taten erlebt. 

Oh ja, eine Tat sehr wohl, nämlich die Ausgliederung des gesamten Pflegebereichs, damit ich genau bin, und des Sozialbereichs in den Fonds Soziales Wien. Auch darüber haben wir in den letzten Jahren diskutiert. Ein Irrweg sondergleichen, denn was schafft man dadurch, dass man die Sozialagenden ausgliedert? Was schafft man? Man schafft ja nichts anderes, als dass man mehr Intransparenz hat, sowohl für die Betroffenen als auch für die Oppositionsparteien. Man beschneidet die Kontrollrechte der Oppositionsparteien. (GR Godwin Schuster: Wo?) Im Fonds Soziales Wien, Kollege Schuster. Ich weiß nicht, ob Sie mit Ihren Kontrollrechten als Gemeinderat zufrieden sind, kann sein. Wir sind es nicht, denn sie sind viel, viel weniger geworden! Und was wir auch schon in der Vergangenheit bekrittelt haben, ist, dass es natürlich auch für die Politik, vor allem die regierende Po-litik, ganz schön bequem ist, gerade in Bereichen, wo man teilweise Einsparungen vor hat, schön auszulagern, um dann auch noch sagen zu können: Es tut mir Leid, da treff’ ich die Entscheidungen nicht selbst und nicht direkt. Da hab ich ja selbst nicht direkte Zugriffsrechte. 

Das sind ja auch immer all diese Fondskonstruktionen und diese Auslagerungen; und vor allem dann, wenn sie im sozialen Bereich passieren, sind sie hoch bedenklich, zumindest einmal aus Sicht der GRÜNEN und vieler, vieler anderer Menschen in dieser Stadt. Die Kritik über diese Entscheidungen kann ich Ihnen von dieser Stelle aus nicht sparen. Nicht zuletzt auch deshalb, weil Sie es dadurch geschafft haben, aus Menschen, die vorher klar definierte Rechte hatten, einen Antrag gestellt haben und dann auch noch einen Bescheid bekommen haben, den sie auch bekämpfen konnten, wenn er abschlägig war, Bittsteller und Bittstellerinnen zu machen. Sie haben Menschen zu Bittstellern degradiert, die nun mal jetzt Förderansuchen stellen können. Und sie werden gefördert oder auch nicht, aber sie kriegen ja nichts Schriftliches, also können sie auch nicht dagegen vorgehen. 

So, meine Aufgabe ist nicht, von hier aus im Detail darauf einzugehen. Es wird ausreichend Gelegenheit in der Sozial- und Gesundheitsdebatte geben, das auch noch einmal zu diskutieren. Aber ja, das waren eine Fehlentscheidung und ein Irrweg Ihrerseits!

Ich gehe weiter zum Bereich Bildungspolitik. Nach wie vor fehlen in dieser Stadt 1 400 Lehrerinnen und Lehrer. Die schlechten PISA-Ergebnisse haben uns ausreichend Gelegenheit gegeben, vor allem auch in den letzten Monaten, darüber zu diskutieren, was eigentlich in Wiens Schulen los ist. Mangel an Personal bedeutet auch immer größer werdende, also steigende SchülerInnenzahlen. Vielleicht wissen Sie es, vielleicht wissen Sie es nicht, aber inzwischen sind Durchschnittszahlen von 25 SchülerInnen in der Volksschule, 28 ja sogar 30 SchülerInnen in den Hauptschulen,... (GRin Erika Stubenvoll: Das müssen Sie der Frau Gehrer sagen! Jawohl, natürlich habe ich ja nie behauptet, dass das allein die Schuld der SPÖ ist! Selbstverständlich ist es nicht allein die Schuld der SPÖ. Selbstverständlich hat hier der Bund eine katastrophale Politik, eine katastrophale Bildungspolitik gemacht. Aber die haben Sie schon Hand in Hand beschlossen. (Aufregung bei GR Gerhard Pfeiffer.). Nicht im Rahmen von einem Finanzausgleich, weil man da hätte sagen können, wir haben nicht aufgepasst, wir haben uns geirrt, sondern von zwei Finanzausgleichen, wo Sie beim zweiten die Möglichkeit gehabt hätten, ein bisschen was von dieser Misere zu korrigieren. Da haben Sie nichts gemacht! Sie haben noch den zweiten so zur Kenntnis genommen. Also haften Sie an dieser Misere in Wiens Schulen mit, ob Sie es wollen oder nicht. Wir haben auch darüber diskutiert, dass ungeachtet dessen es vielleicht Aufgabe der Stadt Wien gewesen wäre, hier zuzuschießen, denn selbst wenn wir sagen, ja, vorrangig ist Bildungsministerin Gehrer schuld an dieser Misere, so heißt das ja noch lange nicht, dass wir alle hier sitzen und weinen und uns darüber beklagen, wie böse denn der Bund wäre und wie arm denn wir nicht wären. Die Stadt Wien verfügt über ausreichende finanzielle Spielräume, um nicht zuzulassen, dass dieses po-litische Spiel auf dem Rücken unserer Kinder gespielt wird und zu Lasten ihrer Zukunft. Und wir sprechen hier von ganzen Generationen, die eine Zukunft vor sich haben. Oder wie stellen Sie sich vor, wie diejenigen Kinder, die jetzt diese PISA-Ergebnisse produziert haben, in fünf Jahren, in zehn Jahren dastehen werden? So etwas kann man ja nicht über Nacht wieder in Ordnung bringen. Das heißt, hier gibt es sehr viel zu tun. 

Und hier hätte ich mir erwartet, dass die Stadt Wien investiert. Die Stadt Wien hat es nicht getan. Das Ergebnis ist klar: Gestrichen wurde alles, was Spaß macht. Gestrichen wurden Fördermaßnahmen. Die Schülerzahlen steigen und sie steigen momentan dramatisch. Die schlechten PISA-Ergebnisse sind der Beweis dafür. Im Übrigen sehe ich von einer zukunftsweisenden Bildungspolitik zum Beispiel in Richtung Umstellung auf Mehrsprachigkeit gerade in einer Stadt, in der Mehrsprachigkeit in den Schulen Alltag ist, weit und breit nichts. Und womit denn? Wenn 1 400 LehrerInnen fehlen, dann kann man doch nicht davon träumen, dass vielleicht einmal in Wien das Bildungssystem sogar weitergeht und sich wei-ter entwickelt und dass die Kinder beispielsweise durch neue Methoden und Modelle die Möglichkeit erhalten, mindestens zwei, drei Sprachen zu sprechen und nicht bloß deutsch. Das ist alles, wie gesagt, leider bis auf wei-teres Zukunftsmusik, auch weil Sie Ihre Hausaufgaben in diesem Bereich doch nicht so brillant erledigt haben, wie der Herr Stadtrat behauptet! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Oh ja, eines haben Sie schon brillant erledigt und zwar in der Art und Weise, wie Sie solche Dinge immer erledigen können, elegantest: Die Parteibuchbestellungen bei Direktoren sind wieder in und wieder möglich, viel leichter möglich als davor, denn in seltener Eintracht haben hier jüngst SPÖ und ÖVP auch den Direktorenbestellungsmodus - ja schon wieder - geändert, wodurch es wieder leichter geworden ist, dass nur befreundete Personen oder Personen mit dem richtigen Parteibuch ins Objektivierungsverfahren kommen. Wie gesagt, in solchen Bereichen ist die SPÖ ein Garant für sehr elegante Lösungen, wie wir wissen, aber in anderen Bereichen muss man noch lernen.

Ich komme zur Umweltpolitik. Freuen kann ich mich über die Biogasanlage sehr, die vor kurzem sogar Spatenstich hatte und wo wir hier ein Projekt geschaffen haben, das eins der größten in Europa sein wird. Sehr freuen kann ich mich auch über die Passivhaussiedlung, auch ein gemeinsames Projekt der GRÜNEN, das eben - hier hat die Zusammenarbeit mit der SPÖ geklappt – um-gesetzt worden ist. Weit weniger kann ich mich über die Lösung freuen, die jetzt in Sachen Lobau-Autobahn er-reicht worden ist, wo man sich voraussichtlich mit Niederösterreich auf die Außenvariante einigt, wo jeder von uns weiß, dass genau entlang dieser Autobahn der Spe-ckgürtel entstehen wird, der der Stadt die Kaufkraft abziehen wird und wo wir mehrfach, nicht zuletzt auch des-halb davor gewarnt haben, dass es eine Fehlentscheidung von Ihnen von der Sozialdemokratie ist, meine Damen und Herren. Eine, die natürlich nicht nur wirtschaftspolitisch, sondern auch ökologisch mit negativen Folgen behaftet sein wird. 

In Sachen Feinstaub ist überhaupt nichts weitergegangen, bis heute nichts. Feinstaub und Ozon ist und bleibt ein ungelöstes Problem und auch hier gibt es einiges, was die Stadt tun muss, wenn man nicht möchte, dass in 30 Jahren ab jetzt übrigens jeder Vierte und jede Vierte von uns mit einer Lungenerkrankung rechnen muss. Das sind keine Horrormärchen, das wissen wir! Die Prognosen sagen, dass bei unveränderter Entwicklung in 30 Jahren eine von vier Personen mit Beeinträchtigungen der Lunge zu rechnen haben wird. 

Bis jetzt haben sie ihre Aufgaben im Bereich Fein-staub auch aber so was von überhaupt nicht erledigt! Nach wie vor warten wir auf jenen Maßnahmenkatalog, der umgesetzt wird und der auch endlich Besserungen erzielt, wobei ich sagen muss, 2004 hätte er schon präsentiert werden können. Also in dem Bereich sind sie ab-solut säumig.

Vielleicht noch ein Letztes, etwas, was ja gerade unmittelbar mit Feinstaub und Ozon zusammenhängt: Öffi-Ausbau.

Auch etwas, was wir hier vielfach diskutiert haben. Ich bringe Ihnen nur zwei Beispiele: Sie haben unendlich lang mit dem Bund im Zusammenhang mit dem Schnellbahnausbau verhandelt. Was ist das Ergebnis? Nicht nur Null, es ist sogar weniger als Null, denn soeben erfahren wir, ebenfalls in den letzten Wochen, dass die Schnellbahntakte als Erfolg sozusagen dieser Verhandlungen ja sogar weniger werden sollen! Das, meine Damen und Herren, ist exakt der falsche Weg, wenn’s darum geht, das Verkehrschaos in dieser Stadt zu lösen und auch et-was für unsere aller Gesundheit zu tun.

Noch ein zweiter Bereich: Wie kann es sein, dass es in einer der reichsten Städte der Welt nach wie vor eine Vielzahl von Regionen gerade an der Peripherie der Stadt gibt, wo man in der Früh eine gute halbe Stunde lang auf den Bus warten muss? Also da ist es dann voll-kommen klar, dass die Menschen aufs Auto umsteigen. Das kann man Ihnen ja auch nicht verdenken, das hätte ja genauso gut auch ich, wenn ich dort wohnen würde, getan. Das sind genau jene Bereiche, in denen nichts, aber auch rein gar nichts in den letzten Jahren in Wien weitergegangen ist.

Vielleicht ein Bereich, wo schon ein bisschen etwas weitergegangen ist: Der Grüngürtel rund um die Stadt, der jetzt in einer Art sehr, sehr, sehr schleichender Sala-mitaktik immer weniger wird, weil plötzlich in wunderschönen Grünlagen Villen entstehen. Da gibt es ein paar Beispiele auch schon aus den letzten Jahren, wo ich mir denke, das ist zu stoppen, denn werbewirksam Wanderungen rund um Wien zu organisieren, finde ich eine wunderschöne Idee. Das ist sehr, sehr schön und klingt auch alles schön und gut, aber dann, wie gesagt, wenn diese Wanderrouten an den Villen von bestimmten befreundeten Damen und Herren vorbei führen, die plötzlich mitten im Grünen, dort wo es niemals diese Widmung hätte geben sollen, entstanden sind, dann wird es schon problematisch.

Ich schließe mit einem letzten Bereich ab, der mir auch sehr am Herzen liegt, der Frauenpolitik. Hier kann man der Stadt grundsätzlich ein relativ gutes Zeugnis ausstellen, damit es nicht heißt, wir würden alles, alles, alles schlecht reden. So ist es nicht. Hier wird auch einiges getan und auch im Bundesländervergleich steht Linz sehr gut da. Selbstverständlich kann es immer mehr und auch besser sein.

Auf den Frauenarmutsbericht warten wir. Auf den Frauenbericht warten wir. Es hat Anträge der GRÜNEN im Zusammenhang mit einem Frauenbericht der Stadt Wien gegeben. Die sind sogar angenommen worden. Es hat geheißen, er kommt, er kommt, er kommt. Ein bisschen ist das schon “Warten auf Godot“, meine Damen und Herren. Wir würden und sehr freuen, wenn Godot ausnahmsweise kommt, und zwar vor dem Wahltermin im Oktober, damit wir uns ein bisschen mit den Inhalten auch auseinandersetzen können.

Fakt ist, dass dieser Bericht nicht sehr erfreulich ausfallen wird, denn die Frauenarbeitslosigkeit hat in den letzten Jahren massiv zugenommen, auch die Frauenarmut hat zugenommen. Aber es lohnt sich, sich diese Zahlen genau anzuschauen und sich dann gemeinsam zu überlegen, was man tun kann. 

Zwei Bereiche würden mir für die Zukunft sehr, sehr am Herzen liegen und gerade hier, wenn die Stadt Wien Vorreiterin sein möchte, glaube ich, dürfen wir nicht so-zusagen geizen, gerade was diesen Detailbereich betrifft:

Nummer 1: Ausbau der Kinderbetreuung gerade für Kinder ab dem sechsten Lebensmonat und bis zum dritten Lebensjahr. Ja, ab dem dritten Lebensjahr ist der Deckungsgrad in Wien nahezu 100 Prozent, aber unter dem dritten Lebensjahr ist nur eins von vier Kindern be-treut, auch in der Bundeshauptstadt. Wir wissen alle, dass gerade das es ist, was Frauen den Wiedereinstieg in den Beruf erschwert, genau diese Lebensphase des Kindes und was Frauen auch den berühmten Karriereknick kostet. Hier müssen wir investieren. Das ist nicht nur Frauenpolitik, das ist Familienpolitik, das ist auch Wirtschaftspolitik in dieser Stadt und diesen Schritt müssen wir setzen.

Ein zweites: Betriebe fördern, die Frauen fördern. Meine Gemeinderatskollegin Monika Vana hat das bereits mehrfach vorgeschlagen. Es würde nichts dagegen sprechen, den Weg zu beschreiten, dass die Stadt Wien die Auftragsvergabe bevorzugt daran koppelt, dass Unternehmen Frauen fördern und dafür auch Frauenförderungspläne haben. EU-rechtlich ist so etwas möglich und es gibt eine Vielzahl von europäischen Staaten oder auch Städten, die das bereits tun, allerdings gekoppelt an andere Kriterien. Es wäre an der Zeit, auch darüber zu diskutieren, ob die Stadt Wien nicht auch diesen Weg beschreiten könnte, um hier, wie auch gesagt, wenn man es so möchte, eine Wirkung innerhalb der Stadt, innerhalb auch der Wirtschaft zu erreichen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es bleibt mir noch ein Letztes, meine Damen und Herren. Es wird sicher die Frage kommen, woher denn das Geld für all diese Maßnahmen nehmen, was die GRÜNEN ja schon wieder alles wollen. Ich sage, das Geld ist da. Wunderbar. Zwei Beispiele dazu: Die Stadt muss nicht Musterschülerin bei jedem Finanzausgleich sein. Man muss nicht da sitzen und auf das “Bravo“ des Bundes warten, gerade dann, wenn man die Finanzpolitik des Bundes kritisiert. Man muss nicht Maastricht-Überschüsse in 100 Millionen-Höhen produzieren. Die Stadt kann natürlich auch in anderen Bereichen sparen. Nicht zuletzt in den letzten Tagen haben wir ja auch über die Auftragsvergabe an Compress in der Höhe von 300 Millionen EUR diskutiert, wenn ich mich nicht irre, die meines Erachtens viel, viel besser gerade bei dringenden Aufgaben im Sozialbereich hätten investiert wer-den können oder in unseren Schulen oder oder oder.

Das ließe sich aber ziemlich lange von hier aus erklären, was man alles mit Hunderten Millionen Euro machen kann, das diese Stadt viel dringender als Werbemaßnahmen im Ausland braucht, die noch dazu in dieser Art und Weise vergeben werden. Darüber wird auch zu diskutieren sein.

Meine Damen und Herren, ich kann nur abschließen mit der Feststellung, wenn eine Stadt Vorreiterin sein möchte, wenn eine Stadt mit gutem Beispiel vorangehen möchte, um der Republik zu zeigen, wie es auch anders gehen kann, dann braucht diese Stadt allem voran eines, weil die Kompetenzen hat sie und die Finanzen hat sie auch, also sie braucht Mut. Der fehlt und das spiegelt sich in diesem Finanzausgleich wider. Deshalb werden die GRÜNEN auch dem Rechnungsabschluss für 2004 ihre Zustimmung nicht geben. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Offensichtlich hat der Herr Vizebürgermeister, bevor er diese Wahlrede hier gehalten hat, sich vorgenommen, dass ein guter Tag für die Wiener SPÖ mit Realitätsverweigerung beginnt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich weiß, dass wir am Anfang einer Woche stehen, die mit dieser Rechnungsabschlussdebatte beginnt und damit endet, dass die SPÖ beschlossen hat, den Gemeinderat und Landtag aufzulösen und die Arbeit einzustellen. Aber trotzdem ist es ein Punkt, über Wirtschaftspolitik noch einmal zu reden. Und es ist ein Punkt, darüber zu reden, wie denn die wirtschaftspolitische Bilanz der Ära Häupl aussieht. Die wirtschaftspolitische Bilanz der Ära Häupl heißt: Weniger Arbeitsplätze als vor mehr als 10 Jahren, heißt: Eine Pleite im Bankenbereich, heißt: Pensionsprivilegien statt Verwaltungsreform. Das ist die Realität von mehr als 10 Jahren Regierung Häupl! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Einzelnen aufgezählt:

Vor mehr als 10 Jahren hat es in Wien mehr als 35 000 Arbeitsplätze mehr gegeben als heute. 

Damals hat es eine ertragsstarke Bank gegeben, die CA. Diese Bank wurde aus rein parteipolitischen Gründen liquidiert, die Marke gelöscht, zusammengelegt mit einer anderen Bank: (StR David Ellensohn: Mit Zustimmung der ÖVP!) Ich finde es bemerkenswert, dass es an dieser Stelle von den GRÜNEN einen Einwand gibt. (GR Godwin Schuster: Ohne Zustimmung der ÖVP?) Ich er-innere mich daran, wie das im Jahre 1996/97 war. (GR Godwin Schuster: Sie waren ja nirgends dabei! Sie wissen von nichts!) Die GRÜNEN haben mitgetan, dass die CA von der Bank Austria übernommen wurde. Ich würde mich dieser Verantwortung auch schämen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Sie waren immer dabei!) 

Wir haben festzustellen, dass das Esse CA einfach aus parteipolitischen Gründen zerstört worden ist. (GR Godwin Schuster: Ohne Zustimmung der ÖVP?) Wir wissen heute genau, dass ohne diese Fusion der CA mit der Bank Austria wir nicht in die Situation gekommen wä-ren, die dann zur Fusion mit der HVB und jetzt zu der it-alienischen Lösung kommt. (GR Godwin Schuster: Sie betreiben jetzt die Realitätsverweigerung, von der sie zu-erst gesprochen haben!) Das wissen Sie! Das ist die Realität! (GR Godwin Schuster: So etwas ist ja witzlos!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, schauen wir uns die Situation der Pensionsreform an. Es gibt hier seit Jahrzehnten eine Diskussion, und zwar eine durchaus zu Recht geführte, gerade auch von sozialdemokratischen Gewerkschaftern, nach Harmonisierung der Sy-steme. Das ist vor sich gegangen, nur die Stadt Wien hat ausgeschert, hat dazu beigetragen, dass in Wien die Stadtbeamten bis 2009 mit 60 in Pension gehen. Das ist nicht nur wirtschaftlich unvernünftig, sondern unsolidarisch gegenüber den ASVGlern (GR Godwin Schuster: Human! Kollege Tschirf, als Gewerkschafter müssen Sie das vertreten! Das ist mies!), unsolidarisch vor allem auch gegenüber den Bundesbeamten, unsolidarisch ge-genüber den Wiener und österreichischen Steuerzahlern. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das ist unsolidarisch!) 

Eines sei an dieser Stelle auch gesagt: Mich wundert es schon, wenn der Herr Vizebürgermeister den Herrn Bundskanzler angreift. Er sollte sich einmal ansehen, wie das der Herr Bürgermeister so tut, der von "mieselsüchtigen Koffern" redet, der Herr Bürgermeister, der am 1. Mai eine Peinlichkeit am Wiener Rathausplatz liefert, die ihresgleichen sucht! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Es kann sich nicht jeder so gewählt ausdrücken wie Ihr Herr Bundeskanzler!) 

Ich weiß, das ist sicher auch dem Herrn Vizebürgermeister peinlich gewesen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, ich verstehe, dass man in dieser Situation nur davor auf die Flucht geht, auf der Flucht hier auf andere hinweist, statt die eigenen Probleme aufzuzeigen. (GR Godwin Schuster: Oh je! Schwach!)

Herr Bürgermeister, wo immer Sie sind, Herr Finanzstadtrat (VBgm Dr Sepp Rieder: Der ist hier!), ja, der ist da, aber ich habe das im Hinblick auf den Herrn Bürgermeister gemeint. (StR David Ellensohn: Dann müssen Sie sich klar ausdrücken!) Aha, offensichtlich braucht 
die SPÖ wieder von den GRÜNEN Unterstützung. (StR David Ellensohn: Mein Gott, sind Sie wehleidig!) Ich weiß, es ist halt schon so, man kann nicht schnell genug sein, aber schauen Sie sich das in Deutschland an, wie die Situation dort ist. Das ist die Situation in Deutschland. (Beifall bei der ÖVP. - StR David Ellensohn: Sie brauchen nicht nervös zu werden! Das hören Sie nicht so gern!) 

Herr Finanzstadtrat, wir hätten uns gern mehr über Wien angehört. (GR Godwin Schuster: Sie waren offensichtlich nicht im Saal!) Sie haben sich mit dem Bund auseinander gesetzt. Sie haben sich nicht damit auseinander gesetzt, dass Wien das traurige Schlusslicht, was die Arbeitsmarktpolitik in dieser Stadt betrifft, ist. 10 Prozent. (GR Godwin Schuster: Wer ist zuständig? Gestern hat der Präsident Leitl gesagt, er selbst ist zuständig, nicht die Politik!)
Herr Schuster, Ihnen als altem Gewerkschafter, muss das ja auch im Herzen weh tun, wenn Wien Schlusslicht ist, wenn Wien 10 Prozent Arbeitslosigkeit hat und das auf Bundesebene um ein Drittel niedriger ist. Jeder Arbeitslose ist zu viel, aber 10 Prozent ist viel zu viel! (Beifall bei der ÖVP.) 

Diese Arbeitslosigkeit ist ja nicht zufällig. Die hängt zusammen mit der Wachstumspolitik. Schauen wir uns hier die verschiedenen Bundesländer an: Da liegt Wien mit 0,6 Prozent knapp über dem Burgenland; beispielsweise andere Bundesländer: Die Steiermark beim Sechsfachen, Vorarlberg beim Fünffachen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das wären die Fragen gewesen, wo ich heute in der Früh Antworten vom Herrn Vizebürgermeister gesucht hätte! Das ist es, womit wir uns in den nächsten zwei Tagen beschäftigen sollten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt natürlich etwas, wo die Wiener SPÖ dafür sorgt, dass Wien ganz vorne ist. Das sind die Ausgaben für, und ich verwende bewusst ein Wort des Herrn Vizebürgermeisters von heute morgen, für Propaganda, für Brot und Spiele. Dafür werden rund 100 Millionen EUR in dieser Stadt ausgegeben. Das ist die Realität. Ich glaube aber, dass viel mehr für Investitionen ausgegeben werden sollte, dass viel mehr für Wirtschaftsförderung ausgegeben werden sollte. Ich glaube, dass gerade auch für die Nahversorgung viel mehr ausgegeben werden sollte. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das ist ein Wahnsinn!) 

Die Realität: Wirtschaftswachstum magere 0,6 Pro-zent, Arbeitslosenquote satte 9,8 Prozent. 

Wie sieht es mit den Investitionen dieser Stadt aus? Wenn wir 2004 auch eine Stabilisierung im Bereich der Investitionen feststellen können, gehen sie 2005 wiederum zurück.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn heute schon auf Herrn Wirtschaftskammerpräsidenten Leitl hingewiesen wurde, hier könnte Wien auch einen Anteil leisten, einen Anteil zu Investitionen. (GR Johann Driemer: Das kann aber auch der Bund machen!) Jeder, der sich mit der Struktur Österreichs beschäftigt, mit den Ge-meinden, Städten und Ländern, weiß, wo die entsprechenden Investitionen geleistet werden. Gerade in den Städten, gerade in Wien wäre das notwendig. (GR Godwin Schuster: Haben Sie gehört, was die Bürgermeister der Städte sagen?) Wo tun Sie das? Was geschieht für die Wiener Wirtschaft? (GR Johann Driemer: Wir investieren mehr!) Was geschieht für den Arbeitsmarkt in Wien? (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Fragen Sie die Frau Rothauer! Die sitzt in den Gremien!)
Herr Kollege Schuster, gerade weil ich den Rat von Frau StRin Rothauer so schätze, rede ich so. Wir leiden darunter, dass nicht mehr geschieht für Wien und für die Wiener Wirtschaft. (GR Godwin Schuster: Das glaube ich nicht!) Das ist die Realität und der sollten Sie sich stellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, noch etwas, wo Investitionen möglich, notwendig wären: Pflegemilliarde. Vor rund zwei Jahren im Zuge des zweiten Lainz-Skandals ist sie angekündigt worden. Nur in einer Anfragebeantwortung, die wir bekommen haben vom Herrn Bürgermeister, ist eigentlich auch drinnen gestanden, dass nichts anderes geschehen ist, als dass man einfach eh schon vorgehabte Investitionen anders betitelt. Das ist alles. Wo ist die Pflegemilliarde? Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist eine Frage, die wir auch in diesen zwei Tagen von Ihnen beantwortet bekommen sollten, Herr Vizebürgermeister.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, kommen wir auf die Wirtschaftsförderung zu sprechen. Die Wirtschaftsförderung im engeren Sinn wurde 2004 zwar mit 113,7 Millionen EUR mit etwas mehr veranschlagt als im Vorjahr, aber in der Realität war es dann so, dass die Wirtschaftsförderung um 10,8 Millionen EUR weniger be-tragen hat als 2003. Nur das, was real geschieht ist, das, von dem die Wirtschaft etwas hat und von dem die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt etwas haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie sieht es in einem Bereich, der ganz wesentlich für wirtschaftliche Impulse für eine Stadt ist, aus, das heißt im Bau- und Baunebengewerbe? Das sind die Bereiche, in denen Ar-beitslosigkeit entsteht. Auch hier sollte einiges geschehen. Wie ist denn das? Seit 1996 ist hier die Situation, dass die Auftragsbestände um satte 15,6 Prozent zurückgegangen sind, im Österreichschnitt lediglich um 4,8 Prozent. Da kann man nicht sagen, der Bund und das und das. Das ist Eigenverantwortung und dieser Ei-genverantwortung haben Sie sich zu stellen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Wien muss feststellen, dass 2004 ein Jahr der Rezession war, weil alles das, was von der SPÖ an zusätzlichen Finanzmitteln versprochen wurde, letztlich nichts anderes als Schall und Rauch war. Das Ergebnis: Wien schaffte 2004 nur 0,6 Prozent Wirtschaftswachstum und bildete mit dem Burgenland das Schlusslicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, da sollten Sie sich an der Bundesregierung ein Beispiel nehmen! (GR Godwin Schuster: Nein, wirklich nicht!) Schauen wir uns an, was 2004 alles geschehen ist. Schauen wir uns etwa die Steuerreform an. (GR Godwin Schuster: Erzählen Sie etwas anderes!) Beispielsweise die Senkung der Körperschaftssteuer, das heißt, der Einkommenssteuer für Unternehmen. (GR Heinz Hufnagl: Für Großunternehmen! Für die internationalen Konzerne!) Sie wissen doch gerade auch als Betriebsrat, dass wir dann Arbeitsplätze schaffen können, wenn es der Wirtschaft gut geht und wann entsprechende Anreize da sind, dass sie sich hier ansiedelt. Der Bund hat durch diese Maßnahmen viel für den Wirtschaftsstandort Wien getan. Das wissen wir. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Herr Vizebürgermeister hat am Anfang von dem "Stern"-Artikel gesprochen und hat hier drauf hingewiesen, dass das auch für Wien gut ist. Es ist eben für Wien gut, wenn Wien Konzernzentrale ist. Daher ist es wichtig, dass es eine Entlastung bei den Gruppenbesteuerungen mit dieser Steuerreform gegeben hat. Das ist ein Vorteil, gerade auch für Wien und für die Wiener Wirtschaft. (GR Friedrich Strobl: Das kann doch nicht Ihr Ernst sein!)

In dieser Steuerreform findet sich auch anderes, etwa ein Kinderzuschlag zum Alleinverdienerabsetzbetrag od-er die Anhebung der Pendlerpauschale. Das ist alles, was für die Wienerinnen und Wiener, für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in dieser Stadt gut ist. Das ist durch den Bund geschehen, nicht durch die Wiener SPÖ! (Beifall bei der ÖVP.)
Oder sehen wir uns an den Bereich der Forschung und Entwicklung, wie hier die Forschungsausgaben im Jahr 2004 um 2,27 Prozent des Bruttoinlandsprodukts und gegenüber 2003 um 7,6 Prozent angestiegen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir vermissen entsprechende Maßnahmen in Wien, genau so, wie wir erwarten würden, dass das Thema "Arbeitsmarkt" en-dlich angegangen wird. Wir erwarten uns hier auch einen Beitrag Wiens zur Infrastrukturoffensive und nicht nur alles auf den Bund hinzuschieben. (GR Johann Driemer: Das geschieht ja dauernd!)
Was geschieht denn, meine sehr geehrten Damen und Herren? (GR Godwin Schuster: Man muss nur die Augen und Ohren aufmachen!) Es geschieht einfach viel zu wenig. Wo ist die Forschungsoffensive? Wo ist vor allem die Verfahrensoffensive, die der Bund hat? Noch immer hat Wien in den Genehmigungsverfahren die längste Dauer. Noch immer ist es in Wien nicht klar und deutlich, unter welchen Bedingungen man welche Genehmigung bekommt. Nehmen Sie sich ein Beispiel an Oberösterreich. Da ist einiges weitergegangen, mittlerweile ein Bundesland, das eine Wirtschaftslokomotive geworden ist. Das heißt, was wir in Wien brauchen, ist eine Verfahrensoffensive, ein rasches Paket. Das kann doch bitte auch bei den Wahlen noch geschnürt werden. Man muss jetzt nicht vier Monate lang die Leute mit Wahlmitteln überschütten. (GR Franz Ekkamp: Das ist eine Themenverfehlung!) Das kann doch nicht die Realität sein, meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Johann Driemer: Peinlichkeit zum Quadrat ist das!) Was notwendig ist, ist eine Breitbandoffensive, hat der Bund gestattet oder der Genehmigungsboom beim Ökostrom oder die Offensive im Bereich flexiblerer Arbeitszeiten. Auch hier ist es der Bund gewesen, der gemeinsam mit den Sozialpartnern dazu beigetragen hat, dass gerade für die Situation des Wirtschaftsraums Wien einiges ge-schieht. Qualifikationsoffensive oder Lehrlingsoffensive. (GR Godwin Schuster: Wie viele Leute hat der Bund eingestellt? Sagen Sie es bitte! Angekündigt sind 800 worden! Wo sind die?)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie wissen ganz genau, wo das Problem im Lehrlingsbereich liegt, leider in Wien auf Grund der mangelnden Wirtschaftspolitik, die Sie betreiben! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Wir halten das, was wir versprechen! Wo sind die, die der Schüssel versprochen hat!)
Ich habe hier einiges aufgezählt und wir haben vom Herrn Vizebürgermeister gehört, dass Wien im Ranking ganz oben liegt. Es gibt leider auch ein Ranking, das er verschwiegen hat: Das Ranking der teuersten Städte. Wissen Sie, wo Wien dort gelegen ist? Vor drei Jahren noch auf Platz 77. Wissen Sie, wo es jetzt liegt? Auf Platz 10. Das ist ein Thema des Rechnungsabschlusses und der Diskussion der Wirtschaftspolitik dieser Stadt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Wo ist die Quelle bitte?)
Ich würde Sie bitten, schauen Sie sich, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie, ein-mal die Gebührenpolitik der Stadt Wien an. (GR Godwin Schuster: Sagen Sie bitte, wo die Quelle ist?) Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sehen das in allen Be-reichen. Ich fürchte, ich muss Ihnen wieder alles aufzählen, was Sie alles in den letzten Jahren, auch im Jahr 2004 getan haben. Ich kann es Ihnen leider nicht er-sparen, weil Sie es nicht einsehen. (GR Godwin Schuster: Sagen Sie immer die Quelle dazu!) Sie wissen es, aber Sie wollen es einfach nicht darstellen, weil das passt einfach zu der Propagandamaschine, zu Brot und Spiele, nicht dazu. Schauen wir uns an: Gaspreiserhöhung, die Belastung für jeden Verbrauchshaushalt. (GR Heinz Hufnagl: Was ist mit der Energieabgabe auf Bundesebene?) Beispielsweise Strompreiserhöhung. (GR Godwin Schuster: Sagen Sie aber gleichzeitig dazu, wie viele nichts bezahlen! Das ist nicht so! Sie tun, als ob es alle zahlen müssen!) Hören Sie zu! Sie könnten ja etwas dagegen tun, aber Sie tun nichts dagegen! 

Kindergartenpreiserhöhung: 130 EUR Mehrkosten pro Jahr. Ich würde darüber nicht lachen, weil das sind die Familien, die hier betroffen sind. Ich würde nicht lachen. Ich glaube, darum geht es hier. Sie wissen ganz genau, dass es die Familien sind, die meistens in der schwierigsten finanziellen Situation sind. Wenn wir uns monatliche Beiträge in Wien für Kindergartenplätze von 260 EUR vor Augen führen (GRin Erika Stubenvoll: Ein Drittel gratis!), dann sehen wir, das ist nicht Sozialpolitik! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Sie gehen an der Realität vorbei!)
Da spielt doch die kalte Progression auch eine Rolle, das wissen Sie doch ganz genau! Sie wissen, dass mancher, der heute Mittelständler ist, sich gar nicht mehr so leicht tut. (GR Godwin Schuster: Danke, liebe Bundesregierung! Die Armut steigt in ganz Österreich!) Das ist es, wo ich mir Antworten erwarten würde, auch soziale Antworten von einer Partei, die einmal angetreten ist, das soziale Gewissen in diesem Land zu sein. Das ist Vergangenheit, längst Vergangenheit! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Wahnsinn!)
Schauen Sie sich in einigen Daten den Vergleich zu Oberösterreich an! Das ist übrigens auch für die GRÜNEN gut. Man sieht, was eine schwarz-grüne Regierung zusammenbringt. Ich weiß, dass ich auch hier keinen Widerhall finde. (GR Mag Christoph Chorherr: Wieso? Anschober ist super!) Das sagen wir aber den Wählern, keine Sorge! 

Wenn wir uns die Situation des Schuldenstandes anschauen: Wien 2,9 Milliarden EUR, Oberösterreich null. 

Zinsenbelastung: Wien 40,9 Millionen EUR, Oberösterreich null. (GR Jürgen Wutzlhofer: Und der Bund?) 
Schulden pro Einwohner 2004: Wien 1°883 EUR, O-berösterreich null. (GR Jürgen Wutzlhofer: Wie ist das beim Bund?) 
Zahl der Arbeitslosen 2004: Wien 82 025, Oberösterreich 26 181. (GR Jürgen Wutzlhofer: Und die bundesweite Entwicklung?) 
Arbeitslosenquote: Wien 9,8 Prozent, Wien 4,5 Prozent (GR Godwin Schuster: "Oberösterreich" heißt das!), ah Oberösterreich. Noch einmal, ich hätte es so gern ge-habt, wenn man wirklich bei der Arbeitslosenentwicklung so gewesen wäre. Gerade als Wiener tut es einem weh, gerade als jemand, der aus dem Arbeitnehmerbereich kommt, tut es einem weh, wenn man diese Zahlen sieht. Das heißt, die Realität ist, Arbeitslosenquote in Wien 9,8 Prozent, in Oberösterreich 4,5 Prozent. 

Beschäftigtenzuwachs. Wie schaut das aus? In Oberösterreich plus 38 018 zwischen 1995 und 2003. Und wie sieht das in Wien aus? Über 20 000 weniger. Das ist etwas, wo man nicht grinsen sollte, sondern wo man nachdenken sollte (GR Walter Strobl: Schämen, nicht Nachdenken ist angesagt!), wo man einen Beitrag leisten sollte. (GR Georg Fuchs: Das ist traurig!)
Wie sieht es bei den Lehrlingen aus? Wir haben die Zahlen von 2003. Sie wissen, Oberösterreich hat weniger Einwohner als Wien, weniger Beschäftigte. 25 685 und Wien lediglich 16 043. (GR Franz Ekkamp: Wie schaut es mit der Arbeitslosigkeit bei den Jugendlichen in Oberösterreich aus?)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, schauen Sie sich bitte den Vergleich zu Oberösterreich an! (GR Godwin Schuster: Im Verhältnis zum letzten Jahr viel besser!) Wir sehen, dass im Industrieland Oberösterreich die Arbeitslosensituation deutlich besser als in Wien ist. Das heißt, dort, wo die ÖVP regiert, sehen die Wirtschaftssituation und die Arbeitsmarktsituation deutlich besser aus als dort, wo die SPÖ regiert. (Beifall bei der ÖVP. - GR Johann Driemer: Das sieht man auf Bundesebene!)
Das heißt, die SPÖ ist nicht nur in diesen Fragen wirtschaftlich nicht in der Lage, die Probleme zu lösen, sie ist damit auch unsozial, unsozial gegenüber den Ar-beitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Weil was ist unsozialer als Arbeitslosigkeit? Genau dafür ist beispielsweise die Regierung Schröder jetzt entsprechend behandelt worden. (GR Godwin Schuster: Der Bereich Bartenstein ist ganz genau so!) Die Regierung Schröder wird in diesem Jahr abgewählt werden und das ist gut so für Deutschland, gut so für Europa. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich weiß, dass sie das nächste Kapitel, das ich anführen muss, auch nicht gern hören. Auch dieses ist Realität, nämlich die Verschwendungspolitik der SPÖ, die Verschwendungs- und Geldvernichtungspolitik der Wiener SPÖ auf Kosten der Wiener Steuerzahlerinnen und Wiener Steuerzahler. 

Schauen wir uns etwa den Bereich der Gemeindespitäler an. Nehmen Sie sich ein Beispiel an den Ordensspitälern! Schauen Sie sich die IAS-Studie an, wo hier Einsparungspotentiale liegen, ausschließlich im Verwaltungsbereich, ohne irgendeine Beeinträchtigung für die Situation der Patienten. Im Gegenteil, wir hätten 190 Mil-lionen EUR zusätzlich für die Patientinnen und Patienten dieser Stadt und das wäre ein richtiger Ansatzpunkt. (Beifall bei der ÖVP.)
Auf die Situation der Magistratspensionsreform bin ich heute schon eingegangen. Das Finanzministerium hat zu Recht darauf hingewiesen, auch hier geht tatsächlich Wiener Steuergeld verloren, das für Anliegen der Wirtschaftspolitik, der Sozialpolitik dringend notwendig wäre. (GR Godwin Schuster: Das sagt der ÖAAB-Vorsitzende!) Das finden bitte auch die Arbeitnehmer so. Reden Sie einmal mit einem ASVGler. Reden Sie auch mit einem ASVGler bei der Stadt Wien, der hier benachteiligt wird. Das ist die Realität! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Von der Bundesregierung werden die ASVGler benachteiligt und er ÖAAB-Vorsitzende ist stolz darauf!)
Sehen wir uns die Situation des Umbaus des Ronacher an. Hier investiert die Wiener SPÖ, macht offensichtlich ein Mahnmal für den Herrn Kulturstadtrat. 47 Millionen EUR werden da in ein Denkmal für ihn gesetzt. Ist das bitte notwendig? 

Schauen wir uns den Schuldenberg bei den Wiener Bädern an. Seit vielen Jahren wird hier über eine Reform gesprochen. Nichts ist geschehen. 

Beispiel Waagner-Biro Real: 38 Millionen EUR sinnlos aus dem Fenster hinausgeworfen. 

Oder Rabenhof Theater, wie hier 2,5 Millionen EUR für SPÖ-Parteiprojekte verwendet wurden. 

Beispiel Wiener Sozialdienste: Aktienspekulation, Verluste zu Lasten der Ärmsten, ein sehr trauriges Kapitel, dass 537°179 EUR an der Börse in den Wind geschrieben wurden. Sie hören richtig, für Wiener Sozialdienste. Das ist auch nicht das, was man von einer Partei, die einmal den Anspruch erhoben hat und durchaus in der Geschichte ihre Verdienste hat, sich einmal als das soziale Gewissen dieser Stadt verstanden hat. 

Oder die Situation im Krankenanstaltenbereich: Ich sage nur, der Abgang des Hanusch-Krankenhauses. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser Re-chnungsabschluss ist eine dürftige Bilanz der Wiener SPÖ, eine dürftige Bilanz des Wiener Bürgermeisters! 2004 war wiederum ein Jahr des wirtschaftspolitischen Durchwurschtelns! Was gelaufen ist, ist eine PR-Walze über die Wienerinnen und Wiener, Brot und Spiele. Aber es wurde zu wenig für die Wiener Wirtschaft getan. Die richtigen Schritte vermisst man. Wo sind die entsprechenden Maßnahmen in der Sozialpolitik? Wo sind die Maßnahmen für ein menschengerechtes, modernes Pfle-gesystem? Wo sind die Maßnahmen für Wirtschaftsförderung und Nahversorgung? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das alles vermissen wir! Daher kann die ÖVP diesem Rechnungsabschluss nicht die Zustimmung geben! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Barnet. - Bitte.

GR Günther Barnet (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Die heutige Debatte ist, wie so oft, symptomatisch für den Zustand der regierenden Sozialdemokraten. (Heiterkeit bei GR Friedrich Strobl.) Der Herr Vizebürgermeister gibt natürlich - lachen Sie nicht, Kollege - seine Erklärung zum Rechnungsabschluss ab, die Mehrheit der Sozialde-mokratie verschwindet, zumindest aus dem Saal. Wenn Sie sonst auch verschwinden würden, hätten, glaube ich, alle Oppositionsparteien nichts dagegen. Aber wenn Sie versuchen, uns da alleine sitzen zu lassen und den Saal zu verlassen, weil Ihnen dieses Haus egal ist, weil Ihnen die Würde des Gemeinderats und der Rechnungsab-schluss egal sind, dann nehmen wir das zur Kenntnis! Aber es ist symptomatisch für Sie. Es ist symptomatisch für Sie, dass Sie nicht einmal den Erstrednern folgen wollen. Ob Sie mir zuhören oder nicht, ist mir wurscht, ich halte meine besten Reden während des Laufens ent-lang des Marchfeldkanals. Dort hört mir außer ein paar Vögel niemand zu und ich bin nachher zufrieden und glücklich. Sie brauchen nicht da zu sein, es ist mir wurscht. Sie gehen einfach. Die Mehrheit der Sozialdemokratie verlässt einfach den Saal und sagt: „Rechnungsabschlussdebatte, erste Runde, ist uns völlig wurscht, wir haben unseres getan." Der Herr Bürgermeister entfleucht. Ich weiß nicht, was er macht, vielleicht schreibt er gerade am Auflösungsantrag des Gemeinderats persönlich. Ich weiß es nicht. Jedenfalls ist er nicht da. Die Mehrheit von Ihnen ist auch nicht da. Ich hoffe, dass das nach dem angekündigten Wahltag, den uns der Herr Vizebürgermeister heute in den Raum gestellt hat, auch so sein wird. Ich hoffe, dass dann die Hälfte der Sozialdemokratie auch nicht mehr da ist. 

Herr Vizebürgermeister, gehen wir einmal auf den Inhalt Ihrer Rede ein. Der ist kurz zusammengefasst immer: Mit Wien ist alles wunderbar, mit dem Bund ist alles furchtbar. Das ist eine tolle SPÖ-Rednerschule. Das ist herrlich, das klingt schön. Aber es stimmt nicht! Beides stimmt so nicht! 

Trotzdem muss man Ihnen und auch dem Bürgermeister dankbar für die Ankündigungen und für das En-gagement sein, das Sie uns heute liefern, auch für den angekündigten Neuwahltermin, denn es hat zumindest ein Positives, die ÖVP ist aufgewacht. Der Tschirf kommt heraus, hält Brandreden, dass die ÖVP endlich die Kontrollpartei ist, genauso wie vor einigen Tagen sein neuer Obmann am Landesparteitag. Alles wunderbar, die ÖVP wacht auf, endlich wird Kontrolle geübt. Von den GRÜNEN wird einer abgeworben, damit man eine echte Kontrollpartei ist und es geht dahin, Propaganda, Brot und Spiele und ich weiß nicht, was alles, so, als ob die ÖVP in dieser Stadt nicht überall mitbeteiligt wäre. Wo man hinschaut, in den Magistrat, in ein Unternehmen, in einen Fonds, wo auch immer: Wer sitzt in der zweiten und dritten Reihe? Irgendein Schwarzer (GR Johannes Prochaska: Wo denn?), überall sitzt einer, und die ÖVP generiert sich als Kontrollpartei. (GR Dr Matthias Tschirf: Sagen Sie mir bitte einen!) Bitte, macht euch doch nicht lächerlich! Ich werde euch die Beispiele nachher noch zeigen. Niemand glaubt euch das! (GR Dr Matthias Tschirf: Wo? Wo bitte?) Niemand glaubt euch, dass ihr eine Kontrollpartei seid, insbesondere eurem Obmann, der auch um nichts besser ist. Ich schaue mir die Rednerliste des heutigen Tages an, den finde ich nicht, vielleicht hat er sich nachträglich eingetragen. Ich finde den Hahn nicht. Nicht, dass er mir abgeht, von mir aus kann er wirklich in der Nacht mit seinem privaten Autobus durch die Gegend fahren und sonst nicht vorhanden sein. Er ist mir wurscht, aber er redet kein einziges Mal. Er redet bei euch am Parteitag, aber nicht im Gemeinderat. (GR Dr Matthias Tschirf: Oh doch!) Hat er sich schon gemeldet? Auf meiner Liste steht er nicht. Zeigen Sie mir es! Auf meiner Liste steht er nicht. Hat er sich jetzt gemeldet, oder was? Vielleicht hat er sich jetzt gemeldet, wunderbar! Der Obmann der größten Kontrollpartei dieser Stadt spricht am ersten Tag beim Rechnungsabschluss nicht. Das muss man der ÖVP sagen! Jawohl, so eine Kontrollpartei seid ihr! Euer Obmann hat nichts zu sagen! (Beifall beim BZW und bei den GRÜNEN.) - Danke, ich werde das Fett bei den GRÜNEN kleiner machen. Okay, danke für den Applaus.

Kollege Tschirf, weil Sie das so wunderbar gebracht haben, wie toll denn der Bund ist: Wer investiert denn et-was in den Bund? Die ÖVP nicht, der Bartenstein auch nicht. Da werden wir noch auf die Frage des Herrn Bartenstein kommen. Mitinvestieren tut der Bund. Herr Vizebürgermeister, Sie stellen das immer nur ein bisschen dar, als ob es das nicht gäbe. Da gibt es keinen U-Bahn-Ausbau, den der Bund mitfinanziert, da gibt es keine Nord-Ost-Umfahrung, die der Bund finanziert, da gibt es keine Schallschutzwände, vorige Woche vom Infrastrukturminister und von der neuen Umweltstadträtin errichtet, die auch einmal etwas getan hat, außer nur schön zu sein. Aber das alles hat der Bund nicht gemacht. Da gibt es vor allem keinen Finanzausgleich. Da gibt es keinen Finanzausgleich, an dem das Land Wien nicht mit dem Bund gemeinsam beteiligt war. Da gibt es die Kritik am Bund, dass zu wenig Geld da ist. Aber wer schließt den Finanzausgleich alle fünf Jahre ab? Sie, Herr Vizebürgermeister, in Ihrer Funktion als Finanzstadtrat! Und dann tun Sie so, als wäre das alles furchtbar! 

Was wirklich furchtbar ist, sind die Zahlen, die die Stadt persönlich betreffen, wo der Bund keinen Einfluss hat, wo Sie es machen. Schauen wir es uns beim Personal an: Unter einem Prozent Abbau pro Jahr. Ja, wunderbar, viel zu wenig. Im gleichen Zeitraum der Bund das Doppelte. (GR Godwin Schuster: Alles super!) Natürlich, weil die öffentliche Verwaltung ist ja nicht dazu da, um Leute einzustellen. Die öffentliche Verwaltung ist dazu da, um das zu leisten, was er gesagt hat, nämlich die öffentlichen Güter bereitzustellen, aber nicht, um Leute einzustellen. Da könnte man in Wien bis zu 10 Prozent im selben Zeitraum sparen, und nicht 1°Prozent pro Jahr. Wenn ich das summiere und mit der Prozentrechnung und der Promillerechnung beschwere, also nicht fünf Komma irgendetwas, sondern 10 Prozent. 10 Pro-zent wären drinnen und das ist noch gar nicht so hoch gegriffen. Da ist bei der Verwaltung noch einiges drinnen und es ist auch ein schlechtes Verhältnis. Der Bund hat es vorgerechnet, Herr Vizebürgermeister, die Harmonisierung, wäre sie durchgeführt, 25 Millionen EUR pro Jahr, die jährlich mehr zur Verfügung stünden, um in die von Ihnen genannten Investitionen zu gehen. 25 Mil-lionen EUR. Für die, die in Schilling rechnen: 344 Mil-lionen ATS, in 10 Jahren 3,4 Milliarden ATS, die zur Verfügung stünden. Aber das wollen Sie nicht.

Das Verhältnis ist auch intern schlecht. Zwei Aktiven steht ein Ruheständler gegenüber. Das ist zu viel. Es werden auch immer mehr. Es ist auch der Aufwand im heurigen Jahr mehr geworden, für die Ruheständler um 33 Millionen EUR mehr Aufwand als im Voranschlag. Alles nur, weil Sie nicht gut haushalten.

Der Wirtschaftsstandort: Herr Kollege Tschirf hat zuerst wieder einmal als Wirtschafts- und Kontrollpartei - wie beides geht, weiß ich nicht - die Arbeitslosenzahlen dargestellt. Sie haben Recht, Kollege Tschirf, die höchsten im ganzen Bundesgebiet, höher als der Bundesdurchschnitt. (GR Dr Matthias Tschirf: Ich habe mit allem Recht!) Nein, mit allem haben Sie nicht Recht! Nein, das ist der ÖVP-Anspruch, gottgläubig zu glauben, dass ihr immer Recht habt, weil ihr ihn auf Erden verkörpert. So ist das nicht! Das wollte ich euch einmal sagen. Das macht nur der Papst und nicht die ÖVP! 

Aber Sie haben zumindest bei den Arbeitslosenzahlen Recht. Sie haben Recht damit, dass sie in Wien höher sind als überall anders und dass die Sozialhilfeempfänger sprunghaft angestiegen sind. Womit Sie Un-recht haben, ist die Frage, wer daran schuld ist. Da gibt es die Vorwürfe an das AMS in Wien, die würden keine ordentlichen Förderungsprogramme machen. Wer ist der Chef des AMS seit dem Jahr 2000? Der oberste Chef des AMS in ganz Österreich ist der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit. (GR Dr Matthias Tschirf: Das Aufsichtsorgan!) Tut doch nicht so! Martin Bartenstein, ein der ÖVP Wien hoffentlich nicht Unbekannter. Wenn, suche ich irgendwen, der ihn einmal vorstellt. Dann könntet ihr ihm einmal sagen, dass er auf das AMS ein bisschen einwirken soll.

Worum geht es der ÖVP in Wahrheit bei der Frage? Es geht euch darum, dass ihr in Wien zu wenig an diesen Programmen mitwirken dürft, dass das Institut der Wiener Wirtschaftskammer, das WIFI, zu wenig an den Programmen mitmachen darf. Da haben die Roten zu viel, da ist der WAFF zu stark, da ist das BFI zu stark und es gibt ein bisschen zu wenig Programme, die das WIFI machen darf. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist doch ein Blödsinn!) Weil die Arbeitslosen sind in Wahrheit für euch ein Markt, den sich diese beiden großen Anbieter teilen. Da geht es nicht darum, viele Leute zu vermitteln, sondern da geht es darum, viele Leute in den Karteien und in den Dateien zu haben. Je mehr Leute man da drinnen hat, umso mehr Geld kriegt man jährlich zugewiesen, egal ob von der Stadt oder vom Bund. Das kann man an Freunde verteilen, die Kurse und Programme machen. Das ist die Wahrheit. Ich kenne viele von der ÖVP, die das alle machen. Das ist der wirkliche Grund. (GR Gerhard Pfeiffer: Jetzt haben Sie uns erwischt! Also wirklich!) Ihr kommt in Wien zu wenig daran und deswegen regt ihr euch auf. Die Arbeitslosen sind euch wurscht, Hauptsache das WIFI und die Jank kriegen mehr Geld! Das ist euer Problem! (Beifall beim BZW. - GR Gerhard Pfeiffer: Jetzt haben Sie das endlich aufgedeckt!)
Die Abwanderung der Betriebe Sandoz, Baxter, alles wunderbar. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie sind ein Aufdecker!) - Herr Pfeiffer, bitte! Der Rühmann war ein besserer Pfeiffer. In der "Feuerzangenbowle" war der Rühmann ein besserer Pfeiffer. Bitte, sich die Zwischenrufe diesmal zu ersparen. (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, wenn Ihnen nichts Besseres einfällt!) Es fällt mir wirklich nichts Besseres zu Ihnen ein! Das ist so. Bitte, sich diese Zwischenrufe zu ersparen.

Herr Vizebürgermeister, die Klein- und Mittelbetriebe in Wien sind auch von der Kollegin Vassilakou angesprochen worden, die jetzt hoffentlich nicht für ein anderes Plakat oder sonst irgendetwas fotografiert wird. Ich würde mich freuen, wenn Sie in der ersten Runde dabei waren. Die Ich-AG, diese kleinen Unternehmen und dass die Stadt da nichts tut. Herr Vizebürgermeister, das trifft Sie wirklich! Da hätte die Stadt zwei Verantwortungen. 

Nehmen wir ein Beispiel, das Ansteigen dieser kleinen GesmbHs seit dem 1. Mai 2004. Das hat jetzt nichts mit Ausländerfeindlichkeit oder gegen Osteuropa oder sonst etwas zu tun. Das Ansteigen dieser Unternehmen in der Stadt um 125 Prozent, GesmbHs gegründet von Menschen, die seit dem 1. Mai 2004 der Europäischen Union angehören und hier ihre kleinen Unternehmen gründen, überwiegend aus Ost- und Südosteuropa. Die bieten natürlich zu Preisen an, wo der Wiener Markt sonst nicht mithalten kann. Die gehen im Jahr darauf be-reits nachgewiesenermaßen in den Konkurs. Die beschäftigen Illegale, leisten keine Abgaben, egal ob das Sozialabgaben sind, die zahlen keine Steuern, haben sich aber schon die Vorsteuer abgezogen. Da könnten Sie ein bisschen aktiv werden. Da könnten Sie der Gewerbebehörde einmal sagen, nämlich im Zusammenwirken mit den Finanzbehörden, dass die das einmal besser kontrollieren sollen. Denn wir kennen diese Beispiele, bleiben wir beim 7. Bezirk, bei diesen kleinen Unternehmen. Wenn dort zwei Kunsttischler eine neue Bude aufmachen, wo sie mit dem Black&Decker-Schleifer vielleicht den ganzen Tag im Hof schleifen oder irgendetwas machen, dann taucht dort die Entourage auf, mindestens 15 Frauen und Männer beim Genehmigungsverfahren, Bezirksräte, die am Vormittag oder am Nachmittag etwas kassieren, die Gewerbebehörde und ich weiß nicht, wer aller, und sprechen von Absauganlagen, Schalldämmung und ich weiß nicht was. Wenn ich den ganzen Tag mit dem Black&Decker-Schleifer bei mir daheim schleife, kann sich auch niemand aufregen. Wenn es ein Gewerbeunternehmen macht - das Gewerberecht sieht das so vor -, dann wird das verstärkt kontrolliert. Da sind die Werkmeister streng und da wissen sie alles. Die Entourage ist dort und einen halben Tag später haben sie ihn genug gequält und verlassen ihn wieder. 

Aber wo ist diese Gewerbebehörde, wenn es darum geht, diese kleinen GesmbHs aus dem Osten zu kontrollieren und zu sagen: Gibt es denn die wirklich? Beschäftigen die nicht überwiegend illegale Leute, die gar keine Aufenthaltsbewilligung und keine Arbeitsbewilligungen im Land haben? Ziehen die sich nicht schon die Vorsteuer ab und werden niemals Steuer zahlen? Zahlen die überhaupt die Sozialabgaben? Wo sind da die Behörden der Stadt Wien? Herr Vizebürgermeister, da könnten Sie den klein- und mittelständischen Unternehmen wirklich etwas Gutes tun, denen, die ihren Sitz da in Wien haben, in den Innenstadtbezirken oder wo auch immer. Wir wissen, dass die sterben. Da könnten wir ihnen helfen. 

Denn anderes, Kollege Tschirf, ist ja lächerlich! Diese ganzen Förderungs- und Subventionsprogramme. Wer glaubt denn wirklich, dass das irgendjemandem weiterhilft. Das ist ja keine politisch entscheidende Maßnahme. Die Politik hat Rahmenbedingungen zu schaffen. Aber keiner von uns kann Arbeitsplätze generieren, außer viel-leicht seinen eigenen. Und darüber sollten wir mehr nachdenken.

Herr Vizebürgermeister, wenn Sie dann schon Förderungen vergeben oder zumindest im Voranschlag in der Höhe von 150 Millionen EUR drinnen haben, dann geben Sie das doch wenigstens aus! Sie haben nur 138 Mil-lionen EUR davon ausgegeben. Ein Delta, ein Minus von 12 Millionen EUR, das in den Fördertöpfen für die klein- und mittelständischen Unternehmen in der Stadt drinnen wäre. Wenn ich jetzt hinausgehe auf die Josefstädter Straße oder sonst irgendwohin, finde ich sofort ein paar, die sagen: „Die 12 Millionen EUR hätte ich gut brauch-
en können für irgendeine Initiative." Aber sogar da liegen Sie falsch. Sie schaffen es nicht einmal im Laufe des Jahres, dieses gering bereitgestellte Geld auszugeben!

Oder die Schwerpunkte der Auslandsinitiativen im Wirtschaftsbereich: Wo liegen die? Wenn man dem Herrn Bürgermeister und seinem wirtschaftspolitischen Berater, dem Herrn Nettig folgt, in Westeuropa und in den USA. Als ob die tatsächlich ernsthaft auch bei uns investieren wollten. Wir wissen, das Gegenteil ist der Fall. Die ziehen bei uns eher ab, weil wir bei den Lohnkosten teilweise leider noch höher sind als die und weil wir auch weniger innovativ sind. Für uns wären Investoren aus ganz anderen Bereichen interessant, aus dem arabischen Raum, wo wirklich Geld vorhanden ist, wo man sich es anschauen könnte. Dorthin sollte man den Kommerzialrat und den Bürgermeister einmal schicken. Ich weiß, dort wird es schwierig sein, dass man am Vormittag zwei, drei Spritzer kriegt. Das sehe ich ein. Die kriegt man im arabischen Raum nicht gleich. Aber dort wären große Investoren, die in dieser Stadt wirklich noch etwas weiterbringen könnten. Oder überhaupt Südostasien, der Balkan, Osteuropa. Völlig versagt!

Ein Beispiel zeigt es heute deutlich: Der Finanzplatz Wien. Was passiert mit einem der ehemaligen Vorzeigeunternehmen, mit einer der Vorzeigebanken, der ehemaligen Zentralsparkassa, jetzt Bank Austria-Creditanstalt, eingebracht in die HVB? Stadtvermögen willkürlich vernichtet, verscherbelt zu billigsten Preisen, anstatt - wir haben es ausgerechnet - jährlicher Einnahmen von 85 Millionen EUR; wenn man damals einfach an die Börse gegangen wäre, hätte man alle Aktien damals zum Kurspreis verkauft. Man wird nicht gleich den Kurspreis erhalten, weil wenn man viel verkauft, geht er schnell hinunter, also annähernd 1,7 Milliarden EUR damaliger Verkaufspreis, wenn man die Aktien an der Börse verkauft hätte, lang- und mittelfristig veranlagt hätte und nur den Zinsgewinn entnimmt, und das kann man bei solch einer Höhe, weil das bringt man locker zusammen. Ich habe einmal einen Onkel gehabt, der hatte ein kleines Vermögen mit 1 Million EUR. Das hat er langfristig veranlagt und hat 3°Prozent Zinsen bei der Deutschen Bank gekriegt. Die hat er jährlich entnehmen können. Sie hät-ten 1,7 Milliarden EUR langfristig veranlagt gehabt, eine ganz geringe Zinsspanne, 5°Prozent pro Jahr, die Sie je-derzeit hätten herausnehmen können. Was wäre das ge-wesen? 85 Millionen EUR Einnahmen pro Jahr für die Stadt Wien. Was haben Sie sich selber vorgenommen? 7 Millionen EUR. 7 statt 85 hätten über den Wiener Wirtschafts- und Technologiefonds ausgeschüttet werden sollen. Ja, die Marie kommt nicht. Der Michi ist nicht da und die Marie ist auch nicht da. (GRin Mag Marie Ringler: Doch! Hier!) Ja, eine wunderbare Marie ist da. Aber nicht die, um die es mir geht, die die 7 Millio-nen EUR bringen sollte. Diese Marie ist nicht da. Herr Vizebürgermeister, das ist auch Ihr Verschulden und es ist auch das Verschulden der ÖVP, die sich als Kontrollpartei generiert!

Jetzt die Frage: Wo sitzen die Schwarzen in der zweiten und dritten Reihe, wenn es um den Fonds geht? In diesem WWTF, gegründet gemeinsam Bürgermeister, damaliger Vizebürgermeister DDr Görg und die AVZ-Stiftung. In diesem Fonds sitzt ihr drinnen, zweite Reihe fußfrei. (GR Dr Matthias Tschirf: Das stimmt doch nicht!) Natürlich! Schauen Sie auf die Homepage des Fonds! Das steht heute noch drinnen! Oder lassen Sie es ändern! Oder distanzieren Sie sich vom Görg! (GR Dr Matthias Tschirf: Sie haben keine Ahnung davon, wie das ist! Sie sagen die Unwahrheit!) Nein, ich habe schon eine Ahnung. Ich habe nachgeschaut, im Gegenteil zu Ihnen. Ich habe halt nur nicht den Dreck auf den Schuhen und das ist euer Problem! 7 Millionen EUR pro Jahr, die kom-men sollten und nicht da sind! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist dumm und falsch!) Nein, das ist nicht dumm und falsch! Das ist die Wahrheit! Mach die Homepage auf und schau nach, Kollege Tschirf! Du wirst es sofort finden. (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist die Homepage?) DDr Görg, Mitbegründer des WWTF, gemeinsam mit dem Bürgermeister und mit der AVZ-Stiftung. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist falsch!) Nicht sagen, dass das falsch ist! Gehen wir hinüber in die Stiftungs- und Fondsbehörde bei der StRin Wehsely! Dort können wir gleich Einsicht nehmen, ob der Bernhard Görg im Jahr 2003 den WWTF gegründet hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja nicht das Thema! Verstehen Sie es nicht?) Natürlich hätte der 7 Millionen EUR im Jahr ausschütten sollen und ausgeschüttet habt ihr null. Das ist euer Problem! Sich über alles aufzuregen, aber selbst immer in der zweiten und dritten Reihe dabeizusitzen, das ist das Problem der ÖVP! (Beifall beim BZW. - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist einfach unrichtig!) 

Aber ich komme zu einem anderen Kapitel, damit die ÖVP heute nicht ganz so viel Fett abkriegt. Herr Vizebürgermeister, die Kollegin Vassilakou hat es angesprochen, Soziales und Gesundheit. Ja, ein Wahnsinn! Da schaffen Sie es, das Budget wieder vorwärts zu bringen. Zwei Euro pro Tag mehr Spitalskostenbeitrag ab 1. Juli. Da wird es jetzt bergauf gehen. Das kostet den Wienerinnern und Wienern einiges. Es gibt andere Bundesländer, die das nicht machen müssen. Wenn Sie daher von so einem tollen Budget sprechen, dann sagen Sie auch immer, woher denn das Geld kommt. Das Geld kommt aus den Einnahmen, die Sie durch Gebühren und Abgaben den Wienern und Wienerinnen abnehmen. Da haben Sie eine totale soziale Ungerechtigkeit, obwohl Sie ständig davon reden. 

Nehmen wir uns ein Beispiel vor: Stadtwerke, ermäßigte Fahrscheine. Die Senioren, wunderbar, als Kriegsgeneration, ist mir alles recht, sollen nach dem Leiden wieder etwas haben. Aber dass alle Senioren in Wien den ermäßigten Fahrpreis kriegen, versteht keiner. Warum der Bürgermeister außer Dienst Gratz, sofern er mit den öffentlichen Verkehrsmitteln fährt, einen ermäßigten Fahrschein kriegt, verstehe ich nicht. Warum die berühmte Hofratswitwe, ob sie Klestil oder sonst wie heißt, einen ermäßigten Fahrschein kriegt, verstehe ich nicht. Aber warum die Sozialhilfeempfänger der Stadt und die Arbeitslosen in der Stadt, die theoretisch gefordert sind, sich mehrfach am Tag irgendwohin zu bewegen, um sich eine neue Arbeitsstätte zu suchen, weil ihnen das aufgetragen wird, nicht in den Genuss von ermäßigten Fahrscheinen kommen können, das muss mir einmal einer erklären. Wo ist da die soziale Treffsicherheit der Sozialdemokratie? Alle Senioren, von der Hofratswitwe bis zum Bürgermeister außer Dienst, ermäßigter Fahrpreis. Sozialhilfeempfänger, Notstandshilfeempfänger, Arbeitslosengeldempfänger, die sich jeden Tag am Arbeitsmarkt wieder bewähren sollten, bekommen keinen ermäßigten Fahrschein.

Oder ein anderes Beispiel, Herr Vizebürgermeister, ganz tolle Richtlinien: Zu mir kommt in die Sprechstunde eine Frau, geschieden, durch einen Fehler im Scheidungsverfahren, an dem sie leider selbst schuld ist, auf das Wohnrecht in der gemeinsamen Wohnung verzichtet, arbeitslos, ein Kind. Sie wollte Sozialhilfe beantragen, weil Sie davor nicht beschäftigt war und daher kein Arbeitslosengeld bekommt. Was sagt man ihr? „Ja, Sie können es schon kriegen. Rechtsanspruch haben Sie zwar keinen vollständigen, aber Sie können es schon kriegen. Nur, haben Sie ein Vermögen? Haben Sie irgendetwas?" Sie sagt: „Nein, ich habe nichts. Ich habe es Ihnen doch gezeigt. Ich habe auf den gemeinsamen Anteil der Wohnung verzichtet." Dann stellt sich heraus, Sie hat ein Auto, einen 10 oder 12 Jahre alten Mazda. Jetzt mache ich ein bisschen Werbung, ist ja wurscht. Wert laut Schätzpreis: 300 EUR. Was sagt die soziale Sozialdemokratie? „Zuerst wird das Auto verkauft. 300 EUR schauen wir, dass wir hereinkriegen. Denn erst, wenn das Vermögen weg ist, gibt es Sozialhilfe." Auch die Einwendungen, dass sie das Auto bräuchte, um sich einen neuen Arbeitsplatz zu suchen und dass sie sonst in ein paar Jahren oder in ein paar Monaten ein neues kaufen müsste, das für sie dasselbe wert wäre, wie dieses 10 oder 12 Jahre alte Auto, weil es eigentlich abgeschrieben ist, das neue Auto dann aber 3 000 EUR oder so kostet, waren egal, denn die Richtlinien sehen es so vor. Hast du ein Auto um 300 EUR, bist du arbeitslos, wohnungslos, geschieden, hast ein Kind, dann hast du zuerst das Auto zu verkaufen, denn diese Einnahme braucht die Stadt. Das, Herr Vizebürgermeister, ist weder sozial noch versteht das jemand!

Auf der anderen Seite, Herr Vizebürgermeister, die Einnahmen noch einmal: Nehmen wir als Beispiel Wasser, Kanal, Abfall, ein Überschuss von 110 Millionen EUR im Jahr 2004. Jetzt könnten wir vor Begeisterung aufspringen und sagen: Tolle Unternehmen der Stadt Wien, verdienen mit Wasser, Abwasser und Abfall 110 Millionen EUR. Aber das sind keine echten Unternehmen. Das ist niemand, der sich am Markt bewähren muss, denn ich wüsste nicht, wer sonst in Wien Abfall abnimmt oder wer Wasser liefert, ob man Brunnen schlagen müsste oder wohin das Abwasser fließen soll, ob wir wieder Senkgruben machen, wo wir die Colaflaschen einzementieren und dann durchschlagen, damit es ins Wasser hinunterrinnt. 110 Millionen EUR Einnahmen, die Sie angeblich in den nächsten Jahren in Investitionen stecken werden, jetzt als Rücklage gebildet, bei Wasser, Kanal und Müll. Ja, dann müssten aber in den nächsten Jahren die Preise deutlich hinuntergehen. Da müssten die gesamten Gebühren hinuntergehen. Das sind ja keine Unternehmen, die Gewinne erzielen sollen. Sie ha-ben zuerst von der Daseinsvorsorge gesprochen. Das ist ein öffentliches Gut, das den Wienerinnen und Wienern kostendeckend zur Verfügung gestellt werden sollte, nach dem finanzverfassungsgesetzlichen Äquivalenzprinzip kostendeckend und nicht, dass Sie daran verdienen. Sie sollen nicht daran verdienen, die Stadt Wien soll nicht daran verdienen und es sollen auch die Werke nicht daran verdienen und uns monatelang mit irgendwelchen Kampagnen quälen, die wir in der Stadt nicht sehen wollen. Wir wollen nicht, dass uns Wien Energie einen Monat lang sagt, dass man Sport machen soll um meinen Strom- und Gaspreis. Ich will das nicht. Das weiß ich eh. Ich will weniger Strom- und Gasgebühren zahlen. Ich will weniger fürs Wasser zahlen. Ich will weniger für den Kanal zahlen und will weniger für den Müll zahlen, weil ich nicht will, dass die dort 110 Millionen EUR Überschüsse auf Kosten aller Wienerinnen und Wiener errichten und dann drohen, Festspiele oder was auch immer zu machen, wie es der Kollege Tschirf zuerst gesagt hat. (Beifall beim BZW.) 

Ganz nebenbei, das Wasser ist nicht das Verdienst der SPÖ, muss man auch sagen, sondern eines liberalen Bürgermeisters, der vor mehr als 100 Jahren dafür gesorgt hat, dass diese Teile der Steiermark gekauft werden. Aber vielleicht denken Sie auch wieder an Eingemeindungen, um für die Zukunft vorzusorgen. Da bieten sich ein paar Umlandgemeinden an. Ich weiß nicht was, Maria Enzersdorf, Klosterneuburg, Korneuburg, Großenzersdorf, Gerasdorf. Das würde dazu führen, dass der eine oder andere Kommunalpolitiker dann auch in Wien wohnt. Vielleicht könnte das auch ein bisschen etwas für die Stadtkassa bringen.

Oder Strom- und Gaspreise, Herr Vizebürgermeister: Im Vorjahr Nachzahlungen der Haushalte, Einpersonenhaushalt in Wien, 50 m², 460 EUR Gaspreisnachzahlung, Einfamilienhaus, 140 m², drei Personen, Nachzahlung 790 EUR. Daran ist nicht der dritte Golfkrieg schuld, nicht der George W Bush oder sonst irgendwer, daran ist die Stadt Wien mit ihren Betrieben schuld, denn fast mehr als die Hälfte sind die Leitungsgebühren und nicht Strom und Gas. Unser Gas kommt bekanntlich aus Russland und hat mit dem dritten Golfkrieg gar nichts zu tun. Also das können Sie niemandem erzählen.

Wenn Sie dann die Frage angesprochen haben, ob die Wienerinnen und Wiener das beim bevorstehenden Wahlkampf, der eigentlich eh schon läuft, richtig bewerten werden, wobei wir alle den Antrag noch nicht kennen, dann sage ich Ihnen, die Wienerinnen und Wiener werden sich nicht durch teure Kampagnen, durch Feste, die sie alle selbst finanziert haben, irritieren lassen. Die wis-sen das ganz genau und können ihre Strom- und Gaspreisrechnung lesen. Die sind nämlich nicht so dumm, wie sie manche in dieser Stadt gern hätten.

Wenn Sie den Herrn Bundeskanzler, der wirklich nicht mein Freund ist, angesprochen haben, es sich bereits am Ballhausplatz bequem gemacht zu haben und der Kollege Tschirf dann in der Replik von Brot und Spielen der Sozialdemokratie in der Stadt gesprochen hat, sage ich Ihnen, da hat er nicht ganz Unrecht. Ihnen und dem Bürgermeister kann man sagen, es sind auch schon Cäsaren gestorben. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. - Bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann und muss genau wie meine Vorredner natürlich auch ähnlich beginnen, denn das ist wirklich immer wieder die Wiederholung nach dem Motto "täglich grüßt das Murmeltier", wenn sich der Herr StR Rieder heute hier hingestellt hat und ach dem Motto "täglich grüßt das Murmeltier" immer wieder alles schön redet und alles bestens redet, obwohl es in der Realität ganz anders aussieht. Dann ist das eben immer wieder die Wiederholung der gleichen Szenerie. Man fragt sich schon, warum der Bürger draußen auf der Straße, wenn man mit ihm spricht, sagt: „Wenn die Genossen, die ja die absolute Mehrheit in dieser Stadt haben, sagen, es ist eh alles so gut und so leinwand, warum finde ich dann keinen Arbeitsplatz in der Stadt? Warum ist dann letztlich für mich die Situation so, dass ich statistisch in AMS-Kursen versteckt werde, wie das heute der Fall ist? Warum, wenn alles so gut ist, ist es dann so, dass ich heute die permanenten Verteuerungen durch die SPÖ-Stadt-regierung bei den städtischen Gebühren erleben muss, wo ich als Bürger immer mehr und mehr bezahlen muss? Wenn eh alles so gut ist, fragt man sich, warum die Leistungen der Stadt Wien kaum oder nur unter der Teuerungsrate angepasst werden." All das sind Fragen, die draußen auf der Straße gestellt werden. „Warum finde ich keinen Arbeitsplatz? Warum ist das so, dass es heute eine offene Lehrstelle und sieben Suchende gibt?" Diese Daten sind einfach vorhanden in dieser Stadt, wenn man draußen mit den Bürgern ins Gespräch kommt. Da können Sie nicht das Spiel spielen: „Wir haben damit nichts zu tun." Die Genossen haben zwar die absolute Mehrheit, aber sie haben damit nichts zu tun. Das Spiel spielen sie. Sie versuchen, Ihre eigene Verantwortlichkeit im-mer abzuschieben. Das geht nicht durch. Das sehen die Menschen auch. Das verärgert sie auch, wenn Sie versuchen, dieses Spiel weiter zu treiben. Die Verantwortung tragen Sie!

Mir ist schon klar, dass der Herr Bgm Häupl jetzt die Wahlen vorziehen will und die Bürger wieder einmal mit Steuergeldern durch die vorgezogenen Wahlen belasten möchte, aber stattdessen wäre es eigentlich notwendig, die Rapidviertelstunde einzuleiten. Eigentlich sollte man die Rapidviertelstunde in Wien einklatschen, aber ich verstehe schon, dass der Bürgermeister keine Rapidviertelstunde einklatscht, weil er ja Austrianer ist. Das kann ich schon verstehen. Bei der Rapidviertelstunde ist man harte Arbeit gewohnt. Da schießt man noch viele Tore. Das möchte er nicht mehr. Ich kann mir schon vorstellen, warum. Jetzt führt er in der 70.°Minute beim Fußballspiel als Austrianer eins zu null und hat Angst, dass die Rapidviertelstunde auf ihn zukommt und er in den letzten 15 Minuten noch zwei Bummerl kassieren muss. Es ist mir schon klar, warum. Deshalb versucht er, das Spiel auf dem Rücken der Steuerzahler zu beenden, um halbwegs etwas über die Ziellinie retten zu können. Das ist mir schon klar. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber gut, das soll der Bürgermeister den Bürgern erklären, wie er das betrachtet. 

Heute ist die Partei des sozialen Gewissens angesprochen worden, also des sozial schlechten Gewissens muss man eigentlich ergänzen. Sie müssten heute die Partei mit dem sozial schlechten Gewissen sein, weil all die Dinge, die in der Stadt passiert sind, die 50 Belastungspunkte, die da in Kraft getreten sind, treffen natürlich vor allen Dingen den kleinen Mann in dieser Stadt, der heute davon betroffen ist.

Aber ich möchte trotzdem festhalten, Sie haben natürlich immer gute Prioritäten. Wenn es um Feiern von Festen geht, wenn es um die Erhöhung von Werbeetats und Budgets geht, um dann die genehme Medienberichterstattung vor der Wahl sicherzustellen, hat man die richtige Investition parat. Wenn es darum geht, den Bürgern etwas zu geben, fehlt dann natürlich das notwendige Geld. Bei der Arbeitslosigkeit ist es besonders brisant. Da muss man schon sagen, da ist der Herr Stadtrat schon jemand, der sehr zynisch ist, oder wie soll ich sagen, die Bürger mit seinen Ansagen, wie er sie heute auch geleistet hat, doch irgendwo aus der Welt, weil er letztlich die Situation so rosig darstellt und seine Verantwortlichkeit wegwischt. Man muss schon eines festmachen: Die Arbeitslosigkeit in den letzten vier Jahren in Wien ist eine Situation, die uns zum Schlusslicht hat wer-den lassen. Es ist heute schon angesprochen worden, wir haben den höchsten Anstieg der Arbeitslosigkeit im Vergleich zu allen anderen Bundesländern. 

Man muss schon den direkten Vergleich hernehmen, warum das so ist. Warum ist das so, dass gerade die zwei roten Bundesländer auch die rote Laterne als Schlusslicht haben. Das sind das Burgenland und Wien. Warum ist das so? Warum sind das gerade Bundesländer, die von Sozialisten regiert werden, wo das der Fall ist? Warum ist es so, dass sich der StR Rieder in die Öffentlichkeit stellt und sagt: „Wir haben Arbeitslosigkeit abgebaut." und damals versucht hat zu verschleiern, dass die Arbeitslosigkeit natürlich nicht abgenommen, sondern zugenommen hat, weil man nämlich die Arbeitslosen in Schulungen versteckt hat. Es gibt heute 2,3 Pro-zent mehr Arbeitslose, Anstieg von Jänner 2005 bis Mai 2005. Wir haben 13 235, die vormals in der Schulung waren. Der Anstieg in Richtung Schulung geht auf 18 915. Das heißt, wir hatten im Jänner 2005 83 770 Arbeitslose, im Mai 2005 80 318. Das kann man schön auch graphisch festmachen. Da hat man halt ver-schleiert von Ihrer Seite. Das Verschleiern geht halt nicht mehr hinein bei den Menschen. Das ist nicht mehr machbar. 

Es ist auch nicht machbar, auf der einen Seite darzustellen, man hat jetzt so viele Investitionen in diesem Be-reich, in Richtung AMS, ermöglicht und tut so, als wäre das der eigene Verdienst. Die Bundesmittel, die heute fließen, sind 31 Prozent. Unter sozialistischen Bundeskanzlern waren es 22 Prozent. Heute haben wir keinen sozialistischen Bundeskanzler, aber es sind 31 Prozent an Bundesmitteln, die fließen. Das verschleiern Sie. Das heißt, es gibt mehr Leistungen denn je für Wien, nur Sie machen nichts daraus, weil Sie hier eben Vogel-Strauß-Politik spielen.

Mit dem Geld, das die Bundeshauptstadt heute an Mitteln eben auch erhält und hat, mit dem Geld wurden im 1. Quartal 2005 zusätzlich 6 114 Arbeitslose umgeschult. Das sind um 48 Prozent mehr, die dann eben aus der Statistik verschwunden sind, aber in Wirklichkeit na-türlich Menschen sind, die nachher keine Arbeitsplatzgarantie haben, und nach der Umschulung - das wissen wir aus der Vergangenheit heraus - natürlich auch keinen Arbeitsplatz finden werden, weil in dieser Stadt einfach Arbeitsplätze vernichtet worden sind. Und das kann man und muss man festmachen. 

Seitdem der Herr Bürgermeister in Wien Häupl heißt, ist es so, dass in den 10°Jahren Arbeitsplätze vernichtet worden sind. Wir sind das einzige Bundesland österreichweit, wo es im Vergleich zum Jahr 1994 weniger Ar-beitsplätze gibt. Heute gibt es weniger Arbeitsplätze und das muss doch zu denken geben, warum ist es in Wien alleine so und in allen anderen Bundesländern ist es an-ders. Dort gibt es mehr Arbeitsplätze als im Jahre 1994. Warum ist das so? Das müssen Sie doch einmal erklären können. Ja, weil Sie versagt haben. Nun, da liegt ja die Erklärung auf der Zunge. Und es sind in allen anderen Bundesländern 88 000 oder mehr als 88 000 Ar-beitsplätze zusätzlich geschaffen worden, und nur da in Wien sind alleine in den letzten vier Jahren 13 000 vernichtet worden. Das zeigt schon einiges an Selbstversagen und das ist ja auch sozusagen die Situation, vor der wir heute stehen, dass eine Arbeitsplatztragödie vorhanden ist, in Wien eine Arbeitslosentragödie vorhanden ist und eine Finanzstadtratskomödie, die auf der anderen Seite dem gegenüber steht, dass man sich als Verantwortlicher noch belustigt und versucht, das wegzureden.

Also, alleine in den letzten vier Jahren haben wir einen Anstieg um 2,6 Prozentpunkte gehabt, und da ist eine Explosion einfach spürbar. Es hat sich somit die Ar-beitslosigkeit vom Anstieg her in Wien verdoppelt. Die 9,8 Prozent Gesamtarbeitslosigkeit, die wir heute haben, ist eben ein Rekordwert.

Und wenn Herr StR Rieder über die APA ausrichten lässt, dass für das Jahr 2005 zusätzliche Mittel in der Höhe von 9,5 Millionen EUR zur Verfügung gestellt werden und damit die unterschiedlichsten Programme finanziert werden sollen, wie er sagt, dann frage ich ihn, was mit den Mitteln, die schon bisher für den Arbeitsmarkt veranschlagt wurden, passiert ist. Und ich kann Ihnen sagen, was mit den Mitteln passiert ist, und diese beim Ansatz "wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen" veranschlagten Mittel, die wurden schon jetzt kaum in Anspruch genommen und sie wurden und werden auch in Zukunft nicht in Anspruch genommen. Im Voranschlag waren das immerhin 21 Millionen EUR, wie wir uns herausgerechnet haben. Verwendet wurden diese für zusätzliche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in Wirklichkeit nicht, denn tatsächlich sind es nur 2 Millionen EUR, die verwendet worden sind. Man fragt sich also, was ist mit dem Geld passiert, das man da veranschlagt hat, und das ist ja genau diese Verschleierungspolitik, die wir auch immer wieder bei Ihnen feststellen müssen.

Und da fallen einfach 19 Millionen EUR unter den Tisch. Wo sind die, was ist damit passiert? Ich möchte das einfach einmal wissen. Das kann ja nicht sein, dass man wirklich alle für blöd verkauft und hier im Grunde ge-nommen auch versucht, auch die Gemeinderäte für dumm zu verkaufen. Das interessiert mich, und das hätte ich heute gerne von Ihnen erklärt bekommen.

Und wir haben mit dem Schlusslicht, das wir heute österreichweit bei der Arbeitslosigkeit darstellen, immer wieder nur Ihr Placebo-Gerede. Sie reden sich das offensichtlich ein, oder versuchen, sich das einzureden, Sie arbeiten nicht, Sie verwalten nur und versuchen, sich rhetorisch sozusagen in eine schöne Theorie hineinzureden und hoffen, dass dieser Placebo-Effekt dann irgendetwas verbessern wird. Es ist leider nicht der Fall. Und Sie schauen sich auch nicht die Positivbeispiele in den anderen Bundesländern an, die es gibt und versuchen, da etwas vielleicht für Wien positiv umzulegen.

Im Lehrlingsbereich gibt es herrliche Programme in anderen Bundesländern, Lehrlingsförderungsprogramme wie in Vorarlberg, wo es ein bewährtes Fondsmodell gibt, mit dem Ausbildungsprämien bezahlt werden, oder in Kärnten die Lehrlingsprämie. Beides war sehr erfolgreich, und es gibt dort heute mehr offene Lehrstellen als Lehrstellensuchende.

In Oberösterreich hat es diese Abschnittslehren gegeben, wo man in verschiedenen Betrieben seine Lehre absolvieren kann und eben auch verschiedene Betriebe aufsucht und dort seine Lehrausbildung macht. Das hat dazu geführt, dass wir heute in der Situation in Oberösterreich 3 000 neue Lehrplätze vorfinden, was in Wien nicht der Fall ist. In Wien, beim Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds, wie schaut das da aus: Der hat sein Modell damals gleich wegen Erfolglosigkeit einstellen müssen. Nämlich die Lehrausbildung, der Lehrausbildungsverbund, war im Jahre 2003 so erfolglos, dass man ihn zugedreht hat. Wir haben eben heute die Situation, dass eine offene Lehrstelle vorhanden ist und sieben Lehrlinge eine suchen und dringend brauchen. 

Und da frage ich mich schon, warum schauen Sie sich nichts ab von anderen Bundesländern, die es besser machen. Das tun Sie eben nicht. Sie betreiben hier Verweigerung, Sie verweigern und wollen das nicht zur Kenntnis nehmen. Sie sind zwar nicht das Sandmännchen, streuen aber trotzdem den Menschen Sand in die Augen und ich kann Ihnen sagen, die Menschen werden aus diesem bösen Traum sehr wohl erwachen und sie werden sich daran erinnern nach dem bösen Traum, wer für diesen bösen Traum verantwortlich ist. Das sind Sie und niemand anderer in dieser Stadt. Sie haben die absolute Mehrheit. (Beifall bei der FPÖ und von GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.)
Und natürlich ist es so – und das ist heute auch schon angesprochen worden -, dass wir einen Mangel an Wachstumsinitiativen, ein Sinken kommunaler Investitionen haben, und natürlich auch das Abwandern von Unternehmen und Betrieben feststellen müssen. Speckgürtel um Wien, wenn man nicht gleich ins Ausland geht, aber wir erleben auch Insolvenzrekorde in dieser Stadt. Und das ist leider Gottes so. Es sind aber neben Ankerbrot, Grundig und der Porzellanmanufaktur Augarten und vielen anderen Betrieben, vorwiegend kleine Betriebe, kleine und mittlere Gewerbebetriebe, die heute angesichts der osteuropäischen Billigkonkurrenz zusperren. Wir haben allein im ersten Halbjahr 2005 1 037 Unter-nehmen, die Insolvenz anmelden mussten, das kann man beim Kreditschutzverband auch bei der Statistik festmachen. Es trifft immer die kleinen und die kleinsten Firmen, und das bedeutet auch, dass dort, wo kleine Fir-men und kleinere und mittlere Gewerbebetriebe zusperren müssen, natürlich auch die Arbeitslosigkeit entsteht, denn das sind ja die Arbeitgeber, diese kleinen und mittleren Gewerbebetriebe, denn über 85 Prozent aller Arbeitsplätze werden ja von den kleineren und mittleren Gewerbebetrieben sichergestellt. Und wenn es denen schlecht geht, wenn die zusperren müssen, wenn die kein Eigenkapital mehr haben, dann ist das keine Frage, dass dann alle darunter leiden, bis zum kleinen Mann, der den Arbeitsplatz verliert. 

Und da müsste man sich halt einmal wirklich von Seiten des Bundeslandes Wien Initiativen überlegen, wie man hier in diesem Bereich helfen kann.

Aber die Konsequenzen eben dieser falschen Wirtschaftspolitik, dieser falschen Budgetpolitik, führen ja auch dazu, dass wir heute einfach festhalten müssen, dass die Zahl der Sozialhilfeempfänger exorbitant angestiegen ist. Eine unglaubliche Steigerung vom Jahr 2000, da haben wir 41 737 Personen gehabt, die Sozialhilfeempfänger in Wien waren, im Jahr 2004 - heute haben wir die Zahlen noch nicht, - aber im Jahre 2004, sind es 75 782 Personen, die schon Sozialhilfeleistungen in An-spruch nehmen. (GRin Erika Stubenvoll: Das habt Ihr ihnen weggenommen!) 
Und schon jetzt wird die Sozialhilfe hier in Wien unterhalb der Teuerungsrate angepasst und in den letzten drei Jahren gab es überhaupt nur eine Erhöhung von 2,8 Prozent, und die Teuerungsrate lag aber bei 4,5 Prozent. (GRin Erika Stubenvoll: Sie sitzen ja da drinnen!) Und jetzt stelle ich schon die Frage, wenn Wien der teuerste Fleckerlboden Österreichs ist, warum man es dann genau die Sozialhilfeempfänger spüren lässt. Wir haben die teuersten Lebenshaltungskosten im Vergleich zu allen anderen Städten und Bundesländern und Sie laden es wieder auf dem Rücken der kleinen Leute, der Armen, der sozial Schwachen, ab. 

Das ist eben genau der falsche Weg, und wenn man jetzt auch die EU-Freizügigkeitsrichtlinie, die bis Mai nächsten Jahres umgesetzt werden soll, hernimmt, da kriegt man dann überhaupt natürlich eine große Panik und dann fragt man sich, was haben Sie schon versucht, gegen diese Entwicklung zu machen und zu unternehmen, was da nämlich auf uns zukommen wird. Da wird also das Sozialhilfesystem gänzlich aus den Fugen geraten, weil bei dieser Richtlinie verschärft sich einfach die Situation, dass sich Nichterwerbstätige aus Osteuropa mit ihren Familien ohne jegliche Übergangsfristen bei uns niederlassen können - so ist das dort festgehalten -, und wenn sie keine Mittel haben, so besteht das Anrecht, dass sie hier unsere Sozialhilfeleistungen in Anspruch nehmen können. Na bumm, denn wir haben heute schon Missbrauch genug mit den Ein-Mann-Firmen und Betrieben, die heute schon angesprochen worden sind, aber da müssen wir aufpassen, da müssen wir initiativ werden, da müssen wir Druck machen, dass wir hier die Ü-bergangsfristen verlängern, dass wir hier darauf schauen, dass es nicht in diese Richtung gehen kann, dass jeder Nichterwerbstätige zu uns kommen kann und dann hier alle Ansprüche genießt. Da soll es schon so sein, dass, wenn ein Nichterwerbstätiger zu uns kommt und eben im Grunde genommen nicht arbeitet, er auch nicht den Anspruch haben kann, sondern höchstens den Sozialhilfeanspruch in seinem Heimatland, nach den Regelungen, die dort vorhanden sind, aber sicherlich nicht nach unseren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich wundere mich auch, dass Sie eigentlich nicht aufgeschrieen haben, als die Slowakei jetzt sogar ihren Arbeitslosen Wanderungsprämien versprochen hat für die Zukunft, wenn sie ins Ausland gehen und sich hier im benachbarten EU‑Land einen Arbeitsplatz suchen. Also, das ist ja alles abstrus, da muss man doch endlich einmal auch von Ihrer Seite einschreiten, oder braucht es dazu eben ausschließlich die FPÖ die versucht, das auf-zuzeigen (GRin Erika Stubenvoll: Sie haben nichts verändert!) und die diese Dinge anspricht. Alle anderen schweigen, das ist ja das Drama, dass alle anderen schweigen. Wo ist denn Ihre sozialpolitische Verantwortung, ja, wo ist sie denn? Sie schweigen, ja, Sie schweigen und gehen zur Tagesordnung über. (GRin Erika Stubenvoll: Sie putzen sich ab!) 
Und wenn auch Herr Klubobmann Tschirf heute den Scheinheiligen gespielt hat, aber er hat eines richtig, ja, er hat eines richtig gesagt: Er hat heute zitiert, dass Wien zu den 16 teuersten, zur 16.-teuersten Stadt der Welt zählt. Und da gibt es also sehr wohl eine Erhebung und er wurde nach der Quelle gefragt, von welcher Erhebung er das hat. Also, ich kann die Quelle heute nachreichen, das ist das Mercer Human Resource Consulting-Institut, das das letztlich erstellt hat. Dort gibt es diese Erhebung und da können Sie nachsehen und feststellen, dass es so ist. Wir sind also im Vergleich mit 174 Städten im Jahr 2002 an 77. Stelle gestanden, als teure Stadt sozu-sagen, und sind vorgerückt auf den 16. Platz. Das heißt, wir sind immer teurer geworden, sind ins Spitzenfeld der Städte im Vergleich gekommen. 

Gleichzeitig aber geht es den Menschen auf der anderen Seite so schlecht wie nie, weil Sie im Sozialhilfebereich eingespart haben. Und da kann man ja dann auch in der Folge - und das werde ich dann bei den Behindertenorganisationen noch tun - einige Fallbeispiele aufzeigen, was es da sozusagen für Anschläge von Ihrer Seite gibt, die geplant sind. 

Das heißt, wir müssen Druck machen, dass sich auch über die Europäische Unionsebene etwas verändert. Aber dazu ist es wichtig, dass Sie da mit der Bundesregierung auch gemeinsam auftreten, um hier diese Migrationsprobleme, die natürlich auch unser Sozialhilfesystem zum Kollaps bringen würden, in den Griff zu be-kommen und um hier ausreichende Schutzmaßnahmen rechtzeitig sicherzustellen. 

Wir werden also im nächsten Landtag auch einen Antrag zu dieser Thematik einbringen und freuen uns natürlich, wenn Sie uns da unterstützen. Wir werden Sie hier auch in die Ziehung nehmen und werden dann auch sehen, wie Sie das unterstützen oder nicht. 

Aber interessant ist natürlich auch der Umstand, dass wir immer wieder bei Ihnen Falschbudgetierungen festmachen mussten. Im Ressort Laska war ja das gang und gäbe, und das ist ja auch der Öffentlichkeit bekannt. Also entgegen den Prognosen waren im Wiener Sozialhilfebudget 2004 nicht mehr, sondern sogar weniger Mittel budgetiert, als schon 2003 erforderlich waren. Und das ist natürlich schon auch wunderlich, weil man ja gewusst hat, eigentlich ist da eine andere Entwicklung der Fall. Da fragt man sich ja wirklich, warum hat man das unterbudgetiert, obwohl man ja die Entwicklung absehen konnte und absehen musste. 

Und dann hat man eine hohe Überschreitung gehabt, dann war es im Juni 2004, dass vom Gemeinderat eine Budgetüberschreitung für die Sozialhilfe in der Höhe von 46 Millionen Euro bewilligt wurde, und aus dem Rechnungsabschluss 2004 ist nicht mehr nachvollziehbar, ob diese Mittel ausgereicht haben, ob Kürzungen bei den Sozialhilfeleistungen notwendig wurden, oder ob die An-passung der Sozialhilfe unter der Teuerungsrate darauf zurückzuführen war. Das heißt, man bekommt eigentlich keine Aufklärung über diesen Themenbereich und Überschreitungsbereich, da wird halt verschleiert. 

Und das kann man am Beispiel des Freizeitfahrtendienstes, glaube ich, am besten nachvollziehen, und wo man - und wir haben uns von unserer Seite das einmal angesehen - es auch am besten aufzeigen kann. Überall ist der Ansatz im Bereich der Behindertenhilfe im Budget der Stadt in den letzten Jahren explodiert, und insbesondere im Bereich des Freizeitfahrtendienstes haben sich die Ausgaben in den Jahren 2002 bis 2003 fast verdoppelt, und zwar so, dass an Ausgaben für den Freizeitfahrtendienst 3,1 Millionen EUR im Voranschlag 2002 budgetiert worden sind, und dass es dann 5,6 Millionen EUR im Rechnungsabschluss 2003 waren. 

Wissen Sie, was Sie jetzt, was Sie für das Jahr 2004 dann veranschlagt haben? 2 Millionen EUR. Also, das ist alles so was von wundersam und so was von eigenartig, da fragt man sich wirklich, wer erstellt da ein Budget? Was sind die Gründe, dass man also solche Dinge hier unterbudgetiert? Wollen Sie oder haben Sie einen Kahlschlag im Freizeitfahrtendienst gemacht? Man hört das, man hört, dass man auf dem Rücken der Betroffenen of-fensichtlich das Budget heruntergefahren hat und dass viele, viele Menschen, die den Freizeitfahrtendienst bräu-chten, ihn heute nicht mehr in Anspruch nehmen können. Aber dann bitte, seien Sie ehrlich und sagen Sie das. Tun Sie nicht so verschleiern und das alles zudecken auf dem Rücken der Menschen, die es eigentlich bitter nötig hätten, dass sie Unterstützung finden. Und diese ganzen Anschläge auf das Geldbörsl der Wienerinnen und Wiener, die sind ja dokumentiert und die werden wir aufzeigen. 

Es sind 50 oder über 50 Belastungen, die Sie mit Ihrer absoluten Mehrheit in Wien in den letzten 10 Jahren zu verantworten haben. Und das hat beim Herrn Bürgermeister als Umweltstadtrat schon begonnen, wo er damals die Wassersteuer und die Kanalsteuer in Wien eingeführt hat. Er ist ein Meister der Belastungspolitik, er ist ein sehr erfinderischer und sehr findiger Bürgermeister, wenn es darum geht, Belastungen festzumachen. Er hat ja auch die Parkpickerlsteuer eingeführt, die er ja offensichtlich jetzt auf ganz Wien ausweiten möchte, wo man eigentlich, wenn man ehrlich ist, nur eine Bearbeitungsgebühr verrechnen sollte und nicht wieder übers Hintertürl eine Steuer. Eine Bearbeitungsgebühr würde reichen, aber hier versucht man halt, die Bürger wieder abzuzocken. Das Gleiche haben Sie ja, wie ich höre, für die Zukunft auch bei Ihrem rot‑grünen Projekt für Wien mit der Wiener Stadtmaut vor, wo man die Menschen be-lasten möchte und jetzt dort auch noch abzocken möchte. Das würde alles in das Bild passen dieser 50 Be-lastungen, die ja da von der Stromsteuer dann schon bis zur Wiener Müllsteuer geführt haben und zur Erhöhung der städtischen Kindergärten bis 250 EUR. 

Und man muss es immer wieder vorbringen, wir sind heute die familienfeindlichste Stadt, das familienfeindlichste Bundesland in Österreich, durch eine sozialistische Politik, wo die Menschen, die Familien, belastet werden im Kindergarten und teilweise 250 EUR pro Kind im Monat auf den Tisch legen müssen. Das können sich die Familien nicht leisten, wenn man zwei Kinder hat, die in den Kindergarten gehen müssen, und 500 EUR nur für den Kindergarten schon heute hinlegen muss, oder 400 EUR, dann ist das ein unglaublich hoher Betrag, wo viele wirklich gar nicht mehr zum Atmen kommen auf Grund dieser Belastung. 

Sie haben bei den WIENER LINIEN eine Erhöhung gemacht, Sie haben bei den Strom- und Gaspreisen noch einmal eine Erhöhung gemacht und das kann man jetzt endlos fortsetzen. Ich will das gar nicht, ich will nur ein Beispiel aufzeigen, das Beispiel einer Durchschnittsfamilie. Ein Beispiel einer Durchschnittsfamilie in Wien, beide Elternteile verdienen, zwei Kinder stehen im Kindergartenalter, sie wohnen in einer 80 m² Genossenschaftswohnung. Durch Ihre Belastungen, und die zähle ich Ihnen jetzt auf, durch die Erhöhung der Wasser‑, Kanal‑ und Müllgebühren haben die im Jahr plus 110 EUR zu bezahlen, durch Ihr Parkpickerl ein Plus von 105 EUR, durch die Kürzung der Wohnbauförderungsmittel und damit Verteuerung der Miete plus 480 EUR, durch die Verteuerung der Fahrscheine im öffentlichen Bereich plus 30 EUR. Höhere Bädertarife plus 15 EUR, wenn man einmal baden geht mit der Familie, höhere Kindergartengebühren plus 168 EUR, Erhöhung der Strom‑ und Gaspreise plus 150 EUR. 

In Summe eine Mehrbelastung im Jahr von 1 058 EUR, wo die Menschen heute wissen, danke SPÖ, ihr seid die Belastungsritter dieser Stadt. Wir müssen schauen, dass wir da etwas ändern, liebe Freunde. (Beifall bei der FPÖ.) 
Deshalb sind Sie auch jene Partei, ja die SPÖ ist heute jene Partei, die ein sozial schlechtes Gewissen haben muss. Ein schlechtes Gewissen müssen Sie haben, weil Sie hätten alles in Ihrer Macht Stehende gehabt, Sie hätten die Möglichkeit gehabt, in den letzten Jahren hier in dieser Stadt alles besser zu machen und zum Besseren zu wenden. Es hätte Sie niemand daran hindern können, weil Sie eine absolute Mehrheit haben. Wer hat Sie denn daran gehindert, Ihre absolute Mehrheit hier einzusetzen und für die Menschen dieser Stadt aufzuwenden? Niemand. Sie selbst haben sich daran ge-hindert, und das durchschauen die Menschen und deshalb werden Sie auch nicht durchkommen mit der Trickserei, die Sie vorhaben. 

Und ich verstehe schon, und ich habe das einmal verglichen mit dem Beispiel auch des Boxsports, wo ich gesagt habe, ich weiß schon, der Titelverteidiger kommt immer aus der roten Ecke im Boxsport, aber der Herausforderer kommt immer aus der blauen Ecke beim Boxsport. Da gibt es keine grünen oder schwarzen Ecken, da gibt es nur eine rote und eine blaue Ecke. Und ich habe gesagt, ich möchte fair sein, ich will nicht unter die Gürtellinie schlagen und ich weiß schon, der Bürgermeister ist wirklich im Vergleich zu mir ein Schwergewicht. Das gestehe ich ein, ja, das gestehe ich ein. Aber der hat mich unterschätzt. Er hat sich gedacht, na, was will denn der Junge da, jetzt kommt er da in den Ring, fordert mich heraus, den schlage ich doch in der zweiten oder dritten Runde k.o., hat er sich gedacht. Den schlage ich doch in der zweiten oder dritten Runde k.o., und auf einmal war die dritte Runde vorbei und der Bürgermeister hat zum Schwitzen angefangen und hat sich gedacht: Na bum, den haben wir unterschätzt, der hat eine gute Beinarbeit, eine gute Kondition. Und jetzt versucht er, die 15 Runden, die er in Wirklichkeit durchzustehen hätte, auf 10 Runden zu verkürzen, weil er es von seiner Kondition nicht aushält. Ich verstehe das schon, aber wir, wir werden Sie in dieser Stadt herausfordern, denn es braucht eine Partei, die alle Probleme dieser Stadt anspricht, wo andere schweigen und letztlich auch mit Ihnen mitspielen, um Sie zu decken. Da sind wir, (Redner unterbricht, um zu husten. - Beifall bei der FPÖ. – GR Harry Kopietz zur FPÖ: Jedesmal husten, dann applaudieren, bitte!) da sind wir im Asylmissbrauchsbereich die einzige Partei, die auch aufzeigt, was sich in dieser Stadt abspielt, wo Sie zudecken, und wo Sie in Wirklichkeit auch verschleiern. 

Oder beim Beispiel Winkläckerweg, da fährt man einfach über die Bürger hinweg in Floridsdorf. Da gibt es keine Bürgerinformation, da redet man nicht mit den Bür-gern. Da schafft man einfach Fakten und dann lädt man die Bürger ein und wundert sich dann, dass die Bürger aufgeregt sind, dass die Bürger sagen, und das waren sozialdemokratische Parteimitglieder - Sie brauchen das nicht zu verneinen, das waren sozialdemokratische Parteimitglieder, die dort gesessen sind -, die gesagt haben, ich haue mein Parteibüchel weg, ihr geht mit uns schlecht um, ihr überfahrt uns in dieser Stadt, ihr hört nicht auf uns, ihr setzt uns da einfach ein Heim hin ohne Vorinformation und beschwindelt uns auch noch in allen Punkten. Und wenn wir uns aufregen als Bürger, dann hören wir von einem Genossen, und ich zitiere ihn: „Halt’s die Goschn“. Das hat der gesagt, der Chef, der Präsident des Arbeiter-Samariter-Bundes. 

Ja, da wundere ich mich. Was ist denn das für eine Präpotenz, dass man so mit den Bürgern dieser Stadt redet? Das verbitte ich mir und da werden wir auch der Schutzherr der Bürger dieser Stadt sein. (Beifall bei der FPÖ. – GR Harry Kopietz: Spitze!) 
Natürlich, da werden wir uns vor die Bürger dieser Stadt stellen, denn so redet man mit Menschen nicht. Da sieht man auch, was für eine Präpotenz der Macht Sie heute haben. Wenn man so mit den Bürgern spricht und die Bürger so abschätzig herunterdodelt, das ist wirklich letztklassig. Das ist letztklassig, denn man hat die Sorgen der Menschen ernst zu nehmen und man hat ihre Probleme gerade in diesem Bereich auch ernst zu nehmen und sie nicht herunterzudodeln und in dieser brüsken Art und Weise diesen Problemen zu begegnen. Und natürlich ist es so, dass wir in allen Statistiken, auch ge-rade bei der Kriminalstatistik, leider Gottes sehen müssen, dass ein massiver Anteil der Kriminellen aus dem Asylwerberbereich kommt. 

Es ist leider so, es ist ein Faktum. Und es ist leider ein Faktum, dass heute in unseren Gefängnissen in Wien weit über 65 Prozent aller Häftlinge keine Österreicher sind, und da muss man auch etwas dagegen machen. Und es kann nicht so sein, dass die Wiener zuschauen müssen, dass auf offener Straße gedealt wird, und man machtlos dagegen ist. 

Da muss man etwas dagegen unternehmen. Und da müssen Sie als Stadtregierung auch einmal auf den Tisch hauen und sich Maßnahmen überlegen und nicht nur immer sagen, wir haben damit nichts zu tun, wir schauen halt zu. Das ist billig! Das ist billig und hilft den Bürgern nicht. 

Also, ich kann Ihnen sagen, gerade dort ist auch eine Verantwortung drinnen. Und wenn heute schon Asylwerberinnen am Straßenstrich stehen können in Wien, weil Sie das möglich machen, da ist man eigentlich nur mehr verwundert. Und ich komme zum Schluss, genauso ist es auch bei den Staatsbürgerschaftsverleihungen. In den letzten 10°Jahren über 140°000 Staatsbürgerschaftsver-leihungen nur in Wien, (GR Mag Christoph Chorherr: Na, Gott sei Dank!) weil das Kompetenz des Bundeslandes Wien ist, und die SPÖ in Wirklichkeit das auch zu verantworten hat. 

Über 140°000 Einbürgerungen, wo wir festhalten, dass es viele Menschen gibt, die die Staatsbürgerschaft bekommen haben, die heute die besseren Österreicher sind, die fleißig sind, die anständig sind, die sich integriert haben, die wirklich eine Stütze unserer Gesellschaft geworden sind. Aber leider Gottes gibt es auch andere, die nicht fleißig sind, die unser Sozialsystem missbraucht haben, die teilweise bis heute nicht Deutsch können, und wo man sich wundert, dass die eine Staatsbürgerschaft erhalten haben, und wo man sich wundern muss,...

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Herr Gemeinderat, bitte einen Schlusssatz. 

GR Heinz-Christian Strache (fortsetzend): ...dass Sie die Staatsbürgerschaft verleihen, wo nachher die Menschen einen Dolmetsch brauchen als österreichische Staatsbürger. Das ist ja abenteuerlich. Und es ist auch abenteuerlich, und das sage ich hier auch, dass Menschen, die strafrechtlich verfolgt werden - und das wird sich noch weisen - auf Weisung des Bürgermeisters die Staatsbürgerschaft erhalten haben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Ich bitte um einen Schlusssatz.

GR Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Ich sage es, wir werden als Oppositionspartei diese Missstände aufzeigen, wir werden die Kontrollpartei sein, wir werden in diese Stadt noch ordentlich frische Luft hineinbringen. (Beifall bei der FPÖ.).
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Friedrich Strobl. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bevor ich auf meine Vorredner eingehe, auf die Ausführungen und Feststellungen die sie hier gemacht haben, möchte ich mit einer Feststellung beginnen. Wir, die sozialdemokratisch geführte Landesregierung, haben hier die Finanzen dieser Stadt in Ordnung gehalten. Wir haben gezeigt, dass erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik, dass erfolgreiche Wirtschaftspolitik ohne Sozialabbau, ohne zusätzliche Belastungen und ohne neue Schulden möglich und machbar sind. (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist das?) Und wir haben gezeigt, wie erfolgreiche sozialdemokratische Politik aussieht. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist das?) 
Jetzt verstehe ich schon, dass das auch vielleicht ein Grund ist für die zum Teil abenteuerlichen Ausführungen und Feststellungen, die hier von meinen Vorrednern, vor allem von ÖVP, von BZÖ und natürlich auch von FPÖ, gemacht wurden. Denn dass hier eine gewisse Nervosität entstanden ist, ist ja wohl wirklich verständlich. 

Denn egal, welcher Fraktion Sie angehören, ob schwarz, ob blau, ob orange, gestreift, getupft, wie auch immer, Sie sind auf Bundesebene angetreten, damals mit den Ankündigungen, erfolgreiche Wirtschaftspolitik zu machen, erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik zu machen, ohne neue Belastungen und bei gleichzeitigem Schuldenabbau. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Nur, was ist das Ergebnis? Sie haben versagt, und in der Zwischenzeit haben wir das alles in Wien umgesetzt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Kollege Tschirf Matthias: Bei deinen Ausführungen - ich gehe nur auf einen Punkt ein - hast du darauf hingewiesen, dass die Schulden in Wien 2,9 Milliarden EUR ausmachen. Ich weiß nicht, wie du auf das kommst, möglicherweise hast du den Rechnungsabschluss aus dem Jahr 1994 studiert und nicht den vom Jahr 2004; es sind ganz einfach falsche Zahlen. (GR Harry Kopietz: Kollege Tschirf, was soll das!) Genauso wie die Zahlen bei der Wirtschaftsförderung falsch waren, die du genannt hast. Das ist auf Seite 141 im Rechnungsabschluss nachzulesen. 

Herr Kollege Barnet, der natürlich da ist, weil die erste Runde muss man sich ja anhören, zu Ihnen nur ganz kurz: Sie haben hin und wieder einen ganz guten Schmäh, (GR Günther Barnet: Danke!) aber dabei bleibt es. Inhaltlich ist es nicht wirklich so, dass Sie sich überall auskennen, und vor allem nicht im Bereich der Klein- und Mittelbetriebe. 

Und wenn der Herr Kollege Strache von der Mercer-Studie spricht, nun, warum haben Sie denn nicht erwähnt, dass genau Mercer dieses Institut ist, das Wien ein hervorragendes Zeugnis ausgestellt hat, dass Wien zu den Top-Städten der Welt gehört, was die Lebensqualität betrifft. Also, wenn Sie schon zitieren, dann zitieren Sie bitte auch komplett. 

Und vielleicht noch ein Satz zu den Ausführungen des Kollegen Tschirf. Ich habe den Eindruck - und viele werden das vielleicht bestätigen -, dass Sie vergangenen Freitag irgendwie nicht an einem Landesparteitag teilgenommen haben, sondern an einem Seminar in Kampfrhetorik unter der Leitung des Herrn Bundeskanzlers. Ich sage Ihnen eines, besser ist, Sie halten es so, wie es der Herr Bundeskanzler in den letzten Jahren gehalten hat: Schweigen Sie. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, zurück zum Rechnungsabschluss. Wenn man vom Budgetvoranschlag spricht, dann spricht man über die in Zahlen ausgedrückten Vorhaben der Politik. Und somit kann man mit Fug und Recht beim Rechnungsabschluss über die Bilanz der Politik des letzten Jahres sprechen. Und die Bilanz des Rechnungsabschlusses 2004, die Bilanz der Stadt Wien, ist eine hervorragende. Denn, was Wien im Bereich der öffentlichen Finanzen, und das nicht nur im Jahr 2004, sondern in den letzten Jahren, geschafft hat, davon meine sehr geehrten Damen und Herren der Opposition, kann der Herr Finanzminister nur träumen. 

Und lassen Sie mich dazu zwei bis drei Punkte anführen: Wien hat, unter sozialdemokratischer Führung, seit dem Jahr 2001 einen ausgeglichenen Haushalt. Das heißt, kein Budgetdefizit, und das, obwohl mehr für Investitionen, mehr für Wirtschaftsförderungen, mehr für Soziales, mehr für Gesundheit ausgegeben wurde. 

Wien hat einen ausgeglichenen Stadthaushalt erreicht, ohne Sozialabbau und ohne Belastungspakete.

Zweiter Punkt: Wir haben im gleichen Zeitraum die Schulden unserer Stadt halbiert. Und jetzt bin ich bei den Zahlen, die vielleicht Herrn Kollegen Tschirf interessieren werden. Nur ein Vergleich dazu, zu Ihrer Information: Im gleichen Zeitraum, nämlich in den Jahren 2000 bis 2005 wurden von Herrn Finanzminister Grasser 23 Milliarden EUR neue Schulden angehäuft. In Wien haben wir einen Schuldenstand von 1,5 Milliarden EUR, und im Vergleich zur Bundesebene kann man ja fast davon sprechen, dass Wien schuldenfrei ist. Und das, obwohl auf Bundesebene eine noch nie vorher gesehene Belastungswelle über die Bevölkerung unseres Landes hereingebrochen ist. 

Und das führt mich auch zum dritten Punkt, zu den Abgaben. Wir haben die Abgaben kaum erhöht. (GR Dr Matthias Tschirf: Was?) Und wenn in den letzten Jahren Abgaben erhöht wurden, dann wurden sie sozial verträglich erhöht, beziehungsweise wurden sie der Inflationsrate angepasst. Manche Abgaben, meine sehr geehrten Damen und Herren, wie die Gebühren von Wasser oder die Kanalgebühren, wurden in den letzten 10 Jahren nicht erhöht, die Kurzparkgebühren wurden seit 20 Jahren nicht erhöht. (GR Mag Christoph Chorherr: Leider, leider!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition von ÖVP, FPÖ und BZÖ vor allem, wenn Sie über Gebühren, Steuern und Abgaben sprechen wollen, nun bitte, dann tun wir das. Dann schauen wir uns doch das an, was die Bundesregierung unter der Führung von Schüssel und Grasser in den letzten Jahren gemacht hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Eine Steuerreform!) Sie haben die Steuern um 9 Milliarden EUR erhöht. Meine sehr geehrten Damen und Herren, 9 Milliarden EUR, das ist beinahe ein ganzes Wiener Jahresbudget. Und sie haben damit die Kaufkraft geschwächt, sie haben damit die Einkommen geschmälert und sie haben der Wirtschaft geschadet. Vor allem den Klein- und Mittelbetrieben haben sie geschadet, weil die Kaufkraft gefehlt hat. 

Und wissen Sie, was der Kardinalfehler dieser Bundesregierung ist: Sie haben ganz einfach die falschen Prioritäten gesetzt. Und ich beginne jetzt mit der Steuerreform. Weil Sie die Steuerreform angesprochen haben, nicht nur der Kollege Tschirf, auch andere Vorredner haben die Steuerreform angesprochen, und sie haben ganz besonders die Gruppenbesteuerung erwähnt: Also, das ist doch wirklich phänomenal, dass Sie sich trauen, da heraus zu gehen und einerseits für die Klein- und Mittelbetriebe zu sprechen und andererseits die Gruppenbesteuerung zu loben, die nichts anderes ist als eine Bevorzugung, und zwar eine einseitige Bevorzugung von internationalen Konzernen. Sie haben die falschen Prioritäten gesetzt, Sie haben die Investitionen sukzessive ge-kürzt, Sie haben die Anreize für die Investitionen abgeschafft. 

Wir haben seit 1945 erstmals in dieser Republik die Situation, dass Investitionen der Wirtschaft nicht mehr durch den Staat unterstützt werden. 

Sie haben nicht in Forschung und nicht in Entwicklung investiert, Sie haben nicht in den Arbeitsmarkt investiert, Sie haben nicht in die Beschäftigung investiert, dieser Bundesregierung sind die so genannten kleinen Leute völlig egal. Sie kaufen Abfangjäger, Sie unterstützen überdimensional die Landwirtschaft und sie machen Österreich zu einem Steuerparadies für Großkonzerne. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für uns Sozialdemokraten ist klar, das ist der falsche Weg. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, für uns Sozialdemokraten ist auch eines klar: Das hohe Maß an Investitionen in Wien in den Bereichen Wachstum und Beschäftigung, Forschung und Entwicklung, Aus- und Weiterbildung, Gesundheit und Soziales muss aufrechterhalten bleiben für unsere Zukunft, für die Zukunft der Wienerinnen und Wiener. (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist die Pflegemilliarde!)

Wir wissen, dass das sehr große Herausforderungen sind, doch wenn wir uns die Bilanz, den Rechnungsabschluss 2004, genau anschauen, dann haben wir diese Herausforderungen mit Bravour bewältigt. (GR Dr Matthias Tschirf: Oh ja!)

Es ist uns gelungen, die Investitionssumme der Stadt weiter auf ein Rekordniveau zu führen. Die Investitionsquote stieg von 13,6 Prozent im Jahr 2003 auf 14,2 Pro-zent im Jahr 2004.

Auch was die direkt nachfragewirksamen Ausgaben betrifft, haben wir mit 3,4 Milliarden EUR vor allem die Wiener Wirtschaft unterstützt. Und wenn wir über Investitionen sprechen, dann möchte ich auch darauf hinweisen, dass es zu einer Fülle von Aktivitäten und von Investitionen in den Wirtschaftsstandort Wien gekommen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn man in Wien über Wirtschafts- und über Arbeitsmarktpolitik spricht, dann muss man als Politiker natürlich auf die beiden wichtigsten Unterstützer in diesem Bereich hinweisen, nämlich den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds. 

Um diese Einrichtungen beneidet uns ganz Österreich, ich möchte fast sagen, ganz Europa. (Heiterkeit beim BZW.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie wichtig beispielsweise der WAFF ist, der erst vor kurzem eine hervorragende und erfolgreiche Zehnjahresbilanz präsentiert hat, zeigt sich darin, dass der WAFF allein im Jahr 2004 dafür gesorgt hat, dass es für 4 000 Men-schen zusätzliche Vollbeschäftigung gegeben hat. 4 000 Menschen, die ohne WAFF-Maßnahmen keinen Arbeits-platz gehabt hätten und die Arbeitslosenrate wäre dadurch wesentlich höher ausgefallen.

Wie dynamisch der WAFF sich weiter entwickelt hat - der Herr Vizebürgermeister hat schon darauf hingewiesen -, sieht man an der Entwicklung der letzten 10 Jahre. Denn, erhielt der WAFF im ersten Jahr seiner Gründung 4,65 Millionen EUR, so sind es heuer bereits 51,5 Mil-lionen EUR. Damit hat Wien die Mittel für den WAFF zur Unterstützung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen von 1999 bis 2005 mehr als verzehnfacht, meine sehr verehrten Damen und Herren, und das kann sich wahrlich sehen lassen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kann natürlich nicht alle WAFF-Projekte und -Aktivitäten hier auflisten, (GR Dr Matthias Tschirf: Gott sei Dank!) ich möchte aber doch auch ein paar Bemerkungen zum Wiener Wirtschaftsförderungsfonds machen, obwohl es auch hier natürlich unmöglich ist, alle Förderungen genau zu erklären, was aber anscheinend dringend notwendig wäre, denn bei Ihnen ist ja das alles spurlos vo-rübergegangen. Offensichtlich haben Sie sich nicht angesehen, was der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds allein im letzten Jahr an Unterstützung geleistet hat, vor allem der Klein- und Mittelbetriebe.

Aber, Wien ist auch im letzten Jahr, im Jahr 2004, wieder Spitze gewesen bei den Betriebsgründungen. 8 248 Betriebsgründungen hat es in Wien gegeben, das ist eine Steigerung um 24 Prozent im Vergleich zum Vor-jahr, und das sind 27 Prozent aller Betriebsgründungen in ganz Österreich. Wir haben die Hälfte aller internationaler Betriebsansiedlungen in Wien gehabt und 70 Mil-lionen EUR wurden von diesen internationalen Betrieben investiert (GR Dr Matthias Tschirf: Wie viele Betriebsstilllegungen gab es im vergangenen Jahr?) und es wurden 520 neue Arbeitsplätze, zusätzliche Arbeitsplätze, geschaffen, und wir haben insgesamt 35 Millionen EUR an Förderung für 662 Klein- und Mittelbetriebe bereitgestellt. (GR Dr Matthias Tschirf: Wie viele Betriebsstillegungen gibt es?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP, ich möchte doch auch die Gelegenheit nützen, vielleicht einen unverdächtigen Zeugen hier zu nennen für die hervorragenden Leistungen, die für die Qualitätssteigerung am Wirtschaftsstandort Wien sprechen.

Ich möchte Herrn Dr Oliva zitieren, der am 6.6. dieses Jahres beim zehnjährigen Jubiläum des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds anwesend war und in seinem Statement Folgendes gesagt hat: „Die Welt ist flacher geworden, die Wirtschaft ist mobiler geworden. Die Wirtschaft sucht sich den Standort mit der besten Qualifikation der Arbeitskräfte, sie sucht sich den Standort, wo investiert wird in die Infrastruktur, sie sucht sich den Standort, wo investiert wird in Forschung und Entwicklung, in Aus- und Weiterbildung, wo es Rechtssicherheit gibt, und wo die Erreichbarkeit hervorragend ist. Und Wien ist ein solcher Standort. 

Nur nebenbei, fragen Sie einmal Herrn Dr Oliva, was er davon hält, wenn der Flughafen Wien in Zukunft im Weinviertel ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Das werde ich Ihnen dann erzählen!) Das ist ja wirtschaftspolitisch wirklich Harakiri mit Anlauf, und das von einer ehemaligen Wirtschaftspartei. (GR Harry Kopietz: Ihr pfeift aus dem letzten Loch!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir können auch im Bereich Wirtschaft und Arbeit durchaus positiv bilanzieren. Und dass sich diese Investitionen in den Wirtschaftsstandort und in die Arbeitsmarktpolitik lohnen, zeigt auch die Tatsache, dass Mai 2005 der 10.°Monat in Folge war, wo in Wien die Arbeitslosenquote gesunken ist, im Gegensatz zum restlichen Bundesgebiet. Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition, schauen Sie sich doch die Wiener Konzepte genauer an (GR Dr Matthias Tschirf: Leider haben wir sie uns angeschaut!) und sorgen Sie dafür, dass der Bund, die Bundesregierung, auf den erfolgreichen Weg einschwenkt im Sinne unserer Wienerinnen und Wiener. (GR Harry Kopietz: Ich möchte gerne eine PISA-Studie bei der ÖVP machen! – GR Dr Matthias Tschirf: Oh, der Herr Professor!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben in Wien die Finanzen der Stadt in Ordnung gehalten. Wir haben das geschafft ohne Privatisierung öffentlicher Dienstleistungsunternehmen, wir haben das geschafft ohne Ausverkauf unserer Unternehmen, wir haben das geschafft ohne Ausverkauf unserer Wälder. Wir haben das geschafft ohne Verkauf unseres Familiensilbers, wie das auf Bundesebene gemacht wurde. Wir haben die Fi-nanzen unserer Stadt in Ordnung gehalten, ohne Kürzungen von öffentlichen Investitionen, wie das beispielsweise die Regierung Schüssel gemacht hat, wodurch die Arbeitslosigkeit ständig gestiegen ist, wir vernachlässigen nicht die Investitionen in die öffentliche Infrastruktur, wir kürzen nicht im Wohnbau. Im Gegenteil, wir schaffen und wir sichern durch zusätzliche Investitionen die Arbeitsplätze. Wir haben die Finanzen unserer Stadt in Ordnung gehalten, ohne Kürzungen von Sozialleistungen, wie das die Regierung Schüssel gemacht hat, im Gegenteil, wir haben die Sozialausgaben erhöht und wir haben das Gesundheitswesen für alle zugänglich gehalten und werden das auch in Zukunft so tun. Wir haben die Finanzen der Stadt in Ordnung gehalten, ohne die Leistungen für die medizinischen Einrichtungen zu schmälern und haben mit dem neuen Spitalskonzept die Weichen für die Zukunft gestellt. Die medizinische Versorgung der Wienerinnen und Wiener wird auch in Zukunft für alle leistbar sein. Wir haben die Finanzen der Stadt in Ordnung gehalten, ohne die Leistungen für Aus- und Weiterbildung zu kürzen, ohne Kürzungen von wichtigen Förderungen, wie das die Regierung Schüssel ge-macht hat, etwa für Hilfsorganisationen oder für Frauen oder für Kulturprojekte. Und wir haben schließlich die Fi-nanzen der Stadt in Ordnung gehalten, ohne die Steuern und Abgaben in einem unerträglichen Ausmaß zu er-höhen. 

Wir haben investiert in die Arbeitsplätze der Zukunft, wir haben investiert in den Wirtschaftsstandort Wien, wir haben den Wirtschaftsstandort Wien konkurrenzfähig er-halten, wir haben die Bildungs- und Aufstiegschancen bestmöglich gestaltet, wir haben Wien als soziale Stadt erhalten, die niemanden ausgrenzt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, all das unterscheidet Wien deutlich und vollkommen von der Politik der Bundesregierung, von der Politik des Herrn Bundeskanzlers Wolfgang Schüssel. Es ist daher nicht wirklich verwunderlich, dass die Zufriedenheit der Wienerinnen und Wiener mit der Stadtverwaltung und mit der Stadtregierung sehr hoch ist. Und es ist auch nicht verwunderlich, dass die Zustimmung für die Sozialdemokratie in Österreich und in Wien immer größer wird. Für uns ist das der Beweis, dass wir unsere Arbeit offensichtlich wirklich recht gut machen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte zum Schluss die Gelegenheit nützen und mich namens der Sozialdemokratischen Fraktion bei unserem Finanzstadtrat, Vizebürgermeister Dr Sepp Rieder, und bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern recht herzlich zu bedanken für die hervorragende Arbeit, die sie geleistet haben. Ich glaube, der Rechnungsabschluss in Wien kann sich sehen lassen, so wie sich die Politik in Wien sehen lassen kann, und nehmen Sie sich ein Beispiel an dieser Politik. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön. Als nächsten Redner habe ich Herrn GR Dipl Ing Margulies auf der Liste. Ich möchte nur darauf aufmerksam machen, dass ab jetzt bis zum Ende der Generaldebatte 20 Minuten Redezeit zu kalkulieren sind. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Auch diese 20 Minuten werde ich nicht ausschöpfen. Nachdem nun knapp drei Stunden Generaldebatte vorbeigegangen sind, die Sozialdemokratie in aller Demut Wien gelobt hat, so als ob es überhaupt keinen Anstieg der SozialhilfebezieherInnen gegeben hätte, die wirklich die Armut in Wien dokumentiert, (GR Harry Kopietz: An die Adressaten richten!) und das Problem ist, man kann doch nicht, wie Kollege Strobl gesagt hat, zufrieden sein, wenn gleichzeitig in Wien die Armut explodiert. (GR Christian Oxonitsch: Weltweit!) Kollege Strobl, das ist etwas, was sich meines Erachtens wie ein roter Faden durch die Rechnungsabschlussdebatte zieht. Wenn Sie nämlich sagen, das ist die Bilanz der Politik, und man wirklich einmal versucht, sich das wertfrei anzuschauen, dann fällt einem zum Beispiel - Bildung war ganz wichtig, haben Sie gesagt - ein Wahlspruch der Sozialdemokratie für Wien aus dem Jahr 2001 ein: “Es werden keine Lehrer eingespart.“ So etwa hat er gelautet. Und dann habe ich mir die Rechnungsabschlüsse angeschaut. Wissen Sie, um wie viele Lehrer und Lehrerinnen es im Pflichtschulbereich in Wien weniger gibt als zum Zeitpunkt Ihres Wahlversprechens? 1 360 Pflichtschullehrer und Pflichtschullehrerinnen gibt es weniger als zum Zeitpunkt des Wahlversprechens, aber es werden keine Pflichtschullehrer abgebaut. Dies zu Ihrem Wahlversprechen.

Oder wenn man sich die Situation im Bereich des Gesundheitswesens anschaut. Ich kann mich noch erinnern, wie ich ausgelacht worden bin bei den ersten Rechnungsabschlussdebatten, als ich gesagt habe, passt auf, die ganzen Rücklagen des Krankenanstalten-verbundes sind spätestens mit Ende der Legislaturperiode verbraucht. Und alle haben darüber gelacht. Ja, weg sind sie. Wer den Rechnungsabschluss des Krankenanstaltenverbundes gelesen hat, merkt, dass die freien Rücklagen de facto auf 15 Millionen EUR zusammengeschmolzen sind und selbst von den gebundenen Rücklagen nicht mehr allzu viel vorhanden ist. Und da ist nun überhaupt nichts von einer Pflegemilliarde zu merken ge-wesen. Und in diesem Sinne kann man doch nicht Wien loben, dass Wien so super funktioniert und dass es all diese Geschichten im Pflegebereich in den vergangenen Jahren nicht gegeben hätte. 

Also ein bisschen mehr Demut und ein bisschen eine ehrlichere Auseinandersetzung mit der eigenen Politik, und schon würde ich mir viel leichter tun, sage ich ganz offen, auch über diesen Rechnungsabschluss offen zu diskutieren. Denn Sie greifen, zu Recht sage ich, in vielen Bereichen den Bund an und Sie reden gleichzeitig vom innerösterreichischen Stabilitätspakt und wie super und wie wichtig und wie der eingehalten worden ist. Aber Sie vergessen dabei schon einen ganz, ganz wesentlichen Punkt, dass Wien insbesondere im Vergleich zum Budgetvoranschlag 2004 wahrscheinlich auf Länderebene der größte Profiteur dieser Politik der Bundesregierung war. Denn dann sagen Sie mir doch, warum irrt man sich so einfach um 60 Millionen EUR bei der Schätzung der Ertragsanteile. Ohne diese 60 Millionen EUR, die Seitens des Bundes der Stadt Wien via Finanzausgleich einfach zugeflossen sind, und die von Ihnen im Budgetvoranschlag überhaupt nicht vorgesehen waren, wäre das Budget der Stadt Wien jedenfalls anders. 

Vielleicht noch ein Satz - weil das in diesem Budget auch ganz, ganz deutlich wird - zum Pflichtschulbereich, und wie absurd zum Teil die Politik von Bund und Land gemeinsam im Pflichtschulbereich ist. Es ist nämlich spannend zu sehen, dass die Ausgaben für Pflichtschullehrer, wenn man die Pensionen und die Aktivbezüge zu-sammenrechnet, fast gleich geblieben sind im Vergleich zum Jahre 2003 und dennoch 2004 erheblich weniger Lehrer und Lehrerinnen beschäftigt waren. 

Das heißt, für Sie war es einfach wichtig, auf Bundes- und auf Landesebene gemeinsam mehr Pensionisten und Pensionistinnen zu finanzieren, über Jahre hinweg, anstatt in das Wiener Bildungssystem zu investieren. Und das ist bedauerlich. (GRin Erika Stubenvoll: Wer hat die Lehrer früher in Pension geschickt?)

Ein nächster Punkt, wobei ich vorwegschicke, dass es mir angesichts der Reden, zum Teil von Kollegen Tschirf, aber insbesondere der meines Erachtens wirklich unglaublichen Rede von Kollegen Strache, - und ich überlege mir wirklich, jedesmal, wenn er raus kommt, in Zukunft raus zu gehen - unerträglich ist, diese Ausländerfeindlichkeit, die latent rüber kommt, diesen Größenwahn, der zum Teil rüber kommt, zu ertragen. Entschuldigung, aber wer ist er in diesem Punkt. Und dann stellt er sich noch hin und tut so, als ob es sozusagen die größte Neuerung wäre, er kommt drauf, die Stadt Wien stellt beim Rechnungsabschluss ganz andere Zahlen vor als im Voranschlag, und beginnt, die Budgetwahrheit zu kritisieren. Kollege Strache, sie haben die vergangenen Jahre nicht zugehört. Das ist ja nichts Neues, der Rechnungsabschluss der Stadt Wien ist immer um zumindest 10 Prozent, und wenn wir alle Mehr- und Minderausgaben zusammenrechnen, um zumindest 20 Prozent vom ursprünglichen Voranschlag abgewichen. Die Budgetwahrheit, von der sie in der Rede vor mir gesprochen haben - jetzt sind Sie nicht da, aber das zeigt deutlich, wie vollkommen egal Ihnen in Wirklichkeit die Gemeinderatsdebatte ist, dass Sie sich nur rausstellen und irgendwie groß reden, das zeigt... (GR Mag Hilmar Kabas: Klassifizieren Sie nicht, Sie sind ja kein Lehrer!) Kollege Kabas, der Kollege Strache hat sich hergestellt und gesagt, die Budgetwahrheit stimme nicht. (GR Mag Hilmar Kabas: Das Argumentieren ad personam wirkt nicht!) Die Budgetwahrheit, Kollege Kabas, (GR Mag Hilmar Kabas: Die stimmt seit Jahrzehnten nicht!) die Budgetwahrheit hat nicht gestimmt, als Sie eingezogen sind ins Rathaus. (GR Mag Hilmar Kabas: Das macht es nicht besser!) Nichtsdestoweniger wäre es sehr angenehm - und das sage ich Ihnen schon - wenn die frische Luft, die durch den Kollegen Strache in den kommenden Gemeinderat herein gebracht wird, bewirkt, dass nämlich die FPÖ rausfliegt. Diese Tatsache allein bringt frische Luft in den Gemeinderat, und sonst nichts anderes. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Mag Hilmar Kabas: Was reden Sie so in die Zukunft hinein, Ihr braucht einen Reibebaum!)
Es wurde auch Bank Austria Creditanstalt noch einmal angesprochen und das, Kollege Tschirf, das hat Kol-lege Barnet schön herausgearbeitet, das muss ich wirklich dazu sagen. (GR Günther Barnet: Danke!) Sie waren nie dabei? Sie waren wirklich nie dabei? Sie waren nicht dabei, als die Bank Austria an die Creditanstalt verkauft wurde. Nicht Sie als Person, Creditanstalt war ÖVP, Bank Austria war Rot. Ja, glauben Sie im Ernst, dass so-zusagen was über die Bühne gegangen wäre, wenn sich einer der beiden Partner wirklich ernsthaft quergelegt hätte, glauben Sie im Ernst, dass es beim Verkauf beziehungsweise beim Aktientausch an die AVB gegangen wäre, wenn Sie nicht wollten? Was ist denn mit der Gedächtnisstiftung, die extra genau deshalb nach beiden Personen benannt wurde, weil beide maßgeblich daran beteiligt waren, den Wienern und Wienerinnen zu erklären, es ist gescheiter, die HVB-Aktien in eine Stiftung einzubringen als die Anteilsverwaltung Zentralsparkasse aufzulösen und den gesamten Besitz, damals ungefähr 22 Milliarden ATS, zu lukrieren. 

Jetzt wissen wir - wir haben das schon damals gesagt, die ÖVP sagt es jetzt -, es ist ein Milliardendebakel. Im Endeffekt wurden enorm viele finanzielle Mittel in den Sand gesetzt, und es ist bedauerlich, weil die Stadt Wien diese Mittel brauchen könnte. Aber kommen wir zurück, und damit auch schon langsam wieder zum Ende. 

Wenn Kollege Strobl gesagt hat, die öffentlichen Finanzen sind in Ordnung, sind super etc, und genau angesichts der Budgetdebatte erlaube ich es mir noch ein-mal zu betonen, die öffentlichen Finanzen sind kein Selbstzweck. Es geht nicht darum, ob eine Null dahinter steht oder ein Plus davor steht oder ob ein Minus davor steht, und es geht im Endeffekt kaum darum, außer man wirft Geld wirklich mit beiden Händen zum Fenster raus, dann gebe ich Ihnen schon Recht, dass das wirklich eine Rolle spielt. Aber die entscheidende Frage ist, in welche Bereiche, in welche zukunftsträchtigen Bereiche investiert man, und da kann es, wie für jeden Häuselbauer, für jede Häuselbauerin, sinnvoll sein, einen Kredit aufzunehmen oder nicht sinnvoll sein, einen Kredit aufzunehmen. Es hängt lediglich davon ab, welchen Nutzen man sich erwartet. Und wenn ich mir wirklich anschaue, eine Stadt wie Wien, eine im Verhältnis tatsächlich immer noch so reiche Stadt, die es sich leisten kann - wir werden das am Donnerstag dann sehen, - 3,5 Milliarden ATS, 240 Millionen EUR über 10 Jahre an zwei Verlage zu vergeben, solange Wien sich das leisten kann, soll man nicht im Sozialbereich sparen, soll man nicht im Gesundheitsbereich sparen. 

Und vielleicht wissen es einige Damen und Herren der Sozialdemokratie noch nicht, aber gleichzeitig, während beschlossen wird, sozusagen das Geld gerade im Bereich der Propaganda und der Werbung wirklich mit dem Füllhorn auszuschütten, ist schon jetzt daran gedacht, dass insbesondere im Sozialbereich im kommenden Jahr wieder 5 Prozent eingespart werden soll. Das ist Politik der Sozialdemokratie. 

Jetzt, vor der Wahl, wird in diesem Bereich noch einmal geschwind gesagt, alles ist in Ordnung, aber kaum wird die Wahl vorbei sein, wird die Stadt Wien zu-mindest 5 Prozent in weiten Bereichen des Sozialbereiches einsparen. (GR Christian Oxonitsch: Das habt Ihr vor drei Jahren erzählt, das habt Ihr von zwei Jahren erzählt, das habt Ihr vor einem Jahr erzählt, und es hat nicht gestimmt!) Lieber Christian Oxonitsch, es hat in vielen Bereich gestimmt. (GR Christian Oxonitsch: Zeige mit eine Zahl!) Wo hat es nicht gestimmt? Reden wir ernsthaft darüber, wo es nicht gestimmt hat. Es hat nicht gestimmt bei der Sozialhilfe, weil das eine gesetzlich reglementierte Zahlung war. In vielen anderen Bereichen aber, im Bereich der Behindertenhöfe, wurde schon eingespart, es wird permanent in Bereichen, zum Beispiel Drogenpolitik, eingespart, bei der Gesundheitspolitik, der Prävention, bei den Sozialpädagogen. (GR Franz Ekkamp: Also, wo fehlt es denn?) Entschuldigung, überall wird einspart im Endeffekt. 

Ich zeige dir nachher gerne die Bereiche, wo eingespart wurde, nur es hat keinen Sinn, jetzt sozusagen da von heroben mit Zahlen zu jonglieren, aber verfolgen wir den Personalstand bei den Sozialpädagogen. Verfolgen wir, in welchen Gemeinschaftszentren beziehungsweise Wohnungen zum Teil schon Personal abgebaut und die von Kindern ausgedünnt werden, damit Tageszentren er-richtet werden. Verfolgen wir im Gesundheitsbereich die Umstrukturierung, und dann wirst du sehen, lieber Christian Oxonitsch, dass jetzt die größte Vorbereitungsaktion zur Belastung der Wienerinnen und Wiener im Sozialbereich läuft. Und schaut euch doch an, wie es im Fonds Soziales Wien läuft. Ich wollte eigentlich den Fonds So-ziales Wien aussparen. Beim Fonds Soziales Wien, ich kann mich noch erinnern, wie ich im Vorjahr gesagt habe, der Verwaltungsaufwand alleine wird um 10 Millionen EUR größer sein. Da habe ich einen Brief vom Geschäftsführer Hacker bekommen, der gesagt hat, wie lässt sich das beweisen etc.

Jetzt schaut es so aus, dass der Verwaltungsaufwand des Fonds Soziales Wien in Wirklichkeit die gesamten Kosten um mehr als 25 Millionen EUR explodieren hat lassen und, Kollege Oxonitsch, zum Fonds Soziales Wien, der über 700 Millionen EUR im heurigen Jahr verfügt, (GR Christian Oxonitsch: Die nächsten drei Jahre wird es genauso sein!) und im Vorjahr haben wir ein bisschen weniger gehabt. Wo ist denn der Rechnungsabschluss vom Fonds Soziales Wien, gibt es den irgendwo, nun, gibt es ihn? Der existiert Mitte Juni noch nicht einmal, er existiert noch nicht einmal. Das ist eigentlich schon sehr dramatisch, Kollege Oxonitsch. Sie lassen das Sozialsystem, wenn Sie so weiter machen mit dem Fond Soziales Wien, auf ein Niveau herunterfallen, das der Bundesregierung würdig ist. Ich gebe schon zu, die Bundesregierung hat mit Sozialpolitik nicht sehr viel am Hut, aber Ihr arbeitet in die Richtung, dass Wien auch hier nahtlos anschließt.

Zu guter Letzt - ich habe sie auch genutzt, diese 20 Minuten - bringe ich noch einen Beschlussantrag zur sofortigen Abstimmung ein. Und zwar möge sich der Gemeinderat, und möglicherweise findet sich auch im Landtag eine Möglichkeit, diese Geschichte zu thematisieren im Rahmen der Auslieferung von Gudenus. 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass so rasch wie möglich ein Denkmal für die Deserteure der Wehrmacht errichtet wird. Die zuständigen Stellen mögen unverzüglich alle notwendigen Schritte einleiten. 

Wir beantragen die sofortige Abstimmung.“

Es wäre wirklich sehr nett, wenn Sie sich angesichts der Debatte, die am Mittwoch stattfinden wird, dazu sozusagen mit verleiten lassen können, unserem Antrag zuzustimmen, denn es ist höchste Zeit, dass auch den Deserteuren in Wien ein Denkmal gesetzt wird. Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu einer tatsächlichen Berichtung hat sich Herr GR Dr Tschirf gemeldet. Die Redezeit beträgt 3 Minuten. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann eine Bemerkung nicht so stehen lassen, weder persönlich noch was die ÖVP betrifft, nämlich dass wir an dem Deal Bank Austria - CA in irgendeiner Weise beteiligt gewesen sind. 

Sie wissen ganz genau, wie die Wahrheit ist: Ende 1996, im Dezember 1996 ist plötzlich bekannt geworden, dass die Bank Austria die CA übernimmt. Wir hatten hier in diesem Haus auch eine Diskussion - und da muss ich dazusagen, das war am Anfang unserer Koalitionszeit und ich war derjenige, der hier ganz massiv gegen die-sen Deal Stellung genommen hat; das war im Dezember 1996 in der Budgetdebatte. Aber politische Realität war damals, dass alle anderen Parteien außer der ÖVP nichts dagegen hatten, dass die Bank Austria mit fremdem Geld die CA gefressen hat. (GR Heinz Hufnagl: "Gefressen"!) Da hat niemand etwas dagegen gehabt, und ich möchte hier weder nachfragen, warum die GRÜNEN damals nicht bereit waren, bei unserem Antrag mitzustimmen, noch möchte ich die Rolle des nunmehrigen Vorsitzenden der BZÖ - oder wie immer sie heißt – Haider heranziehen, der sich ja damals, im Dezember 1996 – und man kann ja nachlesen, wie das war - in einem Hinterzimmer auch mit dem Wiener Bürgermeister getroffen hat, um über die Bank Austria zu sprechen. 

Das ist die Realität! Und ich glaube, das ist etwas, was auch im Protokoll des Gemeinderats drinnen stehen sollte: Dass es damals drei Parteien gegeben hat, die eindeutig dafür waren, dass die Bank Austria die CA übernimmt, und eine Partei, die dagegen war, und das war die Österreichische Volkspartei.

Das war eigentlich der Beginn des Ganzen! Und wenn ich heute nachlese und mir anschaue, was ich da-mals gesagt habe, dass ich nämlich in diesem Haus da-rauf hingewiesen habe, dass die Bank Austria damit eine Bank wird, die für Österreich zu groß und für Europa zu klein ist, dann muss ich feststellen – und wir wissen es alle ganz genau -, dass ich leider bestätigt worden bin, denn das war einfach dann der Weg dorthin. Und wir kennen alle die Probleme mit einer Gemeindehaftung für eine weitaus zu große Bank und Ähnliches.

Aber jetzt die Geschichte so zu klittern, wie das von einigen versucht wird, das ist sicherlich ein falscher Weg, und daher muss ich das mit aller Entschiedenheit korrigieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile es ihr. Redezeit: 20 Minuten. 

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Diese werde ich wahrscheinlich nicht brauchen.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren! 

Was immer der Herr Bürgermeister mit dem Wahltermin vor hat oder welchen Termin er vor hat, es ist mit Sicherheit meine heutige Rede die letzte im Rahmen ei-ner Rechnungsabschlussdebatte, und daher werde ich mir erlauben, mich heute auf einige Anmerkungen zu be-schränken. Keine Angst, meine Damen und Herren, ich halte keine Abschiedsrede! Für Sentimentalität ist auch wirklich kein Grund vorhanden. Anzuführen, dass ich die Jahre, die ich hier verbracht habe, gerne verbracht habe, ist müßig, denn wenn man so lange hier mitwirkt wie ich, dann ist es eine Selbstverständlichkeit, dass man es gerne tut. Ich scheide auch nicht mit Wehmut, denn alles im Leben hat einmal ein Ende, ein berechtigtes Ende, und das ist eben jetzt gekommen. 

Es hat sich in der Zeit, in der ich da war, seit dem Jahr 1989, manches bewegt, und manches hat sich überhaupt nicht bewegt, womit ich bereits beim The-
ma wäre, nämlich: Die Desinformationspolitik der Stadt Wien, insbesondere was das Budget betrifft. 

Es wurde oft Klage geführt - und nicht nur von unserer Partei, sondern auch von anderen Parteien; nicht nur von Mandataren, auch von Bürgern -, dass das Budget unlesbar ist und dass es sehr vieles offen lässt und viel mehr verschleiert, als es offen legt.

Ich habe festgestellt, dass früher einmal wenigstens das Vorwort einige inhaltliche Angaben und Zahlenangaben beinhaltet hat; inzwischen ist ja das Vorwort auf zwei schlanke Seiten zusammengeschrumpft, die im Wesentlichen ein sehr allgemein gehaltenes Selbstlob beinhalten. Bei der früheren mehrseitigen Zusammenfassung waren Zahlen aggregiert und dargestellt, die nicht ganz nachvollziehbar waren, aber sie hatten zumindest den Vorteil, dass man sie miteinander vergleichen konnte, nämlich zwischen den Jahren vergleichen konnte. Jetzt ist man da auf den Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien angewiesen, also auf das, was der Herr Vizebürgermeister im Wesentlichen bei seiner Pressekonferenz sagt.

Trotzdem lässt es Vergleiche zu, und die Vergleiche sind eindeutig. Es gibt viele Kennzahlen, wie die Investitionsquote, die Ausgaben für die Wirtschaftsförderung oder die Ausgaben für das Bau- und Baunebengewerbe, die stagnieren oder sogar leicht zurückgehen. Und das war ganz genauso schon voriges Jahr und vorvoriges Jahr. Das heißt, ich habe schon auch deshalb von einer inhaltlichen Rede abgesehen, weil ich im Wesentlichen haargenau das Gleiche sagen könnte, was ich voriges Jahr gesagt habe, und das möchte ich Ihnen und mir ersparen. Bei besonderem Interesse könnte man das sogar nachlesen.

Einen Beweis, wie schwer es ist, aus dem Budget die Wahrheit herauszufinden, hat Herr GR Strobl geliefert. Herr GR Strobl hat nämlich genau das Gegenteil von dem behauptet, was ich jetzt gesagt habe - okay, das ist das Recht jeder Partei, dass sie die eigene Arbeit lobt oder schöner sieht, während die anderen sie kritisieren -, aber er hat auch unserem Herrn Dr Tschirf den Vorwurf gemacht, dass er falsche Zahlen verwendet. - Meine Damen und Herren, das ist ja schon ein Beweis dafür, dass man aus diesem Budget nicht klug wird: Wenn jeder beliebig andere Zahlen verwenden kann, ohne dass es sofort nachweisbar ist, dann spricht das ja schon für sich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich will mich aber nicht mit den zahlreichen Mängeln und der berechtigten Kritik weiter beschäftigen. Ich will mich mit dem politischen Klima beschäftigen, nicht nur aus Gründen der persönlichen Rückschau, sondern weil uns ja auch eine Wahlauseinandersetzung bevorsteht, die zu führen ist, und da ist das politische Klima nicht ganz uninteressant: Das politische Klima, konkret der Hochmut und die Verhöhnung von Seiten der sozialdemokratischen Mehrheitsfraktion und dieser Alleinregierung, mit denen anderen Parteien oder dem Informationsbedürfnis der anderen Parteien begegnet wird. 

Es ist alles schon gesagt worden und ungehört oder unberücksichtigt verhallt. Es ist aber nicht nur gesagt worden, es sind auch zahlreiche Anträge gestellt worden, zuletzt im November 2004 anlässlich der Budgetdebatte, des Voranschlags, nämlich mit dem Ersuchen, dass man Vorberatungen in den Ausschüssen führt, sodass man sich mit den Details beschäftigen kann. Auch die GRÜNEN haben einen Antrag betreffend mehr Transparenz im Wiener Budget gestellt, und wir haben letztlich auch noch einen Antrag gestellt betreffend transparente und übersichtliche Gestaltung der Budgetentwürfe der Stadt Wien unter Vorbildnahme des Bundesbudgets.

Na, mehr haben wir nicht gebraucht! Die Beantwortung dieses Antrages umfasst 12 Seiten, und sie ist eine einzige Beweihräucherung der eigenen Arbeit, enthält die übliche Kritik an der Bundesregierung und eine umfangreiche Belehrung, wieso es so ist und nicht anders sein kann. Da wird zum Beispiel auf die Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung, die vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof erlassen wird, hingewiesen. – Na, selbstverständlich, meine Damen und Herren, erwartet man sich und muss man sich von einem Budget und einem Voranschlag erwarten, dass die Verordnung, die formale Verordnung, die dazu besteht, auch formal eingehalten wird. Aber wer hindert Sie denn daran, darüber hinaus Informationen zu geben? – Niemand! Und das untersagt auch weder eine Verordnung noch ein Gesetz. Und wenn ich daran denke, mit welcher Propagandamaschinerie der Herr Bürgermeister jetzt schon seit Wochen damit beschäftigt ist, über die segensreichen Wirkungen der SPÖ-Alleinregierung zu informieren, dann, muss ich sagen, sehe ich wirklich nicht ein, warum man nicht auch über Budget und Rechnungsabschluss mit der gleichen Genauigkeit informieren kann - noch dazu, wo ja im Laufe der Zeit eine Menge Informationsmedien dazugekommen sind, die gut nutzbar sind, wie zum Beispiel das Internet. Ich kann mich erinnern: Früher einmal hat es, wenn das Verlangen oder der Wunsch nach mehr Detailinformation geäußert wurde, geheißen: Da müsste man Berge von Papier produzieren, die weitergereicht werden müssten! – Nun, so ist das ja jetzt nicht mehr. Das ist ab-solut nicht notwendig. - Also Ausreden gibt es genug.

Und wenn wir belehrt werden, dass es so und nicht anders geht und dass es auch gar nicht notwendig ist, es anders zu machen, kommt immer wieder eines vor: Ja, beim Vollzug sind ohnedies alle Parteien eingebunden, denn das, was ausgegeben wird, oder die Aktivitäten, die damit bezahlt werden, kommen in die einzelnen Ausschüsse, und in den Ausschüssen wird ja eingehend in-formiert und da hat auch jeder die Möglichkeit, sich im Detail mit allem zu befassen. Das heißt also, die Summe dieser Details müsste dann jedem geläufig sein. 

Nun, so ist es auch nicht! Ich kann Ihnen ein Beispiel aus diesen Tagen nennen - dieser Akt ist noch nicht ein-mal im Gemeinderat beschlossen, er wird am Donnerstag in den Gemeinderat kommen: Da geht es um die finanzielle Abgeltung der Stadt Wien an die TINA. Die TINA ist eine Gesellschaft, die früher eine Dienststelle der Stadt Wien war; jetzt ist sie eine eigene GesmbH im Rahmen der Unternehmung Wien Holding und bekommt von der Stadt Wien quasi mit einem Dreijahresvertrag gewisse Leistungen abgegolten. Da steht im Akt: „mit dem Auftrag" oder „mit der Auflage, den Mittelanteil der Stadt Wien sukzessive zu verringern". - Es gibt ein Gremium - aus Magistratsbeamten natürlich -, das das nach-vollzieht, und zur Kontrolle und zur Evaluierung wird der Geschäftsbericht herangezogen. 

So: Wer glaubt, dass dem Akt der Geschäftsbericht beiliegt, der irrt. Die Selbstgefälligkeit geht ja schon so weit, dass man das zwar anführt, aber nicht beilegt. Wenn ich es verschleiern will, dann führe ich es erst gar nicht an! Aber es wird angeführt und es wird nicht beigelegt. Wir haben es dann über Verlangen bekommen - das sage ich ausdrücklich -, aber die Grundhaltung ist das, was ich hier kritisieren möchte. Und da muss ich schon sagen, es ist bedauerlich, dass sich da keine Be-wegung hineinbringen lässt. Es geht mir in diesem Zusammenhang nicht nur um die eigenen Arbeitsbedingungen hier in diesem Hause, sondern es geht auch darum, dass der Bürger ein Recht hat zu erfahren, was mit den Steuergeldern, die er zur Verfügung stellt, um all das zu finanzieren, wirklich passiert. 

Dieses Machtgehabe und diese "Nicht-Demut" - das Wort "Demut" muss man ja immer wieder verwenden, weil es der Herr Bürgermeister am Wahltag so hervorgestrichen hat - ziehen sich durch viele, viele Bereiche hin-durch, kleinere wie größere Bereiche. Ich will nur ei-nes kurz anführen, nämlich die Atmosphäre, die im Unteraus-schuss Finanzen und Wirtschaft herrscht, der an sich ein Informationsgremium ist über das, was in den ausgelagerten Betrieben, die im Alleineigentum der Stadt Wien stehen, also Wiener Stadtwerke oder Wien Holding, pas-siert, also dazu dienen soll, dass die Parteien sich in-formieren können. Dieses Gremium ist nicht nur inhaltlich sehr unergiebig - das hat heute schon irgendein Vorredner oder eine Vorrednerin von mir, vielleicht war es Frau Vassilakou, ich weiß es nicht genau, angeführt: Man er-fährt dort einfach nichts -, sondern es ist auch von der Atmosphäre her so, dass ich nur sagen kann, man empfindet es direkt als eine Verhöhnung: Man sitzt dort wie ein armer Sünder auf den Sesserln, muss Fragen stellen und bekommt darauf wirklich nur die knappsten Antworten - nicht mehr und mitunter auch noch viel weniger, weil auch diese Fragen nicht wirklich so beantwortet werden, dass man schlau daraus wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Große Beispiele will ich jetzt hier gar nicht alle anführen, weil es erstens einmal noch genug Debattenbeiträge dazu geben wird und schon gegeben hat und weil es zum Teil auch Dinge sind, mit denen sich der Gemeinderat in dieser Woche ja noch zu beschäftigen hat, wie zum Beispiel die Geldverschwendung beim - seinerzeit unnotwendigen - Ankauf der Waagner-Biro-Gründe, die jetzt wieder weiterverkauft werden, das Drüberfahren über alle vernünftigen und berechtigten Meinungen, was das Einkaufszentrum im 2. Bezirk beim Happel-Stadion betrifft, die Causa Compress Verlag, die auch schon an-geführt wurde, und und und. 

Es ist also nicht zu bemerken, dass sich an dieser Überheblichkeit kurzfristig etwas ändern wird. Es ist auch nicht anzunehmen, schon auf Grund der Umfragewerte der SPÖ, dass da wirklich Bewegung in die Sache hineinkommt. Es wird auch weiterhin diese Machtumklammerung der Zentralregierung geben, die ja bisher schon festgestellt werden konnte. 

Ich sage nur ein kleines Beispiel, weil mir kleine Beispiele so wichtig sind, weil sie so viel illustrieren und so eindeutig illustrieren, wie etwa die eingeschränkte Bezirksautonomie, die uns zwar schon zugestanden wurde, wo aber doch noch viel mehr Bezirksautonomie zweckmäßig wäre im Interesse der Bürgernähe und auch im In-teresse der Verwaltungsvereinfachung. Wir haben dazu auch Anträge gestellt, noch im November des vergangenen Jahres - das war nicht der einzige, das war bisher nur der letzte Antrag dazu. Es ändert sich hier nichts. Und selbst wenn man diese Bezirksautonomie als Ganzes oder als solches nicht ausbauen möchte, es gäbe genug kleine Schritte, die vernünftig und berechtigt wären und nicht so weh täten. Allerdings: Es tut anscheinend weh, weil sie nicht erfolgen. 

Ich nenne als ganz kleines Beispiel: Schanigärten. Schanigärten sind Segen und Fluch zugleich: Wer am Abend in einen Schanigarten gehen möchte, weil eine laue Witterung ist, der genießt sie; wer über diesen Schanigärten oder in der Nähe davon wohnt, verdammt sie. Und: Schanigärten haben die Tendenz gehabt, sich ungeheuer zu vermehren, mitunter dort, wo es fast nicht mehr zu verantworten ist; dafür woanders, wo man sie als belebendes Instrument brauchen könnte, eben nicht. 

Weil es ein Problem geworden ist, speziell im 1. Bezirk, in den unmittelbaren zentralen Bereichen, wo es schon zu viele Schanigärten gibt, haben wir vernünftige Vorschläge gemacht, wie man dem Bezirk beim Genehmigungsverfahren mehr Mitspracherecht, mehr Möglichkeit der Einflussnahme geben könnte, weil man doch davon ausgehen kann, dass der Bezirk, der erstens einmal erste Anlaufstelle der Bürger ist, was Beschwerden oder auch Lob betrifft, einfach näher am Geschehen ist und vielleicht auch viel besser einschätzen kann, was zweckmäßig ist und was nicht zweckmäßig ist.

Das wurde verworfen von der SPÖ-Regierung in diesem Haus. Was wurde daraus? - Es wurde daraus eine Belastungsdebatte! Das heißt, es wurde darüber nachge-dacht, wie man durch höhere Gebühren und Abgaben die Betriebe mit den Schanigärten unterschiedlich bela-sten kann, in der Annahme - die wahrscheinlich nicht ganz zu Unrecht erfolgt -: Wenn der Bürger oder die Wirtschaft einmal zu viel belastet ist, quietscht er/sie auf und duckt sich und gibt nach. - Und das missfällt mir, und damit bin ich auch schon am Ende meiner Ausführungen. 

Ich hoffe, dass sich auch in diesen Dingen, die ich hier dargestellt habe, eines Tages etwas bewegen wird. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zur tatsächlichen Berichtigung von Herrn GR Dr Tschirf hat sich Herr GR Hufnagl zum Wort gemeldet. Die Redezeit beträgt drei Minuten. – Bitte. 

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderats!

Herr Kollege Dr Tschirf, der Klubobmann der ÖVP, hat in seiner letzten Wortmeldung an diesem Rednerpult gemeint, 1996 hätte die Bank Austria die Creditanstalt "gefressen", und im Übrigen wäre eine Bank entstanden, die zu groß für Österreich und zu klein für Europa wäre. 

Diese beiden Aussagen sind zurückzuweisen und zu berichtigen, und ich begründe dies wie folgt: 

1996 gab es auf Bundesebene bekanntlich eine Koalition zwischen der Sozialdemokratie und der Österreichischen Volkspartei. Und gemäß der Grundgesinnung der Österreichischen Volkspartei, dass sich die Republik Österreich von Anteilen an Unternehmungen raschest zu verabschieden hätte, kam es zu einem Verkauf des Bun-despakets der Aktien, die die Republik Österreich an der Creditanstalt gehalten hat. 

Für dieses beachtliche Aktienpaket gab es im Prinzip zwei nennenswerte Bietergruppen. Das war in erster Li-nie eine Gruppe um die Erste Bank und um die Generali-Versicherung - man kann sie schlechthin als ÖVP-Finanzdienstleistergruppe bezeichnen -, und - das ist richtig - auch ein Angebot der Bank Austria; das allerdings erst danach. Und es hat sich herausgestellt, dass das Angebot der Bank Austria dem tatsächlichen Marktwert der Creditanstalt wesentlich stärker entsprochen hat und adäquat war (GR Dr Matthias Tschirf: Man sieht es ja!), und deswegen hat in einem ganz normalen wirtschaftlichen Vorgang – sprich, ein Kreditinstitut erwirbt ein anderes - die Bank Austria den Zuschlag erhalten. 

Es war also weder ein Vorgang des Schluckens, des Fressens (Ruf bei der ÖVP: ...gesagt hat, das kann man der ÖVP nicht...! Das ist die Wahrheit!) und auch kein Vorgang, der dem Haus geschadet hätte. Die ÖVP ist in Wirklichkeit der Gefangene und das Opfer ihrer eigenen Privatisierungsphilosophie geworden (Zwischenruf von GR Georg Fuchs), und es gab einen riesen Budgetkrach und ein Riesenproblem in der großen Koalition und auch ein Erdbeben in der Österreichischen Volkspartei. - Kollege Fuchs, auch wenn das unangenehm ist: Der Wahrheit und der Vollständigkeit wegen muss das gesagt wer-den. (GR Robert Parzer: Das stimmt nicht ganz, Heinz! – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Noch einmal, meine Damen und Herren: Es war ein normales Bieten eines Verkaufsofferts, das die Bank Austria hier eindeutig für sich entscheiden konnte, und danach ist ein sehr, sehr erfolgreiches Kreditinstitut entstanden. (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der ÖVP.) Man schaue sich nur den Kurs der Bank Austria-Aktie an: Bei der Ausgabe 29 EUR und nunmehr immerhin 90 EUR! - Und das hält eben die ÖVP nicht aus. 

Kollege Tschirf, ich weiß schon: Die Betriebsgruppe des ÖAAB in der Creditanstalt hat die Beiträge dann verhindert, weil die ÖVP in diesem Deal so linkisch unterwegs war. - Das ist aber ein Problem der Österreichischen Volkspartei und nicht der Stadt Wien. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja unglaublich! – StR Dr Johannes Hahn: ...Bank vernichten ist eine "Erfolgsstory"!)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Herr GR Mag Kabas. – Bitte. 

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Er ist ja ganz interessant, dieser Streit zwischen Rot und Schwarz über etwas, worüber man eigentlich als Österreicher, vor allem aber auch als Wiener sehr traurig sein müsste. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ja das Problem! – GR Heinz-Christian Strache, in Richtung GR Dr Matthias Tschirf: Ihr habt ja mitgespielt! Jetzt spielt ihr den...!)
Ich will dazu jetzt gar nicht allzu viel sagen, weil diese Frage betreffend Bank Austria ja nicht unmittelbar zum Rechnungsabschluss gehört, ich zitiere nur einen Satz aus dem vorletzten "profil". Darin heißt es: „Wahr ist schließlich aber auch, dass der Deal für die Gemeinde Wien ein wirtschaftspolitisches Desaster war." - Das wird dann auch noch dementsprechend begründet, Herr Kollege Hufnagl, und das weiß man ja in der Zwischenzeit. Dass das Ganze kein Ruhmesblatt war, Herr Hufnagl, werden ja auch Sie nicht bestreiten können. Und dass durch diese Vorgangsweise auch viele, viele Arbeitsplätze gerade in Ihrem Konzern verloren gegangen sind, ist auch eine Tatsache; und dass diese Entwicklung leider noch nicht beendet ist, ebenfalls. (GR Heinz Hufnagl: Alle Banken verlieren Arbeitsplätze!) Wir werden aber einen Antrag einbringen, in dem wir den Bürgermeister auffordern werden, dafür Sorge zu tragen, dass die Arbeitnehmer in diesem Bereich, im Bereich der Bank Austria, nicht weiter darunter zu leiden haben werden, und ich hoffe, Sie werden sich diesem Antrag dann in der Folge auch anschließen. (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn man dem Herrn Vizebürgermeister und Finanzstadtrat heute zugehört hat, dann musste man feststellen, dass seine Ausführungen an sich auch eine Wie-derauflage der Äußerungen waren, die er immer wieder bei Rechnungsabschlussdebatten und Budgetdebatten gemacht hat und bis zum heutigen Tag macht, sodass man eigentlich den Eindruck hat, er glaubt selbst an das, was er da sagt. (GR Dr Matthias Tschirf: Da ist er zu intelligent dazu! – Heiterkeit bei GR Heinz-Christian Strache.) - Warte, ich komme schon noch dazu! Manchmal kann man noch so intelligent sein, was zu beurteilen mir nicht zusteht, denn ich bin ja nicht Herr Margulies, der da qualifiziert oder abqualifiziert, aber ich kenne den Herrn Vizebürgermeister wirklich schon sehr lange und kann nur sagen: Selbstverständlich ist er ein Spitzenmann der Sozialdemokratie - darum ist er ja auch Vizebürgermeister und Finanzstadtrat -, aber er hat auch heute bei seiner Rede wieder vermissen lassen, dass man wenigstens Hoffnung schöpfen kann, dass es nicht auch in Zukunft im Bereich der Wirtschaftspolitik, im Be-reich der Arbeitsmarktpolitik, im Bereich der Wachstumspolitik in Wien so weitergeht wie bisher. Denn bisher - und ich werde noch zu den Zahlen kommen, und ich glaube, ich kann es auch beweisen, trotz des Verwirrspiels von Seiten der Regierungspartei - sind wir auf kei-nem guten Kurs, weder im Bereich der Wirtschaftspolitik noch im Bereich der Wachstumspolitik und schon gar nicht im Bereich der Arbeitsmarktpolitik und all der im Zu-sammenhang damit dann bestehenden Probleme. 

Es ist daher einfach nicht nachzuvollziehen, wenn der Herr Vizepräsident der Handelskammer Strobl meint, dass hier die Sozialdemokratie alles bravourös gemeistert hätte und dass die Arbeitslosenquote gesunken sei. Die Gefahr bei solchen Äußerungen besteht ja darin, dass man es dann durch eine autosuggestive Kraft selbst glaubt und keine ernsthaften Maßnahmen setzt, um wegzukommen von diesem negativen Drall, in dem sich Wien vor allem seit 10°Jahren befindet - und vielleicht kann man sogar sagen, speziell seit 2000, 2001. 

Und das ist natürlich bedauerlich, denn darunter leiden die Bürgerinnen und Bürger und letztlich alle Menschen, die in dieser Stadt wohnen, wenn die Regierungspartei, die die absolute Mehrheit hat, nur Propaganda macht, nur versucht, den Menschen ein X für ein U vorzumachen - das kann man sicher eine Zeit lang tun, vor allem dann, wenn man einen hohen Mitteleinsatz hat -, aber nicht im inhaltlichen, im substantiellen Bereich selbst Reformen angeht, damit all die negativen Entwicklungen, die wir leider konstatieren und beobachten müssen, endlich in den Griff zu bekommen sind. Es ist eben einfach ein Mangel an Wachstumsinitiativen, das Sinken der kommunalen Investitionen - auch seit Jahren - zu be-obachten. Es gibt den Mangel an zusätzlichen Impulsen im Bereich der Wohnbauförderung, die schlechte Position in all den von mir genannten Gebieten im Vergleich zu den anderen Bundesländern, die gescheiterte Arbeits-marktpolitik, die falsche, prozyklische Budgetpolitik - trotz der Konjunkturflaute -, die zahlreichen Belastungen in Wien und die Kürzungen in der Familien- und Sozialpolitik ebenso wie die Unterbudgetierung der Sozialhilfe. 

Da muss man zu Herrn Kollegen Strobl schon auch etwas sagen: Natürlich spüren die Menschen genau die-se Belastungen! Und wenn es jetzt heißt, dass Wien auf den 16. Platz der teuersten Städte der Welt vorgerückt ist - und 2002 noch am 77. Platz war! -, dann kann man das nicht damit kompensieren, dass man sagt: Aber au-ßerdem wird Wien attestiert, dass es eine lebenswerte Stadt ist! - Gott sei Dank ist unsere Heimatstadt eine wunderschöne, eine lebenswerte Stadt. Aber trotzdem tun sich immer mehr Menschen, vor allem die Familien, schwer, die Hochpreisigkeit in Wien halbwegs zu verdauen und in den Griff zu bekommen. Daher glaube ich, dass man nicht mit leichter Hand so darüber hinweggehen soll, dass man einfach sagt: Aber es ist ja eh alles in Ordnung!

Es ist eben nicht alles in Ordnung! Und wenn man sich anschaut, dass es in den letzten Jahren - man kann sagen, in den letzten zehn Jahren, also seit Bgm Häupl im Amt ist - 50 Belastungen gravierenderer Natur gegeben hat - und es ist vor einem Jahr schon einmal von dieser Stelle aus vorgetragen worden, welche Punkte eben so gravierend sind, dass Wien zu einer der teuersten Städte der Welt wurde -, dann sieht man, dass es vor allem im Gesundheits-, im Spitalsbereich sehr massive Teuerungen gegeben hat - jetzt am 1. Juli wieder der Sp-italskostenbeitrag et cetera. Ich glaube daher, dass es nicht richtig ist und nicht angeht, dass man auf Seiten der Verantwortlichen, des Finanzstadtrats einfach hergeht und sagt, es sei alles in Ordnung und man habe die Schwierigkeiten alle bravourös in den Griff bekommen, weil es einfach nicht stimmt.

Wenn man aber selbst ununterbrochen sagt, es sei alles so wunderbar, dann glaubt man es zum Schluss selbst und unternimmt nichts dagegen. Gerade im Zusammenhang mit dem Belastungspaket wäre zum Beispiel jetzt ein Vorschlag, der von uns Freiheitlichen kommt, doch wirklich überlegenswert, nämlich dass man sich zum Beispiel den Preis für etwas, was jeder Haushalt konsumieren muss, nämlich für Strom und Gas, ein-mal genauer anschaut. Da wird man draufkommen, dass Wien beziehungsweise Wien Energie in der Lage wäre, diese Preise zu senken, nämlich dann, wenn sich zum Beispiel der Herr Vizebürgermeister nach dem richten würde, was am Österreichischen Städtetag vor einigen Wochen der Festvortragende, der Oberbürgermeister von München Ude, gesagt hat: Bei den kommunalen Be-trieben ist nicht die Gewinnausschüttung, nicht der Shareholder value der Maßstab für die Kommunen und hat es auch nicht zu sein.

Wenn Sie sich dann die Daten von Wien Energie anschauen, werden Sie draufkommen, dass man dort die Preise um mindestens 20 Prozent senken könnte und damit pro Wiener Familie mindestens um 100 EUR weniger verlangen müsste, wenn man sich an diesen Richtlinien, die Oberbürgermeister Ude in einem sehr eindrucksvollen Vortrag beim Städtetag in Salzburg dargelegt hat, orientieren würde. Immerhin hat nämlich Wien Energie einen Gewinn von 100 Millionen EUR, und das ist eigentlich nicht kompatibel mit diesem Gedankengang von Ude, dem aber damals am Städtetag auch der Vizebürgermeister nicht widersprochen hat. In Wirklichkeit ist es natürlich - ich weiß schon, was dahinter steckt - sogar ein Gewinn von 120 Millionen EUR; die 20 Millionen EUR werden dann für Regierungspropaganda in Wien verbraucht – und dafür hat ja wirklich kein Bürger Verständnis. Und wenn wir jetzt schon so hochpreisig geworden sind, wäre es doch ein wirklich guter sozialer Ansatz, dass man die Preise bei Wien Energie, nämlich den Strom- und den Gaspreis, um 20 Prozent senkt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und vielleicht gleich auch Folgendes: Ude sagt auch, man soll nicht rütteln am kommunalen Verkehrswesen - d'accord! -, an der kommunalen Wasserversorgung – et-was ganz Wichtiges! –, aber auch an der Gemeindesparkassa. Dagegen haben Sie verstoßen - das nur zum Anfang der Diskussion. Es ist bedauerlich, aber es ist so gewesen! 

Zwei Sachen noch: Wenn man sich - und das möchte ich noch einmal herausarbeiten - den Arbeitsmarkt anschaut und jetzt auch Kollege Strobl noch einmal gesagt hat: Ja, aber im ersten Quartal 2005, da haben wir wirklich eine Trendwende erreicht, da kann man eine Trendwende auf dem Wiener Arbeitsmarkt erkennen!, dann ist das leider falsch. Ich werde Ihnen anhand von drei Zahlen zeigen, wieso das falsch ist. 

Wir haben im ersten Quartal einen Rückgang der vorgemerkten Arbeitslosen in Wien um 4 185 zu verzeichnen. - So weit, so erfreulich. Aber: Die Zunahme der vom AMS her in Schulung stehenden Personen beträgt 6 114, sodass der Saldo 1 929 beträgt. Und das bedeutet, dass es leider in Wien auch im ersten Quartal eine weitere Zunahme der Arbeitslosigkeit gegeben hat. Auch wenn man, weil ja 2005 gewählt werden soll und aus sonstigen Gründen, hier ein viel höheres Kontingent an Umschulungen, an Schulungen hat und bei diesen eine Erhöhung um 48 Prozent vorgenommen hat, kommt man trotzdem - bereinigt - zu dem Ergebnis, dass es ein weiteres echtes Ansteigen der Arbeitslosigkeit in Wien gegeben hat. 

Daher kann man sich doch als Verantwortlicher, der noch dazu die absolute Mehrheit innehat, nicht hier herstellen und sagen, es sei alles in Ordnung! - Das ist nicht richtig. Der Herr Vizebürgermeister hat gesagt: Na ja, aber das ist nicht alles, und es ist nicht alles mit den Schulungen erklärbar! – Dazu muss ich sagen: Oja, das ist sehr leicht erklärbar, denn es hat – leider! - noch im-mer keine Trendwende stattgefunden. 

Herr Vizebürgermeister! Es hat schon vor Jahren das "WirtschaftsBlatt" gesagt: „Industrie zieht sich Schritt für Schritt aus Wien zurück". - Das ist bis zum heutigen Tag leider so geblieben. Wir haben in den letzten 30 Jahren an die 100 000 Industriearbeitsplätze verloren, ohne dass es der Stadt gelungen ist, das auf der anderen Seite wirklich adäquat wettzumachen, auch nicht auf dem Gebiet, wo dies - da folge ich Ihnen - durchaus plausibel wäre: Sie sagen, es soll im Hightech-Bereich jetzt ein Schwerpunkt liegen. Aber auch damit haben Sie um Jahre zu spät begonnen! Das braucht eben auch seine Zeit, bis sich das entwickelt - und in dieser Zeit sind wir momentan. Hoffentlich entwickelt es sich weiter. Aber momentan sind wir wirklich das Schlusslicht Österreichs geworden, und zwar in den letzten vier Jahren: Wir waren es bis 2002 nicht, und jetzt sind wir es leider! 

Das alleine zeigt schon, dass eben die Stadtregierung nicht erfolgreich gearbeitet hat, sondern ganz im Gegenteil: Die Stadtregierung hat in ganz wichtigen Zu-kunftsfragen und Schicksalsfragen der Stadt versagt. Sie verkauft die Nachteile, die die Wiener hier zu gewärtigen haben, durchaus so, dass man zuerst nicht so drauf kommt und es nicht durchschaut, wie die Entwicklung tatsächlich ist. Wenn man sich die Zahlen anschaut, wenn man sich all das, was auf dem Tisch liegt, anschaut, dann sieht man - trotz der Verwirrspiele im Rech-nungsabschluss und in den Budgets -, dass es leider nicht gelungen ist, Wien tatsächlich wieder halbwegs positiv, was die Wirtschaftsentwicklung und die arbeits-marktpolitische Richtung betrifft, zu positionieren. 

Weil heute angesprochen wurde, es wäre so wünschenswert, wenn wir in unseren Schulen Mehrsprachigkeit hätten, also dass die Kinder mehrere Sprachen lernen würden: Das ist unbestritten. Mehrere Weltsprachen zu können - ich betone allerdings: Weltsprachen zu können -, das wäre wirklich oder ist für die Zukunft die Herausforderung, auch für unsere Kinder, die jetzt in Ausbildung stehen.

Aber wie schaut denn die Realität aus? - Ich möchte hier ausnahmsweise einen Artikel aus der "Presse" zitieren – ich habe mir das abgewöhnt, weil Sie sonst immer sagen: Ja, ja, Sie zitieren immer nur "Presse"-Artikel!, aber in diesem Fall zitiere ich tatsächlich die "Presse", denn sonst kommt wieder von der extremen Linken der Vorwurf, man wäre ausländerfeindlich. Ich lasse es mir nicht nehmen, und da kann sich Herr Margulies noch so totalitär hier herstellen und sagen, die Freiheitlichen dürfen überhaupt nichts mehr reden (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das habe ich nicht gesagt!), ich werde das jetzt, damit da nicht wieder so etwas Absurdes unterstellt werden kann, selbstverständlich zitieren. 

Vor kurzem hat die "Presse" unter dem Titel "Kein Deutsch, keine Noten" nämlich berichtet, dass es von den Erstklasslern in Wien jedes Jahr ungefähr dieselbe Anzahl gibt, ungefähr 15 000, aber wie viele von diesen Erstklasslern - und auch dann in der Folge - wirklich schon die Unterrichtssprache können, darüber gibt der Stadtschulrat keine Auskunft, weil man dort sagt, man wisse es nicht. 

„Wir erfassen, sagt der Stadtschulrat, nur ao Schüler. Als ao - außerordentlich - werden diejenigen Kinder ein-gestuft, die über mangelnde Deutschkenntnisse in dem Ausmaß, dass sie dem Unterricht nicht folgen können, verfügen. Es besteht die Möglichkeit,“ schreibt die “Presse“, „diese Kinder zwei Jahre lang nicht zu beurteilen. Nach diesen zwei Jahren verlieren die Schüler den ao-Status automatisch, ohne dass die Deutschkenntnisse überprüft werden. Um zu verhindern, dass die Kinder bis zum Ende der Pflichtschule nicht benotet werden, erklärt der Sprecher des Stadtschulrates. Und: Im Schuljahr 2004/05 war fast ein Viertel der Erstklassler in Wien als ao eingestuft. In manchen Bezirken in Wien haben sogar über 50 Prozent der Schüler einer Klasse außerordentlich schlechte Sprachkenntnisse."

Und das ist das Interessante: Das hat man zum Beispiel bei der Diskussion um die PISA-Studie überhaupt nicht als Problem erkannt. Und das ist aber genau auch eine Zukunftsfrage: Wie schaut die Ausbildung unserer Kinder aus? - Und solange wir das nicht in den Griff be-kommen, solange wir nicht kapieren, dass Kinder nicht fremdsprachig in Regelklassen eintreten können, und man dann glaubt, sie können dem Unterricht folgen und wären dadurch gut ausgebildet, solange man das nicht versteht, sondern alles andere an Gründen an den Haaren herbeizerrt, nur deshalb, weil man das nicht wahrhaben will - weil das nämlich ein Versagen auch der Integrationspolitik der Gemeinde ist -, so lange werden wir auf dem Holzweg sein, und zwar zum Schaden unserer Kinder und zum Schaden unserer Zukunft! 

Und daher werden wir auch das immer wieder aufzeigen. Vielleicht gelingt es uns doch, ein Umdenken herbeizuführen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Parzer, und zwar zu einer tatsächlichen Berichtigung zur tatsächlichen Berichtigung von Herrn GR Hufnagl zur tatsächlichen Be-richtigung von Herrn Klubobmann Dr Tschirf. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nichts als Berichtigungen! - Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Finanzstadtrat! 

Nur ganz kurz: Ich melde mich als ehemaliger in dieser Zeit Angestellter der Creditanstalt und ebenso auch als ÖAAB-Obmannstellvertreter in diesem Haus. Ich muss sagen, es gab damals – das wissen alle – eine rot-schwarze Koalitionsregierung, lieber Herr Ellensohn. In dieser rot-schwarzen Koalitionsregierung hatten aber da-mals Bundeskanzler Vranitzky und sein damaliger Finanzminister Staribacher das Sagen, wobei wir trotz die-ses Verkaufs keine Chance hatten, Einwände geltend zu machen. Sowohl der Betriebsrat als auch der ÖAAB waren gegen den Verkauf an die Bank Austria. Und Randa - das wissen vielleicht noch sehr viele in diesem Raum - hat noch vor dem angeblichen Kauf durch die Bank Austria von einem Faschingsscherz gesprochen. Das kann keiner abstreiten, das stand in allen Zeitungen. 

Und dann kommt noch dazu, dass die Erste ja nur 8 Milliarden geboten hat - es gab kein Angebot von beiden -: die Erste 8 Milliarden und die Generali-Gruppe 13,5 Milliarden. Das weiß ich auch noch genau. Und dann ist natürlich das Angebot der Bank Austria mit 16 Milliarden - wo immer das Geld herkam - gekommen. Und so ist das andere Angebot natürlich ausgestochen worden.

Die VP hat damals alles unternommen, um diesen Deal zu verhindern. Aber es gab halt eine rote Dampfwalze, die ja bekanntlich heute nicht mehr am Ruder ist - da tun wir uns jetzt ein bisschen leichter. Und im Übrigen hat auch Kanzler Vranitzky damals den Deal nicht sehr goutiert und hat auch wahrscheinlich damals sagen müs-sen, er bleibt nicht mehr länger Bundeskanzler. - Danke. (Beifall bei Gemeinderäten der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Frau GRin Stubenvoll. – Bitte.

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Heute ist ein Tag der tatsächlichen Berichtigungen, daher muss ich jetzt auch noch einiges berichtigen, und vor allem kann ich es Ihnen auch heute nicht ersparen, mich noch einmal mit der Politik des Bundes zu beschäftigen, aber Ihnen vielleicht auch die Politik der Stadt Wien als Gegenmodell zur kaltschnäuzigen Politik der schwarz-orange-blauen Bundesregierung darzustellen. 

Wir haben heute schon sehr viel von der Lebensqualität für alle Wienerinnen und Wiener gesprochen, und ich kann Ihnen versichern: Für uns Sozialdemokraten war und ist es und wird es auch in Zukunft ein Herzensanliegen und ein Auftrag sein, diese Lebensqualität zu erhalten. 

Wir wechseln nicht die Farben, sondern wir stehen zu unserer Farbe Rot, und diese hat heuer, im Gedanken- oder Gedenkjahr, besonders auch den Aufstieg der arbeitenden Menschen in der Zweiten Republik verdeutlicht. Man kann sagen, diese Zweite Republik ist auch ein Erfolgsmodell der arbeitenden Menschen. Die Ziele, die sich die Menschen damals gesteckt haben - Wohlfahrtsstaat, gerechte Teilnahme der arbeitenden Menschen am gesellschaftlichen Reichtum und die kulturelle und intellektuelle Öffnung des Landes (GR Johannes Prochaska spricht mit einem Fraktionskollegen.) - Herr Kollege Prochaska, da spreche ich Sie besonders an -, sind nach wie vor aktuell. 

Es gibt natürlich in jeder Legislaturperiode Herausforderungen, die man bewältigen muss, und so sind wir jetzt eben auch mit jenen Herausforderungen konfrontiert, die in der Verschlechterung der Lebenssituation der Menschen bestehen und die durch zahlreiche Verschlechterungen, auch durch die Politik der Bundesregierung, bewirkt wurden. So zum Beispiel der Abbau der Lehrer im Bund: Das ist ja nicht hausgemacht, bitte! Das ist vorgeschrieben worden! Man denke nur an die Frühpensionswelle der Lehrer - und dann beklagt man sich hier, dass wir nicht genügend Lehrer haben. Wien kann das einfach nicht alles ausgleichen!

Ebenso die steigenden Arbeitslosenzahlen - das ist ja auch nicht hausgemacht, das ist ja Bundespolitik! - oder die atypisch Beschäftigten, die dann später in die Sozialhilfe fallen, die befristeten Arbeitsverhältnisse, die Schein-Selbstständigen - all das wurde ja heute hier bereits erwähnt. 

Ich kann dazu nur sagen, wir haben versucht, mit unserer Politik gegenzusteuern und eben genau auch dort zu investieren, wo es notwendig ist: 50 Millionen EUR al-lein für Maßnahmen zur Förderung des Arbeitsmarktes! Und im Gegensatz zum Bund war Wien im Mai das einzige Bundesland, in dem die Arbeitslosenquote gesunken ist. Wenn Sie jetzt sagen, die sind jetzt alle in den Schulungen versteckt, so stimmt das ja nicht. (GR Mag Hilmar Kabas: Das kann man aber nachweisen! Das kann man nachweisen!) Und vor allem haben ja auch die Schulungen etwas Gutes an sich: Sie qualifizieren die Menschen für den Arbeitsmarkt und machen sie fähiger, eine Arbeit aufzunehmen. Ich kann Ihnen auch sagen, dass ich eigentlich froh bin, dass auch der Anteil der Frauen unter den Arbeitslosen mit 41 Prozent deutlich geringer ist als im österreichischen Durchschnitt, wo er 47 Prozent beträgt. Gerade mir liegt das sehr am Herzen, zumal ja Frauen, die arbeitslos sind, sehr leicht in die Armutsfalle geraten, denn das durchschnittliche Arbeitslosengeld der Frauen in Österreich beträgt ca 600 EUR, und das ist wirklich zu wenig zum Leben. Trotzdem behaupten die Vertreter der Oppositionsparteien im Wiener Rathaus, dass das immer noch alles übersozial ist.

Wir bieten in Wien Beschäftigung für 900 000 Men-schen. Kein anderes Bundesland hat so viele Arbeits-möglichkeiten wie Wien! Damit entschärfen wir natürlich auch das Arbeitslosenproblem der Bundesländer, denn über 200 000 Menschen pendeln täglich aus anderen Bundesländern nach Wien, weil sie zu Hause keine Ar-beit finden. Und für Frauen sind die Chancen auf Arbeit in Wien besser als in anderen Bundesländern, vielleicht auch, weil in den letzten 10°Jahren mehr als 10 000 zu-sätzliche Kinderbetreuungsplätze geschaffen wurden. Das ist, glaube ich, wirklich eine ganz großartige Leistung! Wien ist auch das einzige Bundesland, das eine ei-gene Arbeitnehmerförderung hat; das ist heute schon vom Herrn Vizebürgermeister erwähnt worden. 

Zu den Lehrlingen: Es ist einfach so, dass wir mehr arbeitslose Jugendliche haben. Es ist auf jeden Fall jeder arbeitslose Jugendliche einer zu viel. Aber wenn es dann so ist, dass die ÖBB, die gut geführte Lehrwerkstätten hatten, jetzt nur mehr 54 Lehrlinge beschäftigen möchten, dann muss das ja irgendwo aufgefangen werden! Wien tut sehr, sehr viel dazu, und das ist eben auch das, was ich heute darstellen möchte: Dass Wien einfach auch ein Gegenmodell zu dieser Politik der Bundesregierung ist. Die Stadt Wien bildet in ihren Unternehmen 1 000 Lehrlinge in 37 Berufen aus - der Bund dagegen nur 200. Und Wien hat durch die Verhandlungen des Herrn Vizebürgermeisters auch erreicht, dass 1 000 zu-sätzliche Lehrgangsplätze für Lehrstellensuchende zur Verfügung stehen. 

Und wir unterstützen auch viele andere Ausbildungsmaßnahmen. Um nur ein Beispiel zu nennen: "Jugend am Werk" hat 1 250 Jugendliche in Beschäftigung, die vom AMS und vom WAFF gefördert werden. Und bei den Jugendlichen mit Behinderung finanziert der FSW - das weiß vielleicht gar niemand hier in diesem Haus – 110 Plätze bei Wien Work mit 1,9 Millionen EUR.

Sie fördern eine Wirtschaftspolitik, die nur Unternehmensgewinne erhöht, jedoch die Arbeitsplätze vernichtet. Sie privatisieren Unternehmen ohne Rücksicht auf Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen. Sie bauen Arbeitnehmerrechte und Gesundheitsleistungen ab und nennen das "Reformen" - das ist ja auch sozusagen eine Tarnung, was da betrieben wird. Sie erlassen Unternehmen immer mehr Steuern und Sozialabgaben. Das Ergebnis: In Österreich gibt es Rekordgewinne, Rekordkurse an der Börse - man hört auch nichts anderes mehr im Regierungsfunk als Börsenberichte -, aber es gibt zugleich natürlich auch die Arbeitslosigkeit und die Armut. 

Die Bundesregierung hat sehr viele Sozialleistungen gekürzt und damit auch einen Beitrag zur Armutsgefährdung und zur Armut in Österreich geliefert. Da darf man eben auch von Seiten der GRÜNEN nicht darüber hinwegsehen.

Wir müssen die Armut in Wien bekämpfen und tun das auch. Es gilt auch heute - und wir haben ja auch alle das Volksbegehren unterstützt -, den Sozialstaat wieder aufzubauen, nicht weiter abzubauen. Die wachsende Ar-mut zeigt natürlich auch, dass Österreich - und dafür ist auch die Bundesregierung verantwortlich - auf dem falschen Weg ist. Es ist wirklich unanständig, gerade bei den Schwächsten zu sparen. Und wenn Herr Khol jetzt gerade bei den Mindestpensionisten um 15 oder 20 EUR feilscht, dann finde ich das auch unanständig. Wir haben einen höheren Betrag beantragt, und ich meine, man könnte auch sagen: Das ist so und das machen wir so!, aber hier wird wirklich um jeden Euro gefeilscht.

Wien hat auf Grund all dieser Umstände die Sozialhilfe verdoppeln müssen - das wollen wir ja nicht gar so gerne, nicht wahr, denn Armut in der Mitte der Gesellschaft zu haben, ist nicht unser Ziel -, und die steigenden Zahlen von Sozialhilfeempfängern sind natürlich auch Ausdruck einer verfehlten Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung. 

Wien will aber nicht nur die Sozialhilfe auszahlen, sondern auch den Menschen helfen, vor allem den Langzeitarbeitslosen, sich wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern. Wir beteiligen uns an EQUAL-Projekten, zum Beispiel "Ways to Work". Wir versuchen, mit innovativen Arbeitsintegrationsprojekten vertreten zu sein, zum Beispiel "Generation 19+" - das ist ein Projekt für Schul- und LehrabbrecherInnen - oder "Spurwechsel", das sich mit den SozialhilfebezieherInnen befassen wird, um sie in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Das alles sind Maßnahmen, um eben gerade die Armut zu bekämpfen. "Jobchance" ist ja sehr erfolgreich gelaufen: Hier ist es gelungen, 2 000 Personen auf den Einstieg ins Erwerbsleben vorzubereiten und sie dabei auch zu unterstützen. 

Die Sozialzentren in der Stadt Wien, die auch oft kritisiert wurden - wegen der langen Wartezeiten -, haben sich also wirklich gut bewährt und setzen auch inhaltliche Akzente im Bereich der Prävention und Integration.

Vielleicht noch ein paar Worte zur Frauenpolitik. Der Slogan "Nur mehr ist mehr" hat Wien zu einer Stadt der Frauen gemacht. Die aktive Frauenpolitik setzt Akzente im Vergleich zur nicht existenten Frauenpolitik des Bundes - das wurde heute hier auch von Seiten der GRÜNEN schon erwähnt. Wir haben die Frauenförderung verdoppelt, und mit 7,2 Millionen EUR gibt Wien doppelt so viel für Frauenförderung aus wie der Bund für ganz Österreich. Hilfe für Frauen in Not, Mädchentelefon, Frauenhaus - alles das wird ja sicher auch noch im Zuge der Rechnungsabschlussdebatte besprochen werden.

Frauenpolitik ist aber weiter notwendig, denn Frauen verdienen weniger als Männer, oft bei gleicher Position. Sie bekommen weniger Pension, sie tragen die Hauptlast von Haushalt, Kindererziehung und Pflege Angehöriger. Ich denke, auch hier ist es wichtig, die Eigenständigkeit von Frauen zu unterstützen, und Männer müssen ihren Beitrag zum Zusammenleben leisten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die qualitätvolle Kinderbetreuung in Wien macht es möglich, dass die Erwerbsquote von Frauen 79 Prozent beträgt - im Vergleich dazu Österreich: 64 Prozent. Dass es den Frauen in Wien besser geht als in allen anderen Bundesländern, ist kein Zufall. Es ist das Ergebnis von guter Politik, aber auch das Ergebnis des Kampfes der SozialdemokratInnen auf Seiten der Frauen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Mit dem Kindergeld - statt der Kindergarten-Milliarde - ist es der Bundesregierung gelungen, die Frauen erfolgreich vom Arbeitsmarkt zu verdrängen. Das bestätigen auch zahlreiche Studien.

Wien dagegen erweist sich dazu wieder als Gegenmodell: Mit einer flächendeckenden Kinderbetreuung un-terstützt Wien die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Und - Sie haben das heute sicher ohnedies schon von mir gehört: Ein Drittel der Eltern zahlt in Wien keinen Bei-trag, ein weiteres Drittel erhält Ermäßigungen, und dabei ist aber auch die flächendeckende Versorgung geben, während das in anderen Bundesländern lange nicht der Fall ist. Es sei hier nur etwa auf das Beispiel des Mittagessens verwiesen: In Vorarlberg erhalten nur 6 Prozent der Kinder ein Mittagessen, in Wien 85 Prozent. Und die Mittagsmenüs sind zu 50 Prozent biologisch. 

Statt ein Gratis-Kindergartenjahr zu fordern, wie das die ÖVP macht, setzt Wien auf Bildung im Kindergarten. (GR Mag Hilmar Kabas: Wir wollten zwei Jahre!) Ja, aber es ist auch wichtig, die Qualität zu sehen! (GR Mag Hilmar Kabas: Die gehört natürlich dazu!) Ja, und in anderen Bundesländern zum Beispiel sind nicht ausgebildete PädagogInnen tätig, in den Kindergärten in Wien hingegen gibt es nur ausgebildete PädagogInnen. 

Wir haben neue Standards festgesetzt. Erst kürzlich war eine große Konferenz. Die Standards der guten, qualitätvollen Betreuung hat es immer gegeben (GR Robert Parzer: Aber jetzt erst...!) - jetzt noch einmal festgelegt: Lernen, Spiel und Spaß, Kommunikation und soziale Kompetenz als wichtige Basiskompetenz zu erreichen.

Ich denke - und wir haben heute auch schon von Bildung gesprochen -, dass Bildung schon in den ersten Lebensjahren wichtig ist und dass da Weichen fürs Leben gestellt werden. Vor allem ermöglicht aber Bildung, bessere Bildung dann später auch bessere Berufschancen. Wir haben die Pflichtschulen modernisiert und haben in den letzten 10°Jahren rund 1,3 Milliarden EUR in-vestiert. Wir haben alle Schulen mit Computer und Internet ausgestattet. Wir haben Englisch ab der ersten Schulklasse, also es geht auch um die Fremdsprachen; es könnten sicher noch mehr Fremdsprachen werden.

Wir haben leider die 700 zusätzlichen LehrerInnen, die wir in den 90er Jahren gehabt haben, durch die Politik des Bundes verloren, und damit können wir den Kindern, die Lernschwächen oder Sprachdefizite haben, nicht mehr so helfen, wie wir es früher getan haben.

Aber wir haben im Gegensatz zur Einführung der Studiengebühren des Bundes die StudentInnenfreifahrt einführt, und ich denke, auch das ist ein wichtiger Beitrag, um als Universitätsstadt den jungen Menschen das Leben leichter zu machen. 

Wir fördern die Fachhochschulen. Es gibt schon ein Viertel aller österreichischen Fachhochschulplätze in Wien, und ich finde das auch gut so. 

Auch die neue Hauptbücherei leistet natürlich für die Bildungsarbeit in Wien einen sehr wichtigen Beitrag.

Wien gibt für Erwachsenenbildungseinrichtungen - da hören Sie bitte auch gut zu! - doppelt so viel aus wie der Bund für ganz Österreich.

Ich denke, Bildung und Wissen sind heute die wahrscheinlich wichtigsten Grundlagen für Arbeit, Wertschöpfung und zur Erreichung persönlicher Lebensziele. Die Förderung von Bildung und Ausbildung - und das sind natürlich auch die Maßnahmen der Schulung im Arbeitsmarktbereich - ist so wichtig wie schon lange nicht. 

Wien soll natürlich auch den Ruf einer Weltwissenschaftsstadt halten, und wir bemühen uns ja auch, Wien zu einem Zentrum der naturwissenschaftlichen, technischen, geistigen und kulturellen Intelligenz zu machen.

Laut Verfassung ist Bildung Sache des Bundes, doch dort fehlen die nötigen Impulse und Investitionen. Die Bundesregierung spart bei der Bildung. Das Ergebnis war, dass man Bauchweh bekam, als die PISA-Studie veröffentlicht wurde. Erst dann wurden ganz schnell auch von der zuständigen Ministerin plötzlich Krisenstäbe ein-berufen.

Zum Schluss vielleicht noch zu Wien als Stadt des Miteinanders: Dass das Miteinander funktioniert, zeigt sich in vielen Bereichen. In der Gesundheitspolitik gilt das Motto "Spitzenmedizin für alle", egal welchen Alters oder welcher Herkunft, unabhängig vom Einkommen und sozialen Status. Das können die Ordensspitäler mit Sicherheit nicht leisten, obwohl sie in vielen Bereichen sicherlich gut qualifiziert sind.

In der Politik für die ältere Generation gilt der Satz: "Solidarität mit Pflegebedürftigen." Wir haben ein Wohn- und Pflegeheimgesetz, wir haben den Pflegeombudsmann eingeführt, wir haben in der Geriatriekommission ein Maßnahmenkonzept "Lebenswertes Altern in Wien" geschaffen, und vor allem flexible Modelle für spezielle Gruppen wie Mehr-Generationen-Wohnen und Wohngemeinschaften. Natürlich können wir jetzt nicht die Betten von Lainz auf die Straße stellen. Deshalb ist ja auch versprochen worden, bis 2010 eine Modernisierung der Geriatriezentren in Wien durchzuführen, und vieles andere mehr.

Das Miteinander von verschiedenen Kulturen, von Menschen aus verschiedenen Herkunftsländern war in Wien schon immer ein Ziel der Stadtpolitik. Ich glaube, das ist Wien gut bekommen. 

2002 hat sich ein Paradigmenwechsel zur Diversitäts- und Gleichstellungspolitik vollzogen, und unter diesem Aspekt gilt es auch, das gesamte Serviceangebot der Stadt allen BürgerInnen gleichermaßen zur Verfügung zu stellen, und zwar auch muttersprachlich. Die Muttersprache ist ein ganz wichtiges Gut, das die Menschen, die zu uns gekommen sind, auch nicht verlernen sollen. Künftig sollen aber trotzdem 6 000 Menschen Deutschkurse im Rahmen der Sprachoffensive neu zur Verfügung gestellt werden, und das ist uns auch sehr, sehr wichtig.

Für die demokratiepolitischen Maßnahmen in Wien haben wir, denke ich, auch eine Vorreiterrolle. Das jüngste Demokratiepaket mit der Wahlaltersenkung auf 16 Jahre, Verstärkung des Vorzugsstimmenwahlrechtes unter Ausweitung der Bürgermitbestimmung in den Bezirken durch die Agenda 21, Einrichtung des Gürtelbeirates, zuletzt auch Mediationsverfahren im Zusammenhang mit den Flugbewegungen - was ja die ÖVP nicht unterschrieben hat - sowie Umgestaltung der Bezirksämter in bürgerfreundliche Serviceeinrichtungen ist, glaube ich, auch ein wichtiger weiterer Schritt zur Demokratisierung.

Wir haben auch für die Grundversorgung in unserer Stadt gesorgt, damit alle, die zu uns kommen, eine besondere Unterstützung bekommen. 

Das sind weitere Beispiele für die von humanistischen Idealen getragene Politik der Wiener SPÖ.

Wir fordern den Bundeskanzler Schüssel auf, sich den Wählerinnen und Wählern zu stellen, denn ein Kurs-wechsel ist mehr als notwendig. Wien wird sich den Wahlen stellen. Die Wienerinnen und Wiener werden entscheiden, ob sie Zukunftschancen, Sicherheit und Le-bensqualität wählen oder ob sie eine Zukunft wählen, in der es eine Politik gegen die kleinen Leute, die Pensionisten, die Frauen und die Jugend gibt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zur allgemeinen Beratung des Rechnungsabschlusses liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Daher ist die Verhandlung über diesen Tagesordnungspunkt geschlossen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Ich möchte erwähnen, dass die Präsidialkonferenz für diese Spezialdebatte und alle weiteren vereinbart hat, dass der Erstredner beziehungsweise die Erstrednerin jeder Partei 25 Minuten und alle weiteren Redner und Rednerinnen jeder Partei 15 Minuten zur Verfügung haben.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor wir zur Geschäftsgruppe kommen, noch eine kurze Bemerkung zur Bank Austria und vor allem zur Rolle der ÖVP (GR Dr Matthias Tschirf: Ja?), und zwar wirklich ganz höflich. Das sage ich jetzt wirklich ganz höflich dazu. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
1996 war die ÖVP nicht in Wien in der Regierung, und die ÖVP war nicht in der Bundesregierung. (GR Robert Parzer: Es geht ja nicht um das!) Na gut, anders: Die ÖVP war tatsächlich in beiden Regierungen und ver-sucht uns die ganze Zeit zu erklären, dass sie nichts da-mit zu tun gehabt hat. (GR Robert Parzer: Wir haben dagegen gestimmt!) Ich verstehe eines (GR Dr Matthias Tschirf: Wir haben dagegen gestimmt!): Es hat die ÖVP wirklich ins Mark getroffen, dass die rote Bank Austria die Creditanstalt bekommen hat, und nicht vielleicht die Erste. (GR Robert Parzer: Nein!) Aber trotzdem erinnert mich die Diskussion an eine Art Kindesweglegung. (GR Robert Parzer: Überhaupt nicht!) Ich sitze in den wesentlichsten Regierungen dieser Republik, wo das meiste Geld daheim ist, wo die meiste Macht daheim ist, und bin machtlos. (GR Robert Parzer: Stimmt ja nicht!)
Das ist das, wo ich mir wirklich denke, es wird die ÖVP nach 10°Jahren Oppositionspolitik auf Bundesebene am Ende sogar sagen: Wir waren 50 Jahre noch nie in der Bundesregierung, weil sich Wolfgang Schüssel nicht einmal mehr an die Zeit erinnern kann, als er tatsächlich Bundeskanzler war. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wenn ich mir das so überlege, war die ÖVP nie irgendwo dabei, sie hat nie irgendetwas gemacht. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist falsch!) Ich denke, das wird die Öffentlichkeit und jeder für sich sowieso beurteilen können, ob die ÖVP dabei war oder ob sie einfach schwach war (GR Dr Matthias Tschirf: Nein!), obwohl sie an den zentralen Schalthebeln der Republik gesessen ist, und trotzdem hat sie gegen diese Übermacht der So-zialdemokratie nichts ausrichten können. (GR Dr Matthias Tschirf: Deshalb haben wir ja...!)
Vielleicht noch kurz ein Ausblick auf die Wiener Gemeinderatswahlen, weil ich schon gehört habe, dass Johannes Hahn gesagt hat, er würde sehr wohl als Koalitionspartner für die Sozialdemokratie zur Verfügung stehen: Es ist uns ja in dieser Periode ein paar Mal gesagt worden (Zwischenruf von GR Heinz Hufnagl), ihr wart eigentlich von 1996 bis 2001 nicht dabei, ihr habt von 1996 bis 2001 überhaupt keinen Einfluss gehabt. In dem Sinn schon klipp und klar eine Ansage. Wenn man Wien verändern will, wenn man Wien verbessern will, weil es einfach Sachen gibt, die die Sozialdemokratie noch nicht so wirklich gut kann, dann darf man es nicht mit der ÖVP versuchen, weil die ja sowieso nicht dabei ist, selbst wenn sie in der Regierung sitzt, sondern dann bleiben tatsächlich nur die GRÜNEN übrig! (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Aber jetzt zurück zum Jahresbericht, insbesondere der Wirtschaftsförderung (GR Robert Parzer: Sie vergleichen Äpfel mit Birnen!): Ich habe das im Wiener Wirtschaftsförderungsfonds auch schon einmal dargelegt, indem ich die unterschiedlichsten Fördermaßnahmen verglichen habe und auch dargestellt habe, welchen Hebel sie im Bereich der Investitionen auslösen. Es ist faszinierend, wenn man unter dem Bereich Innovation und Technologie die ZIT-Calls und noch ein paar andere Sachen einmal weglässt, sich nur die Innovations- und Technologieförderung, die im Bereich des Wirtschaftsförderungsfonds mit 2,9 Millionen EUR angeführt ist, ansieht und erkennt, dass diese Förderungen ungefähr das Dreizehnfache an Investitionsvolumen auslösen. 

Dann vergleicht man das mit der Nahversorgungsaktion oder mit der Strukturverbesserungsaktion, und da kommt man immer noch auf einen Hebel von 10,6 oder 8,8. Aber dann vergleicht man es umgekehrt mit einem der größten Brocken in der Wirtschaftsförderung, selbst in der Wirtschaftsförderung vom Wirtschaftsförderungsfonds, nämlich der Parkgaragenförderung, einer hoch innovativen Fördermaßnahme, im Wirtschaftsförderungsfonds immer noch mit 3,2 Millionen EUR gefördert: Diese liefert einen Investitionshebel von nicht einmal dem Sechsfachen. Während die Innovations- und Technologieförderung fast das Dreizehnfache des eingesetzten Kapitals an Investitionsvolumen auslöst - und immer noch niedriger als die Parkgaragenförderung liegt -, haben wir bei der Parkgaragenförderung des WWFF nur knapp das Sechsfache. 

In Wien bei den Volksgaragen schaut das überhaupt anders aus. Da wissen wir, dass eigentlich immer das gesamte Volumen in Anspruch genommen wird, und das firmiert auch unter Wirtschaftsförderung. Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie sagen immer, wir sind garagenfeindlich; ich sage Ihnen, das stimmt überhaupt nicht. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Geh! - GR Robert Parzer: Garagenfreundlich?) Nein, wir sind der Meinung, dass man nicht, wenn das Geld immer knapper wird, Garagen im Jahr 2004 - und zwar alle Garagen zu-sammen, WWFF-geförderte, die Volksgaragen, die Park and Ride-Garagen und so weiter - mit 45 Millionen EUR fördert. Man fördert die höchst innovative Technologie Garagenbau mit 45 Millionen EUR, aber für die gesamte Innovations- und Technologieförderung des Wirtschaftsförderungsfonds - und darüber laufen im Großen und Ganzen alle Calls, die Creative Industries und so weiter - 14,7 Millionen EUR ausgibt. Also ungefähr ein Drittel dessen, was in die Parkgaragen hineinfließt, fließt in die innovative Technologie!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Daran müs-sten doch Sie als Wirtschaftspartei, insbesondere von der ÖVP, und als Möchtegern-Wirtschaftspartei für die kleinsten, kleinen und mittleren UnternehmerInnen innerhalb der SPÖ erkennen, es ist ja absurd, 45 Millionen für Parkgaragen auszugeben und zu sagen, das ist Wirtschaftsförderung, und gleichzeitig für Innovation und Technologie nur 15 Millionen EUR auszugeben, oder für die Stadtstruktur nur 8 Millionen EUR auszugeben. Das ist es, warum wir der Meinung sind, dass die finanziellen Mittel für die Volksgaragen falsch investiert sind. Es gibt die eine oder andere Garage - wenn sie nicht gerade un-ter einem existierenden wunderschönen Park gebaut wird, auf der einen Seite, und gleichzeitig auf der anderen Seite mit sehr viel Geld der Stadt Wien gefördert wird -, da haben wir uns durchaus vorstellen können zuzustimmen. Aber verwenden wir doch im Interesse der Wienerinnen und Wiener die zur Verfügung stehenden Finanzmittel besser: Im Sinne der Kleinstunternehmer, im Sinne der Kleinunternehmer, im Sinne der mittleren Unternehmer und Unternehmerinnen, im Sinne der Forschung, im Sinne der Innovation! 

Ich bin schon zufrieden - in einem ersten Schritt -, wenn man das Verhältnis umkehren würde: 15 Mil-lionen EUR für die Parkgaragen und 45 Millionen EUR für Innovationen und Technologieförderung. Wäre das ein Angebot? Wäre das ein Angebot, dass Sie sagen: Okay, wir verdreifachen Innovations- und Technologieförderung und dritteln die Garagenförderung, in Summe bleibt es dasselbe - wäre das für Sie ein Angebot? Das wäre doch etwas für die Wiener Kleinunternehmer und Kleinunternehmerinnen, und es würde auch erheblich mehr Arbeitsplätze auf Dauer sichern. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie! Sie sagen doch immer, darum geht es unter anderem: Menschenwürdige Arbeitsplätze, nicht diese prekären Ar-beitsplätze und Teilzeitarbeitsplätze, die tatsächlich in Wien gewachsen sind und mit denen tatsächlich die Frauenerwerbsquote in Wien etwas gestiegen ist, aber nur aufgrund derjenigen Arbeitsplätze, die im Bereich der prekären Beschäftigungsverhältnisse und im Bereich der Teilzeitbeschäftigten zusätzlich errungen wurden. Dabei ist diese Frage der Frauenbeschäftigung schon eine zu-sätzliche Geschichte, dazu wird Monika Vana einiges sagen, aber ich erwähne es nur, weil es natürlich auch im Bereich der Wiener Stadtwerke und im Bereich der Wien Holding eine Rolle spielt: Es ist ganz spannend, sich die Firmen und Subfirmen der Stadt Wien anzuschauen. Man wird draufkommen, dass in den Aufsichtsräten und Vorständen sowie auch bei den Geschäftsführern und Geschäftsführerinnen der Anteil der Frauen er-schreckend gering ist! 

Für die Sozialdemokratie hat gerade vorhin wieder Kollegin Stubenvoll gesagt, wie toll sie die Frauenförderung macht. Auf der Förderebene kann man wirklich da-rüber reden, dass es wahrscheinlich im Vergleich aller Bundesländer die beste Art der Frauenförderung ist. Ganz besonders habe ich mich natürlich darüber gefreut, dass erstmals die White-Ribbon-Kampagne, nach ganz, ganz vielen Anläufen von uns, direkt aus der MA 6 bezahlt wird, aus dem Subventionstopf und nicht mehr aus der Frauenförderung. Dennoch: Wo ist Ihre Initiative, auch in die Vorstände der Wiener Unternehmen, in die Aufsichtsräte der Wiener Unternehmen, in die Geschäftsführungen der Wiener Unternehmen mehr Frauen hineinzubringen? (Zwischenruf von GRin Erika Stubenvoll.) Es gibt qualifizierte Frauen, und diese sollten sich eigentlich auch in den Unternehmen der Stadt Wien wiederfinden. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Es wurde heute auch im Rahmen der Wirtschaftspolitik schon die immer weiter fortschreitende Privatisierungsphilosophie der jetzigen Bundesregierung angeprangert. Um der Sozialdemokratie die Möglichkeit zu geben, diesen Worten auch Taten folgen zu lassen, bringe ich einen Antrag betreffend Liberalisierungs- und Privatisierungsschritte bei öffentlichen Dienstleistungen ein, in dem sich der Gemeinderat klar gegen weitere Liberalisierungs- und Privatisierungsschritte im Bereich der Dienstleistungen von öffentlichem Interesse ausspricht. Der Antrag lautet auf sofortige Abstimmung.

Des Weiteren bringe ich jetzt, weil ich es nicht zu lange machen möchte, einen Antrag ein, bei dem wir üb-erlegt haben, ob wir ihn in der Landtagssitzung oder gleich jetzt einbringen. Da geht es, kurz gesagt, einfach nur darum, dass die Gesetzgebung des Landes Wien, die natürlich auch ganz massive Auswirkungen auf die Gemeindeebene hat, bei jeder Maßnahme, bei Gesetzen und bei Verordnungen darauf abgestellt werden soll, dass der Wiener Gemeinderat sich für die Erarbeitung eines Verfahrens ausspricht, das alle zukünftigen politischen Maßnahmen, Gesetze und Verordnungen vor In-krafttreten hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf Arme und von sozialer Ausgrenzung bedrohte Menschen untersucht. Dies firmiert unter dem Stichwort "Poverty Proofing".

Zu guter Letzt bringe ich noch einen Antrag ein, in dem es darum geht, dass die in letzter Zeit verstärkt auf-tretenden rassistischen Schmierereien an öffentlichen Einrichtungen umgehend entfernt werden sollen. Wir haben diesen Antrag schon einmal eingebracht, da wurde gesagt: Das ist ein Eingriff in Privateigentum, das geht nicht. Wir beschränken uns diesmal darauf, dass sich der amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke dafür einsetzen möge, dass in Zukunft rassistische Schmierereien an Einrichtungen der WIENER LINIEN binnen zwei Werktagen ab Meldung wieder entfernt werden.

Ansonsten bedanke ich mich für Ihre Aufmerksamkeit und wünsche einen schönen weiteren Verlauf! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dkfm Dr Aichinger. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Auch diese Debatte des Rechnungsabschlusses ändert nicht sehr viel, wie auch die vorigen, die ich bis jetzt miterleben durfte. Es gibt da eigentlich Debatten, die sich sehr viel mit dem Bund beschäftigen. Aber ein kleiner Unterschied war heute schon festzustellen. Es hat sich auch gezeigt, dass es bereits gewisse Allianzen gibt, bei dem Debattenbeitrag des Herrn GR Strobl. Er ist mehr auf die Opposition losgegangen, hat aber eine Oppositionspartei, die GRÜNEN, dabei völlig ungeschoren gelassen. Und jetzt macht auch Herr Kollege Margulies eine Verbeugung, indem er zum ersten Mal sagt: Er ist für Garagen! Ich habe es in vier Jahren nicht ein Mal er-lebt, dass die GRÜNEN für eine Garage mitgestimmt haben. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Letzte Sitzung! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Eine Garagenzustimmung? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ja!) Das muss mir leider entgangen sein, das sage ich auch offen und ehrlich. Aber da muss man da-zusagen, auch das ist eine Neuigkeit und zeigt eben, dass Sie sich unter Umständen ganz einfach schon für eine rot-grüne Koalition vorbereiten. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Auch das wurde schon öfters gesagt: Natürlich ist ein Rechnungsabschluss die Bi-lanz einer Regierung, die Bilanz einer Regierung als Un-ternehmen, und diese Zahlen stehen hier. Aber eines wird immer dürftiger und immer geringer ausfallen: die Erläuterungen dazu, die Kommentare dazu beziehungsweise die damit verbundene Transparenz. Wir haben bei der letzten Voranschlagsdebatte im Herbst angeregt, das alles etwas transparenter zu machen beziehungsweise mehr Erläuterungen zu geben. Das wurde natürlich - Frau StRin Rothauer hat es heute schon angeführt - in einer langen Anfragebeantwortung ganz einfach negiert: So ist es, so nehmen Sie die Zahlen zur Kenntnis. 

Transparente, leichte Lesbarkeit ist nicht unbedingt das Wollen der Rathaus-Mehrheitsfraktion. In dem Fall wird mit 48 Prozent der Stimmen und 52 Prozent der Mandate hier mit 100 Prozent der Macht gesagt: So ist es, und daran kann sich ganz einfach nichts ändern. (GR Heinz Hufnagl: Im Bund genügen 42 Prozent! Schüssel hat 42 Prozent, mit einem kleinen Beiwagerl!) Nein, das ist ja nicht ganz so. (GR Heinz Hufnagl: So ist es!) Das ist so nicht ganz wahr, Herr Kollege.

Meine Damen und Herren! Diese Einstellung erleben wir aber auch während der laufenden Arbeit im ganzen Jahr. Viele Vorschläge der Opposition, viele Anträge werden sofort im Gemeinderat abgelehnt, oder wenn sie doch eine Zuweisung mit der Mehrheit der Mehrheitsfraktion bekommen, dann in den Ausschüssen auch wieder mit größter Vehemenz abgelehnt, obwohl diesen Anträgen meistens lange Analysen vorausgegangen sind und sogar dem Antragsteller Recht gegeben wird. Aber trotzdem werden diese Anträge dann ganz einfach niedergestimmt. 

Ich darf Ihnen jetzt ganz kurz einige Beispiele bringen, an denen man sieht, wie hier während des Jahres vorgegangen wird. Der Herr Vizebürgermeister hat es heute angeschnitten, meine Damen und Herren, dass die Lehrstellensituation in Wien wirklich nicht rosig ist. Da sind wir uns sicher einig, dass das ein Problem ist, und wir wollen hier alles unternehmen, dass die Jugend Lehr-stellen bekommt, damit die Erstausbildung gegeben ist. Wir sind auch darin einer Meinung, meine Damen und Herren - auch das hat noch keiner in Frage gestellt -, dass die duale Ausbildung eine sehr, sehr gute ist. Der Herr Vizebürgermeister hat heute selbst gesagt, dass, je mehr man den Unternehmen bei dieser Angelegenheit hilft, umso mehr vor allem die Klein- und Mittelbetriebe diese Lehrausbildung durchführen werden. Sie werden die Lehrstellensituation verbessern, und das ist unser Ziel. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gab im Herbst, am 22. November 2004, einen Antrag der ÖVP, worin wir gesagt haben: Die Kommunalsteuer auf die Lehrlingsentschädigung soll teilweise den Unternehmen refundiert werden, um hier Anreize zu schaffen, ähnlich wie die Bundesregierung, die viele Din-ge in der Richtung gemacht hat, wie Lohnnebenkostensenkung bei Lehrlingen, wie Lehrlingsfreibetrag oder Lehrlingsprämie. Das wurde natürlich abgelehnt, und es wurde mit einer langen Begründung dargestellt, dass das nicht funktioniert. Unter anderem lautete die Begründung darauf, dass es Schwierigkeiten bei der Lohnverrechnung und bei der gemeinsamen Prüfung aller Lohnabgaben gibt, sodass man da keine Ausnahme machen kann. Da muss es sogar die Bedenklichkeit mit EU-Richtlinien geben. Mit einem Wort, das ist nicht Sinn und Zweck, sondern das muss man ablehnen.

Meine Damen und Herren! Auch das sei jetzt dazu gesagt: Obwohl gerade für die Kommunalsteuer im Jahre 2004 der Voranschlag auf 513 Millionen EUR lautete, wurden 523 Millionen EUR eingenommen. Das heißt, es wurden um 10,9 Millionen EUR mehr eingenommen. Diese Aktion hätte auch eine Signalwirkung gehabt, sie hätte den Unternehmen ganz einfach gesagt: Macht et-was mehr für die Lehrlingsausbildung, auch wir von Sei-ten der Stadt sind dazu bereit! Wie gesagt, der Herr Vizebürgermeister hat selbst gesagt, dass diese Aktion wahrscheinlich nur um die 4 Millionen EUR gekostet hät-te. Das heißt, die Hälfte des Mehrertrages, den die Kom-munalsteuer 2004 gebracht hat, hätte gereicht, um hier etwas zu unternehmen und den Lehrstellenbetrieben zu helfen. Hier ist es wieder einmal nicht möglich, eine An-regung der Opposition aufzunehmen, eine Anregung der anderen wird nicht unbedingt goutiert. 

Meine Damen und Herren! Ein weiterer Antrag ebenfalls zum gleichen Zeitpunkt im Herbst vorigen Jahres, der mir als Vertreter und Interessensvertreter von 33 000 Wiener Händlern und in dem Fall vor allem von 16 000-Geschäftslokalen in Wien natürlich ganz besonders am Herzen liegt, betraf die leer stehenden Geschäftslokale. Auch hier haben wir einen Vorschlag gemacht und wollten darüber diskutieren. Wir wollten eine Mehrförderung für diese Betriebe erreichen und haben sogar gleichzeitig gesagt, mit einer Befristung von drei Jahren, um ja nicht in den Verruf zu kommen, wir wollten Dauersubventionen und ähnliche Dinge mehr. Darüber wollten wir in eine Diskussion eintreten. 

StR Rieder hat das mit einem Zwischenbericht beantwortet. Auch da gab wieder eine sehr, sehr lange An-alyse. Er gibt uns in der Analyse darin Recht, dass die Situation nicht einfach ist und mehrere Gründe hat. Auch das haben wir nie in Zweifel gezogen, dass bei leer stehenden Geschäftslokalen nicht eindimensional der Grund besteht, warum sie geschlossen werden, im Großen und Ganzen. Es gibt dazu einen Zwischenbericht und bis jetzt meines Wissens keinen Endbericht.

Auch da, meine Damen und Herren, muss man wieder dazusagen, es werden in dieser Anfragebeantwortung einige Dinge ins Treffen geführt, was alles getan wird für die Klein- und Mittelbetriebe, und Weiteres ist nicht notwendig. Unter anderem wird da erwähnt, dass die Nahversorgungs- und Geschäftsförderung ab 2005 neu geregelt wird. Das stimmt, das ist richtig, aber wahrscheinlich war das unbedingt notwendig. Denn wenn man sich dort die Rechnungsabschlusszahlen anschaut, meine Damen und Herren, dann gab es einen Vor-
anschlag von 1,5 Millionen EUR, und verbraucht worden sind 780 000 EUR. Das heißt, sie dürften nicht richtig maßgeschneidert gewesen sein, und es war daher notwendig, Maßnahmen zu setzen, dass die Förderungen geändert werden. 

Meine Damen und Herren! Ein zweiter Punkt, der vielleicht hier noch zutrifft, ist die Gebrauchsabgabe. Ich weiß schon, Sie werden sagen: Wieso? Die Gebrauchsabgabe ist jener Teil, den ausschließlich die Unternehmen zahlen, wenn sie ein Steckschild machen, wenn sie öffentliche Flächen brauchen für Schanigärten und Ähnliches. Bei der Gebrauchsabgabe hatten wir 2004 auch Mehreinnahmen von 6,6 Millionen EUR, und da wäre es sicherlich im Großen und Ganzen angestanden, Teile davon mit so einer befristeten Förderung den Unternehmen, den Klein- und Mittelbetrieben zurückzugeben, um zu zeigen: Wir haben für euch ein Herz, und wir wollen, dass da etwas passiert. 

Besonders makaber, darf ich vielleicht sagen, finde ich die Argumentation, die vor allem VBgm Rieder immer wieder bringt, wonach vor allem das Mietrecht an den leer stehenden Lokalen schuld ist. Da darf man schon daran erinnern, dass das Mietrecht, gerade was Geschäftslokale anlangt, von einer Bundesregierung der Sozialdemokraten beschlossen wurde. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das hat man erst verschlechtert!) 
Nein, das ist nicht wahr! Für Geschäftslokale nicht, Herr Kollege! Für die Geschäftslokale... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Gerade für die Geschäftslokale wurde eine Befristung 2001 eingeführt!) Nein, nein... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Informieren Sie sich!) Bleiben wir dort, wo es ist. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie sind uninformiert und reden falsches Zeug!) Nein, das stimmt nicht, Herr Kollege. 

Meine Damen und Herren! Zu der Anfragebeantwortung vielleicht noch Folgendes: In den Zwischenbericht hat der Herr Vizebürgermeister hineingeschrieben, dass er beabsichtigt, über die Vorschläge, die die ÖVP gemacht hat, mit den Bezirksvorstehern beziehungsweise mit der Wirtschaftskammer zu sprechen und das umzusetzen. Meines Wissens ist das bis jetzt nicht passiert, und ich warte, oder wir warten noch immer auf einen Endbericht. Vor allem die Unternehmer hätten gerne eine Hilfe, eine vorzeigbare Hilfe, ein Signal, das dafürsteht. 

Was einen weiteren Antrag betrifft, kann ich es sehr kurz machen: Da ist es um Bezirksprojekte gegangen, um die Nahversorgung zu fördern. Da macht es sich der Herr Finanzstadtrat sehr einfach, indem er sagt, dass da-für die Bezirke oder der Kulturstadtrat zuständig sind; das ist überhaupt nicht in seiner Kompetenz, daher wären dort andere Dinge zu regeln.

Meine Damen und Herren! Zuletzt noch etwas - das ist heute ebenfalls schon angeschnitten worden - überhaupt zu dem Umgang, wie das in den Ausschüssen fun-ktioniert: Das Beispiel des Unterausschusses ist heute schon genannt worden. Auch dort hat die ÖVP immer wieder gesagt: Für all jene ausgegliederten Unternehmungen wollen wir mehr Diskussion und wollen wir die Beteiligungskommission wiederhaben. Das ist zweimal abgelehnt worden. Wir bringen den Antrag gar nicht mehr ein, dafür gibt es ja den Unterausschuss. Es wurde heute schon erwähnt, dass auf Wunsch der Oppositionsparteien Fragen gestellt werden können. Es gibt dazu keinen Bericht, man muss gleich die Frage stellen, das geht sehr rasch, und es gibt kurze Antworten. Wir haben diese Woche erlebt, dass die Antworten teilweise so ge-geben werden: Wir können noch nichts sagen, weil wir – unter Anführungszeichen - nicht wissen, ob der Bund 2009 noch die Zahlungen der U-Bahn-Bauten zur Hälfte mitfinanziert, daher wissen wir nicht, wie das Investitionsprogramm, nehmen wir an, der WIENER LINIEN ist. 

Wenn man fragt, wo zum Beispiel Straßenbahnlinien demnächst hingeführt werden, oder Autobuslinien oder ähnliche Dinge mehr, bezieht man sich jetzt bereits auf Zahlungen des Bundes im Jahr 2009, um das nicht beantworten zu müssen. Schriftlich bekommt man in dem Fall überhaupt nichts. Wenn die Opposition manchmal fragt, ob man darüber schriftliche Informationen bekommen kann, ist das nicht vorgesehen. Das Beispiel mit China hat die Frau Stadträtin ausgeführt, meine Damen und Herren. Auch hier sind es wirklich Sachen, dass ich glaube, es wird in einer hartherzigen Art und Weise umgegangen. 

Man sieht ja auch jetzt, wie viele Mitglieder der Mehr-heitsfraktion momentan hier im Raum sitzen und sich diese Rechnungshofdebatte anschauen. (GR Godwin Schuster: Wie viele seid ihr vor einer halben Stunde hier gewesen?) Aber das Verhältnis... (Zwischenruf von GR Franz Ekkamp.) Kollege Ekkamp, das Verhältnis, 52 von euch... (GR Godwin Schuster: Ihr seid vor einer halben Stunde zu dritt hier gesessen!) Nein, das ist nicht wahr. Von uns sitzen immer sehr viele hier. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist eine Momentaufnahme!) 

Das heißt, das ist sicherlich eine Art und Weise, wie mit der Opposition umgegangen wird: Dass Diskussionen verweigert werden und dass es sehr einseitig gemacht wird. Da werden ganz einfach mit 48 Prozent der Stimmen 100 Prozent der Macht in Wien ausgeübt. In diesem Sinne können wir nicht dafür sein, meine Damen und Herren. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Früher hat es immer geheißen: Sozialdemokraten können nicht wirtschaften, sie können nur verteilen. Heute müssen wir feststellen, nachdem alles verteilt oder verkauft ist: Sozialdemokraten können noch immer nicht wirtschaften. Das einzige, was sie können, ist, Gebühren zu erhöhen. 

Zuletzt wurde der Spitalskostenbeitrag erhöht - eine gewaltige Erhöhung, die vor allem kranke Menschen massiv betrifft. Auch wenn Sie sagen, dass es eine soziale Staffelung gibt, sind wir der Meinung, es müsste ü-berhaupt keine Erhöhung des Spitalskostenbeitrages ge-ben. Was es geben müsste, wären Systemreformen, was es geben müsste, wären Einsparungen im Gesundheitsbereich.

Der Spitalskostenbeitrag ist aber nur das letzte Glied in einer langen Kette, in einer langen Liste von Gebührenerhöhungen und von Belastungen. Ich möchte die wichtigsten in dieser zehnjährigen Ära Bgm Häupl kurz erwähnen.

Die Schaffung von flächendeckenden Kurzparkzonen ist eine massive Belastung, eine versteckte Parksteuer, zuerst nur im 1. Bezirk, dann ausgeweitet auf mehrere Bezirke. Derzeit haben wir in Wien ein unübersichtliches Chaos von Kurzparkregelungen, die Gewerbetreibende, aber auch die Kundschaften massiv belasten. (GR Godwin Schuster, eine Zeitschrift in die Höhe haltend: Lesen Sie jetzt das vor? Von der FPÖ?)
Weiters zu nennen sind die Schaffung einer Kanalsteuer, Gebührenerhöhungen beim Kanal, Kürzungen bei der Aktion "Essen auf Rädern", die Erhöhung der Ta-rife bei den WIENER LINIEN um immerhin 25 Prozent, die Einführung einer Müllsteuer, die Gebührenerhöhung bei der Müllgebühr von plus 26 Prozent. Das ist die Liste der Belastungen durch die SPÖ, die aber noch lange nicht zu Ende ist. 

Ferner gab es die Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren im Jahr 2002, die Erhöhung der Bädertarife im Jahr 2003, die Erhöhung der Gaspreise, ebenfalls im Jahr 2003 - dadurch eine Steigerung der Heizkosten um 10 Prozent -, die Erhöhung der Strompreise zuletzt im November 2004 und der Gaspreise im November 2005, und nicht zuletzt war es erst kürzlich der Spitalskostenbeitrag.

Diese Belastungen haben der Wiener Bevölkerung massiv geschadet, denn erstens wurde die private Kaufkraft dadurch reduziert, und zweitens wurden vor allem sozial Schwache massiv getroffen, weil das Leben in Wien verdammt teuer ist. Erst kürzlich konnten wir lesen, dass gerade in Wien die Lebenshaltungskosten am höchsten sind. Betroffen davon sind natürlich sozial Schwache, betroffen davon ist der Mittelstand. Kleine und mittlere Unternehmungen, die ausgehungert werden, leiden unter den Belastungen, und sie leiden nicht zuletzt darunter, dass immer wieder neue Einkaufszentren aus dem Boden sprießen, während die kleinen und mittleren Unternehmungen ausgehungert werden.

Natürlich trifft es last but not least die Familien, vor allem Familien mit mehreren Kindern oder Alleinerzieher mit Kindern. Diese Gruppen sind massiv betroffen, denn sie haben zum Leben zu wenig und zum Sterben zu viel.

Darüber hinaus möchte ich den enormen Zuzug ins soziale Netz erwähnen, der in den vergangenen Jahren erfolgt ist. Die Statistik Austria hat erst kürzlich wieder Zahlen bekannt gegeben. Dieser Zuzug ins soziale Netz hat einen enormen Druck auf dem Arbeitsmarkt erzeugt. 

Auf alle diese Probleme hat die SPÖ keine Antworten. Die Antwort ist: Brot und Spiele, Festivals und Events, damit die Zeit schneller vergeht und damit die Menschen nicht nachdenken. Aber diese Vernebelungstaktik der SPÖ wird nicht aufgehen. Machen Sie nur weiter so! Denn wir vertrauen auf das Urteilsvermögen der Wiener Bevölkerung. Es handelt sich bei all den Geldern, die hier ausgegeben werden, um Steuergeld und nicht um Privatgeld der SPÖ. Wir sind überzeugt davon, dass die Wienerinnen und Wiener das richtig ein-schätzen können. 

Der vorliegende Entwurf zum Rechnungsabschluss 2004 wird mit den Stimmen der SPÖ genehmigt werden. Dieses Ritual wird sich auch heuer wiederholen. Dass wir einem Budget, ob Voranschlag oder Rechnungsabschluss, nicht zustimmen können, ist im Lichte dessen, was ich soeben ausgeführt habe, verständlich. 

Was uns aber auch ganz massiv stört, ist die Tatsache, dass der Rechnungsabschluss, so wie er uns heute vorliegt, absolut nicht aussagekräftig ist, weil wir die not-wendigen Kennzahlen für das Budget, die notwendigen Daten, die Fakten einfach nicht aus diesen Zahlen herauslesen können. Ich habe StR Rieder schon vor einiger Zeit gebeten, dass wir als Gemeinderäte, als Kontrollorgane, auch die Controlling-Reporte bekommen können, die von der MA 6 laufend erstellt werden und die der Steuerung der Gebarung der Ressorts dienen. Denn sie enthalten die Daten, die wir bräuchten, um zu sehen, wie es mit der Gebarung steht. Sie enthalten die Voranschläge der Jahre 2002, 2003 und 2004, sie enthalten den derzeitigen Ansatz, die schwebende Belastung, die derzeitige Gebühr, die Hochrechnung und die Prognose der Dienststellen. Nur dadurch kann man einen entsprechenden Überblick über die Budgetgebarung erhalten.

StR Rieder hat mir zurückgeschrieben, dass er sich für mein Interesse an den Daten des Rechnungsamtes bedankt. Das "Interesse" ist meine Aufgabe! Es ist meine Aufgabe, mich um diese Daten zu kümmern und mich zu informieren, das ist also für mich eigentlich eine Selbstverständlichkeit. Er ersucht aber gleichzeitig um Verständnis dafür, dass er meiner Bitte nicht nachkommen kann. Und er informiert mich über etwas, was ich ohnehin weiß, nämlich dass die Oberaufsicht der Gemeinderat hat, und der Finanzausschuss über die Gebarungskontrolle hinsichtlich aller Dienststellen.

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich habe leider kein Verständnis dafür, dass wir als Gemeinderäte diese Informationen nicht bekommen können, weil ich nämlich weiß, dass die amtsführenden Stadträte, die Stadtratbüros, sehr wohl diese Controlling-Berichte haben und dass dort diese Daten aufliegen. Ich kann deshalb nicht verstehen, dass wir als Gemeinderäte diese Informationen nicht bekommen. Aber es gibt eben Systeme, da sind manche gleicher, und damit können wir uns nicht zufriedengeben. (Beifall beim BZW.)
Wie schon gesagt, das Rote Buch sagt wenig über das Sozialbudget aus. Es sagt sehr wenig aus - darüber haben wir schon beim Budgetvoranschlag diskutiert, dass wir einfach nur einen Zettel über das gesamte Budget des Fonds Soziales Wien bekommen haben. Für uns ist das ganz sicher nicht genug. 

Es sind auch einige Zahlen enthalten, die irgendwie merkwürdig erscheinen beziehungsweise die verwunderlich sind. Da werden Beträge auf den Tausender genau vorhergesagt, obwohl sie nicht wiederkehrend sind. Das zeigt sich zum Beispiel bei der Betreuung zu Hause, da haben wir im Budget 39,878 Millionen EUR bei den Kostenbeiträgen, und im Rechnungsabschluss sind es genau 39,867 Millionen EUR. Oder bei der Behindertenhilfe ist die Zahl aus dem Budget überhaupt auf den Tausender, auf den Cent genau gleich mit dem Betrag aus dem Rechnungsabschluss. 

Ich denke mir, wenn StR Rieder diese Zahlen so genau vorhersagen kann, dann werde ich ihn das nächste Mal, wenn ich einen Lottoschein ausfüllen möchte, fragen, weil er hellseherische Fähigkeiten haben muss, um diese Zahlen so genau vorauszusehen. Das finde ich phantastisch! Leider habe ich jetzt beim Jackpot nicht die Möglichkeit gehabt, aber vielleicht werde ich ihn beim nächsten Mal bitten, dass er mir die Hand führt, wenn ich den Lottoschein ausfüllen soll.

Wir sehen - und StR Rieder hat das auch gesagt -, dass sich in diesem Rechnungsabschluss eine deutliche Verschiebung der Mittel in den Sozialbereich abzeichnet. Wenn wir diese Entwicklung bedenken, dann müssen wir erstens die Frage stellen: Warum ist das der Fall? Zweitens müssen wir uns fragen: Was ist mit dem Geld passiert, oder was passiert mit dem Geld? Und drittens: Was hat das für Folgen?

Wenn wir fragen, warum wir so viel Geld für den Sozialbereich ausgeben müssen, dann müssen wir uns vor Augen führen, dass schon zu Anfang dieser Legislaturperiode das Chaos im Sozialbereich offensichtlich geworden ist und dass wir schon vor einiger Zeit erkannt haben, dass die Reform des Sozialressorts unter Frau VBgmin Laska völlig daneben gegangen ist. Was sich da abgespielt hat, das haben wir in vielen Sitzungen, in Sondersitzungen, Misstrauensanträgen, Debatten um diese Problematik diskutiert, und wir haben auch eine Überprüfung des Rechnungshofes erwirkt, wobei genau die Zeit, in der es zu diesem Chaos gekommen ist, untersucht worden ist. 

Der Rechnungshof stellt ein vernichtendes Zeugnis aus! Die Zuständigen konnten nicht einmal brutto von netto unterscheiden, lautet da eine Schlussfolgerung. Es hat überhaupt keine Sozialplanung in Wien gegeben, keine EDV, keine Daten, keine Vernetzung, und niemand in Wien weiß, wie ein Sozialfall entsteht. Das ist die An-alyse des Rechnungshofes. Das ist die SPÖ-Sozialpolitik in Wien gewesen, und jetzt müssen wir diese Suppe aus-löffeln. 

Der Rechnungshof hat weiter festgestellt, dass es keine ausreichenden Kontrollen gegeben hat, etwa im Behindertenbereich, und er hat auch schwere Mobbingfälle im Sozialbereich angesprochen. Der Rechnungshof empfiehlt in diesem Bericht ein Schulungsprogramm für Mobbing, und ich würde bitten, dass als Erste vielleicht Frau StRin Laska selbst dieses Schulungsprogramm absolviert. Denn nachdem sie alle qualifizierten Fachleute, die Fehlentwicklungen pflichtbewusst aufgezeigt haben, hinausgeworfen hat, ist alles in ihrem Ressort zu-sammengebrochen. Da haben dann Leute das Budget gemacht, von denen sie selber sagt, sie konnten brutto von netto nicht unterscheiden. Den Abteilungsleiter, der in sämtlichen Referaten die Experten ausgetauscht hat, hat man dann noch mit 55 Jahren mit vollen Bezügen in Pension geschickt, obwohl man doch jetzt davon redet, dass alle erst mit 65 Jahren in Pension gehen sollen. 

Die Folge dieses Scheiterns war die Ausgliederung des gesamten Sozialbereichs in den Fonds Soziales Wien. Durch diesen Schachzug haben wir als Gemeinderäte überhaupt keine Kontrolle mehr über das Sozialbudget. 

Mein Resümee ist daher: Die SPÖ hat im Sozialbereich ein riesengroßes Chaos verursacht, und die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler müssen diese Suppe auslöffeln. Und natürlich auch die Menschen, die Arbeit brauchen! Denn wenn Hunderte Posten nicht nachbesetzt werden, dann ist das nicht gerade wenig. Ich denke mir, wenn der Bund irgendwo einen Posten einspart, gibt es riesiges Geschrei; wenn das in Wien passiert, dann zuckt man nicht einmal mit der Wimper. 

Ich glaube auch, dass es sehr wohl Einsparungspotentiale gibt, etwa beim größten Budgetposten, dem Ge-sundheitsbereich, gerade im Overhead-Bereich in der Verwaltung etwa im Krankenanstaltenverbund oder bei leer stehenden Objekten, die vom Krankenanstaltenverbund teuer finanziert wurden. Aber auch bei Pflegefällen, die in Akutbetten liegen, die teuer sind, wird Steuergeld verbraucht, das man anders besser einsetzen könnte.

Zum Schluss habe ich noch eine Bitte an den Herrn Vizebürgermeister, denn ich kenne ihn als besonnenen Politiker. Meine Bitte ist folgende: Vor einigen Jahren ist das Stadtratbüro Gesundheit aus dem Gebäude am Schottenring ausgezogen, und auch diverse Referate wurden abgesiedelt, unter anderem das Behindertenreferat. Jetzt soll dieses Gebäude verkauft werden, wie ich gehört habe. Ich bin der Meinung, dass es einen großen Wert darstellt. Es ist ein riesiges Gebäude in bester Lage, es haben immerhin fast 1 000 Menschen dort ge-arbeitet, an der Prachtstraße von Wien, an der Wiener Ringstraße. Noch ist dieses Gebäude im Besitz der Wienerinnen und Wiener. Wir wollen im Interesse der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nicht, dass dieses Haus verschleudert wird. Wir befürchten einfach, dass es unter seinem Wert verkauft wird wie seinerzeit das Donauzentrum. Das Familiensilber zu verkaufen, damit hat die SPÖ schon vor Jahren begonnen: Bei der Bank Austria ist "Austria" nur noch im Namen, den Wienerinnen und Wienern gehört nichts mehr. 

Dieser Rechnungsabschluss spiegelt wider, dass die SPÖ in Wien macht, was sie will. Uns vom Bündnis Zukunft Österreich ist Ökonomie wichtiger als Bürokratie. Wir wollen, dass das Wiener Budget transparenter wird, wir wollen Einblick in die Controlling-Reporte für alle Ge-meinderäte. Wir wollen keine weiteren Belastungen und auch keine versteckten Steuern mehr. Wir wünschen uns weniger Events, mehr Sparsamkeit bei den Subventionen und vor allem mehr Hilfe für wirklich Bedürftige. (Beifall beim BZW.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm. 

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Es ist die letzte Debatte in einer Legislaturperiode natürlich ein Anlass, eine Bilanz zu ziehen, eine Bilanz über vier Jahre Ihrer Politik. Es kommt ja nicht von ungefähr, dass der Bürgermeister seine eigene Bilanz lieber nicht ziehen will. Es kommt nicht von ungefähr, dass sich der Bürgermeister am liebsten vor seiner eigenen Bilanz drü-cken würde, dass er viel lieber über andere spricht und dass er darum unseren Wahltermin unbedingt - und das liest man ja überall - mit der Nationalratswahl zusammenlegen will. Er will unbedingt eine Doppelwahl, weil er die Verantwortung auf andere schieben will und weil er von seiner eigenen Verantwortung ablenken will mit dem Schmäh, dass die Regierung an allem schuld sei.

Meine Damen und Herren! Wir werden Sie aus dieser Verantwortung jedenfalls nicht entlassen, und wir werden diese Bilanz tatsächlich ziehen. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Herr Klubobmann, Sie sind gerade hereingekommen. Herr Klubobmann, warum muss ein Monopolunternehmen wie Wien Energie tatsächlich 100 Millionen EUR Gewinn machen? 100 Millionen EUR Gewinn auf Kosten der Konsumenten, der Stromkonsumenten, der Gaskonsumenten! Der rege Andrang, der bei unserer Strom-Hotline herrscht, zeigt ja, dass die Menschen hellhörig werden, hellhörig dafür, wer für die Erhöhungen beim Strompreis und beim Gaspreis verantwortlich ist. 

Wir werden im Wahlkampf die Menschen auch über die Gebührenerhöhungen aufklären, darüber, dass nicht nur Wien Energie 100 Millionen EUR Gewinn macht, sondern dass auch die Stadt selbst aus den Gebühren 110 Millionen EUR Gewinn macht, aus Wasser-, Kanal- und Müllgebühren wieder 110 Millionen EUR Gewinn zu Lasten der Konsumenten, der sozial schwachen Gebührenzahler. Wir werden Punkt für Punkt vorrechnen, wie sich diese Belastung auswirkt, bei Wasser, bei Kanal, bei Müll, bei Strom und Gas, bei den Betriebskosten also, bei den Mieten selber durch die Verschlechterung der Wohnbauförderung, beim Parkpickerl, bei den Fahrscheinen, bei den Bädertarifen, bei den Kindergartengebühren. Wir werden vorrechnen, dass ein durchschnittlicher Vier-Personen-Haushalt dadurch um über 1 000 EUR pro Jahr zusätzlich belastet wird. 

Wir werden vorrechnen, wie alte, wie kranke Menschen belastet werden: Durch die Verschlechterungen bei "Essen auf Rädern", durch den Spitalskostenbeitrag, aber auch durch die höheren Gebühren, die seit 1. Jänner in den Wiener Pensionistenwohnheimen gelten. Wir werden vorrechnen, dass ein alter, ein kranker Mensch dadurch um 250 EUR zusätzlich belastet wird. 

Wir werden aber auch vorrechnen, dass vor allem die sozial Schwachen in Wien zusätzlich belastet werden, da es hier keine Staffelungen gibt, etwa durch Maßnahmen wie höhere Urlaubsselbstbehalte bei den Ferienaktionen, gerade für geringe Einkommen, oder durch höhere Selbstbehalte für Heimkinder, gerade wieder für geringe Einkommen, oder durch die Kürzung der MA°56-Zuschüsse für die Schulschikurse, für die Schullandwochen. Es kommt zu einem Minus von 20 Prozent bei den Schulschikursen und bei den Schullandwochen, wiederum gerade für die geringen Einkommen, für die es ja diese Zuschüsse gibt. Wir werden vorrechnen, dass eben auch der Spitalskostenbeitrag keine soziale Staffelung hat, und wir werden vorrechnen, dass ein sozial schwacher Haushalt dadurch um 500 EUR pro Jahr zusätzlich belastet wird.

Meine Damen und Herren! Herr Klubobmann! Wir Freiheitlichen sind ja auf Bundesebene nunmehr durchaus auch Oppositionspartei, und wir werden daher auch die Bundesregierung dort, wo wir es für nötig erachten, hart kritisieren. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir werden auch die Bundesregierung kritisieren, aber wir werden Ihnen sicherlich nicht den Schmäh durchgehen lassen, dass die Regierung an allem schuld ist. (GR Godwin Schuster: Das Koalitionsabkommen bleibt aufrecht! Was soll das?) Wir werden Ihnen nicht den Schmäh durchgehen lassen, dass die Bundesregierung an allem in Wien schuld ist. (GR Godwin Schuster: Haider muss auch...!) 

Unser Bürgermeister will unbedingt im Herbst wählen. (GR Rudolf Hundstorfer: Sie haben das Regierungsprogramm unterschrieben! - Rufe und Gegenrufe zwischen GR Mag Hilmar Kabas und Gemeinderäten der SPÖ.) Der Bürgermeister, Herr Klubobmann, will von sei-ner eigenen Bilanz ablenken, etwa von seiner eigenen Bilanz beim Spitalskostenbeitrag. (GR Christian Oxonitsch, in Richtung GR Mag Hilmar Kabas: ...Vorstandsbeschluss war das!) 

Herr Klubobmann! Warum verzichtet man in anderen Bundesländern auf diesen Spitalskostenbeitrag? Herr Klubobmann Oxonitsch, warum kommt man in Kärnten, im Burgenland, aber auch in der Steiermark ohne diesen Spitalskostenbeitrag aus? (GR Rudolf Hundstorfer: Weil man in Kärnten die Kelag...!) Warum gibt es in anderen Bundesländern, Herr Hundstorfer, etwa in Salzburg, wenigstens eine soziale Staffelung? Warum ist in Salzburg eine soziale Staffelung möglich? (GR Godwin Schuster: Wie bei uns! Nur lesen muss man!) Herr Schuster, in Salzburg sind Einkommen bis 1 200 EUR vom Spitalskostenbeitrag befreit, also bis 17 000 ATS; in Wien sind Einkommen bis 600 EUR befreit, also nur So-zialhilfeempfänger! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Wir werden den Menschen daher zeigen, dass Sie kein soziales Gewissen haben, wie Sie das immer von anderen verlangen. Herr Schuster und Herr Hundstorfer, ich meine daher auch: Freuen Sie sich nicht zu früh über Ihren Wahlsieg! (Beifall bei der FPÖ. - Heiterkeit bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es ist der Rechnungsabschluss vor allem durch Verschleierung gekennzeichnet, durch Intransparenz. Dazu nenne ich Ihnen ein paar Beispiele. 

Das erste Beispiel für die Intransparenz: Diese Debatte ist die erste, in der dieser Gemeinderat in die Sozialpolitik überhaupt keinen Einblick mehr erhält. Durch die Ausgliederung des Fonds Soziales Wien können wir keine Zahlen mehr vergleichen. Ich habe daher die zuständige Stadträtin schriftlich um zusätzliches Zahlenmaterial gebeten, aber ich habe von Kollegin Brauner bisher kein zusätzliches Zahlenmaterial bekommen.

Zweites Beispiel für Intransparenz: Da wird im Rechnungsabschluss vermerkt, dass die Investitionen gesteigert werden konnten. Der Kollege Strobl, der jetzt nicht da ist, hat sogar von einem Investitionsrekord gesprochen. Aber man verschweigt, dass das nur durch die Überrechnung der Bezirksbudgets so ist, weil eben die Bezirksbudgets im Voranschlag fehlen und erst dann im Rechnungsabschluss übergerechnet werden. Kollege Strobl verschweigt, dass, wenn man das bereinigt, die In-vestitionen im Vollzug sogar gekürzt werden mussten, und zwar um 30 Millionen EUR gekürzt werden mussten.

Drittes Beispiel für Schönfärberei: Wirtschaftsförderung. Da verkündet der Vizebürgermeister die steigende Wirtschaftsförderung. In Wahrheit ist es die Garagenförderung, die Garagenförderung ist nämlich bei der Wirtschaftsförderung budgetiert. Der Finanzstadtrat verschweigt uns, dass die Förderung für die Klein- und Mittelbetriebe, um die es ja geht, um insgesamt 14 Millio-nen EUR gekürzt werden musste. 

Viertes Beispiel für die Verschleierung: Da macht der Vizebürgermeister eine Pressekonferenz und verkündet stolz, dass er 600 Dienstposten eingespart hat. Er verkündet das als Erfolg. Aber, Herr Vizebürgermeister, Sie haben dabei vergessen, dass im Vorjahr das Konservatorium ausgegliedert worden ist, dass eben der Fonds Soziales Wien ausgegliedert worden ist. Insgesamt 651 Dienstposten sind ausgegliedert worden, und dann kom-men Sie her und wollen uns diese Ausgliederungen auch noch als Einsparung verkaufen! Herr Vizebürgermeister, ich meine daher, Sie sollten am Schluss Ihrer Amts-periode nicht mit immer neuen Tricks Schönfärberei be-treiben. Sie sollten die Größe haben, am Schluss dieser Amtsperiode diesem Gemeinderat einmal reinen Wein einzuschenken.

Fünftes Beispiel für die Verschleierung: Da hat diese sozialistische Fraktion doch tatsächlich behauptet, dass Wien ein Vorbild bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist. Weil man sich die Wahrheit nicht eingestehen will! Weil man sich nicht eingestehen will, dass man hier im Kernbereich der sozialen Kompetenz, dass man hier im Kernbereich der Sozialdemokratie eigentlich versagt hat. 

Wie sieht denn die Wahrheit aus? Als Häupl im Jahr 2001 sein Amt angetreten hat, war Wien in der Bundesländerstatistik an drittletzter Stelle. Hinter uns, schlechter als wir, war das Burgenland und waren die Kärntner. Und wie sieht die Bilanz aus? Es hat uns dann Kärnten schon im Jahr 2001 überholt, und im nächsten Jahr, 2002, hat uns sogar das Burgenland als Ziel-2-Gebiet überholt. Seit diesem Jahr 2002 haben eben wir die rote Laterne, seit diesem Jahr 2002 ist bei uns die Arbeitslosenrate am höchsten!

Die Bilanz dieser Legislaturperiode ist auch, dass wir in Wien erstmals 10 Prozent Arbeitslosigkeit haben – 10 Prozent! Das ist ein Wert, den man eigentlich noch vor wenigen Jahren für unmöglich gehalten hätte. Meine Damen und Herren, man nimmt diese Verschlechterung, diese Schlusslichtposition einfach nicht zur Kenntnis. Herr GR Strobl hat heute etwa in der Generaldebatte wieder gemeint, dass eine Trendwende erreicht werden konnte, er hat festgestellt - und ich zitiere wörtlich -, dass die Arbeitslosigkeit in Wien sinkt. Wie schaut denn die Realität aus? 

Meine Damen und Herren! Das Arbeitsmarkservice Wien erhält so viel an Bundesmittel wie nie zuvor. Waren es vor fünf Jahren, im Jahr 1999, also noch unter einem sozialistischen Bundeskanzler, erst 22 Prozent der gesamten Bundesmittel, so fließen heute bereits 31 Pro-zent nach Wien. Das AMS Wien kann natürlich, Gott sei Dank, mit diesen zusätzlichen Mitteln zusätzliche Arbeitslose umschulen. 

Aber, meine Damen und Herren, Herr Vizebürgermeister, wir wissen doch alle, dass diese umgeschulten Arbeitslosen - und darauf ist ja heute schon mehrmals hingewiesen worden - aus der Statistik herausfallen. Herr Kollege Strobl, Sie müssen doch wissen, dass durch diese gesteigerten Umschulungen 6 000 Arbeitslose zu-sätzlich einfach aus der Statistik herausfallen! (GR Godwin Schuster: Aber das gilt für Salzburg, Kärnten und andere Bundesländer ganz genauso!) Wenn man das bereinigt, dann sieht man, Kollege Strobl, dass wir in Wien tatsächlich 2 000 neue Arbeitslose haben. Wir sol-lten daher, Kollege Strobl, keine Trendwende herbeireden, die es gar nicht gibt, keine positive Trendwende, die ja in der Realität leider überhaupt nicht stattfindet. Ich meine daher auch, Sie sollten nicht versuchen, mit immer neuen Tricks dieses Ergebnis schön zu reden. (GR Godwin Schuster: Die Statistik macht der Bund!)
Herr Vizebürgermeister! Bedenklich wird es, wenn wir beginnen, unsere eigenen Märchen zu glauben. (GR Godwin Schuster: Es gibt keinen..., der dort vertreten ist!) Sie haben auch selbst heute in der Früh immer wieder von dieser Trendwende gesprochen, Sie haben da-von gesprochen, dass Wien besser als der Bund ist. Es ist bedenklich, wenn wir dann so weit gehen, unsere ei-genen Märchen selbst zu glauben, wenn Sie sogar von einem Erfolgsmodell sprechen, von einem Modell für ganz Österreich. 

Herr Vizebürgermeister! Wir sind uns ja ganz sicher darin einig, dass diese Schulungen wichtig sind, dass diese Schulungen beim Arbeitsmarktservice die Chancen des Einzelnen erhöhen, die Chancen des Einzelnen, einen neuen Arbeitsplatz zu finden. Wir sind uns sicher darin einig, dass es positiv ist, wenn dafür mehr Geld ausgegeben wird. Aber, Herr Vizebürgermeister, das heißt doch nicht, dass wir in der Öffentlichkeit Märchen über eine sinkende Arbeitslosigkeit verbreiten müssen. Das heißt doch nicht, dass wir uns deswegen selbst be-trügen müssen (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Genau!), weil wir ja genau wissen, dass die Arbeitslosigkeit eben nur sinkt, weil diese Arbeitslosen aus der Statistik herausfallen.

Ich ersuche Sie daher, haben Sie doch wenigstens am Schluss Ihrer Amtsperiode einmal die Größe, auf die-se Rechenkunststücke zu verzichten und gestehen Sie auch einmal eine negative Entwicklung ein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Auch die Beschäftigtenstatistik zeigt ja, dass unser Rückstand gegenüber den anderen Bundesländern in Wahrheit immer größer geworden ist und dass Wien unter Bgm Häupl schon seit 1994 als einziges Bundesland Arbeitsplätze verloren hat. 35 000 Arbeitsplätze waren das insgesamt, die Wien seit 1994 verloren hat. In den anderen Bundesländern sind in diesen letzten 10°Jahren – also vergleichbar mit der Amtsperiode von Häupl – 150 000 neue Arbeitsplätze geschaffen worden. Also nur bei uns gibt es tatsächlich ein Minus von Arbeitsplätzen. 

Herr Vizebürgermeister! Sie haben heute in der Früh eigentlich erstmals zugegeben, dass Wien tatsächlich Vollzeitarbeitslose verloren hat, und das ist ja ein Hoffnungsschimmer. Aber Sie haben dann gleich wieder ein ganz besonderes Rechenkunststück vorgeführt, denn, Herr Vizebürgermeister, Sie haben, weil wir eben diese Vollzeitarbeitsplätze verloren haben, dann die Selbstständigen dazugerechnet, die freien Berufe dazugerechnet, Sie haben sogar die freien Dienstnehmer dazugezählt und Sie haben sogar die geringfügig Beschäftigten dazugezählt. Nur um Ihre eigene Bilanz irgendwie positiv zu machen, haben Sie alles mögliche addiert und haben heute in der Früh sogar die geringfügig Beschäftigten da-zugezählt, also jene, die, wie wir alle wissen, ohne so-ziale Absicherung ihre Arbeit tun müssen (GR Johann Driemer: So wie der Bartenstein!), jene, die ohne Pensionsversicherung arbeiten müssen. 

Aber, Herr Vizebürgermeister, das kann ja nicht unser Ziel sein. Es kann ja nicht unser Ziel sein, dass immer mehr Menschen, wie in den Vereinigten Staaten et-wa, ohne soziale Absicherung arbeiten müssen, dass im-mer mehr Menschen mit solchen Billigjobs ihr Dasein fristen müssen.

Herr Vizebürgermeister! Ich fordere Sie daher noch einmal auf: Beschönigen Sie Ihre Bilanz nicht immer mit irgendwelchen neuen Rechenkunststücken! Hören Sie auf die Gewerkschaft, die diese neuen Billigarbeitsplätze immer wieder massiv kritisiert! Bekennen Sie sich als Stadtrat auch zu Ihrer sozialen Verantwortung! (StRin Karin Landauer: Diese Billigjobs sollte die Gewerkschaft einmal abschaffen!)
Herr Vizebürgermeister! Es gab in Ihrer Amtszeit sicher auch Erfolge. Es gab in Ihrer Amtszeit etwa den Er-folg, dass Wien den Stabilitätspakt erfüllt hat, und wir sind da wahrscheinlich eine der wenigen Gebietskörperschaften, die diesen Stabilitätspakt tatsächlich erfüllt hat, und das ist ein großer Erfolg. Es gab auch den Erfolg ei-ner Einigung mit dem Bund über das Allgemeine Krankenhaus, über den klinischen Mehraufwand, eine Einigung, die die Finanzierung unseres AKH für die nächsten 10°Jahre sichert.

Aber es gibt auch Misserfolge. Und es ist ein Misserfolg, wenn Wien in Ihrer Amtszeit zum Schlusslicht am Arbeitsmarkt geworden ist. Ich meine daher, verzichten Sie wenigstens heute auf alle diese Rechenkunststücke. Wenn Sie wirklich ein geordnetes Haus übergeben wollen, dann müssen Sie auch die Schwachstellen einbekennen. Die freiheitliche Fraktion fordert Sie daher auf: Haben Sie doch am Schluss Ihrer Amtszeit die Größe, auch einmal die wahren Probleme in dieser Stadt einzugestehen! Haben Sie am Schluss den Mut, einmal auch Ihre Misserfolge einzugestehen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Der Rechnungsabschluss 2004 der Bundeshauptstadt Wien findet sicher in wirtschaftlich schwierigen Zeiten statt. Es ist aber trotzdem gelungen, wie mein Vorredner gerade gesagt hat, den Stabilitätspakt zu er-füllen, die Investitionen im Vergleich zum Budget 2003 weiter auf einem hohen Niveau zu halten und auch die bereits begonnene Arbeitsmarktoffensive fortzusetzen. 

Alles in allem, meine sehr verehrten Damen und Herren, ein positiver Rechnungsabschluss. Und trotz der Un-kenrufe der Opposition bleibt Wien für viele Konzerne bei der Standortwahl immer noch die Nummer eins. Das ist nicht eine Diktion von mir, das ist aus dem “WirtschaftsBlatt“ von Ende Mai. Da steht das ganz klar und deutlich, und es wird auch erklärt, warum.

Ich bringe natürlich – und man muss das auch – Verständnis auf für die Wortmeldungen der Opposition, auch für die Kritik der Opposition. Das ist selbstverständlich, das ist ein politisches Spiel, Sie müssen sich sichtbar machen, insbesondere jene Parteien, die bereits an der politischen Wahrnehmungsgrenze angelangt sind. Aber durch Wiederholungen und durch Verdrehungen, meine sehr verehrten Damen und Herren, beziehungsweise durch falsche Interpretationen – und das ist sehr fein formuliert – ändern sich gewisse Fakten nicht. Die Wiener Finanzen sind stabil und orientieren sich an den Be-dürfnissen der Menschen in dieser Stadt.

Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung zu einem Vorredner in der Generaldebatte, zum Herrn GR Strache. Es ist ja schon fast abenteuerlich, was er hier zum Besten gegeben hat. Jetzt ist er ja kein Säbelfechter mehr, jetzt vergleicht er sich wieder mit einem Boxer. (GR Dr Helmut günther: Kollege Ekkamp, das ist deiner nicht würdig!) Das ja nicht von mir, das ist ja von ihm gewesen. Er ist der Herausforderer, der selbsternan-nte Herausforderer des Bürgermeisters. Ich habe so den Eindruck, geschätzte Damen und Herren, es handelt sich hier um einen verwirrten Boxer, der anscheinend in der eigenen Partei schon viel abbekommen hat. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Er kämpft ja auch damit, aber er kom-mt aus seiner blauen Ecke nicht heraus, sondern schlägt in dieser blauen Ecke wild auf die Seilbefestigung. Als Beweis dafür, meine Damen und Herren, braucht man sich nur die Umfragewerte anzuschauen. Sie sind zwar gerade noch über der Wahrnehmungsgrenze, aber anders kann man dieses Verhalten nicht deuten oder bezeichnen.

Dabei könnte ich ihn daran erinnern – genauso wie Herrn StR Schock –, wo denn die FPÖ überall dabei war. Gebühren sind genannt worden, und es gibt eine Menge Gebühren, bei denen die FPÖ dabei war, damals noch als geschlossene Gruppe: Verdoppelung der Energieabgabe, motorbezogene Versicherungssteuer plus 51 Prozent – trifft ja ohnedies nur die Kleinen – und so weiter und so fort. Mehr als 31 Maßnahmen, die sich gegen die Menschen in Österreich und gegen die Menschen dieser Stadt gerichtet haben, wurden beschlossen, und da waren Sie dabei. (GR Kurth-Bodo Blind: Es geht um das Stadtbudget!) Also kritisieren Sie nicht irgendwelche Ta-rifanpassungen, kehren Sie lieber vor der eigenen Türe und rechnen Sie sich aus, was das die Menschen, die ar-beitenden Menschen gekostet hat. Da gibt es ein Glaubwürdigkeitsproblem, meine Damen und Herren. 

Das zweite Glaubewürdigkeitsproblem, das mir heute aufgefallen ist, war bei Herrn Dr Schock, den ich persönlich sehr schätze. In der vorigen Rechnungsabschlussdebatte – ich habe mir das ausgedruckt – hat er noch vollmundig die Gruppenbesteuerung gelobt, was denn das für ein Erfolg in der Steuerreform ist. Heute habe ich nichts mehr davon gehört, und ich kann mir schon vorstellen, warum. Wer nämlich die "Pressestunde" gesehen hat, weiß, dass es da jetzt ein anderes politisches Rollenspiel gibt. Die Gruppenbesteuerung ist für die FPÖ nicht mehr hui, die ist in der FPÖ bereits wieder pfui. Copyright: Vorsitzender der FPÖ. Und das, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist doch ein gewisses Glaubwürdigkeitsproblem, und das merken die Menschen auch.

Meine Damen und Herren! Wenn man vergleicht – den Vergleich mit dem Bund hat die ÖVP heute ins Spiel gebracht; den haben nicht wir ins Spiel gebracht, sondern die ÖVP gleich am Anfang –, dann kann man in ge-wissen Bereichen durchaus auch vergleichen und ein Benchmarking durchführen – es vergleichen sich auch Betriebe, da sieht man, wer besser ist –, man kann zum Beispiel zwischen Wien und der Arbeit der Bundesregierung vergleichen. Insbesondere vergleicht auch gerne der "fionasierte" Finanzminister, der sich zum Leidwesen vieler lieber an ausländischen Stränden aufhält, als sich um die Sorgen der Menschen in diesem Lande zu kümmern. Aber lassen Sie mich vielleicht einen Satz zitieren, weil von einem Vergleich gesprochen worden ist, wie gut denn die Bundespolitik ist, insbesondere die Bundespolitik des KHG. Keine Angst, ich rede jetzt nicht über die Homepage, ich rede nicht davon, dass er von der IV ge-kauft worden ist, ich rede nicht darüber, dass er die steuerbegünstigten Wohnbaudarlehen streichen wollte und nachher wieder aufgehoben hat, ich rede nicht über die Trinkgeldbesteuerung, die vorher eine gute Idee war, nachher eine Schnapsidee, ich rede auch nicht über die Handymastensteuer in Niederösterreich, Copyright ÖVP, die er abgelehnt hat. Man wird sehen, wie es in ein, zwei, drei Monaten aussieht. (GR Mag Christoph Chorherr: Die SPÖ hat auch zugestimmt!)

Ich möchte Ihnen etwas zitieren, darauf habe nicht ich das Copyright, das ist aus dem "Trend" vom Mai 2005, wo es einen Vergleich gibt, denn man vergleicht halt gern die Bundesrepublik mit Österreich, vor allem der Grasser macht das sehr gern. Und da steht Folgendes zum Thema Ausgangsbasis: „Im Langzeitvergleich zeigt sich, dass sich Österreich seit dem Amtsantritt Grassers in fast allen Bereichen verschlechtert hat. In den meisten EU-Ländern ist die Arbeitslosigkeit von 2000 bis 2004 gesunken, in Österreich stieg sie im selben Zeitraum um 21,6 Prozent. Damit ist der Arbeitslosenzuwachs in Österreich fast so dramatisch wie in Deutschland." Ich gebe zu, in Deutschland ist er sehr dramatisch. (GR Mag Harald STEFAN: Wir reden hier von Wien!) Ich komme schon zu Wien. – „Die Inflation ist so sprunghaft angestiegen, dass wir sogar Italien im Ne-gativrekord abgehängt haben. Reallohnsteigerung muss man mit der Lupe suchen, und bei den öffentlichen Investitionen sind wir sogar weit hinter Deutschland abgesackt und bilden zurzeit das Schlusslicht in der EU. Das alles schafft Grasser ganz ohne Wiedervereinigungskosten, die ja den größten Anteil an der Misere der deutschen Wirtschaft tragen."

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dem ist nichts hinzuzufügen. Sie sehen, ein unabhängiges Blatt macht einen Vergleich. Den soll man sich auch zu Gemüte führen, den kann man ja auch einmal würdigen.

Meine Damen und Herren! Zurück zu Wien. (GR Kurth-Bodo Blind: Aha, sind Sie auch schon draufgekommen?) Fakten, Fakten. Investitionen sind schon an-gesprochen worden. Es sind fast 1,4 Milliarden EUR nur im Kernbereich, 2 Milliarden mit den Unternehmen. Die Investitionsquote ist heute auch schon genannt worden. Sie ist bei einem geringeren Budget auf 14,2 Prozent ge-stiegen. Also ich frage mich nur, wo der Bund seine In-vestitionen hat. Da könnten wir wieder einen Vergleich anstellen. Benchmarking ist ja zulässig. Es ist ja heute schon angesprochen worden, dass er so viel in die In-frastruktur investiert. 

Ich werde Ihnen sagen, wie das im Budget ausschaut. Die Ausgaben der ausgegliederten Gesellschaften für den Hochbau – das ist der Bund, bitte – werden von 429 Millionen EUR im Jahr 2005 auf 389 Millionen EUR gekürzt. Die Ausgaben der ausgegliederten Ge-sellschaften für die Schiene bleiben 2006 schon im dritten Budgetjahr konstant bei 1 200 Millionen EUR eingefroren. Die Ausgaben der ausgegliederten Gesellschaften für die Straße werden von 1 798 Millionen EUR im Jahr 2005 auf 1 626 Millionen EUR gekürzt. Insgesamt werden daher die Infrastrukturausgaben des Bundes um 223 Millionen EUR gekürzt. Also man wirft jemandem an-deren etwas vor, aber wenn man selber in der Regierung sitzt, dann geht das meistens anders. Solche Zahlen sol-lte man meines Erachtens auch nicht verschweigen, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Schulden: Seit dem Jahr 2000 haben wir eine halbe Milliarde EUR abgebaut. Wir hatten Ende 2004 – das soll man auch nicht verschweigen – noch 1 565 Millionen EUR Schuldenstand der Stadt Wien. Die Schuldenquote beträgt 16,5 Prozent. Aber ich glaube, das kann sich trotzdem sehen lassen. – Und das, meine sehr verehrten Damen und Herren, soll schlecht sein? 

Wieder ein kleiner Sidestep zum Bund. Seit 2000 gibt es eine schwarz-blaue Regierung. Da wurde viel versprochen, vor allem keine neuen Schulden mehr. Aber 14,8 Milliarden EUR neue Schulden, meine sehr verehrten Damen und Herren, sprechen eine andere Sprache.

Weitere Fakten, die für den Wirtschaftsstandort Wien sprechen. Bruttoregionalprodukt: Wien: 27 Prozent mit 60 932 Millionen EUR, pro Kopf sind das 39 300 EUR; Niederösterreich: 16 Prozent mit 35 429 Millionen EUR oder pro Kopf 25 600°EUR; und Kärnten, das Wunderland Kärnten, das immer so zitiert wird, hat 12°687 Mil-lionen EUR, das sind 5,7 Prozent, pro Kopf bedeutet das, wenn man es herunterbricht, 22 700 EUR. Ein sehr deutlicher Unterschied zum Bruttoregionalprodukt in der Pro-Kopf-Messung. 

Anzahl der Unternehmen – auch ein Gradmesser der wirtschaftlichen Attraktivität: Wien hat 76 279 Unterne-hmen, das sind immerhin 22 Prozent aller in Österreich angesiedelten Unternehmen, Niederösterreich hat 17,7 Prozent, Kärnten gar nur 6,6 Prozent. 

Unternehmensneugründungen – nicht attraktiv, hören wir immer, obwohl auch die Medien etwas anderes behaupten: Wien: 8 248; 27,8 Prozent aller Unternehmer, die ein Unternehmen neu gründen, tun es hier in Wien; in Niederösterreich sind es 19,3 Prozent; in Kärnten sage und schreibe nur 6 Prozent. Wunderwirtschaftsland. Außer den Plakaten "Kärnten blüht auf" gibt es dort nichts, was aufblüht. 

Ein weiterer Indikator einer gut florierenden Wirtschaft ist die Kaufkraft. Die ist heute totgeschwiegen worden, meine sehr verehrten Damen und Herren. In Wien beträgt sie 115,5 Prozent, in Niederösterreich 103,7 Prozent und in Tirol, im Heiligen Land Tirol 89,1 Prozent.

Die Zahlen sprechen eine eigene Sprache, und diese Parameter und noch viele andere mehr – es sind 39 Pa-rameter, das ist heute schon gesagt worden – sind eben gewisse Qualitätskriterien für eine Bewertung in der Mercer-Studie, laut der Wien an dritter Stelle im Bereich der Lebensqualität landet. Das kommt doch nicht von ir-gendwo her. Und das soll schlecht sein, meine sehr ver-ehrten Damen und Herren?

Bevor ich zu einem ganz wichtigen Thema, nämlich zum Thema der Arbeitslosigkeit überleite, darf ich auch noch den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds erwähnen. Dass dieser Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ein Motor für Modernisierung und Internationalisierung der Wiener Wirtschaft ist, ist, glaube ich, heute schon angeklungen. 45 Millionen EUR direkte Wirtschaftsförderung lösten 345 Millionen EUR zusätzliche Investitionen aus, und das bedeutet – man braucht sich nur den Bericht an-zusehen – 4 800 neue Beschäftigungsverhältnisse. Jeder einzelne Arbeitsplatz in der heutigen Zeit ist wichtig, meine sehr verehrten Damen und Herren, und jeder ein-zelne Arbeitslose ist zu viel. Ich glaube, da gibt es einen Konsens von allen Parteien hier in diesem Hohen Haus. 

Es soll niemand für sich in Anspruch nehmen, dass er das perfekte Patentrezept zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit besitzt, aber es gibt schon politische Grundregeln, um sich einer Arbeitslosigkeit entgegensetzen zu können. 

Eine Grundregel ist: Man muss die Kaufkraft erhalten beziehungsweise erhöhen und nicht kürzen. 

Zweite Grundregel: Man muss investieren, und sowohl die öffentliche Hand als auch die Privatwirtschaft brauchen ein freundliches Investitionsklima. 

Drittens muss man Finanzmittel in die Hand nehmen, um Qualifizierung und Weiterbildung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sicherzustellen.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es ist heute schon einige Male diskutiert worden, in diesem Bereich hat der Bund leider doch gewisse Versäumnisse und De-fizite aufzuweisen. Da brauchen wir nicht lange zu diskutieren. Wenn von den 4 Milliarden EUR, die wir mit unseren Arbeitslosenversicherungsbeiträgen einzahlen, nur 620 Millionen EUR in eine aktive Arbeitsmarktpolitik gehen, da bleibt relativ wenig über, weil das meiste die Arbeitslosigkeit auffrisst. Der Bund braucht daher seine Unfähigkeit in diesem Bereich nicht auf die Bundesländer abzuwälzen. 

Unterstrichen wird diese Politik des Bundes in fünf Jahren auch durch eine Vergleichszahl, wenn wir schon beim Benchmarking sind: Um 46 000 Arbeitslose gibt es mehr. Das ist die höchste Arbeitslosigkeit in der Zweiten Republik. Das stört anscheinend niemanden oder wenige im Bund, außer dass Herr Bartenstein um Rabatte beim Schuhkauf streitet. In diesem Bereich, wo es gilt, das Leid der Menschen zu lindern, merke ich keine Akzente. 

Und weil hier so getan wird, dass Wien alles alleine lösen muss, soll doch gesagt werden, dass Wien nicht alles alleine lösen können wird. Wir haben schon von der hohen Beschäftigungsquote in dieser Stadt gehört. Wir haben – das kann man ganz einfach nicht wegdiskutieren – eine hohe Zahl von Pendlern. Trotzdem – und auch das kann man nicht wegdiskutieren, meine sehr verehrten Damen und Herren – ist es gelungen, dass die Arbeitslosigkeit seit 10°Monaten im Sinken ist, auch wenn sie, das gebe ich zu, immer noch zu hoch ist. Im letzten aktuellen Monat, das ist Ende Mai, denn den Juni gibt es noch nicht, waren es minus 2,1 Prozent. (StR DDr Eduard Schock: Kollege Ekkamp! Das sind ja die Umschulungen!) Vorarlberg: plus 14 Prozent; dort steigt sie. (StR DDr Eduard Schock: Erzähl doch keine Märchen! Das sind die Umschulungen!) Aber, Herr Kollege Schock, Kärnten: plus 5,9 Prozent; dort steigt die Arbeitslosigkeit. (Neuerlicher Zwischenruf von StR DDr Eduard Schock.) Ich sage ja, die ist noch immer zu hoch in Wien, in Österreich. Sie wissen ja, wie es geht, dass wir null Arbeitslosigkeit haben. Dann machen Sie einmal Vorschläge, aber ich habe bis jetzt noch keine gehört, meine Damen und Herren. 

Ich denke auch, dass ein wichtiger Beitrag durch den Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds geleistet worden ist, und die Dotation mit 42 Millionen EUR spricht ja eine eigene Sprache. Es gibt eben so einen ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds nur in Wien und sonst in keinem anderen Bundesland, und die 42 Millionen EUR bedeuten ein Plus von 20 Prozent. 

Wer einmal in die Situation gekommen ist, dass er ar-beitslos wird, der weiß auch, wovon er dann redet. Ich bin zum Glück noch nie arbeitslos geworden, aber ich kenne viele Schicksale von Männern und Frauen, die eben durch Verlagerung, durch Stilllegungen von Betrieben davon betroffen sind. Da wird irgendwo in Europa einfach nur der Hauptschalter umgedreht und dann stehen 500 bis 600 Menschen auf der Straße. Ich weiß, wie die Härten diese Menschen treffen, aber eine Stiftung wie eben der Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds ist eine tolle Sache. Die Vermittlungsquote jener Menschen, die in die Stiftung gehen und durch Höherqualifizierung, Weiterqualifizierung, Umschulung wieder einen Arbeitsplatz finden, liegt bei weit über 90 Prozent. Und ich denke, das dürfen wir diesen Menschen ganz einfach nicht verwehren. (Beifall. – GR Kurth-Bodo Blind: Der Applaus war schwach!) Da braucht man nicht viel zu applaudieren, das ist eine ernste Sache, Herr Kollege. 

Darf ich Ihnen vielleicht noch einen kleinen Vergleich bringen, einen Vergleich von urbanen Bereichen im deutschsprachigen Raum, wie er schon öfter zitiert worden ist. München, eine prosperierende Stadt, hat dieselben Arbeitslosenzahlen wie Wien. Stuttgart: 10,6 Pro-zent; Nürnberg: 14 Prozent. Da rede ich gar nicht von Berlin mit 19 Prozent und anderen Städten. 

Also in Wien ist die Arbeitslosigkeit hoch, das muss man zugeben, in einem urbanen Bereich ist es einmal schwieriger, aber wenn man es international vergleicht – das hilft wahrscheinlich niemandem –, ist es trotzdem noch eine gute Situation. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie sollten München nacheifern!) 

Meine Damen und Herren! Eine weitere Statistik – auch sie ist heute schon angesprochen worden – im Be-reich der Jugend. Das sind nicht Zahlen, die irgendwer schreibt, das kommt vom AMS und ist aus dem Internet herunterzuladen. Jugendarbeitslosigkeit Ende Mai 2005: Wien: 12,2 Prozent. Keine Beschönigung, aber wenn ich dann so Zwischenrufe via Kärnten höre, das 17,7 Pro-zent hat, frage ich: Wo sind die Rezeptmittel? Niederösterreich: 16,1 Prozent. Wo sind die Rezeptmittel? Oberösterreich: 21,1 Prozent. Wo sind die Rezepte? Auch an die ÖVP: Wo sind die Rezepte gegen die Jugendarbeitslosigkeit? (GR Rudolf Stark: Salzburg!) Salzburg kann ich Ihnen auch sagen: 18,7 Prozent. (GR Mag Harald STEFAN: Schlecht! Schlecht! – StR DDr Eduard Schock: SPÖ-Landeshauptfrau!) Aber sehr kurz erst. Sie können das nicht von heute auf morgen ändern. Aber in der Re-lation, wenn Sie die Bundesländer vergleichen, gewinnt hier Wien, denn es ist weitaus besser als die anderen Bundesländer. (Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf.) Im Übrigen zum Herrn Tschirf, da würde mir au-ch einiges einfallen, was er heute von sich gegeben hat. Ich will es aber damit belassen. Er hat heute schon einiges von sich gegeben, das einer Würdigung wert wäre. (GR Dr Matthias Tschirf: Heraus damit!)
Zu den Pensionsprivilegien möchte ich jetzt wirklich eine Debatte, es wird aber die Zeit zu knapp. Aber ich vermerke, dass ihr von der ÖVP und dass du – und mich schmerzt das ein bisschen –, obwohl du im ÖAAB bist, obwohl du Personalvertreter bist, genauso auf Kürzungen der Pensionen aus bist, dass du das Gleiche auch von Wien verlangst, was ihr den ASVG-Versicherten ge-macht habt, nämlich dreimal brutal hineingeschnitten, dreimal hineingeschnitten. Kein Solidaritätsprinzip. Kein abgesicherter Übergang. Also das ist es bitte, das mache ich dir zum Vorwurf, lieber Kollege Tschirf. Sonst schätze ich dich ja persönlich, aber das ist, glaube ich, nicht kor-rekt, dass man als Personalvertreter so eine Politik vertritt. 

Ich will gar nicht von der Steuerreform reden, denn 30 zu 70 spricht ja eine eigene Sprache. 70 Prozent für Konzerne, 30 Prozent für die Arbeitnehmer. Aber da sitzen ja einige Verbündete hier in dem Boot. 

Ich rede auch nicht über den Personalabbau vom Bund. 16 000 spricht eine eigene Sprache, der Großteil davon in Wien. Wenn man dann erfahren muss, meine sehr verehrten Damen und Herren, die Leute werden auf die Straße gesetzt und im gleichen Atemzug nimmt man im Finanzministerium Leiharbeiter auf, dann denkt man sich schon, das kann keine Politik im Sinne der Menschen sein. 

Aber lassen Sie mich abschließend noch etwas zu ei-ner Doktrin sagen, der die ÖVP sich verschrieben hat. Geht es den Betrieben gut, geht es uns allen gut. Das war so eine Doktrin, die im Jahr 2000 aufgetaucht ist. Viele haben sie geglaubt, nur heute glauben sie es nicht mehr. Diese Politik, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist wirklich gescheitert, denn die Konzerngewinne steigen und steigen, gleichzeitig beschäftigten diese Konzerne aber immer weniger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Und die Arbeitslosigkeit steigt und steigt. 

Ich habe schon gesagt, die 275 000 im Bund, die sprechen eine eigene Sprache, und es müssten ja schon längst die Alarmglocken geläutet haben. Diese Politik, meine sehr verehrten Damen und Herren, muss im Sinne der Menschen wieder revidiert werden. Ich kann daher die Forderung von unserem Herrn Finanzstadtrat und Vizebürgermeister auch im Bereich der Lehrlingsausbildung nur unterstützen und unterstreichen. Er fordert eben vom Bund und von Herrn Minister Bartenstein 1 000 Stiftungsplätze für Wien, mit Beteiligung der Stadt Wien, denn die sind wichtig für die jungen Menschen, da-mit sie wieder Zukunft haben in unserem Land, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Ich denke, wenn man schon ein Benchmarking macht, dann soll man fairerweise vieles dazu sagen und nicht nur einseitige Interpretationen anbringen. Wien braucht, glaube ich, Vergleiche mit dem Bund nicht zu scheuen. Im Gegenteil! Wien geht eindeutig als Sieger hervor. Das beweisen die Zahlen, das beweisen die Fak-ten und auch das positive Lebensgefühl in unserer Stadt. Und all diese Daten und Zahlen wurden erreicht, ohne dass wir den Weg einer sozialen Stadt verlassen haben. 

Die Bilanz in Form des Rechnungsabschlusses fällt sehr gut aus. Wir gehen davon aus, dass die Wienerinnen und Wiener den Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wieder die Verantwortung übertragen werden, so zu regieren, dass die Menschen bei der politischen Entscheidung wieder im Vordergrund stehen werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bevor ich Frau GRin Dr Pilz das Wort erteile, möchte ich sagen, dass in der Präsidialkonferenz für die zweite Runde eine Redezeit von 15 Minu-ten vereinbart wurde. – Bitte, Frau Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister! Sie ahnen es vielleicht, wenn ich beim Finanzkapitel ans Pult trete, dann könnte es sich um ein konkretes Anliegen handeln, das Sie und ich schon öfter hier herinnen besprochen haben. Es geht um eine konkrete Konsequenz Ihrer Finanzpolitik, es geht um die Situation der Pendler und Pendlerinnen im Westen Wiens. (GR Kurth-Bodo Blind: Oh je!) Genau! Herr Kollege Blind! Das Problem ist, dass Sie sich nicht kümmern, obwohl Sie auch im 14. Bezirk zu Hause sind. Aber Sie fahren ja nicht mit der Schnellbahn. Ich nehme wohl an, Sie fahren wahrscheinlich mit einem privaten PKW. (GR Mag Christoph Chorherr: Sie verstopfen das Wiental!) Ich fahre, wie viele andere Menschen, jeden Tag mit der S50. Sie erinnern sich... (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist ein Schmäh!) Geh, Herr Blind, streiten wir beide doch mit dem Herrn Vizebürgermeister und nicht miteinander.

Ich habe dem Herrn Vizebürgermeister schon im Februar im Rahmen einer mündlichen Anfrage die Frage gestellt: Warum, fixnocheinmal, ist die S50 immer zu spät? Damals, gebe ich zu, hat es geschneit, das war nicht der einzige Grund, aber wieder einmal die Ausrede der ÖBB: Wenn Schnee fällt, können wir nicht pünktlich sein. Sie, Herr Vizebürgermeister, haben mir freundlicherweise eine Antwort der ÖBB zukommen lassen, die Sie mir zur Information weitergegeben haben. Auch die Bezirksvorsteherin Andrea Kalchbrenner hat dem Bezirksrat Krisch von den GRÜNEN eine Antwort geschrieben in Sachen Verspätung. Sie hat gemeint: „Um aber Verspätungsursachen gezielt nachgehen zu können, wären konkrete Angaben nötig." 

Sowohl Sie, Herr Vizebürgermeister, der Sie gemeint haben, Information der ÖBB kann man kommentarlos weitergeben, als auch die Frau Bezirksvorsteherin haben es nicht für nötig empfunden, aus eigenem tätig zu werden und die Pflichten, die Sie für die Stadt Wien im Rah-men des Verkehrsdienstevertrages mit den ÖBB erwarten können seitens der ÖBB, auch einzuklagen. 

Das wundert mich, Herr Vizebürgermeister, denn die Menschen an der S50 haben die Nase voll. Sie haben die Nase voll, und daher habe ich zusammen mit meinen Freunden und Freundinnen aus dem Bezirk, den GRÜNEN in Penzing, gemeinsam mit den GRÜNEN und der Liste Baum aus Purkersdorf eine Unterschriftenaktion in Gang gesetzt, und wir haben – Sie werden es nicht glauben – innerhalb von drei Tagen in den Morgenstunden an der S50 Unterschriften gesammelt, und zwar, Herr Vizebürgermeister, mehr als 800. Es war gar nicht schwierig, diese Unterschriften zu bekommen. Die Menschen haben sich bei mir richtig angestellt: Darf ich unterschreiben? Schnell, schnell! Und ich konnte antworten: Lassen Sie sich Zeit, Sie haben es gar nicht eilig, auch heute hat die Schnellbahn wieder Verspätung. In jenen Tagen war jede Schnellbahn mindestens 5 Minuten verspätet, viele waren in den Morgenstunden bis zu 20 Minuten verspätet.

Wahr ist, dass wieder einmal gebaut wird an der Westbahn (GR Mag Andreas Schieder: Dafür prügelt man Wien!), das ist aber nicht die ganze Wahrheit. Ich frage immer nach den Gründen, warum die Verspätungen zustande kommen, und ich gebe Ihnen nur die nettesten bekannt. Mein Mann ist vor drei Wochen in den Abendstunden vom Westbahnhof Richtung Hadersdorf-Weidlingau gefahren. Da ist weit und breit keine Baustelle in Sicht. Die Schnellbahn ist auch dagestanden, alle haben erwartungsfroh auf die pünktliche Abfahrt gewartet, allein man blieb 20 Minuten stehen. Dann hat man mein Mann den Zugschef gefragt, was denn nun diesmal der Fall ist? Sie werden es nicht glauben, die Gründe sind absurd, so absurd, dass es Sinn macht, sie hier mit-zuteilen. Die Schnellbahn konnte nicht losfahren, weil der Lokführer nicht da war. Wo war der Lokführer? Er hatte nicht etwa Durchfall, er saß als Passagier in einer Schnellbahn, die zu spät war. (Lebhafte Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Kein Witz, sondern Faktum. Der arme Lokführer saß in einer anderen Schnellbahn, konnte nicht zur Abfahrt kommen, er war Passagier, er war Op-fer der Verhältnisse der ÖBB. Faktum vor wenigen Tagen. 

Zweite Erklärung – das ist einer Dame passiert, die mir das erzählt hat – als Begründung, warum eine Schnellbahn ausgefallen ist. Dort sagte der Zugschef: Sie fällt aus, weil sie so spät dran ist, dass es sich nicht mehr rentiert, bis zum Westbahnhof zu fahren. Sie dreht lieber unterwegs um und setzt die Leute auf die Straße. – Berichte aus einem absurden Theater. 

Wer schon einmal Unterschriften gesammelt hat, weiß, dass es üblicherweise einer Überzeugungsarbeit bedarf. Man sagt den Menschen, dass Bürger sich engagieren sollen, dass man sich für die Sachen einsetzen muss. Nichts war nötig. Die Leute haben sich den Zorn, den Unmut, die Ungeduld, den Ärger über die Verhältnisse an der S50 von der Seele geredet. Sie haben mir alle Geschichten erzählt und haben gesagt, ich unterschreibe gerne. Erstmalig kümmert sich endlich eine Po-litikerin um diese Verhältnisse und diese Zustände. Es war also ganz leicht, Herr Vizebürgermeister, hier ungefähr 800 Unterschriften zu sammeln. 

Ich fahre aber auch weiterhin mit der Schnellbahn, und ich werde jeden Tag gefragt: Was tut sich? Was passiert? Ich habe den Menschen gesagt, ich werde dem Herrn Vizebürgermeister jene 800 Unterschriften überge-ben, ich werde mit den ÖBB einen Termin vereinbaren und dem Herrn Generaldirektor die Unterschriften übergeben, und ich werde sie informieren. Ich werde die Menschen an der S50 informieren, ob Sie, Herr Vizebürgermeister, etwas tun. Ich werde sie informieren, ob Sie den Antrag, den ich heute einbringe, ernst nehmen. 

Es ist ein Antrag, der darauf abzielt, dass die Verspätungen auf der S50 ein Ende haben, weil man als Gemeinde Wien und als Partner im Verkehrsvertrag nicht länger hinnimmt, dass die S50 nachgereiht wird, dass man stehen muss, während Güterzüge vorbeidonnern, dass man stehen und warten muss, während halbleere Fernzüge vorbeidonnern und dass man stehen und warten muss, während Regionalzüge vorbeidonnern, und wenn alle durchgefahren sind, schleicht eine Schnellbahn daher. 

Wir wollen, dass die Verhandlungen mit den ÖBB sich nicht darauf beschränken, dass man mir Unterlagen zur Information weiterreicht, sondern wir wollen, dass man hier ernstlich verhandelt, eine rasche Verbesserung der Pünktlichkeit der S50 erreicht, dass es eine Transparenz gibt gegenüber den Pendlern und Pendlerinnen, warum und wie viel Verspätungen zustande kommen. Es wird nicht mehr genügen, dass die Frau Bezirksvorsteherin Kalchbrenner sagt: „Tut Leid, da können wir nichts machen, wir wissen es eigentlich nicht genau.“ 

Glauben Sie den 800 Pendlern und Pendlerinnen, die mit ihrer Unterschrift ihren Willen bekunden, dass diesen Verhältnissen ein Ende gemacht werden soll. Dulden Sie nicht länger, Herr Vizebürgermeister, dass die Menschen gezwungen sind, auf das Auto umzusteigen, schlicht mit der Kalkulation: Lieber stehe ich im Wiental im Stau und versuche, dann irgendwo mein Auto loszuwerden, aber es macht keinen Sinn, auf die Bahn zu warten, denn die Verspätungen werden mit Salamitaktik bekannt gegeben. Man beginnt auf der Anzeigetafel bei 5 Minuten und tastet sich vor auf bis zu 20 Minuten. Da steht dann der Bürger, die Bürgerin und denkt sich, wenn ich gleich ge-wusst hätte, dass es 20 Minuten sind, hätte ich mir eine Alternative gesucht. So machen sie die Erfahrung der Ohnmacht und des Ausgeliefertseins. 

Sie, Herr Vizebürgermeister, und der Herr Verkehrsstadtrat sind zuständig dafür. Sie müssen handeln, denn Sie werden im Wahlkampf und danach – wie schon davor; wir reden darüber schon seit Februar – gefragt werden von den Menschen, die unterschrieben haben, von den GRÜNEN, von den Bürgern und Bürgerinnen, ob Sie erstens dem Antrag zustimmen mit Ihrer Fraktion und ob Sie handeln. 

Ich bitte Sie, jetzt den Antrag entgegenzunehmen.

Herr Vizebürgermeister! Damit Sie mir auch glauben, dass es viele sind, sind das hier die rund 800 Unter-schriften. Ich gebe Sie Ihnen gerne und ich lege sie Ihnen ans Herz. Tun Sie etwas! Lassen Sie die Leute nicht im Stich, die alle in die Arbeit müssen, in die Schule müssen, die es nicht verdient haben, dass die Gemeinde Wien sich um ihren Vertrag nicht kümmert. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Und weil wir beim Verkehr sind, möchte ich Ihnen auch noch einen Beschlussantrag, den ich zusammen mit meiner Kollegin Susanne Jerusalem hier einbringen werde, zur Kenntnis bringen. Mobilität ist ein wichtiges Gut, Mobilität ist aber nicht nur für die Menschen notwendig, die in der Früh dringend in die Arbeit müssen, sondern Mobilität ist eine Voraussetzung auf Beteiligung an Kultur, am gesellschaftlichen Leben, am menschlichen Kontakt schlechthin. Mobilität ist dann besonders wichtig, wenn man wenig Geld hat, dann darf sie auch nicht viel kosten, denn Obdachlose, Arbeitslose, SozialhilfeempfängerInnen tun sich meistens schwer mit dem individuellen Verkehr und haben eben kein Geld für das Auto oder das Taxi. Daher beantragen wir, dass endlich zur Erhöhung der Integration von Obdachlosen und So-zialhilfeempfängerInnen die Möglichkeit geschaffen wird, kostenlos, mit freier Fahrt auf den öffentlichen Verkehrsmitteln in Wien zu fahren. 

Der Wiener Gemeinderat soll sich bei den WIENER LINIEN für die Umsetzung folgender Regeln einsetzen: 

Freie Fahrt für Obdachlose und SozialhilfeempfängerInnen auf allen öffentlichen Verkehrsmitteln. 

Erlass aller noch offenen finanziellen Forderungen der WIENER LINIEN gegenüber Obdachlosen und SozialhilfeempfängerInnen. 

Sie wissen, dass viele dieser Menschen sich gezwungen sehen schwarzzufahren. Sie kommen dann in eine Spirale von Schulden und Verpflichtung und letztlich weiterer Ausgrenzung. Stimmen Sie daher unserem An-trag zu. – Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN:) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Pfeiffer. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Am 27. April 2001 hat der Herr Bürgermeister hier in seiner Regierungserklärung versprochen, es wird, ich zi-tiere: „ein neuer Biotech-Standort in der Muthgasse", Zi-tat Ende, errichtet, und zwar basierend auf meiner Idee, die ich im April des Jahres 1998, also drei Jahre vor die-ser Regierungserklärung, an Rektor Mertz und Prof Kattinger herangetragen habe. 

Ich sage nichts gegen den Zeitraum vor dieser Erklärung. Neue Ideen bedürfen einer gewissen Zeit der Reifung. Das ist irgendwie verständlich, aber was ist mit den nunmehr vergangenen viereinhalb Jahren? Was ist passiert, nachdem eine ganze Regierungsperiode nunmehr zu Ende geht? Es ist nichts passiert. Ich habe in dieser Zeit unermüdlich gedrängt, vor dem Verschleppen gewarnt, ich habe neue Impulse gesetzt, ich habe Anträge gestellt. Ich habe in sieben Reden zu diesem Thema Stellung genommen, zwölf OTS ausgesendet, drei Pres-sekonferenzen gemacht und fünf Anträge gestellt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man die Wichtigkeit dieses Themas bedenkt und dabei einfach Null herauskommt (GR Harry Kopietz: Dann liegt das an den Aussendungen!), dann ist das ein Zeichen dafür, wie wenig Sie sich darum kümmern, was Ihnen von der Opposition an Positivem vorgeschlagen wird. Sie machen einfach, was Sie wollen, und nicht einmal das können Sie ordentlich. 

Das Ergebnis Ihrer sozialistischen Stadtregierung: Sie hat das alles verschleppt, verzögert, verschlafen und letztendlich jetzt auch noch verspielt (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Das war nicht sehr begeistert!), und wir stehen wiederum bei der Stunde Null: Aus Ignoranz, aus Mir-san-mir-Politik, aus kleinlicher Kostenscheue – Klammer: Infrastruktur –, aus Hilflosigkeit gegenüber gro-ßen Entwürfen und internationalen Wirtschaftsgepflogenheiten und aus engem Parteidenken. So ist es. Und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, bei der gegebenen Arbeitsplatzsituation. 

In dieser Zeit, von 2001 bis 2004, gingen in Wien 14 000 Arbeitsplätze verloren, und wir haben um 18 500 Arbeitslose mehr. Und das sind noch die geschönten Zahlen mit den Kursen. Ich weiß, wir brauchen uns da jetzt nicht auseinander zu setzen, sicherlich sind Kurse auch gut, aber wenn man 58-Jährigen beibringt, wie sie Stellengesuche schreiben sollen, dann werden diese Kurse schon ein bisschen ins Lächerliche pervertiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben den vorletzten Platz der Bundesländer im Wirtschaftswachstum. Jetzt muss ich eines sagen: Wir haben uns hier die ganze Zeit gegenseitig irgendwelche Zahlen und Ziffern aufgerechnet, und wenn da jemand zuhört, der muss sich denken, entweder lügt der eine oder lügt der andere. Im Zweifelsfall lügen beide. So was ist ja sinnlos. Wir müssen uns darauf einigen, welche sind tatsächlich die Zahlen, die wir als richtig annehmen und die als Ver-gleichsbasis dienen. Das sind sicherlich die offiziellen Zahlen des AMS und für das Wirtschaftswachstum die Zahlen vom WIFO. Das sind die offiziellen Zahlen. Die kann man nicht ständig so oder so interpretieren, oder ei-ner erzählt dem anderen, dass das gar nicht wahr ist. Das ist alles schwarz auf weiß vorhanden. Also solche Argumentationen, die noch dazu in der Öffentlichkeit üb-ertragen werden, sind wirklich lächerlich. 

Wir haben um diese 14 000 Arbeitsplätze weniger in dieser Stadt, wir haben um die 18 500 Arbeitslose mehr in dieser Stadt, wir haben ein Wirtschaftswachstum von 0,6. Das ist das zweitschlechteste der Bundesländer. Das ist Faktum. Das braucht man ja nicht dauernd wegzudiskutieren. Machen wir uns lieber Gedanken darüber, wie diese Zahlen besser werden können. 

Der Biocluster in Heiligenstadt brächte Arbeitsplätze, jeder Ausformung sogar, nicht nur irgendwelche im Dienstleistungsbereich oder in irgendeinem anderen dezidierten Bereich. Es wäre eine Industrieproduktion neben Anwendungsentwicklung und Verfahrenstechnologie. Er wäre das ideale dritte Standbein für die Bioregion Wien. Er wäre der Fortschritt in einer sauberen Zukunftstechnologie. Aber Ihre Regierung – das muss man sagen – hat das verspielt: Durch Zuwarten, durch Verzögern, durch Zeitlassen. Ich habe schon einmal gesagt, natürlich ist unsere Stadtregierung nicht daran schuld, dass der Dollar so gefallen ist, aber sie ist schuld daran, dass sie drei Jahre zugewartet hat, sodass es soweit kommen konnte, statt dass dieser Cluster schon vor zwei Jahren in Betrieb gegangen wäre. 

Während die österreichische Wirtschaft wächst, meine sehr geehrten Damen und Herren – und ich sage jetzt nicht, damit ich Sie nicht extra und zusätzlich reize, weil das ja lächerlich ist, dank der Bundesregierung –, dank des Fleißes aller Österreicher und dank einer Regierung, die diesen Fleiß auch ordentlich fördert – das ist schon der Grund, und auch hier gibt es genügend Zahlen, die wir nicht bestreiten müssen –, haben wir eine positive Außenhandelsbilanz und – bitte das hat es in Österreich in diesem Umfang nur zweimal in 14 Jahren gegeben – einen Leistungsbilanzüberschuss. Wir haben mehr Arbeitsplätze als es je zuvor waren. Wir haben die geringste Jugendarbeitslosigkeit nach den Niederlanden. Das sind alles Zahlen, die ja unbestreitbar sind. Also auch hierüber müssen wir uns nicht ständig gegenseitig in die Haare kriegen. Das ist einmal so! 

Und alle internationalen Zeitschriften, die sich mit Wirtschaft beschäftigen, sagen, diese Republik Österreich zeigt uns vor, wie es geht. Also ist es genauso sinnlos zu sagen, die schlechten Zahlen, die wir in Wien objektiv tatsächlich feststellen müssen, sind bedingt durch die Regierungspolitik, während alle anderen objektiven Zahlen zeigen, dass das nicht so ist. Ich verstehe nicht (GR Harry Kopietz: Genau! Das stimmt! Sie verstehen nichts!), wie man hier herauskommen und so agieren kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Ihre Regierung, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat hier wiederum 8 000 mögliche Arbeitsplätze nicht umgesetzt. Nicht sofort in einem Jahr, das hätte auch niemand verlangt, aber wenn es nur 600 gewesen wären, die Baxter zugesagt hat, wären wir schon glücklich gewesen, denn das wäre schon ein gegenläufiger Trend gewesen. 

Im Gegensatz dazu steht allerdings Ihre Propagandatätigkeit. Jubelbroschüren, 14 OTS-Aussendungen, Hochglanzbroschüren sonder Zahl und alle möglichen Ausgaben für Propaganda. Das sind – Sie wissen es ja selbst – 4,4 Milliarden Schilling – das muss man sich vor-stellen –, die in 10°Jahren nur für Propagandatätigkeit einer einzigen Unternehmung ausgegeben wurden. Also wenn man sich vorstellt, dass Sie das verantworten kön-nen, ist das hochinteressant. 

Was wir endlich brauchen, liebe Kollegen, sind zielgerichtete Maßnahmen (GR Harry Kopietz: Eine Parkuhr!), einen Flächenwidmungsplan zum Beispiel. Ja, Herr Kollege, Sie sind ja nicht einmal imstande, so was Lächerliches, so ein Lulu-Programm wie eine Parkuhr durchzusetzen. Das ist ja unfassbar. (Lebhafte Heiterkeit bei der ÖVP.) Das war das richtige Stichwort. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das wäre wichtig, damit die Nahversorger – jetzt sage ich es Ihnen noch einmal zu Ihrem Verständnis – in den Hauptstraßen Wiens wenigstens irgendjemanden haben, der schnell stehen bleiben kann, dass er bei der Putzerei... (GR Harry Kopietz: Das verstehe ich nicht! Wie funktioniert das?) Na ja, das ist schwer zu erklären. Lieber Herr Kollege Kopietz, ich weiß, das übersteigt meinen Intelligenzquotienten (GR Harry Kopietz: Das glaube ich! Das stimmt!), Ihnen etwas beibringen zu wol-len. Das geht für mich nicht, da brauche ich einen Lehrer, der in anderen Kategorien tätig ist. 

Was wir tatsächlich brauchen, Herr Kollege, ist ein Flächenwidmungsplan. Es ist in sechs Jahren nicht möglich gewesen, dort einen Flächenwidmungsplan zu machen. Erklären Sie mir das, das ist vielleicht interessanter. Können Sie mir das erklären? (GR Dr Michael LUDWIG: Jetzt kennen Sie sich nicht aus! Das müssen Sie zugeben!) Nein, die ganze Zeit hat er da mit mir ge-liebäugelt. Jetzt sagen Sie mir, was los ist. Wie ist es möglich, dass es in sechs Jahren keinen Flächenwidmungsplan gibt, obwohl dort ein Architektenwettbewerb war. (GR Harry Kopietz: Fragen Sie den Herrn Ex-Vizebürgermeister! Der war zuständig dafür!) Alles ist ge-schehen, der war bitte beschlussreif. Der war die ganz Zeit beschlussreif.

Wissen Sie warum? Ich erkläre es Ihnen, damit Sie auch etwas wissen. Eine §°53-Straße musste her, damit die Stadt Wien sich lächerliche 700 Meter Straße erspart. Damit haben wir den Baxter versäumt. Und das ist der Grund, warum ich sage, Ihre Stadtregierung ist schuld an dem. So schaut es nämlich in Wahrheit aus! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben alles das nicht in Angriff genommen, keine gescheite Strategie für dieses Projekt entwickelt. Sie ha-ben nicht in Erwägung gezogen, eine Entwicklungs- und Betreibergesellschaft zu machen, wie man es international überall macht. Unter Einbindung privaten Kapitals na-türlich. Nicht alles soll die Stadt zahlen, nicht alles soll über die Steuerschillinge aufgebracht werden. Nein, mei-ne sehr geehrten Damen und Herren, das ist wirklich kein Ruhmesblatt, und darum schaut es auch bei uns so aus. 

Und ich sage Ihnen eines, da es jetzt das Ende dieser Legislaturperiode ist: Diese Idee für 8 000 Arbeits-plätze darf nicht zurückgestellt werden. Diese Stadtre-gierung, die es so in dieser Zusammensetzung wahr-scheinlich nicht wieder geben wird, aber die nächste, hat hier nachhaltig tätig zu werden, sonst haben Sie es wir-klich zu verantworten, dass in Wien nichts weitergeht.

Ich sage Ihnen aber noch etwas, weil ich zweimal da-zu angesprochen wurde und das immer so lustig ist. In meiner Rede im vorigen Gemeinderat habe ich das bereits klar und deutlich ausgeführt, aber es ist ja selten je-mand da, der zuhorcht, also sage ich es noch einmal ganz kurz: Die Vienna Region braucht einen Centropa-Flughafen. So ist es! Es sind 16 Millionen Einwohner, die diese Region ungefähr umfasst. Sie braucht einen Flughafen, der laufend ungefähr 20 bis 30 Millionen Passagiere hat – na ja laufend eigentlich gar nicht (GR Harry Kopietz: Nicht laufend, fliegend! Landend und steigend!) –, mit Leistungen ergänzt. 

In Schwechat ist das nachhaltig nicht möglich. Stellen Sie sich vor, wenn zu den 250 000 Flugbewegungen noch einmal rund 200 000 dazukommen, die mit der dritten Piste möglich sind, so sind das 450 000 Flugbe-wegungen für dann rund 25 Millionen Passagiere. Es sind jetzt schon 15 Millionen. Wir sind genau in der Pro-gnose. Es geht genauso weiter, wie die eigentlich sagen. Stellen Sie sich vor, was das für den Luftraum in Wien bedeutet. Das ist nachhaltig nicht durchzuführen. 

Das heißt, dass, wenn wir nicht rechtzeitig Vorsorge treffen, der Standort Wien mit dem Flughafen gefährdet wird. Das ist der einzige Hintergrund der ganzen Geschichte. Das heißt, wir müssen die Flughafen Wien AG dazu bringen, sich doch zu überwinden und etwas zu un-ternehmen, denn über Wien wird es nicht möglich sein, so viele Flugbewegungen sozialverträglich, umweltverträglich, gesundheitsverträglich durchzuführen. So einfach ist das. (GR Godwin Schuster: Und was ist das jetzt?) 

Was ich gefordert habe, war, eine Studie zu machen. Ich habe nicht gesagt, im Weinviertel muss es sein oder sonstige Dummheiten, die da gesagt wurden. (GR Godwin Schuster: In Kalkutta ist es möglich!) Ich habe wortwörtlich gesagt – ich habe die Presseaussendung da, in der das steht –, die Flughafen Wien AG muss die Fluglärmbekämpfung in ihre strategische Zielsetzung aufnehmen und soll eine Machbarkeitsstudie beauftragen, um einen für die wirtschaftliche Entwicklung der Region Centropa erforderlichen Flughafenstandort zu finden und damit zu erreichen, dass der Großraum Wien von Überflügen befreit, aber dennoch die Standardqualität gefördert wird. 

Das ist weder wirtschaftlich dumm noch ist es in irgendeiner Form etwas ganz Abstruses, denn früher als in 20 Jahren kann man so einen Standort ja sowieso nicht entwickeln und betreiben. Das muss doch jedem klar sein. 

Jeder Schilling oder, besser gesagt, jeder Euro, der jetzt hineingesteckt wird in die Entwicklung des Flughafens Wien, ist damit nicht verloren, denn ein Payback von 20 Jahren, das macht Ihnen normalerweise kein Ka-pitalgeber.

Es ist also durchaus so, dass es eine ganz einfache Formel gibt. Nämlich den Flughafen Wien mittelfristig in-frastrukturmäßig auszubauen, so wie jetzt gebaut wird, das ist okay, denn wenn man sich heute die Abfluggegebenheiten anschaut, kommt man sich manchmal vor wie in einem Asylantenlager, so ist das vollgestopft, überladen und überfrachtet. Also es muss ausgebaut werden. Das ist das eine. Langfristig wird aber sicherlich ein an-derer Standort zur sozialen Verträglichkeit in unserer Stadt notwendig sein und auch, um diesen Wirtschaftsstandort zu sichern. Gerade aus diesem Grund und nicht gegen diesen Wirtschaftsstandort. So ist es! 

Die Schmalbrüstigkeit und die Kleinmütigkeit, meine sehr geehrten Damen und Herren, lässt offensichtlich nicht einmal das Nachdenken über so etwas zu, denn darüber wird schon gelächelt von Ihrer Seite. Und Zukunftsvisionen darf man auch nicht haben.

So sieht Ihre ganze Politik aus, meine Damen und Herren, und daher werden Sie auch zu diesem Rechnungsabschluss unsere Zustimmung nicht erhalten. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Stark. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bei der Betrachtung der Wiener Wirtschaftspolitik und bei der Diskussion darüber ist der größte Dienstgeber Wiens, die Klein- und Mittelbetriebe, ein wichtiger Faktor. Immerhin beträgt der Prozentsatz der Arbeitgeberbetriebe, die 1 bis 49 Beschäftigte haben, fast 98 Prozent, nur 2,3 Prozent der Wiener Betriebe haben mehr als 50 Mi-tarbeiter. 

Ich habe hier einige interessante Zahlen von der Geschäftsführung der KMU-Forschung Austria. Österreichweit gibt es etwa 211 500 KMUs, die 1,5 Millionen Mitarbeiter beschäftigen. Im Jahr 2003 erwirtschafteten die Österreichischen KMUs 260 Milliarden EUR Umsatz und investierten 16 Milliarden EUR. – Soweit die KMU-Forschung.

Im Jahr 2004 wurden in Österreich 29 715 Unter-nehmen neu gegründet, das sind über 80 Unternehmen pro Tag. Leider stehen diesen 80 Neugründungen immerhin 20 Firmenpleiten pro Tag gegenüber – auf die Pleiten werde ich dann noch zurückkommen –, erfreulich ist jedoch, wie Langzeitstatistiken zeigen, dass nach fünf Jahren noch 80 Prozent der neuen Betriebe am Markt sind und lediglich 10 Prozent der Neugründungen Insolvenzfälle wurden. Die restlichen 10 Prozent haben ihre Firma entweder umgegründet verkauft oder wieder liquidiert. Von diesen 29 715 im Jahr 2004 neu gegründeten Unternehmen waren 81 Prozent nichtprotokollierte Einzelunternehmen, also Kleinbetriebe. 

Weitere interessante Zahlen aus einer Studie der Universität Klagenfurt, die vor etwa einem Jahr publiziert wurde: Unternehmensgründer schaffen 77 000 neue Jobs. Aus dieser Studie geht hervor, trotz vieler Ein-Mann-Betriebe sind Gründungen ein wichtiger Wirtschaftsmotor. Obwohl rund 85 Prozent der neuen Unternehmen Einzelfirmen sind, ist der tatsächliche Beschäftigungseffekt weit höher. So zählen jene knapp 28 000 Betriebe, die im Vorjahr – gemeint ist hier 2003 – ent-standen sind – das sind jetzt natürlich österreichweite Angaben –, heuer 77 000 Beschäftigte. Im Schnitt kommen auf jeden Betrieb, den Gründer selbst eingerechnet, drei Mitarbeiter. Unter Berücksichtigung der Folgeeffekte durch die Schaffung von Arbeitsplätzen bei Zulieferfirmen sind es nach dieser Studie sogar 6,8 Jobs pro Betrieb.

Zu dieser Klagenfurter Studie gibt es eine neue Untersuchung der Kepler-Universität in Linz, die besagt, dass die Jobs in diesen neuen Firmen wesentlich sicherer wären als jene in den etablierten Betrieben. 

Bei diesen Klein- und Mittelbetrieben handelt es sich oftmals um Familienbetriebe, in denen unter anderem neben dem Ehepartner und nahen Verwandten des Un-ternehmers auch die Kinder beschäftigt sind, was durchaus auch zur Entlastung am Arbeitsmarkt bei den Jugendlichen führt.

Zum Thema Familienbetrieb darf ich aus einer Wirtschaftszeitung zitieren: „Die Stärken des Wirtschaftsstandortes Wien beruhen maßgeblich auf den Leistungen seiner Familienunternehmer. Immerhin haben mehr als 90 Prozent aller Betriebe in Wien weniger als 20 Mit-arbeiter. Viele davon gehören zur Gruppe der Familienbetriebe, die für die Stadt ein wichtiger Wirtschaftsfaktor und attraktiver Arbeitgeber sind. 

Bei den Familienbetrieben beeindruckt mich vor allem die besondere Art der Unternehmenskultur, die von den Persönlichkeiten an der Unternehmensspitze, dem intensiven Zusammengehörigkeitsgefühl im Betrieb und dem großen persönlichen Engagement vom Chef bis zum Mitarbeiter geprägt ist. Genau das ist auch die Stärke der Familienbetriebe, die sie konjunkturell schwierige Zeiten oft besser meistern lassen, als so manches große Unternehmen es vermag." – Soweit das Zitat.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sie wissen, von wem diese bedeutenden Worte stammen, Sie wissen, wen ich hier zitiert habe – das waren Sie.

Im "WirtschaftsBlatt" haben Sie einen Artikel unter dem Titel "Machen Sie mit, hier gewinnen die Wiener Betriebe" publiziert. Ich dachte, dass es sich um eine neue Förderungsinitiative des Landes Wien handelt, Ihre zutreffenden Worte standen aber im Zusammenhang mit einem Wettbewerb des "WirtschaftsBlattes" über Österreichs beste Familienbetriebe.

Ein wenig schmunzeln, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, darf ich dann aber bei der Betrachtung der Gewinner der letzten Jahre dieses Wettbewerbes.

2002 war es die Firma Opel Beyschlag – nicht unbedingt der klassische Klein- oder Mittelbetrieb.

2004 war es die Brauerei Ottakringer, auch nicht der klassische Klein- oder Mittelbetrieb.

2003 war es die Franz Haas Waffelmaschinen-Industrie AG.

Durchaus alles vorbildliche Familienbetriebe und wichtig für die Wiener Wirtschaft, aber eben nicht der klassische Klein- oder Mittelbetrieb.

Ich kenne zum Beispiel den Herrn Franz Haas seit mehr als 30 Jahren und weiß, dass seine Waffelmaschinen-Industrie AG Standorte in den Vereinigten Staaten, in Sao Paulo in Brasilien bis hin nach Hongkong hat, also auch nicht der klassische Klein- oder Mittelbetrieb ist.

Die überwiegende Anzahl der Familienbetriebe im Klein- und Mittelbetriebsbereich finden wir nicht in der In-dustrie, sondern eher im Handel, bei den Dienstleistungen und so weiter, wie zum Beispiel in der Gastronomie: Der Vater steht hinter der Theke, die Mutter in der Küche und der Sohn kellneriert. Oder zum Beispiel wie in der Apotheke unseres Kollegen Kowarik: Die Gattin kümmert sich um das Rechnungswesen, der Herr Apotheker, seine Tochter und der Sohn schauen, dass die Kunden zufrieden sind.

Auch in Ihren Reihen gibt es sicher solche Betriebe, und genau das sind die Betriebe, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, die der klassische größte Dienstgeber Wiens sind. Denn natürlich sind in diesen Betrieben nicht ausschließlich Familienangehörige beschäftigt, son-dern, wie ich auf Grund von Statistiken eingangs schon erwähnt habe, auch Familienfremde. Und genau das sind jene Betriebe, um die sich die Stadt Wien intensiv kümmern sollte, die von Wien gezielt gefördert werden müssten. Denn Sie selbst, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, haben ja betont, dass die Stärke solcher Be-triebe in konjunkturell schwierigen Zeiten liegt. Bitte handeln Sie auch so!

Aber leider, genau das Gegenteil ist der Fall. Die Wirtschaftsförderung, die tatsächlich den Klein- oder Mit-telbetrieben zugute kommt, ist 2004 abermals, wie schon 2003, gekürzt worden. Die Förderaktion der Stadt Wien wurde massiv verschlechtert: Kürzung der Nahversorgungszuschüsse von 50 000 EUR auf nur mehr 10 000 EUR pro Betrieb. Kürzung der Wiener Innovationsförderung um zwei Drittel. Abschaffung der Wiener Telematikförderung. Kürzung der Wiener Strukturverbesserungsaktion um ein Drittel.

Im Jahre 2004 sind daher auch die Mittel des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, der für die Klein- und Mittelbetriebe gedacht ist, gekürzt worden. Diese Förderungskürzungen machten 2004 genauso wie schon 2003 7 Millionen EUR aus. Die Stadtregierung, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, hat somit das Volumen der För-derungen für die Klein- und Mittelbetriebe in den beiden letzten Jahren um insgesamt 14 Millionen EUR gekürzt, und das, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, in konjunkturell schwierigen Zeiten. Für uns Freiheitlichen eine unverständliche Vorgangsweise. (Beifall bei der FPÖ.) 

An sich müsste man annehmen, dass Wien und seine dafür verantwortlichen Politiker alles tun, um die besten Voraussetzungen für die Betriebe, vor allem aber für den größten Dienstgeber Wiens, für die Klein- und Mittelbetriebe, zu schaffen. Leider ist genau das Gegenteil der Fall. 

Dass diverse Wirtschaftsförderungen gekürzt werden, habe ich schon erwähnt. 

Nochmals in Erinnerung rufen muss ich, dass die Wiener Wirtschaftsförderung schon per 1. Jänner 2002 halbiert wurde, und das ist bedauerlich. Aber leider werden den Betrieben nicht nur Förderungen aberkannt, sondern die Betriebe noch zusätzlich belastet. Herr StR Schock hat dies ja bereits vorhin erwähnt. 

Und das alles, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ist schädlich für die Wiener Wirtschaft und die KUM Wiens. 

Diese negativen Maßnahmen, Förderungskürzungen und zusätzlichen Belastungen wirken sich natürlich auch auf die wirtschaftliche Situation der Betriebe aus. Wie schon eingangs erwähnt, müssen rund 20 Betriebe pro Tag österreichweit Insolvenz anmelden. Nach Angaben des Kreditschutzverbandes vom Monat Oktober 2004 sind die Firmenpleiten in Österreich enorm gestiegen. Bei einem österreichweiten Vergleich der Monate 1 bis 9/2003 mit den Monaten 1 bis 9/2004 gab es eine Erhöhung der Firmenpleiten in Österreich um 12 Prozent und in Wien sogar um 16 Prozent. Und allein im ersten Halbjahr 2005 sind die Unternehmensinsolvenzen um weitere 15 Prozent gestiegen. Die Hauptursache für die Insolvenzen ist die dünne Eigenkapitaldecke der Unternehmer.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe diese Zahlen bereits vor einem Jahr bei der Budgetdebatte für das Jahr 2004 erwähnt. Die Eigenkapitalausstattung der Betriebe ist aber so dramatisch, dass ich sie wiederholen muss: Betriebe, die 10 bis 49 Dienstnehmer beschäftigen, haben ein durchschnittliches Eigenkapital von 13,9 Prozent, und Betriebe, die 1 bis 9 Dienstne-hmer beschäftigen, haben überhaupt nur 2,2 Prozent Eigenkapital.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, was noch viel dramatischer ist: Von diesen Betrieben haben 88 Prozent ein negatives Eigenkapital. Das bedeutet, dass 88 Prozent dieser Betriebe überschuldet oder sogar Krisenbetriebe sind und somit vom Fremdkapital, zum Beispiel Krediten, Überziehungen et cetera, abhängig sind. Und hier, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, gilt es zu handeln, hier müsste Wien seine Betriebe massiv unterstützen.

In der Steiermark hat man sogar eine Pleiteholding für KMUs gegründet, über die steirische Umstrukturierungsgesellschaft STUG sollen die Betriebe saniert und anschließend wieder verkauft werden. Ich darf den steirischen Wirtschaftslandesrat zitieren: „Es kommt oft zu In-solvenzen, obwohl die betroffenen Firmen nur relativ ge-ring überschuldet sind. Solche Betriebe können auch mit nicht besonders hohem finanziellen Einsatz gerettet werden." 

Bei dieser Aktion rechnet das Land Steiermark sogar mit einem finanziellen Vorteil für das Land selbst, und zwar mit einer Rendite von 10 Prozent, die beim Wiederverkauf der STUG-Betriebe realisiert werden.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Solche Überlegungen wären auch für Wien interessant. Sie sollten Überlegungen in diese Richtung anstellen; die Unterstützung der freiheitlichen Fraktion bekämen Sie dafür. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wien, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, sollte für seine Unternehmen positive wirtschaftliche Maßnahmen setzen, denn künftig wird die finanzielle Situation dieser Betriebe noch schwieriger werden, und zwar im Zusammenhang mit Basel II. Ich habe dies schon mehrmals er-wähnt. Zum Beispiel könnte durch Basel II eine jahrelang geübte Praxis der mündlich vereinbarten Kontenüberziehungen ohne Vorwarnung von heute auf morgen gekündigt werden. Das Ergebnis somit, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, Zahlungsunfähigkeit und damit Insolvenz, obwohl sich beim Kreditnehmendenunternehmen nichts verändert hat. Im Gegenteil. Wie ich in der Praxis erleben musste, hat die Bank eine Kreditgewährung trotz wesentlich verbessertem Betriebsergebnis zurückgezogen und grundbücherliche Sicherstellungen in Angriff genommen.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Auf Grund der ohnedies schon schlechten Situation im Bereich des Eigenkapitals dieser Betriebe und weiterer kommender Ereignisse, eben Basel II und verschärftem Ranking, wäre die Stärkung des Eigenkapitals der KUM von immenser Wichtigkeit. Ich darf meine Forderung nach einem Eigenkapitalstärkungspaket für Wien, zum Beispiel in Form entsprechender Dotierungen der Wiener Wirtschaftsförderung, wiederholen.

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Bitte verabsäumen Sie nicht, dem größten Arbeitgeber Wiens, den Klein- und Mittelbetrieben, die überlebensnotwendigen Unterstützungen im Interesse aller Wiener zu geben.

Ich darf meinen Bericht mit Ihrem Zitat aus dem "WirtschaftsBlatt" beenden: „Diese Betriebe sind für die Stadt ein wichtiger Wirtschaftsfaktor und attraktiver Arbeitgeber." Vergessen Sie bitte nicht Ihre eigenen Worte! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben noch eine Wortmeldung: Herr Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

In den letzten Tagen geht durch die Zeitung die Meldung, dass sich die UniCredit mit der HVB und der Bank Austria sozusagen fusioniert und sie schluckt. Es handelt sich hierbei um ein Unternehmen mit Sitz in Mailand, mit 126 000 Mitarbeitern, mit 7 000 Geschäftsstellen in 19 Staaten, 28 Millionen Kunden und einer Bilanzsumme, die das Dreifache des österreichischen Bruttoinlandsproduktes ausmacht, um eine Bank, die unsere Bank Austria-HVB übernimmt. 

Der Herr Bürgermeister hat sich in den letzten Tagen redlich bemüht, das alles schön zu reden und sozusagen die positiven Seiten einer derartigen Fusion herauszustreichen. 

Wenn wir uns erinnern: Seinerzeit hat die AVZ und damit auch sozusagen der Wiener Steuerzahler 23 Prozent der Bank Austria gehalten. Durch die Fusionierung mit der HVB ist das natürlich schon prozentuell hinuntergegangen, und die Gewinne, die die Bank Austria in unseren östlichen Nachbarstaaten gemacht hat, konnten die massiven Verluste, die die HVB eingeführt hat, nicht wettmachen, was eine weitere Vernichtung von Geld, von Steuergeld bedeutet hat. 

Diese geplante Fusionierung, meine Damen und Herren, mit der UniCredit bedeutet aber auch einen Arbeitsplatzabbau. Der Chef der UniCredit hat schon von 7 Prozent Personalabbau gesprochen. An den Standorten Deutschland, Österreich, Polen regt sich bereits Wider-stand. 

Vergessen wir nicht: Allein durch die Fusionierung HVB, CA, Bank Austria sind schon über 4 000 Jobs in Österreich gestrichen worden. 

Österreich ist derzeit die Zentrale des Ostgeschäftes. Der Herr Bürgermeister hat gesagt, er ist der Schutzherr der Verträge, er wird schauen, dass Österreich diese Zentrale des Ostgeschäftes bleibt und dass nicht diese Zentrale vielleicht in die Zentrale der UniCredit nach Mailand wechseln könnte.

In dem Zusammenhang wollen wir gerne den Herrn Bürgermeister mit einem Beschlussantrag aufmuntern. Die unterfertigten Gemeinderäte fordern daher mit den Mitunterzeichnern nach § 27/4 der Geschäftsordnung, der Bürgermeister möge sich dafür einsetzen, dass Wien im Rahmen des UniCredit-Konzerns die Zentrale für das Ostgeschäft bleibt und dadurch die Arbeitsplätze am Standort Wien gesichert werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, bitte.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin durchaus lange genug in der Politik, um zu wissen, dass eine Gemeinderatsdebatte einige Tage vor der Auflösung des Gemeinderates nicht geradezu der Inbegriff, das klassische Beispiel für ein nationalökonomisches Seminar ist und dass daher Bemühungen hier zu einer Klärung gewisser Fragen wahrscheinlich müßig sind. 

Natürlich hat der Wahlkampf nicht erst jetzt und nicht nur außerhalb dieses Gebäudes begonnen, sondern in vielen Beiträgen war das schon spürbar. Sie werden sa-gen, es war auch bei mir spürbar. Mag sein, niemand kann sich da ausnehmen. Also man soll diese Atmosphäre respektieren, und ich tue das. 

Was ich meine, ist, dass man doch nicht das tun sollte, was gerade an dem Beispiel zu sehen ist, wie das jetzt in der Bundesrepublik Deutschland gelaufen ist, dass man sich nicht im politischen Eifer wechselseitig sozusagen ans Bein pinkelt, daneben schießt, wenn das geht, weil dieses Beispiel sprachlich vielleicht manchen schon zu gewagt ist (Heiterkeit.), und dabei den Wirtschaftsstandort trifft, denn der hat es sich sicher nicht verdient, dass er durch eine parteipolitische Auseinandersetzung Schaden nimmt. 

Und jetzt kann man über die einzelnen Beiträge, und ich komme noch dazu, eine sehr innige Diskussion mit unterschiedlicher parteipolitischer Brille führen, aber klar ist doch, dass der Wirtschaftsstandort und der Lebensraum Wien eine derart hohe internationale Anerkennung genießt, dass wir, in welcher politischen Rolle wir uns im-mer befinden, eigentlich darauf sehr stolz sein können. Ich möchte das einmal ausklammern, es ist hier mehrfach, auch von mir, von den Rankings die Rede gewesen, sondern ich möchte mich beschränken darauf, das aufzugreifen, was quasi Politikkritik gewesen ist. 

Da war einmal, jetzt gerade bei einer der letzten Wortmeldungen, der Hinweis auf die Wirtschaftsförderung. Nun, 2004 war das Jahr – die im Wirtschaftsförderungsfonds tätig sind, wissen das ja –, wo eine wesentliche Veränderung des Systems stattgefunden hat, nämlich im Sinne einer Effizienzsteigerung der eingesetzten Mittel. Wir waren überzeugt, dass die Wirtschaftsförderung nicht umso besser ist, je mehr Geld man einsetzt, sondern wie die Umwegrentabilität erreicht werden kann, und es ist damals gelungen, 2004 zum ersten Mal, die Investitionen, die durch die Förderungen ausgelöst worden sind, gegenüber dem Vorjahr deutlich zu erhöhen. Also ich glaube, dass man nicht von vornherein sagen kann, eine Wirtschaftsförderung, die sparsamer mit den Mitteln des Steuerzahlers umgeht, ist die schlechtere, sondern man muss abstellen auf den Erfolg, und das war das Erste.

Das Zweite, was ich in Erinnerung rufen darf: Wir haben ja auch hier berichtet über die mit Beginn dieses Jahres 2005 vorgenommenen Änderungen der Wirtschaftsförderungsrichtlinien, die geradezu darauf ausgerichtet waren, gemeinsam mit den Interessensvertretern der Wirtschaft, sich den kleinen und Kleinstunternehmungen zuzuwenden und wo gerade für diese Bereiche deutlich mehr Mittel eingesetzt worden sind. Also das, was hier vorgebracht worden ist, ist im Prinzip von der Zielrichtung her absolut richtig. Wir haben versucht, in unserem Bereich das zu machen, und ich erspare es mir und Ihnen, das im Detail darzustellen, wie hier die Verän-derungen stattgefunden haben. Mehr Mittel und mehr Möglichkeiten für die kleinsten und Kleinunternehmungen, auch mit diesen neuen, modernen Zielsetzungen, Innovationen, Internationalisierung der Nahversorgung und vieles andere mehr.

Zweitens: Technologiestandort. Also das international anerkannte Biocenter, Vienna Biocenter im 3. Bezirk ist ja nicht das einzige Zentrum. Mittlerweile gibt es mehrere Zentren, die durchaus im Begriffe sind, sich zu entwickeln, und ich kann das einmal mehr hier versichern: Der Ausstieg von Baxter ändert nichts daran, dass wir in der Muthgasse ein weiteres Technologiezentrum erreichen werden. Mag schon sein, dass im Augenblick, Kollege Pfeiffer, die Schuldvorwürfe hochgezogen werden. Wenn Sie in ruhigeren Zeiten ein bisschen nachdenken und wir Gelegenheit haben, darüber zu reden, werde ich Ihnen das vielleicht erklären, wie es wirklich gewesen ist.

Ein weiterer Punkt. Natürlich, ich bekenne mich dazu: Wien ist in jeder Hinsicht nicht exterritorial. Wir sind ein Teil Österreichs, und wir sind ein Teil der Europäischen Union. Wir werden getroffen und begünstigt durch Maßnahmen der Europäischen Union, und wir werden partizipieren an den Vorteilen, an den Vorzügen, die die Bundesregierung uns verschafft, und wir haben auch die Nachteile zu tragen, die sich aus der Bundespolitik ergeben. Das ist keine große Enthüllung, so ist es eben. Und ob man es jetzt in dem einen oder anderen Fall so oder so sieht, das geht dann in die Niederungen bei den tage-spolitischen Auseinandersetzungen. 

Aber eines gebe ich doch zu bedenken. Ich habe selbst teilgenommen an dem Arbeitsmarktgipfel, zu dem der Bundeskanzler groß eingeladen hat, an einem spektakulären Tag, es war der 1. Mai. Wir haben dort von Mittag bis in die Abendstunden gesprochen und verhandelt. Ich kann mich nicht erinnern, und ich bitte, mich das sozusagen wissen zu lassen, welche der dort vorgenommenen Ankündigungen des Bundeskanzlers oder anderer Mitglieder der Bundesregierung bis zum heutigen Tag umgesetzt worden sind. 

Ich habe dort berichtet über schlichte, bescheidene Maßnahmen, die wir in Wien machen. Die sind umgesetzt worden. 

Jetzt kann man sagen, dass ist natürlich alles großartig und langfristig und wird in 10°Jahren wirksam werden. Ich glaube, die Menschen, die heute Arbeit suchen, und die Eltern, die für ihre Kinder eine Lehrstelle suchen, die erwarten sich heute etwas.

Ich habe daher auch ohne irgendeinen Vorbehalt zu dem Vorschlag, den Bundeswirtschaftskammerpräsident Leitl gemacht hat, Ja für Wien gesagt. Jetzt werden wir sehen, was Wirtschaftsminister Bartenstein zu diesem Vorschlag sagen wird, ob er hier einen Beitrag dazu leistet oder nicht. 

Was ich noch erwähnen möchte, weil das auch immer wieder vergessen wird: Wir haben das Problem in Wien, dass unser Arbeitsmarkt in dem Sinn ein offener Arbeitsmarkt ist. Jeder fünfte Arbeitsplatz wird eingenommen von Menschen, die nicht in Wien wohnen, und jede vierte Lehrstelle wird in Anspruch genommen von jungen Leuten, die nicht in Wien wohnen. 

Ich würde mir wünschen, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn alles das, was wir hier in Wien tun, auch unterstützt würde von anderen, von den benachbarten Bundesländern, insbesondere von Niederösterreich, was an diesem Arbeitsmarkt und an diesen Möglichkeiten, zum Teil durch Verschärfung der Konkurrenz für die Arbeitssuchenden in Wien, hier geschieht. 

Eine Bemerkung an Herrn Strache. Er hat den Saal mittlerweile verlassen, aber vielleicht kann man ihm das ausrichten oder vielleicht hat er noch Zeit, im Protokoll nachzulesen. Ich habe gesucht, wo die 21 Millionen EUR, die im Voranschlag ausgewiesen sind, verwendet worden sind für den Arbeitsmarkt. Wir haben umgeschichtet. Wir haben im Bereich der Wirtschaftsförderung, nachzulesen im roten Buch auf Seite 141, dort im Voranschlag weniger gehabt, 99,6 Millionen EUR, und haben jetzt ausgegeben, das kann man dort nachlesen, 113,6 Millionen EUR. Das sind die Mittel, die er gesucht hat. 

Eine Bemerkung noch einmal, zum x-ten Mal. Ich weiß schon, dass ich da wahrscheinlich auf taube Ohren stoßen werde. Hilmar, schüttle nicht den Kopf, du kom-mst auch noch dran. (Heiterkeit. – GR Mag Hilmar Kabas, beide Hände an die Ohren haltend: Weil du gesagt hast, taube Ohren!) Ich bin gerne bereit, meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP und von den anderen Parteien der Opposition, eine Umstellung der Zählweise der Arbeitslosen in Österreich zur Kenntnis zu nehmen. Wenn in Österreich von Bartenstein, entgegen dem, was ihm politisch immer vorgeworfen wird, nämlich dort ist es die sozialdemokratische Opposition, dass die Zahlen zu niedrig sind, weil sie die Schulungsprogramme nicht enthalten, die in Schulungsprogrammen befindlichen Personen nicht dazugezählt werden und die Kindergeldbezieherinnen nicht dazugezählt werden, das umgestellt wird, meine sehr geehrten Damen und Herren, dann akzeptiere ich Ihre Zählweise sofort natürlich auch für Wien. Aber der Schmäh, den Sie hier anwenden, ist doch der, dass Sie bei den bundesweiten Zahlen und bei allen anderen Bundesländern sagen, nein, nein, also dort sind die Arbeitslosenzahlen niedrig, nur bei Wien wollen Sie die sozusagen dazurechnen, das ist na-türlich eine Methode, die nicht glaubwürdig ist. 

Genauso, Kollege Schock... (GR Mag Hilmar Kabas: Wir sind in Wien und nicht beim Bartenstein!) Dein Kompagnon Schock ist jetzt dran. (GR Mag Hilmar Kabas: Es gab in Wien die größte Ausweitung bei den Schulden!)

Kollege Schock, Sie haben hier gesagt, bei der Angabe des Personalstandes, bei der Reduktion, sei es nicht richtig, dass einzelne Bereiche, die ausgegliedert sind, quasi herausgerechnet sind. Auch hier gilt: Entweder zählt man die gesamte Zahl der ausgegliederten Be-reiche in die Zahl hinein, dann muss man auch die Reduktionen dort, wo ausgegliedert worden ist, zur Kenntnis nehmen, etwa bei der Wiener Stadtwerke Holding, oder man macht das nicht. Und in beiden Fällen kommt man zu einer Reduktion des Personalstandes. Nur, Ihr Mischsystem, wo Sie einmal herausrechnen und einmal nicht, nur damit Sie zu einer Personalerhöhung kommen, ist eigentlich ein Trick, der nicht korrekt ist und den ich nicht akzeptieren kann. 

Ich möchte noch einmal zur Frage des Lehrlingsmarktes etwas sagen. Ich habe hier einen ganz konkreten Vorschlag gemacht. Ich habe hier vorgeschlagen, wir beteiligen uns an den Kosten für die Einrichtung von 1 000 Lehrlingsstiftungsplätzen. Das ist ein beachtliches Angebot, und wir werden sehen, ob in den nächsten Ta-gen Bartenstein positiv darauf reagiert. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich habe hier den Leitl-Vorschlag aufgegriffen. Ich bin gespannt, ob Bartenstein darauf reagiert. 

Ich habe den Bundeskanzler ersucht, bei den ÖBB einzugreifen, weil es dort darum geht, dass die Lehrstellen von bisher 540 oder 530 auf 54 reduziert werden. Ich bin gespannt, ob er darauf reagiert.

Und ich habe vorgeschlagen, schon früher einmal, dass wir den Ausbildungsfonds einrichten, Kollege Aichinger. Ich habe bisher kein positives Echo der Wiener Wirtschaftskammer in dieser Frage. Ich weiß schon, dass das schwierig ist. Man sollte nur sehen, dass es nicht nur um Modelle in Vorarlberg geht, sondern auch um Modelle in Wien geht, wo es an der Wirtschaft liegt, die aufzugreifen oder nicht. 

Ich möchte auch auf Ihre Frage mit der Kommunalsteuer eingehen. Kollege Aichinger, die Kommunalsteuer ist eine Bundessteuer. Es ist ohne weiters aus der Sicht Wiens so: Wenn der Einnahmenverlust ausgeglichen wird durch den Bund, sind wir bereit, einer österreichweiten Regelung in dieser Richtung zuzustimmen. Nur, die Adresse ist falsch. Wenn es eine Bundessteuer ist, dann nicht hier zu agieren, nicht zu sagen, hier muss es geschehen, sondern da muss man sich an die Bundesbehörden wenden, so wie in anderen Fragen, wo auch österreichweit, wie bei der Werbeabgabe und so weiter, Regelungen getroffen worden sind. 

Was ich noch bemerken möchte, und dann lasse ich das Thema mit der Beschäftigungsstruktur. Es hat sich die Struktur der Wiener Wirtschaft geändert, und damit hat sich auch der Anteil der Klein- und Mittelunternehmungen, die hier mehrfach in den Mittelpunkt gestellt worden sind, natürlich verstärkt. Es hat sich aber auch die Struktur der Beschäftigungsverhältnisse völlig verändert. Man kann nicht auf der einen Seite jungen Menschen sagen, werdet selbstständig, und dann sagen, in der Frage der Arbeitslosenstatistik oder in der Beschäftigungsstatistik zählt es nicht, weil da sind wir nur bei der Zählung der klassischen Unselbstständigen. Das ist eben heute anders geworden. Das gilt gerade für die Großstadt Wien und ist jetzt keine Ausrede, sondern es ist einfach eine Situation, eine Realität, auf die man zu reagieren hat. 

Es ist dann hier mehrfach, auch in der Aussage von Hilmar Kabas, davon die Rede gewesen, dass sich die Lebenshaltungskosten in Wien erhöht haben. Ich glaube, du hast dieses Thema angesprochen. 

Voriges Jahr waren wir am 19. Platz in diesem Ranking, jetzt sind wir drei Plätze nach vorne gerückt. Jetzt sind wir am 16. Platz, und 2002 waren wir weit hinten. 

Dieses überraschende Ergebnis ist natürlich bei der Präsentation hinterfragt worden, und in der APA-Aus-sendung ist nachzulesen, dass die Autorin der Studie, die das dargestellt hat, auch erklärt hat, warum das so ist. Und sie sagt hier, dass es primär auf Wechselkursschwankungen, insbesondere zwischen dem US-Dollar und dem Euro, zurückzuführen ist. Also nicht sosehr die Frage, dass hohe Lebensqualität auch hohe Lebenshaltungskosten bedeutet, denn Zürich und Genf liegen am 6. und 7. Platz. Also das wäre das Argument. Sondern dieses Argument der Autorin erklärt, warum plötzlich dieser Rutsch nach vorne gekommen ist. Ob du das glaubst oder nicht, es ist halt einmal so. 

Das Zweite ist: Hier ist dann auch gleich angesprochen worden das Thema der Verteuerungen im Gesundheitsbereich. Ich hätte gerne gehört, dass sich bei dieser Gelegenheit auch jemand der Frage der Rezeptgebühr zugewendet hätte. Denn die Rezeptgebühr ist von der Bundesregierung seit 2000 mehrfach, nicht einmal, mehrfach erhöht worden, 2001 auf 4 EUR, 2002 auf 4,07 EUR, 2003 auf 4,25 EUR, 2004 auf 4,35 EUR und 2005 auf 4,45 EUR. Und in dem Zusammenhang sich dann aufzuregen und wegen der Verteuerung eines sozial abgesicherten gestaffelten Behandlungsbeitrages sich hinzustellen, erfordert schon einen gewissen Mut für den Vertreter einer Partei, die verantwortlich ist für diese Anhebung und Verteuerung der Kosten im Gesundheitswesen, von denen gerade alte Menschen in hohem Maße betroffen sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber wie das so in der Bundesregierung ist, werden ja Probleme dadurch leicht gelöst, dass man sie der Stadt Wien zuweist. Rauch-Kallat hat hier, zu lesen in der "Wiener Zeitung" am 18. Juni, gemeint, das Hanusch-Krankenhaus – auch das ist ja heute erwähnt worden – ist einfach zu teuer. Wie löst man das Problem? Man schlägt vor, man fordert, dass das Hanusch-Krankenhaus von der Stadt Wien übernommen wird, und das Defizit des Spitals müsse die Stadt Wien zahlen. Super! So löst man die Probleme, indem man einfach sagt: Im Gesundheitsbereich gibt es ein Problem, patsch, die Wiener nehmen es. (GR Dr Herbert Madejski: Sich einfach abputzen!) Aber dann stellen sich die Vertreter der Regierungsparteien hierher und werfen uns eine Ver-teuerung des Gesundheitswesens vor. Also ich gratuliere!

In dasselbe Schema passt, meine sehr geehrten Damen und Herren: In den letzten Tagen ist eine von Seriosität triefende Broschüre an die Wiener Haushalte verteilt worden. Da findet sich auch eine ganz interessante Aufstellung über SPÖ-Belastungen, die – heute war sehr viel von der Realität die Rede – nur am Rande mit der Realität zu tun hat und vor allem gelegentlich nur die Wahrheit streift. Denn da findet sich zum Beispiel eine Eintragung: „Erhöhung der Friedhofsbustarife am Zentralfriedhof: 2005 10 Prozent Mehrkosten." 

Jetzt habe ich aufgeregt bei uns einmal gefragt, was das eigentlich bedeutet. Dann ist mir eingefallen, dass wir es im November des vergangenen Jahres im Interesse der Friedhofsbesucher ermöglicht haben um den Einsatz von 34 000 EUR, dass jemand, der auf den Friedhof fährt, mit dem Fahrschein der WIENER LINIEN dort auch den Bus benützen kann. Also für die, die mit dem Auto zum Friedhof kommen und dann dort nicht mit dem Auto hineinfahren, sondern in den Bus einsteigen, für diese Friedhofsgäste gibt es eine kleine Verteuerung, jetzt kostet der Bus 0,60 EUR. Aber für die breite Masse hat das, was Sie als SPÖ-Belastung ausgewiesen haben, in Wirklichkeit eine Verbesserung der Situation gebracht. Wenn das nicht Wählertäuschung ist, dann frage ich, was das sonst ist! (GR Kurth-Bodo Blind: Na geh!) Ihren Maßstab weiß ich schon, da ist schon etwas ganz anderes Wählertäuschung. Das verstehe ich schon. (Beifall bei der SPÖ.)
Heute hat sich Herr Strache noch überboten mit einer Blitzbelastungsrechnung. Er hat hier, wie wir alle aufmerksam gehört haben, eine Aufstellung vorgetragen. Ich muss es vorlesen. Ein Beispiel einer Durchschnittsfamilie in Wien. Beide Elternteile verdienen, zwei Kinder im Kindergartenalter, sie wohnen in einer 80m² Genossenschaftswohnung. Ihre Belastungen zähle ich Ihnen jetzt auf: Durch die Erhöhung der Wasser-, Kanal- und Müllgebühr haben sie im Monat – dann hat er sich ein bisserl korrigiert, es ist doch das Jahr und nicht der Monat – plus 110 EUR zu zahlen, für ihr Parkpickerl ein Plus von 105 EUR, Kürzung der Wohnbauförderungsmittel und damit Verteuerung der Miete plus 480 EUR, Verteuerung der Fahrscheine im öffentlichen Bereich plus 30 EUR, höhere Badetarife plus 15 EUR – wörtlich: Wenn man einmal baden geht mit der Familie, was immer das bedeutet, aufs Jahr gerechnet oder ich bin mir da nicht ganz sicher –, höhere Kindergartengebühren plus 168 EUR, Erhöhung der Strom- und Gaspreise plus 150 EUR, gibt in Summe 1 058 EUR. 

Wenn ich dem nicht von vornherein jede Seriosität wegstreichen soll, dass das sozusagen vom Nimmerleinstag an gerechnet ist, sondern davon ausgehe, er be-rechnet die letzte Funktionsperiode, komme ich aber zu einem etwas anderen Ergebnis, das ich Ihnen nicht vorenthalten will, und vielleicht kann man es dem Kollegen Strache fürs nächste Mal, wenn er das Beispiel bringen will, gleich ein bisschen korrigieren.

Bei der Wasser-, Abwasser-, Müllgebühr kommen wir auf 22,56 EUR statt 110 EUR. Das Parkpickerl ist in die-ser Funktionsperiode nicht erhöht worden, daher fallen einmal die 105 EUR weg. Dann, die Kürzung der Wohnbauförderungsmittel ist völlig falsch, denn sie sind nicht gekürzt worden, es ist der Rückzahlungszeitraum verlängert worden, die 480 EUR fallen auch weg. Bei den Fahrscheinen okay, das ist schwer nachvollziehbar, da will ich nicht beckmesserisch sein. Bei den Bädern, wenn ich es wörtlich nehme, bei einmal im Jahr baden gehen – aber das wird er ja offenbar nicht gemeint haben –, lasse ich es auch noch halbwegs gelten, obwohl ich nur auf 1,80 EUR kommen würde. Bei den Kindergartengebühren gehe ich davon aus, dass es sich um eine Vollzahlerfamilie handelt und nicht um jene große Gruppe, die von den sozialen Staffelungen Gebrauch macht, dann bin ich bereit, 34 EUR zu akzeptieren statt der 168 EUR. Bei den Strom- und Gaspreisen können wir jetzt lange diskutieren, wie das ist. Aber, von mir aus soll es akzeptiert werden. Er sollte nur dazusagen, dass der größte Anteil, der sich in diesem Zeitraum erhöht hat, der Steueranteil ist, und es ist nicht der Steueranteil der Wiener Stadtregierung, sondern das ist das, was die Bundesregierung erhöht hat, wo der Anteil der Steuern von 45 auf 85 erhöht worden ist. 

Also das mit schönen Grüßen an seine Adresse. Man sollte, wenn man auf der einen Seite wie Herr Schock vor Verschönerungen und sauberer Darstellung warnt, auf der anderen Seite nicht solche läppischen Rechnungen anstellen.

Energiepreis, auch das ist ja mehrfach gefallen. Nun, Tatsache ist, dass Wien Energie die niedrigsten Tarife anbietet bei den Netztarifen, dass es insgesamt ein gün-stiges Angebot ist. Und dann ist gesagt worden: Ja aber, wir haben ja einen Gewinn von fast 100 Millionen EUR. Wie ist denn das? Ich weiß nicht, wer in der Bundes-regierung zuständig ist – ich glaube, der Bartenstein, da-her richte ich es eher an die ÖVP – für den Verbund. Der Verbund hat im letzten Jahr in seinem Bericht, ich glaube, über 328 Millionen EUR Gewinn ausgewiesen. Also dann reden wir einmal über die Gewinnspanne beim Verbund. Warum gibt denn der Verbund das nicht weiter, so wie Sie das gefordert haben? Warum sind Sie nicht in der Bundesregierung dafür eingetreten, dass der Bund die Senkungen ermöglicht? 

Also das ist immer diese merkwürdige Situation, wobei ich im Detail sicher dem, der sich wirklich dafür interessiert, erklären kann, dass diese Gewinnausschüttung ja nur einen Bruchteil dessen ausgemacht hat, weil sich hinter diesen Berechnungen ja auch etwas anderes ver-birgt. Aber letztlich muss ich sagen, das, was hier an-gerechnet wird für Wien Energie, müsste im höheren Maße für den Verbund gelten.

Es ist hier auch vom Verkehrsdienstevertrag die Rede gewesen. Ich möchte das auch durchaus aufgreifen. Wir werden selbstverständlich als Vertragspartner der ÖBB unsere Rechte aus dem Vertrag wahrnehmen, was die Qualität der Schnellbahn betrifft. 

Ich gebe nur Folgendes zu bedenken: Wenn das von Frau Dr Pilz so gemeint ist, dass für alles der Wiener Steuerzahler einspringt, dann bin ich für diese Kooperation nicht zu haben. Denn gerade in einem Zeitpunkt, wo sich derzeitig der Bund aus dem Bereich der öffentlichen Beförderung, des öffentlichen Personennahverkehrs hin-ausbewegt, zu sagen, jawohl, alles, was der Bund nicht zahlt, werden wir selbst einbringen, das werden wir nicht tun. Wir verhandeln auf der Basis des bestehenden Ver-trages, aber nicht auf der Basis zusätzlicher Finanzierungen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie sollen nur darauf bestehen, dass der Vertrag eingehalten wird!)

Zur Frage der Pensionsreform, die auch hier mehrfach mit einer Inbrunst als Vorwurf gegen die Stadt Wien vorgetragen worden ist: Es trifft sich zufällig, dass gerade heute auch das Land Salzburg die Pensionsreform beschlossen hat. Nicht so wie der Bund, sondern da ist deutlich davon die Rede – ich zitiere: „Besserstellungen gäbe es unter anderem für Frauen mit Teilzeit und Kinderbetreuungszeiten sowie bei Eltern behinderter Kinder. Auch ein Modell der Altersteilzeit wird eingeführt."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was ich überhaupt nicht verstehe, ist, dass man sich erkühnt, eine Pensionsreform, die zu massiven Beeinträchtigungen der Situation alter Menschen geführt hat, erwiesenermaßen, selbst zu verteidigen. Die Bundesregierung wird schon dafür die Rechnung präsentiert bekommen beim nächsten Wahltag. Aber dass man dann einfach den Mut hat zu sagen, das ist der Benchmark, bei dem müssen alle anderen nachziehen, wir machen unsere Pensionsanpassungen bei den Bundesbeamten, und deswegen müssen dann alle anderen Länder gleichziehen, auch wenn sie anderer Meinung sind, je nachdem, mit welchen Emotionen sie am Werk sind, das ist eine Sauerei. Das verstehe ich überhaupt nicht. Also zu sagen, weil ein Bundesland der Meinung ist, es hält diesen Maßstab der Pensionsreform für nicht geeignet, das ist jemand, der Geld hinausgeschmissen hat und einfach sozusagen nicht erspart hat, das verstehe ich nicht. Das verstehe ich insbesondere dann nicht, wenn man bei die-ser Diskussion beispielsweise, wie es auch hier geschehen ist, zwar über Wien spricht, aber beispielsweise überhaupt kein Wort verliert über Niederösterreich. (GR Dr Matthias Tschirf: Warum ist die Pensionsreform in Salzburg besser?) In Niederösterreich weist der Herr Finanzminister dem Landeshauptmann Pröll nach, dass er ein Vielfaches dessen sozusagen einsparen könnte, wenn er die Pensionsreform vornimmt. Ich verstehe es schon, wenn Sie Briefe schreiben, Kollege Tschirf, an die Magistratsbeamten. Die werden das schon zu würdigen wissen, wenn Sie gleichzeitig das, was ihnen als Pensionsreform in Wien als Vorteil dient, sozusagen wegnehmen wollen, das verstehe ich schon. 
An die Adresse Margulies möchte ich nur sagen: Frauen in führenden Positionen. Ein gutes Beispiel dafür ist FemPower, eine Aktion des ZIT und des Wirtschaftsförderungsfonds, und dabei möchte ich es hier bewenden lassen.

Eine Bemerkung jetzt zur Amfortas-Wunde der ÖVP. Ich meine damit den Kauf der CA durch die Bank Austria. Also das war im Jänner 1997, wo dieser Deal stattgefunden hat. Jetzt sind fast acht Jahre vergangen, und noch immer ist dieser Kauf spürbar und merkbar nicht verschmerzt, denn sonst hätte das aus keinem Anlass heraus gerade an führender Position in der Generaldebatte der Klubobmann der Wiener ÖVP zur Sprache gebracht. Daher habe ich mich ernsthaft mit dieser Frage zu beschäftigen versucht in dieser kurzen Zeit und habe mir da einige Sachen herausgesucht. 

Ich will nicht zu lange sein. Aber nachdem es hier mehrfach Gegenstand von tatsächlichen Berichtigungen aller Art war, muss ich schon darauf aufmerksam machen: Der zuständige Finanzminister war damals noch Viktor Klima, also nicht Staribacher, wie das hier gesagt worden ist, sondern war Viktor Klima. Und wenige Tage später war es dann Rudi Edlinger. Aber das ist nicht das Entscheidende, sondern ich zitiere aus der APA von da-mals. Da heißt es: „Um 2 Uhr derselben Nacht wurde ein spektakulärer koalitionärer 17°Punkte-Pakt unterschrieben." 

Ein koalitionärer Pakt ist ein Pakt gewesen zwischen der ÖVP und der SPÖ. Ich verstehe schon, dass sich die andere Parteien, die GRÜNEN, die Freiheitlichen, die BZÖ, da gelassen zurücklehnen. Aber dass es die ÖVP, der Wiener Klubobmann der ÖVP, als seine zentrale Aufgabe sieht, etwas aufzugreifen, was damals Gegenstand eines spektakulären koalitionären 17-Punkte-Paktes war! 

Und da heißt es weiter: „Einer der Vertragspunkte besagte, die CA bleibt als selbstständiges Unternehmen für die Dauer von fünf Jahren erhalten, ausgenommen Teilfunktionen, ein anderer sah den schrittweisen Rückzug der Anteilsverwaltung aus der Bank Austria vor." 

Das heißt, der Rückzug, das, was auch hier mehrfach kritisiert worden ist, war damals Gegenstand eines koalitionären Paktes, ist also – wir bekennen uns dazu – im vollen Einvernehmen seitens der Sozialdemokratie, möglicherweise mit einem gewissen Knurren in einem Teil der Sozialdemokratie, aber auch mit voller Zustimmung auf Drängen bei der ÖVP geschehen. 

Zweitens: Zweiter Schritt war dann die Veräußerung oder Zusammenführung der Bank Austria mit der HVB. Auch hier habe ich in letzter Zeit vom Finanzminister an-gefangen so Erklärungen gehört, was das alles für eine schreckliche Entscheidung damals gewesen ist. Auch da vielleicht ein kleiner Rückblick, wie das damals gesehen worden ist. 

Ich beginne einmal mit den GRÜNEN. Der Klubobmann Alexander Van der Bellen hat damals zu diesem Deal eine vorsichtig positive Einschätzung geäußert. Be-sonders wichtig wäre es für ihn, wenn die HypoVereinsbank ihre Ostaktivitäten tatsächlich auf die Bank Austria konzentrieren würde, was ja dann auch tatsächlich geschehen ist. Einen Ausverkauf österreichischen Eigentums sieht er nicht. Er betrachtet das sogar als eine po-sitive Sache. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Weil er das damals so gesehen hat? ) Ich sage nur. Es ist nur zum Hintergrund, wie das damals gesehen worden ist, weil ja heute so getan worden ist, als wäre das ein katastrophaler Fehler der Stadtregierung gewesen. (GR DipI Ing Martin Margulies: Ja, das hat er damals gesagt!)
Der Wirtschaftssprecher Thomas Prinzhorn bezeichnete den Deal zwar grundsätzlich als begrüßenswert, er hätte aber noch weiter gehen sollen, und er meinte, schließlich sei die HypoVereinsbank ein guter Partner. Also Freiheitliche haben damals durch den Wirtschaftssprecher gemeint, ein guter Partner. Man sollte in Zukunft bei der rückwirkenden Beurteilung vielleicht das auch einfließen lassen.

Letzter Punkt: Wiener ÖVP. Der Landeschef Bernhard Görg meinte schon Sonntag, dass eine vernünftige Entscheidung getroffen worden ist, selbst auf Partnersuche zu gehen und nicht Opfer einer feindlichen Übernahme zu werden. Und der Vizebürgermeister sah sich mit seinen Bemühungen um eine völlige Entpolitisierung und Privatisierung der Bank Austria in der Zielgeraden. 

Also es hat damals niemanden gegeben in der Politik, der sich gegen diesen Schritt in irgendeiner Weise gewendet hätte. Es hat Widerstand und Protest gegeben der Gewerkschaft, es hat Einwände gegeben auch bei Teilen der Sozialdemokratie. 

Und warum war das so? Weil es damals ja nicht nur darum gegangen ist, dass man quasi das verkauft hat, sondern es ist darum gegangen, dass die Bank Austria auch bei dieser Gelegenheit Risikomärkte, Risikomärkte in Südamerika, Risikomärkte in Nordamerika abgetauscht hat gegen zukunftsorientierte Märkte in Osteuropa. Und da hat die HVB ziemlich gut dazugepasst.

Und heute, meine sehr geehrten Damen und Herren, kann niemand, der sich ernsthaft mit dieser Frage beschäftigt, sagen, was die Bank Austria heute wert wäre, wäre es damals nicht möglich gewesen, diesen Einstieg in das Osteuropageschäft eben durch die Zusammenarbeit mit der HVB zu gewinnen. 

Und jetzt in dem Zeitpunkt solche alten Dinge aufzuwärmen, wo wir wiederum in der Situation stehen, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit – mit hoher Wahrscheinlichkeit, sage ich vorsichtshalber – die Bank Austria wie-derum verstärkt die Funktion einer Zentral- und Osteuro-pazentrale bekommen wird, das verstehe ich ja überhaupt nicht, und dass sich der Klubobmann der ÖVP hin-stellt, eine Situation im Jahr 1997 bejammert oder ge-legentlich den Deal mit der HVB wiederum in Diskussion stellt. Man soll es so nehmen wie es ist. Das sind Ent-wicklungen, die man damals möglicherweise zum Vorteil oder zum Nachteil, weil ja immer jetzt von den Nach-teilen gesprochen wird, die Rede ist, so einschätzen muss, wie es heute ist, und die Chancen, dass sich die Situation für die Bank Austria-CA verbessert, sind doch eindeutig gegeben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Schluss eine Bemerkung, weil das auch angesprochen worden ist. Die Frage: Wie gehen wir mit der Opposition um? 

Also ich nehme für mich in Kauf, weil ich ja für den Unterausschuss verantwortlich bin, dass ich da vielleicht zu schnell und zu wenig nachhaltig mit dieser Frage umgegangen bin. Dafür entschuldige ich mich. Ich bin gerne bereit, man kann bei solchen Dingen natürlich auch zu Verbesserungen kommen. Man soll es einem nur rechtzeitig sagen und nicht erst bei einer Rechnungsabschlussdebatte. 

Wir haben uns bemüht, in letzter Zeit auf verschiedenen Wegen die Unterlagen zu verbessern, zu verstärken und auf Wünsche der Opposition einzugehen. Also ich glaube, dass man, wenn man miteinander so umgeht, durchaus in der Lage ist, solche Dinge nicht aufzubauschen zu einer sozusagen Machtwut der Sozialdemokratie, sondern man sich das durchaus aushandeln kann. 

Dass es aber von außen anders gesehen wird und möglicherweise durch den Vergleich des Umgangs der Bundesregierung mit der Opposition, habe ich heute dem "KURIER" entnommen. Dort ist ja bewertet, wie die einzelnen Bereiche einzustufen sind, und da ist mit einem durchaus positiven Signal die Demokratiekompetenz der Stadtregierung ausgewiesen. Da wird etwa ausdrücklich davon gesprochen, dass die Opposition in Wien Rechte hat, die sich die Opposition im Parlament nur wünschen kann. Und dabei ist zum Beispiel unter anderem von den Untersuchungsausschüssen die Rede. Also ich denke, es ist kein Grund zu sagen, hier ist jemand in einem Machtrausch oder wir fahren über die Opposition drüber, aber es liegt halt in der Relation, dass eine Opposition, die manchmal das Gefühl hat, sie kann sich nicht durchsetzen mit ihren Argumenten, den Eindruck gewinnt, hier wird einfach zu hart mit ihr umgegangen. Aber gemessen – ich war ja lange genug im Parlament – an den Umgangsformen, wie man im Parlament miteinander umgeht, haben wir sicherlich hier ein gutes Klima, und das sollte man nicht in letzter Minute schlecht reden.

Letzte Bemerkung, und dann werde ich auf mein Schlusswort überhaupt verzichten. Ich verstehe schon, dass die Opposition hier erkannt hat, dass es anderen Landesorganisationen der Parteien, die derzeit in der Bundesregierung sind, nicht gut bekommen hat, wie die Bundespolitik läuft. Es ist mir daher schon verständlich, dass man hier eigentlich von der Bundespolitik nichts wissen will. Denn sonst, meine sehr geehrten Damen und Herren – aber Sie können das jetzt noch korrigieren am Nachmittag und am nächsten Tag –, hätte ich mir eigentlich erwartet, dass hier von den Vertretern der Regierungsparteien auf Bundesebene zumindest ein Beispiel gekommen wäre oder mehrere Beispiele gekommen wären, was denn die Bundesregierung nicht alles für Wien im Besonderen tut, was die Bundesregierung an positiven Leistungen tut. Ich habe sehr aufmerksam zuhört. Es hat hier viel Kritik gegeben, dass wir die Bundesregierung kritisiert haben. Es hat aber hier kein einziges Beispiel dafür gegeben, was die Bundesregierung Positives für Wien tut, und das wird schon mit der Realität zu tun haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Tschirf gemeldet.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ihre Bemerkung hinsichtlich des Kaufs der CA durch die Bank Austria kann ich so nicht stehen lassen.

Tatsächlich wissen wir heute, dass bereits im Sommer 1996 von Seiten des Generaldirektors der Bank Austria und der Bank Austria am Kapitalmarkt in den Vereinigten Staaten der Deal eingefädelt worden ist.

Wir wissen, dass zu einem Zeitpunkt, zu dem von Seiten der Wiener Volkspartei in den Koalitionsverhandlungen 1996 darauf hingewiesen worden ist, was für ein Risiko für die Stadt Wien aufgrund der Haftung besteht, gleichzeitig dieser Deal weitergesponnen wurde. 

Dass diese Hinweise der Wiener Volkspartei nicht im luftleeren Raum gestanden haben, erkennt man daran, dass einige Jahre später im Burgenland ein massives Problem für das Budget des Burgenlandes aufgetreten ist, weil die Bank dort gekracht hat, und dass ein ähnliches, noch größeres Problem in Wien bestanden hätte.

Und es geht noch weiter. Das war auch einer der Gründe für uns, warum wir gesagt haben, dass es einfach für diese Stadt wirtschaftlich nicht zumutbar ist, dass sie die größte Gemeindesparkasse erhält und damit die Haftung behält.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist die Wahrheit, der Sie sich zu stellen haben.

Im Jahr 1997 gab es für die Österreichische Volkspartei auf Bundesebene nur die Möglichkeit, hier etwas zu akzeptieren, weil alle anderen Parteien im Nationalrat auf der anderen Seite gestanden sind, die damalige FPÖ, die GRÜNEN, das Liberale Forum und die SPÖ, oder allein aus der Regierung auszuscheiden und hier überhaupt nichts mehr für die Zukunft beitragen zu können. 

Eines wissen Sie sicher, Herr Vizebürgermeister, dass hier nachhaltig dem Vertrauen der Österreichischen Volkspartei in die Partnerschaft mit der SPÖ auf Bundesebene ein Schaden zugefügt worden ist, und die historische Entwicklung kennen Sie.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Und es ist nicht zufällig, wenn heute die CA das einzige Esset in diesem ganzen Bereich noch ist. Dass Sie immer wieder darauf zurückkommen, zeigt, dass Sie ein schlechtes Gewissen haben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Das war eine tatsächliche Berichtigung? Das ist ein Witz!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe FiWi und Wiener Stadtwerke liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales mit der Postnummer 2, das ist der Jahresabschluss des Wiener KAV für das Jahr 2004, gemeinsam durchzuführen. Die Abstimmung wird selbstverständlich getrennt vorgenommen. Ich nehme an, es sind alle einverstanden. 

Die Berichterstatterin ersuche ich, Platz zu nehmen. 

Ich darf die Debatte eröffnen. 

Die erste Debattenrednerin ist Frau Dr Pilz. Bitte. Redezeit wie gehabt. Erstredner 25 und dann ab der zweiten Runde 15 Minuten.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender. 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn wir über die Gesundheitspolitik reden in diesem Gemeinderat, dann ist das ein Déjà-vu, ein einziges Déjà-vu. Wir reden immer wieder über dieselben offenen Fragen, die ungelöst bleiben, zumindest seit ich in diesem Gemeinderat bin. Und ich weiß zum Beispiel von Frau StRin Landauer, dass es seit 10, 15 Jahren nicht anders ist. Die Gemeinde Wien ist offensichtlich nicht imstande, die Probleme, die dringend auf der Agenda in der Gesundheitspolitik stehen, zu lösen. Nicht einmal jene, über deren Befund und deren Therapie Einigkeit besteht. 

Offensichtlich sind das Kleinigkeiten für die zuständige Stadträtin, dass sie selbst dort nichts unternimmt und Weisung gibt dem Krankenanstaltenverbund, wo keine offenen Punkte mehr bestehen. Da gibt es zum Beispiel ein Röntgenkontrastmittel, das sehr teuer ist, und es gibt Vergleichpräparate, die wesentlich billiger sind. Wir könnten 1 Million EUR schlicht an einem einzigen Präparat sparen. Das wissen wir längstens seit gut einem halben Jahr. Niemand bezweifelt das, auch nicht der Herr Generaldirektor. Nichtsdestotrotz kneift die Politik, kneift der zuständige Generaldirektor offensichtlich vor den Territorialkaisern, vor jenen Primarärzten und -ärztinnen, die sagen: Das verwenden wir nicht, Punktum. Es ist gleich gut, das vergleichbare billige Präparat. Das ist uns, mit Verlaub gesagt, egal. Wir tun, was wir wollen, und möge es dem Steuerzahler, die öffentliche Hand, 1 Million EUR kosten, die wir anderswo gut einsetzen könnten. Wir könnten viele Pflegepersonen darum einstellen. Wir könnten die Dialysesituation, die eine Katastrophe ist in Wien, verbessern. Wir tun's nicht, wir hauen 1 Million EUR einfach beim Fenster hinaus.

Ein zweiter Punkt von der Qualität ist der 12-Stun-den-Dienst im Pflegebereich. Wir waren und sind uns in der Geriatriekommission einig: 12 Stunden machen die Menschen kaputt, es gibt Burn-out-Syndrome. Es ist we-der arbeitsmedizinisch noch vom Standpunkt der Krankenanstalt noch der Pflegeheime vertretbar. 12-Stunden-Dienste sind eigentlich nicht mehr zu dulden. 

Wir wissen das. Nichtsdestotrotz setzt sich die Politik, setzt sich die Generaldirektion des Krankenanstaltenverbundes nicht gegen die Gewerkschaft durch, die sagt: Wir wollen das aber so, 14 Mal in den Dienst gehen, Au-gen zu und durch, damit wir genügend Freizeit haben, um möglicherweise in einem Pooldienst zu arbeiten.

Und wir wissen, dass Wien im Vergleich zu anderen europäischen Städten eine unvertretbar hohe Dichte an Akutbetten hat. Wir wissen es, und wir tun nichts dagegen. Wenn ein Mensch in Stockholm krank wird, dann ist sein Risiko, in ein Spital zu kommen, dreimal geringer als in Wien. Nicht dass Sie glauben, man ist in Stockholm deswegen kränker. Mitnichten. Bei uns liegt man offensichtlich, auch wenn es nicht notwendig ist, lang zu Lasten der eigenen Lebensqualität und zu Lasten der Gesundheitskosten im Spital. 

Da geben dann mir gegenüber Abteilungsvorstän-
de auch zu, dass man für eine Curettage einen Tag auf-nimmt, dann einen Tag die Operation, den Eingriff vornimmt und am nächsten Tag entlässt. Man könnte das tagesklinisch erledigen. Es wäre medizinisch in fast allen Fällen vertretbar. Wir tun es nicht! Wir wollen hohe Auslastungszahlen, die uns dann viel Geld kosten.

Wir wissen, dass wir in ganz Europa das Schlusslicht mit unseren kasernenartigen Großpflegeheimen sind. Wir haben die letzte Legislaturperiode rauf und runter de-kliniert, dass es für Menschen nicht gut ist, in Großraumzimmern untergebracht zu sein und dass es menschenunwürdig ist. Nichtsdestotrotz ist bis jetzt nur Ankündigungspolitik passiert und nach wie vor ist das Geriatriezentrum Lainz keines, das vom Konzept her der Vergangenheit angehören soll, denn der Mut der Wiener Stadtregierung reicht nicht weit: Gehen wir runter auf 1 000 Plätze! Wenn ich das Gesundheitspolitikern und –poli-tikerinnen im Ausland versuche zu erklären, dann glauben sie immer, sie haben sich verhört. Wir haben 1 000 als Ziel und nicht etwa als Ausgangspunkt für Reformen! Es ist nach wie vor so schlimm in den Häusern, dass der zuständige Pflegeombudsmann seiner Empörung Luft machen musste, indem er sagte: „Offensichtlich gibt es nicht einmal Geld für ein Scheißhäusl." – Ich zitiere wortwörtlich aus seinem Artikel. 

Wir machen Ankündigungspolitik, was die Dialyse betrifft. Wir reden von Containern, die aufgestellt werden. Wir reden von Konzepten, von Entwicklungen. Wahr ist vielmehr, dass nach wie vor in vier Spitälern Nachtschichten gefahren werden, die in Europa einen traurigen Seltenheitswert haben. Das leisten nur wir uns in Wien. Wenn man im Budget für das kommende Jahr nachschaut, was sich der Krankenanstaltenverbund hier vornimmt, so wird man keinen ausreichenden Budgetposten zur Abhilfe dieser Situation finden.

Und obwohl wir so viele Akutbetten haben, schaffen wir es nicht, sie so zu verteilen, dass wir Gangbetten ver-meiden. Absurd, zynisch, aber wahr – wir haben in der Situation der Überversorgung eine Unterversorgung, nicht nur in der Dialyse, sondern es ist auch in der Tat so, dass Menschen eine Woche lang nach einem Unfall am zugigen Gang allen Blicken ausgesetzt - als Beispiel im SMZ-Ost - liegen müssen, weil es nicht möglich ist, ihnen ein Zimmer zuzuweisen, weil man schlicht und ein-fach nicht ordentlich plant. Und wir bekommen Auskünfte - und das finde ich besonders als lästig und unerträglich -, die nicht den Fakten entsprechen. Ich habe das Thema der Turnusärzteausbildung im vergangenen Herbst zum Thema dieses Hauses gemacht. Ein Problem hier war die fehlende Ausbildungsberechtigung in einzelnen Abteilungen im Krankenanstaltenverbund. Auf eine schriftliche Anfrage habe ich die schriftliche Antwort der Gesundheitsstadträtin bekommen, alles wäre in Ordnung, die Ausbildungsstätten wären alle anerkannt. Auf meine ungläubige Nachfrage hat mir der Herr Generaldirektor im April und im Mai bestätigt, alles wäre am Laufen, die Ausbildungsberechtigungen wären nur mehr eine Frage der Zeit und Ende Juni wäre alles erledigt. 

Beide Informationen entsprechen nicht den Fakten. Wahr ist vielmehr, und ich habe mich bei den Turnus-
ärzten und -ärztinnen erkundigt, die in den Häusern ar-beiten, und ich habe im Ausbildungsstättenverzeichnis nachgeschaut: Die Misere ist nicht behoben! 38 zu prüfende Abteilungen gibt es, 10 davon sind angeschaut, bei bloß 7 gibt es eine positive Beurteilung, 3 haben noch eine Frist gekriegt. In manchen Häusern hat die Vi-sitation noch nicht einmal begonnen. Kein Wunder also, dass die Ausbildungsstätten nach wie vor bei den üblichen verdächtigen – Wilhelminenspital, Rudolfstiftung, Krankenhaus Lainz - als erloschen drinnen stehen. Sie sind nämlich erloschen und da kann hier was immer vom Generaldirektor und von der Stadträtin berichtet werden: Es ist kein Bescheid erlassen und viele Bescheide sind noch in weiter Ferne. Wenn man so mit der Opposition umgeht, braucht man sich nicht zu wundern, dass die Opposition auch kritisch und kontrollierend schaut und diese Dinge nicht hinnimmt. Es soll hier zugegeben werden, wenn es Mängel gibt und man soll sie nicht schön reden.

Der Jahresabschluss des Krankenanstaltenverbundes zeigt, dass die Reformprojekte Lippenbekenntnisse sind, denn in der Budgetvorschau, im Dokument, ist da-für nichts vorgesehen, weder für die Dialyse noch für 
die Umsetzung der Geriatriemilliarde. All das sind Luftschlösser ohne konkrete Politik! Man hat es in der Politik der Sozialdemokratie in Wien offensichtlich nicht eilig und man hat es auch nicht eilig im Krankenanstaltenverbund, denn diese Gespräche über das Finanzierungsabkommen, die jetzt laufen müssten, mit Hochdruck laufen müssten, denn es geht um ein Finanzierungsabkommen zwischen der Gemeinde Wien und dem Krankenanstaltenverbund von 2006 bis 2009, geht man gemächlich an. Man hat die Kündigung, die jetzt erfolgen müsste, wegen Zeitablaufs ausgesetzt und lässt sich Zeit. Man hat sich den Druck herausgenommen und macht stattdessen of-fensichtlich weiter Defizit.

Die Finanzprobleme, die einen Kurswechsel bedeuten und notwendig machen würden, werden vertagt. Man nimmt es hin und man schreibt es mit entwaffnender Of-fenheit Gott sei Dank endlich in die Berichte. Der Kostendeckungsgrad in den Ambulanzen liegt unter 20 Pro-zent. Aus demselben Grund hat man ein richtiges und wichtiges Konzept – die Einführung von tagesklinischen Strukturen - wieder zurücknehmen müssen. Wir wissen, wie es geht, wir probieren es ein bisschen, wir nehmen es zurück. Und es steht lapidar im Bericht: „Die tagesklinischen Strukturen arbeiten nicht kostendeckend.“ Also zur Curettage gehen wir künftig wieder drei Tage hinein, offensichtlich macht das finanziell und auslastungsmäßig mehr Sinn. Die tagesklinischen Strukturen sind auch unterdeckt und daher haben wir sie abgeschafft. Da ha-ben wir dann die Zahlen im ersten Quartalsbericht 2005: Lauter Minus, lauter Rückgang bei den Tagespatienten - minus 66 Prozent, minus 63 Prozent, minus 100 Prozent und so weiter. 

„Für diese Entwicklung sind weitestgehend Restriktionen in der Kostenübernahme seitens der Sozialhilfeträger verantwortlich", steht hier. Man verhandelt nicht, man lässt es halt wieder auf und lässt es wieder bleiben, wenn man hier richtige Entscheidungen nicht umsetzen kann. Und was in der gesundheitspolitischen Diskussion besonders schwer wiegt, ist der Umstand, dass der Fonds Soziales Wien, der wichtige Gesundheits- und Sozialleistungen von der Stadt übernommen hat, einen Paradigmenwechsel eingeläutet hat, der bedeutet, dass man sich als Stadt Wien, als rote Stadtregierung aus der Verantwortung davonschleicht und so hart muss man es sehen. Wir sehen auch schon die ersten persönlich katastrophalen Folgen, die dieses Davonschleichen hat. Jetzt gibt es Förderverträge für Einzelne, wo es vorher Rechtsansprüche gegeben hat. Jetzt gibt es Bittsteller, wo es vorher Anspruchsberechtigte gab. Man arbeitet mit Bewilligungen statt mit Bescheiden und man nimmt den Antragstellern und Antragstellerinnen, den jetzigen Förderbeziehern und -bezieherinnen ihre verbrieften Rechte auf Rekurs, auf Einspruch. Man macht mit dieser Förderstruktur eine Situation, die aus vergaberechtlichen Fragen unhaltbar ist. Die Gesundheits- und Sozialzentren dürfen künftig nicht steuernd eingreifen, um hier keine Umgehung im Sinne des EU-Wettbewerbsrechts zu ris-kieren und die Organisationen haben sich im Rahmen des Dachverbandes schon mit alarmierenden Analysen zum Wort gemeldet. Es fehlt ihnen, den Anbieterorganisationen, jede Sicherheit, die die Leistungsverträge bedeutet hätten. Es fehlt weitgehend die Kontrolle. Die Ge-sundheits- und Sozialzentren sind personell absolut überfordert. Die Anbieterorganisationen sind auf Grund dieses Drucks in erster Linie auf Kostenminimierung an-gehalten. Der Herr Pflegeombudsmann Vogt hat kein Personal, um hier auch zu kontrollieren und der Fonds Soziales Wien sieht das alles und handelt nicht, weil er einen klaren Auftrag hat. Er hat den Auftrag, das durchzuziehen und der Stadt die Verantwortung abzunehmen und er wird am 30. Juni die Förderrichtlinien beschließen. Er wird sie beschließen, obwohl keine Qualitätsrichtlinien vereinbart sind. Das muss man sich einmal vorstellen! Man verzichtet auf einen Katalog, der Qualitätsrichtlinien braucht, damit man fördern kann, schreibt in entwaffnender Offenheit “noch zu beschließende Qualitätsrichtlinien“ und verabschiedet von heute an in drei Tagen schlicht Richtlinien, die den Karren an die Wand fahren werden. Es gibt keine Planungssicherheit für die Anbieterorganisationen. Die Stadt, wie wir wissen, darf nicht steuern. Die Organisationen sagen, wenn wir keine gesicherten Kontingente haben, werden wir den Preis erhöhen müssen, denn wir müssen unser Risiko abfedern. Es wird einen Wettbewerbsvorteil für die großen Anbieter geben und die kleinen haben berechtigt Sorge, dass es für sie ein Aus bedeutet, weil Caritas und Rotes Kreuz schlicht und einfach mit ihren großen Strukturen am längeren Ast sitzen werden. Und die alten Menschen müssen die Konsequenzen tragen. Sie sind nämlich al-lein gelassen und es wird die zynische Situation entstehen, dass die Gesundheits‑ und Sozialzentren sagen: Wir legen eine Liste auf, nehmen Sie sich eine gute Le-sebrille und suchen Sie sich Ihren Anbieter. Und wenn Herr Hacker sagt, es wird sich für die Menschen nichts ändern, dann riskiert er, dass er eine Wettbewerbsklage bekommt, denn er darf das nicht tun, wozu die Gesundheits‑ und Sozialzentren dringend angehalten sind: Alten Menschen in dieser Situation dringend Hilfe zu geben und nicht zu sagen: Wissen Sie was, da gibt es einen Markt und Sie suchen sich schon einmal jemanden, der für Sie etwas bietet. 

Die Förderung bedeutet, wie ich schon gesagt habe, dass den Menschen die Rechte gestohlen werden. Es werden ihnen die Rechte gestohlen und ich möchte das an einem besonders zynischen Beispiel für Sie deutlich machen. Da gibt es Menschen, die haben nach dem Be-hindertengesetz einen Anspruch auf eine Leistung. Auf eine Leistung, dass sie eine Betreuung bekommen, dass sie einen Dienst konsumieren und so weiter, eine ambulante Betreuung im konkreten Fall. Da gibt es einen Men-schen - und das müssen Sie sich jetzt konkret einfach anhören -, der ist psychisch krank, ein junger Mensch ist psychisch krank und weil er psychisch krank ist, kann er nicht arbeiten, kann nicht für sich selber auf die nötige Weise sorgen und er hat eine Sachwalterin, die sich Gott sei Dank kümmert, das muss man sagen. Andere tun es vielleicht nicht, in diesem Fall kümmert man sich sehr gut darum und da gab es für diesen psychisch kranken, jungen Menschen einen Antrag auf ambulante Betreuung, der beim Fonds Soziales Wien, Referat Behindertenhilfe, eingebracht wurde. Üblicherweise hat man nach dem Behindertengesetz einen Anspruch auf einen Bescheid. Aber da sind wir schon weit weg von diesem Recht. Wir sind ja in der schönen Förderwelt und in der schönen Förderwelt bekommt dann die zuständige Sozialarbeiterin einen lapidaren Brief. Es geht um einen psychisch kranken, jungen Menschen: „Sie haben am 24. Februar einen Antrag auf ambulante Betreuung für Herrn XY beim Fonds Soziales Wien, Referat Behindertenhilfe, eingebracht. Die Bewilligung dieses Antrags muss leider mangels Mitarbeit abgelehnt werden.“ Leider mangels Mitarbeit abgelehnt werden! Und dann bedauert der Fond Soziales Wien, dass er eine so unfreundliche Bemerkung macht. Wenn Sie jetzt nun glauben, dass die mangelnde Mitarbeit der Sozialarbeiterin anzulasten wä-re, die sich vielleicht zu wenig gekümmert hat - die Nachfrage hat Klarheit geschaffen: Mitgearbeitet hat der psychisch kranke, junge Mensch nicht! Stellen Sie sich diese zynische Haltung vor, gegen die es jetzt keine – keine! - Möglichkeit zu berufen gibt, weil wir ja wissen, wir haben ja nur ein nettes Schreiben bekommen und keinen Bescheid. Das ist ungefähr so, wie wenn Sie zu jemandem, der im Rollstuhl sitzt, sagen: „Kommen Sie zu mir und wenn Sie kommen, bekommen Sie Geld. Oh, ich bin im ersten Stock und es ist kein Lift. Sie können nicht kommen! Dumme Sache, kein Geld für Sie." Die mangelnde Mitarbeit - und da braucht man sicher kein Psychiater zu sein - bei einem psychisch kranken Menschen ist Teil der Krankheit und der Fonds Soziales Wien nimmt diesen Umstand für eine zynische Entschlagung der Aufgaben, die er zu leisten hätte! Das ist kein Einzelfall, denn wir haben eine Reihe solcher Fälle und sie sind leider in Zukunft in Menge zu erwarten. Herr Volksanwalt Kostelka hat auch schon einschlägig reagiert und hat in seinem Bericht gesagt: „Man darf den Menschen die Rechte nicht nehmen.“ Aber genau das ist es, was jetzt passiert und womit der Fonds offensichtlich seine Aufgabe als er-ledigt sieht.

Wir fordern, dass die Rechte der Betroffenen beachtet werden. Wir fordern, dass es Bescheide gibt, wo Be-scheide zu erstellen sind. Wir wollen, dass über die Förderrichtlinien erst entschieden wird, wenn es Qualitätsrichtlinien gibt. Und wir finden es als unverzichtbar, dass es eine transparente Kostenrechnung seitens der Organisationen gibt, denn gerade große Organisationen haben in vielen Fällen die Gemeinde Wien nicht als einzigen Partner, die bekommen Geld auch von anderen In-stitutionen, vom Bund beispielsweise. Es ist aber unabdingbar, bevor man eine Förderung gibt, eine klare Über-sicht zu haben, was sie von anderen Institutionen, von anderen öffentlichen Einrichtungen bekommen. Quersubventionierung ist verboten, das wäre wettbewerbswidrig. Und es ist eine Überförderung verboten. All das wird sicher niemand wollen und wohl auch die Organisationen nicht, also muss der Fonds Klarheit schaffen und transparente Kostenrechnungen einfordern, bevor er för-dert, um hier eine Überförderung zu verhindern.

Wir haben entsprechende Anträge vorbereitet, denn wir glauben, dass es nicht möglich sein kann, dass die Gesundheitspolitik in dieser Stadt diese wichtigen Fragen hintan hält und nicht berücksichtigt. Ich werde sie jetzt der Reihe nach einbringen und beginne beim Fonds Soziales Wien, denn die Förderrichtlinien - und das steht ja vor der Tür - sollen beschlossen werden.

Wir stellen den Beschlussantrag, dass man Qualitätsrichtlinien vorlegen soll, bevor man die Förderrichtlinien beschließt. Wir stellen den Antrag, dass die anerkannten Einrichtungen transparente Kostenrechnungen vorlegen, damit man weiß, wer fördert und wofür gefördert wird und wir wollen, dass nicht etwas entsteht, was durch diese Struktur riskiert wird, dass nämlich den einzelnen Organisationen ein Marktvorteil eingeräumt wird, indem man sagt: Gut, Sie sind als anerkannte Einrichtung jemand, der eine Dienstleistung für die Menschen erbringt und das gibt Ihnen Zugang zu weiteren bezahlten, von der Privatperson bezahlten, Leistungen, die Sie erbringen können. Es kann nämlich sehr leicht sein und davon reden die Organisationen schon, dass jemand sagt: „Zwei Stunden Heimhilfe zahlt mir der Fonds Soziales Wien, ich möchte drei weitere“, und natürlich wird man dann in erster Linie die Organisation beauftragen, die hier ohnehin schon im Hause arbeitet. Das kann seitens der EU als ein Marktvorteil interpretiert werden, der ein unzulässiges Verhalten der öffentlichen Hand darstellt. 

Wir wollen, dass sichergestellt wird, dass es keine Objekt‑ und Projektförderung gibt, die den Ausschreibe-kriterien widerspricht. Schreiben Sie aus, wo Sie müssen und fördern Sie nicht auf Dauer Dinge, die im Wettbewerb geklärt werden müssen.

Erfüllen Sie den zentralen Anspruch des Personals im Fond Soziales Wien und das ist der zweite Antrag, den ich zu diesem Thema einbringe. Geben Sie den be-schäftigten Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen eine Gleichstellung, indem Sie eine Betriebsvereinbarung ver-abschieden, die in Anlehnung an die Vertragsbedienstetenordnung der Stadt Wien erstellt wird und diese darf nicht unterschritten werden. Sorgen Sie dafür, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in den Organisationen tatsächlich arbeitsrechtliche Mindeststandards bean-spruchen können und dass die Mindestentgeltabsicherungen ein unverzichtbares Kriterium in den Förderverträgen sein werden.

Dann ersuche ich Sie um Zustimmung zu Anträgen in Bezug auf den Krankenanstaltenverbund. Es hat der Herr Generaldirektor eine alte Forderung, die ich immer wieder erhoben habe und erheben werde und die auch die anderen Oppositionsparteien erhoben haben, im letz-
ten Gesundheitsausschuss erstmalig gehört, nämlich den Wunsch nach vertiefter Berichterstattung im Krankenanstaltenverbund. Wir wollen schlicht wissen, welches Krankenhaus mit welchem Budget und mit welchem Personal welche Leistungen um welches Geld erbringt, ob die Auslastung stimmt, wo gesteuert werden muss und so weiter. Der Herr Generaldirektor hat gesagt, das wäre leicht möglich. Wenn wir so viel lesen wollen, dann gibt er uns das gerne. Und ich sage Ihnen bestimmt auch für die anderen Oppositionsparteien: Wir lesen gerne, denn nur Information gibt uns allen die Möglichkeit, besser zu werden. Es ist dringend an der Zeit, dass wir im Krankenanstaltenverbund endlich besser werden. 

Mein letzter Antrag betrifft die Umstrukturierung des stationären geriatrischen Bereichs der Stadt Wien. In der Geriatriekommission wurde uns mitgeteilt, dass es eine Projektgruppe gibt, die eine Neustrukturierung der geriatrischen Versorgung jetzt vorstellen wird, nämlich endlich eine Entmischung jener Gruppen, die zu Unrecht in gleichen Einrichtungen betreut werden. Wir wollen, dass die-ser Bericht der Projektgruppe in der nächsten Sitzung der Geriatriekommission vorgestellt und dann im Gemeinderat diskutiert wird. 

Ich habe noch 13 Sekunden. Das reicht, diese Anträge einzubringen und Sie zu ersuchen, all diesen Anträgen zuzustimmen. Es wäre zum Wohle der Stadt und zum Wohle der Gesundheit der Menschen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, Frau GRin Korosec, bitte. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Herr Vizebürgermeister ist nicht mehr da, aber ich nehme an, er wird es hören oder Sie werden es ihm ausrichten. Er hat gemeint, man soll in Vorwahlzeiten auch seriös diskutieren und hat unter anderem die Rezeptgebühr angezogen und hat gemeint, sie sei ja schon wieder erhöht worden. Stimmt, sie ist um 10 Cent erhöht worden, das sind 2 Prozent, das ist die Inflationsrate. Ich möchte aber schon daran erinnern, dass die Rezeptgebühr unter sozialdemokratischen Sozialministern eingeführt wurde. Ich möchte zum Beispiel erwähnen, dass unter dem Sozialminister Hums, den ich übrigens persönlich fachlich sehr geschätzt habe, die Rezeptgebühr von 35 ATS - das war 1996 - auf 42 ATS, also um 20 Prozent angehoben wurde. Und ich nehme an, es ist dem Herrn Vizebürgermeister auch nicht entgangen, dass selbstverständlich für Kleinrentner, für Kleinstverdiener, für chronisch Kranke die Rezeptgebühr nicht ein-gehoben wird. 

Dann hat der Herr Vizebürgermeister auch gemeint, er hat überhaupt nicht gehört, was der Bund für Wien tut. Also hat er nicht zugehört, weil der Klubobmann Dr Tschirf hat eine Reihe von Maßnahmen angeführt. Erlauben Sie mir vielleicht nur zu sagen: Die Stadt Wien wird zur Hälfte vom Bund finanziert! Ich nehme an, das sollte genügen. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Präsidentin Stubenvoll hat heute darüber gesprochen, dass die Sozialhilfe explodiert ist. Ja, da stimme ich ihr zu. Sie hat gemeint, da fehlt die Arbeitsmarktpolitik. Da stimme ich ihr auch zu. Allerdings stimme ich ihr nicht bei dem Florianiprinzip zu, das sie angeführt hat, nämlich die schlechte Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung. Nein, das ist das Scheitern der Beschäftigungspolitik in dieser Stadt! Das ist ein hausgemachtes Versagen der SPÖ-Beschäftigungspolitik in Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist ein Versagen der Wirtschaftspolitik in Wien. Die Ziffern sprechen für sich: 0,6 Prozent Wirtschaftswachstum, im Bund haben wir 2 Prozent und es ist heute schon angeführt worden, es gibt Länder, die das sechsfache Wirtschaftswachstum haben. Also das ist die Angelegenheit von Wien und da hat Wien eindeutig versagt! (Beifall bei der ÖVP.) Und Sie hängen sich ja auch bei jeder Gelegenheit das soziale Mäntelchen um. Es wurde heute schon angeführt, auch von anderen Oppositionsparteien: Bitte, nach wie vor ist es so, dass der niedrigste Richtsatz der Sozialhilfe in Wien ist und das, meine Damen und Herren, ist auch ein Skandal! (Beifall bei der ÖVP.)
Zur Gesundheitspolitik: Ich möchte mich vorerst einmal bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Spitälern und Pflegeheimen für die geleistete Arbeit be-danken. Ich habe gerade in den letzten Monaten aus persönlichen Gründen sehr viel mit diesen Stellen zu tun gehabt und habe einen sehr großen Einblick bekommen. Ich habe viele Schwachstellen gesehen und über das wird zu diskutieren sein. Aber eines kann ich uneingeschränkt sagen: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so-wohl in Spitälern als auch in Pflegeheimen bemühen sich außerordentlich darum, die Kranken, die Alten, die Pflegebedürftigen bestens zu versorgen und das teilweise unter äußerst schwierigen Bedingungen und dafür herzlichen Dank! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich danke aber auch allen Mitarbeiterinnen und Mitar-beitern der ambulanten Organisationen, die tagtäglich auch für Menschen da sind, die eben diese Dienste brau-chen und die vielleicht auch ein bisschen Sonnenschein in den grauen Alltag dieser Menschen bringen. Auch da-für herzlichen Dank.

Ich habe mich in den letzten Monaten relativ intensiv mit Gesundheitspolitik beschäftigt. Das hat Vor- und Nachteile. Der Nachteil ist, dass man relativ viel lesen muss und dass man natürlich auch sehr weit in die Vergangenheit zurückgehen muss. Auf der anderen Seite hat es natürlich den Vorteil, dass man auf vieles draufkommt und dass man vor allem eines feststellt: Es wiederholt sich alles. Zusagen werden von der Mehrheitsfraktion in diesem Haus gemacht, aber sie werden nicht eingehalten. Meine Damen und Herren der Sozialdemokratischen Fraktion, Sie haben eindeutig blinde Flecken beim Problemlösen überall dort, wo Sie es problemlos könnten, denn Sie haben die absolute Mehrheit, Sie brauchen keine Zustimmung, von niemandem von uns und trotzdem: Es geht nichts weiter und warum? Einerseits verstehen Sie offenbar nicht oder wollen Sie die Sorgen und Nöte der Menschen nicht erkennen und auf der anderen Seite sind Sie zu arrogant, sinnvolle Lösungsansätze der Opposition aufzugreifen, denn Sie brauchen nur in den Protokollen nachzulesen, dass Sie zum Beispiel jahrzehntelang Anträge der Wiener ÖVP gerade im Pflegebereich niedergestimmt haben. Sie ha-ben nicht nur niedergestimmt, Sie haben sich auch 20, 30 Jahre darüber lustig gemacht, wenn die Wiener ÖVP gesagt hat, ältere Mitbürger soll man so lange wie nur irgendwie möglich in ihren Wohnungen belassen und dass damit Finanzmittel besser eingesetzt werden können, als die älteren Bürger in Pflegezimmer zu pferchen. Sie haben es nicht geglaubt! Jetzt endlich nach Jahrzehnten - und bitte denken Sie daran, wie viele Menschen unter dieser Situation gelitten haben und wie viele heute noch leiden - haben Sie ÖVP-Gedanken, aber auch Gedanken der anderen Oppositionsparteien aufgegriffen. Aber Aufgreifen ist zu wenig, Taten müssen folgen! Und Frau StRin Brauner, da muss ich halt sagen, die Taten sind weit und breit nicht zu sehen. Das ist de-primierend, meine Damen und Herren der Sozialdemokratie, denn Ihre Schlafwagenpolitik ist unbeschreiblich. Ihr Baustellenchaos im Sozial- und Gesundheitsbereich gleicht jenem auf der Straße. Wenn man bedenkt, und das sage ich wieder, dass davon Bürgerinnen und Bürger betroffen sind, Menschen, die vielleicht gar nicht mehr lange Zeit haben zu leben und die durch Ihre Untätigkeit wenig oder keine Lebensqualität mehr haben, dann muss ich Ihnen sagen, das ist nicht nur bedauerlich, sondern das ist ein Skandal! (Beifall bei der ÖVP.)
Beispiele: 1989 hat es eine Spitalsreformkommission gegeben. Dr Rieder hat 1990 ein 10‑Punkte‑Programm vorgelegt. Zilk und Rieder haben ein Spitalsreformpapier präsentiert. 1993 ist das Programm “Hilfe im hohen Alter“ abgesegnet worden. Bgm Häupl hat in der Untersuchungskommission selbst zugegeben, dass nur 20 bis 25 Prozent davon realisiert wurden. 

In der jüngeren Vergangenheit erwähne ich den Bericht Wiener Pflegeheimplan, damals von StRin Pittermann und KAV in Auftrag gegeben, wo penibel alle Mängel und alle Schwächen des Pflegebereichs dokumentiert werden und auch Sanierungsmaßnahmen und Varianten samt Kosten präsentiert werden. Das heißt, Pitter-mann und die KAV-Führung waren ganz genau informiert. Sie haben über die skandalösen Zustände im Pfle-gebereich gewusst. Was ist passiert? Nichts. Der Bericht ist in der Schublade verschwunden anstatt etwas dagegen zu unternehmen, geschweige denn natürlich die Op-position zu informieren. 

Dann flog der Pflegeskandal auf und durch den Druck der Medien und durch die Nachhaltigkeit der Oppositionsparteien hat der Herr Bürgermeister endlich - es hat lange gedauert -, aber letztendlich begriffen: Da ist Handlungsbedarf. Im Jahr 2004 startete die Wiener SPÖ Initiativen zur Pflegereform. Zuerst einmal wurden die Köpfe ausgewechselt. 

Meine Damen und Herren, Sie haben 16 Jahre geschlafen. Sie haben Ihre Energie nicht in die Verbesserung gesetzt, sondern Sie haben Ihre Energie dafür ver-wendet, immer wieder zu erklären, dass eh alles richtig gemacht wird und dass eh alles bestens ist. 

Nun gibt es ein Pflegeheimgesetz, auch wieder viele Jahre gefordert und diskutiert, und auch das ist ein Negativbeispiel, dass in der Alleinregierung in Wien tatsächliches alles im langsamsten Schlafwagentempo abläuft. Wir haben es zwar jetzt nach vielen Jahren, das Gesetz hat lange Übergangsfristen für bestehende Pflegeheime, aber nach wie vor haben wir diese Pflegesilos und daher haben wir es auch abgelehnt.

Aber anstatt jetzt die Ärmel hochzukrempeln und zu sagen, so, jetzt muss etwas geschehen, will die SPÖ in Wien nicht mehr arbeiten. Sie haben die absolute Mehrheit im Gemeinderat. Trotzdem lassen Sie in dieser Woche das Stadtparlament auflösen, um im Herbst vorzeitige Wahlen auszuschreiben. Statt zu arbeiten wird gewählt.

Wann geht man eigentlich in vorzeitige Neuwahlen? In vorzeitige Neuwahlen geht man, wenn es Probleme mit einem Regierungspartner gibt, wenn man die Proble-me nicht mehr bewältigen kann oder man verliert sich in taktischen Spielchen. Jedenfalls ist die Vorverlegung ei-ner Wahl durch eine absolute Mehrheit die Täuschung der Menschen und man tut damit auch der Demokratie nichts Gutes.

Vorzeitige Wahlen, die mutwillig und in dem Fall werden sie mutwillig vom Zaum gebrochen, sind Arbeitsverweigerung, kosten Geld und belasten vor allem jene und jetzt sage ich wieder jene, das sind die Kranken, das sind die Alten, das sind die Behinderten, das sind pflegebedürftige Menschen, die unserer Hilfe bedürfen, denn sie verhindern Maßnahmen, die man setzen könnte, weil Sie jetzt ja nicht arbeiten können, denn jetzt wird einmal Wahlkampf gemacht. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich bedaure das grundsätzlich. Ich bedaure es aber vor allem deshalb, weil es gerade im Sozial- und Gesundheitsbereich so viele Baustellen gibt, die rasch saniert werden müssen. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie präsentieren sich aber so wie es schon immer der Fall war, behäbig, selbstzufrieden, von Demut keine Spur, mit einem Wort, die Arroganz der Macht ist wieder sehr spürbar. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie verhalten sich so, als ob Sie Alleineigentümer dieser Stadt wären. Meine Damen und Herren der SPÖ, ist Ihnen klar, dass bei der Wahl am 25.3.2001 nicht einmal ein Drittel der Wahlberechtigten in Wien die SPÖ gewählt hat? Trotzdem glauben Sie, die Stadt gehört Ihnen und verhalten sich auch so. (Beifall bei der ÖVP. – GR Heinz Hufnagl: Der Herr Schüssel ist mit noch viel weniger Stimmen gewählt worden!) Aber er verhält sich anders. (Aufregung bei der SPÖ.) Er verhält sich bei wei-tem anders. (GR Godwin Schuster: Anders wie die SPÖ auf jeden Fall! Stimmt hundertprozentig!)
Kommen wir zu den Baustellen, Herr Kollege Schuster. Schauen Sie, Krankenanstaltenverbund. Still und lei-se ist für die Gemeinde Wien durch den KAV ein Millionen-Euro-Grab entstanden. Es gibt hohe operative Verluste, ein negatives Eigenkapital, bitte sehr, das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. 2003 waren 
es 22 Millionen EUR, 2004 waren es bereits 201 Millio-nen EUR! Sie versuchen durch eine finanzielle Kunstbuchung zu verschleiern, indem Sie nämlich Investitionszuschüsse im Bereich der Eigenmittel ausweisen. Dadurch wollen Sie das verschleiern. Faktum ist, dem Eigenkapital fehlen 201 Millionen EUR! 

Es ist ein unglaublicher Sanierungsbedarf. Würde ein größeres Unternehmen in der Privatwirtschaft ein derart hohes negatives Eigenkapital ausweisen, dann müssten nach dem Unternehmensreorganisationsgesetz raschest Maßnahmen gesetzt werden. Leiten die zuständigen Or-gane keine Sanierung ein, haften sie mit ihrem Privatvermögen. Meine Damen und Herren, wie ist das beim KAV?

Es kommt wahrscheinlich nicht von ungefähr und ich habe sehr genau aufgepasst, dass der Herr VBgm Dr Rieder heute mit keinem einzigen Satz den KAV genannt hat. Er wird schon wissen, warum er es nicht tut. Davon bin ich überzeugt.

Seit kurzem gibt es jetzt eine neue Führung, weil da die Köpfe gerollt sind, den Generaldirektor Marhold mit den vier Teilunternehmungen. Ich maße mir daher in die-ser kurzen Zeit kein Urteil an. Wir werden aber die Aktivitäten sehr genau und kritisch verfolgen. Ich nehme an, der Herr Generaldirektor Marhold hat unseren Aufschrei im Gemeinderatsausschuss auch gleich ernst genommen, weil im Bericht vom KMG vom 31.12.2004 steht: „Verkürzte Berichterstattung ist angeblich mit dem Generaldirektor vereinbart.“ Nein, das wollen wir nicht. Frau Kollegin Pilz hat es schon gesagt: Wir wollen keine verkürzte, wir wollen eine detailliertere, wir sind in der Oppo-sition, wir wollen kontrollieren und wir wollen auch wirklich die Fakten genau kennen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich nehme an, Herr Generaldirektor Marhold hat das zur Kenntnis genommen und ich hoffe, dass sich das verbessern wird, weil das alles jahrelang nicht möglich war. Es ist ja immer wieder gefordert worden, es war nicht möglich.

Es gibt noch keinen neuen Vertrag mit der Stadt oder vielleicht ist er geheim. Beim Jahresabschluss 2004 blei-ben viele Fragen offen und viele Wünsche: Was ist mit Investitionen? Was ist mit der Pflegemilliarde? Aber nun müssen wir erst einmal wählen!

Die nächste Baustelle: Fonds Soziales Wien. Da wer-de ich mir jetzt viel ersparen, weil die Kollegin Pilz das sehr genau aufgezeigt hat und ich das alles vollinhaltlich unterstreiche. Wir haben hier in dem Haus viele Diskussionen geführt. Heute sage ich, sie waren sinnlos, weil Sie die vernünftigen Vorschläge von der Opposition nicht interessieren. Sie hören gar nicht zu. Sie machen das, was Sie glauben, was der Partei nützt, nicht aber das, was für Menschen richtig wäre. Sie behindern die Kontrollmöglichkeiten der Opposition!

Ich möchte aber - die Zeit verrinnt so schnell und ich habe so viel zu sagen - auch Ihre Lösungskompetenz in Frage stellen und zwar an einem Beispiel, das mir ein besonderes Anliegen ist und wo ich auch den Eindruck habe, dass es allen Parteien ein Anliegen ist: Die persönliche Assistenz. Auch bei diesem Beispiel sieht man Ihre blinden Flecken beim Problemlösen. Ich bin davon überzeugt, dass selbstbestimmtes Leben eines der wichtigsten Dinge im Leben eines Menschen sind. Gerade bei Bürgern und Bürgerinnen mit besonderen Bedürfnissen ist dieser Ansatz eine Grundsatzfrage. Das ist jahrelang diskutiert worden, das war früher im Bereich Laska, da sind Kommissionen eingesetzt worden und es ist immer wieder davon geredet worden, das soll kommen. 

Ich erinnere daran, dass wir im November einen Antrag eingebracht haben und Frau Kollegin Stubenvoll noch ersucht hat, dass wir ihn dem Ausschuss zuweisen, weil sie hier unbedingt mitwirken möchte, dass die persönliche Assistenz so rasch wie möglich kommt. Im Aus-schuss ist dann zugesagt worden, im ersten Halbjahr 2005 gibt es die persönliche Assistenz. Was geschah? Wieder nichts. Nichts gehört. Das heißt Frau StRin Brauner, Sie setzen offenbar die Nicht-Politik der Frau StRin Laska in diesem Bereich fort, obwohl das im Arbeitsprogramm der SPÖ ganz anders zu lesen ist. Hätten Sie, Frau Stadträtin, zugesagt, in Zukunft würde ein Pilotprojekt gestartet, na ja, dann hätten wir gewusst, es kommt nichts, weil Zukunft ist 10, 15, 20 Jahre. Nein, aber Sie haben gesagt, im ersten Halbjahr 2005 kommt es und das ist ein konkretes Versprechen und das haben Sie gebrochen! Sagen Sie mir daher einen Grund, warum es nicht verwirklicht wird! Frau StRin Brauner, es ist gar kein großes Beispiel, aber für die Menschen, die davon betroffen sind, ist es eine sehr wichtige Sache. Aber Sie haben an diesem an sich kleinen Beispiel eine, wie ich meine, wichtige Chance vertan. Aber es ist jetzt offenbar wichtiger, die Arbeit hinzuwerfen und einen Neuwahlantrag einzubringen. Was kümmern Sie die Menschen mit besonderen Bedürfnissen? 

Ich bringe daher heute wieder einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein: 

„Die zuständige amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge dafür Sorge tragen, dass Menschen mit Behinderungen persönliche Assistenz und so weiter erhalten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe mir noch eine Reihe von Punkten vorgemerkt, Frau Stadträtin, weil ich mir Ihre Rede vom 1.7. sehr genau durchgelesen habe. Sie hat mir auch damals sehr gut gefallen und ich muss sagen, in vielen, vielen Bereichen gehe ich mit Ihnen vollkommen konform. Aller-dings, wenn ich jetzt ein Jahr Revue passieren lasse, so ist halt in diesem Jahr zwar vieles angekündigt worden, aber Ankündigungen sind zu wenig, die Taten sind wichtig. Natürlich weiß ich, dass man nicht alles sofort erledigen kann. Aber, Frau Stadträtin, was haben Sie wirklich von Ihren Ankündigungen realisiert? Unter “Realisieren“ verstehe ich gesetzte Maßnahmen, die dem einzelnen Bürger, der einzelnen Bürgerin tatsächlich helfen. Realis-mus ist für mich nicht, wenn man sagt, ein Krankenhaus wird in Floridsdorf 2011 eröffnet, allerdings weiß man noch nicht einmal, wo es gebaut werden soll. 

Ich sehe daher derzeit weit und breit relativ viel heiße Luft und viel vollgeschriebenes Papier. Papier gibt es sehr vieles! Daher, meine Damen und Herren der Sozial-demokratie, Ihre Politik ist gerade im Gesundheitsbereich von vielen, vielen Versäumnissen in der Vergangenheit geprägt. Frau StRin Brauners Politik ist aber grundsätzlich von vielen Versprechungen, wenig Realisierungen und mangelnder Transparenz gezeichnet. Sie ist von De-mokratiedefiziten geprägt, sie ist von Versprechungen geprägt, die nicht eingehalten werden. Ich sage noch einmal: Persönliche Assistenz oder Pflegemilliarde. 

Und nun flüchten Sie sich, so wie Schröder und Genossen, eben in Neuwahlen. Meine Damen und Herren, 60 Jahre Sozialismus tun dieser Stadt nicht gut! 

Und nehmen Sie daher zur Kenntnis, meine Damen und Herren der Mehrheitsfraktion, unser sehr geliebtes Wien gehört nicht der SPÖ, sondern gehört uns allen, al-len Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Schmalenberg. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Stadt Wien möchte gerne immer sozial sein, aber gerade im Sozialbereich ist nicht alles Gold, was glänzt. Über die missglückten Reformen in der Vergangenheit, über die Ausgliederung habe ich schon heute Mittag ge-sprochen. Seit vielen Jahren schafft es die SPÖ in Wien nicht, im Sozialbereich für Ordnung und Transparenz zu sorgen. Wichtig sind in allen Bereichen, aber besonders hier, Oppositionsparteien. Wichtig sind auch Medien, die mithelfen können, Realitäten wahrzunehmen, wie das zum Beispiel bei den Wiener Geschützten Werkstätten gewesen ist, die jetzt neustrukturiert worden sind, die jetzt umbenannt worden sind, wo man sich jetzt etwas überlegt hat und wo man jetzt einen Weg geht, der hilft, dass auch wirklich Menschen mit psychischer Erkrankung wieder in den Arbeitsprozess eingegliedert werden. Dazu ist es eben - wie schon gesagt - notwendig, dass es kritische Politikerinnen und Politiker gibt, die ihre Auf-gaben ernst nehmen, die in einem Vorstand nicht als Applaudierklub für die Geschäftsführung sitzen, sondern eben eine Kontrollfunktion im Sinne der Patientinnen und Patienten, im Sinne der Betroffenen und natürlich auch im Sinne der Mitarbeiter haben. Gerade die Betreuung von psychisch Kranken hat in einer Großstadt wie Wien eine ganz besondere Bedeutung. In der vergangenen Vorstandssitzung des PSD, des Psychosozialen Dienstes, musste ich den Rechnungsabschluss leider ablehnen, nicht weil ich die Arbeit und die Tätigkeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht schätzen würde, ganz im Gegenteil, ich möchte von dieser Stelle aus auch 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meinen herzlichen Dank aussprechen, sondern einfach deshalb, weil ich den Eindruck habe, dass der Psychosoziale Dienst nicht effizient ist. Es gibt nach wie vor keine aufsuchende, kei-ne nachgehende Betreuung, obwohl wir jetzt seit vielen Jahren darüber sprechen und in jeder Vorstandssitzung nachgefragt wird und uns jedes Mal versprochen wird, dass das jetzt schon kommt und dass es jetzt schon eine Arbeitsgruppe gibt, die das untersucht, die rechtlichen Voraussetzungen et cetera et cetera. Bis heute gibt es das nicht und wenn, dann nur in Ansätzen in einem viel zu geringen Ausmaß. Warum ich noch dagegen gestimmt habe, ist, dass es beim PSD offensichtlich eine unterschiedliche Wertigkeit von Männern und Frauen gibt, was die Mitarbeiter betrifft, denn mir liegen die Gehaltszettel von zwei Personen vor, einem Mann und einer Frau, beide gleiches Alter, gleiche Ausbildung, glei-che Tätigkeit, dieselbe Stundenanzahl, nur die Frau ver-dient ungefähr ein Viertel weniger als der Mann. Ich habe das in der PSD-Vorstandssitzung nachgefragt und habe leider keine Antwort bekommen. Und weil ich einfach aufs Schärfste ablehne, dass Frauen mit gleicher Qualifikation weniger verdienen als Männer, habe ich mich dann auch entschlossen, den Rechnungsabschluss, aber auch den Leistungsbericht abzulehnen, weil gerade eine Institution, die mit Steuergeldern finanziert ist, das ernst nehmen und darauf achten sollte, dass Männer und Frauen gleich viel verdienen. 

Der dritte Punkt, warum ich abgelehnt habe, ist: Ich habe den Eindruck, dass der Chefarzt Dr Rudas seinen eigenen Leistungsbericht, den er dort vorgetragen hat, nicht kennt. Ich habe den Eindruck, dass er selbst von der Genauigkeit überfordert war, mit der diesmal, das erste Mal, auf das Ersuchen von Frau Dr Pilz und von uns anderen Oppositionspolitikern detailliert Aufschluss über die einzelnen Leistungen, über die einzelnen Institutionen gegeben wurde und dass er selbst das nicht genau gelesen hat oder nicht genau analysiert hat und nicht gewusst hat, warum so eklatante Unterschiede zwischen den einzelnen Einrichtungen bestehen. Das hat mich einigermaßen erschreckt und aus diesem Grund habe ich auch nicht zugestimmt.

Ich glaube, es ist Zeit, dass wir uns Gedanken über eine Weiterentwicklung der Psychosozialen Versorgung in Wien machen, denn das, was der Chefarzt Dr Rudas in dieser Vorstandssitzung irgendwie widergespiegelt hat, hat mir Angst gemacht und hat mir nicht das Gefühl gegeben, dass wir hier aufs Beste bestellt sind. 

Was in Wien ganz besonders wichtig ist, ist die Wiedereingliederung von Menschen mit Behinderungen, sei-en es jetzt psychische Behinderungen oder andere, am Arbeitsmarkt. Gerade in diesem Bereich der Beschäftigung gibt es in Wien große Defizite, denn es fehlen mindestens 200 Arbeitsplätze, geschützte Arbeitsplätze, be-treute Arbeitsplätze. Gerade der Übergang nach der Schule, also wenn behinderte Menschen aus der Schule in die Arbeitswelt kommen, stellt ein großes Problem dar. Aber auch die Wohnsituation, was Menschen mit Behinderungen betrifft, ist unbefriedigend. Auch hier fehlen un-gefähr 200 Plätze, wobei der Bedarf in den nächsten Jahren noch steigen wird, vor allem, weil junge Menschen eigenständig leben wollen und Menschen oft von ihren Familienangehörigen betreut werden, die Familienangehörigen dann aber selbst pflegebedürftig werden und diese Leistung nicht mehr erbringen können. Ich glaube, wir brauchen hier wirklich ein Programm, das sicherstellt, dass das Wohnen für behinderte Menschen in Wien in Wohngemeinschaften mit betreuten Wohneinrichtungen möglich ist.

Der Rechnungshofbericht - und über den habe ich heute Mittag auch schon gesprochen - hat auch, was die Behindertensituation in Wien anbelangt, einige Aussagen gemacht, vor allem, was die Kontrollen anbelangt, denn hier wird festgehalten, dass die Kontrollen nicht wirklich so umfassend waren, wie sie sein sollten. Da wird davon gesprochen, dass die Leiterin der Begutachtungsstelle auf eigene Initiative Überprüfungen durchführen ließ, die zu anderen Ergebnissen gekommen sind als solche Kontrollen, die vorher angekündigt wurden. Und weil das so war, wurden dann durch eine interne Weisung diese unangekündigten Kontrollen eingestellt. Ich glaube, das sollte nicht sein. Wir sollten wirklich dafür Sorge tragen, dass hier ausreichend kontrolliert wird, weil das ganz einfach für die Betreuten sicherstellt, dass die Qualität gewährleistet ist.

Im Sozialbereich bei der Betreuung von Behinderten könnte man noch viel sagen. Ich muss einfach kürzen, damit ich mit meinen Punkten auch durchkomme. Wir haben heute Vormittag schon darüber gesprochen, dass es gut wäre, wenn Menschen, die Sozialhilfe beziehen oder die Arbeitslosen- beziehungsweise Notstandsgeld bekommen, auch eine Ermäßigung bei den Fahrpreisen bekommen sollten und ich möchte da einen Artikel vom “KURIER“ zitieren, wo jemand einen Selbstversuch gemacht hat. Ein Arbeitsloser hat jeden Tag ein Tagebuch geschrieben, wie es ihm ergangen ist, und da schreibt er: „Am neunten Tag meines Selbstversuchs als Arbeitsloser habe ich 7°EUR ausgegeben: Die gute Packerlsuppe, fünf Semmeln aus dem Netz, Bananen im Angebot und eben einen Liter Milch und 3°EUR wieder nur für die Öffis.“

Wir glauben, dass es dringend notwendig wäre, hier auch Ermäßigungen für die öffentlichen Verkehrsmittel zu machen. Es hat eine Dame an die WIENER LINIEN einen Brief mit der Frage geschrieben, warum das denn bei den Pensionisten geht und nicht bei anderen Personengruppen und daraufhin hat sie ein Mitarbeiter der WIENER LINIEN besucht. Sie war da nicht zu Hause und sie hat dann an den Bgm Häupl ein Schreiben gerichtet. Sie schreibt: „Ich kann beim besten Willen nicht verstehen, weshalb bei den WIENER LINIEN so eklatante Unterschiede gemacht werden. Alle Pensionsbezieher und dazu zählen unter anderem auch Frau Edith Klestil, Frau Herma Kirchschläger und viele andere mehr, die nicht gerade an der Armutsgrenze leben, sind berechtigt, mit vergünstigten Pensionistenfahrscheinen die WIENER LINIEN zu benützen. Arbeitslosengeld- beziehungsweise NotstandsgeldbezieherInnen, bei denen oft nicht einmal das Überleben gesichert ist, müssen aber den vollen Fahrpreis bezahlen.“ Sie schreibt weiters: „Herr Schwarz, Mitarbeiter der WIENER LINIEN, hat mich heute zu Hause besucht, leider nicht angetroffen. Anmerkung am Rande: Die Betreuung der WIENER LINIEN, das Kundenservice der WIENER LINIEN ist wirklich toll, denn wenn jemand hier eine Eingabe macht, dann kommt wirklich jemand nach Hause, um über das Problem zu sprechen. Ich möchte hervorheben, dass ich das ganz besonders gut finde.“ Sie schreibt weiter: „Er hat mich wissen lassen, dass die Entscheidung über Fahrkostenvergünstigungen nicht bei den WIENER LINIEN, sondern bei Ihnen, also beim Bürgermeister, liegt. Deshalb frage ich mich: Sind Pensionisten und Arbeitslosenbezieher unterschiedlich zu behandeln und vor allem, nach welchen Kriterien wird hier entschieden?“ 

Auf diesen Brief hat Ihr der Bürgermeister geantwortet, ein äußerst knappes Schreiben, dass das zuständige Mitglied der Wiener Stadtregierung ersucht wurde, sich ihres Anliegens anzunehmen. Daraufhin hat die Dame von einem Mitarbeiter der MA 15 aus dem Ressort der Frau StRin Brauner ein Schreiben bekommen, wo geschrieben steht: „Wie die WIENER LINIEN zu den Fahrpreisberechnungen beziehungsweise sonstigen Ermäßigungen für bestimmte Personengruppen kommen, ist der Magistratsabteilung 15 nicht bekannt.“

Also das ist überhaupt keine Antwort. Die Dame wird von einem zum anderen weiter gereicht und offensichtlich hat man überhaupt keinen Willen, sich mit diesem Problem auseinander zu setzen.

Um noch kurz beim Sozialbereich zu bleiben: Das Thema Drogen. Die Drogen werden in Wien meiner Mei-nung nach nur verwaltet. Das tatsächliche Problem wird eigentlich nicht wirklich in Angriff genommen. Aber mir geht es hauptsächlich auch um die Verwendung der Mit-tel und den Fonds Soziales Wien und um die Kontrolle, denn als Mitglied des Beirats würde ich gern wissen, wie viel die einzelnen Institutionen bekommen und vor allem für welche Leistungen. Wie viele Personen wurden betreut? Wie viele Therapien wurden durchgeführt? Wie war die Erfolgsquote und so weiter? Da ich das leider in der Beiratssitzung nicht bekommen kann, kann ich auch die Abrechnung über diese Einrichtungen im Drogenbereich nicht zur Kenntnis nehmen, denn ich denke mir, wir wissen, es ist nach wie vor so, dass es keine einheitlichen Sätze bei der Betreuung, in der Pflege für gleiche Leistungen gibt. Ich würde einfach gerne wissen, welche Leistungen im Drogenbereich erbracht werden und wie viel Geld dafür ausgegeben wird. Diese ganz einfachen Informationen, glaube ich, sollten Gemeinderäte bekom-men, noch dazu, wenn es darum geht, die Mittel dafür zu beschließen.

Ich komme zum Gesundheitsbereich. Ich habe bei der Debatte zum Budgetvoranschlag darauf hingewiesen, dass die nichteinbringlichen Kosten von Patienten, die eben keine Sozialversicherung haben, zu niedrig budgetiert sind und der heutige Rechnungsabschluss gibt mir Recht, denn was wir heute oder morgen beschließen, das liegt unter dem, was wir im letzten Jahr für die nichteinbringlichen Kosten von Patienten ausgegeben haben. 

Es wird doch niemand glauben, dass diese Kosten geringer geworden sind. Vor allem würde ich dann anregen, dass der Krankenanstaltenverbund einmal wirklich ernsthafte Schritte unternimmt, um die Beträge hier einzutreiben und dass man sich einmal wirklich Gedanken darüber macht, wie man andere Zahler als den Sozialtopf für diese Kosten finden kann, andere Zahler als den Steuerzahler. 

Der Gesundheitsbereich ist ein ganz wichtiger Bereich. Ein Drittel des Budgets wird für den Gesundheitsbereich verwendet. Ein ganz besonderer Kostenfaktor im Gesundheitsbereich ist der Krankenanstaltenverbund. Wir haben heute schon darüber gesprochen, dass die Macht der SPÖ wichtiger als vieles andere ist. So ist auch der Krankenanstaltenverbund ein ganz besonders wichtiger Machtapparat für die SPÖ. Ein ganz gutes Beispiel dafür sind die neuen Führungsstrukturen, also die neue Führungsmannschaft im Krankenanstaltenverbund, denn die wurde vor etwa 100°Tagen eingesetzt und es hat sich seit dem Beginn dieser Zeit eigentlich nichts verbessert. Seit vielen Jahren schafft es die SPÖ nicht, Transparenz im Bereich der Spitäler herzustellen. Reformen wurden seit vielen Jahren verschlafen. Und zwar laviert der Krankenanstaltenverbund seit Jahren von der Umstellung vom kameralistischen System zu ei-nem modernen Dienstleistungsunternehmen herum, aber leider hat man das bis jetzt nicht geschafft.

Bei der Bestellung der neuen Mannschaft dürften wieder Machtstrukturen und Freundschaften eine wichtige Rolle gespielt haben. Reformen dürften da eher wieder im Hintergrund gestanden sein. Dass der neue Krankenanstaltenverbundchef viel Geld verdient, ist die eine Sache. Dass es Sonderverträge gibt, dass es Nebenbeschäftigungen gibt, hat die Opposition kritisiert. Die Abfertigungen wurden nicht kritisiert. Es gibt nach wie vor Doppel- und Dreifachgehälter der Primarärzte, wie das Kontrollamt aufgezeigt hat. 

Und es gibt nach wie vor leerstehende Räumlichkeiten. So schreibt der Rechnungshof in seinem Bericht über die Verwaltung der Stadt Wien, dass die mehr als fünf Jahre lang leerstehenden Räumlichkeiten im obersten Geschoß des Schul- und Personalwohngebäudes im AKH noch immer leer stehen. Laut Mitteilung des Wiener Stadtsenats ist die Umsetzung des Projekts auf Grund der Budgetsituation zum gegebenen Zeitpunkt nicht mö-glich. Ich denke mir, dass brachliegende Räumlichkeiten Geld kosten und dass es einfach dringend notwendig wäre, solche Räumlichkeiten auch zu nutzen.

Was hat die neue Führung im KAV versprochen? Das Erste, woran ich mich erinnern kann, war Gedankenfreiheit, weil das hat mich damals beeindruckt. Ich habe mir gedacht, jetzt gibt es Gedankenfreiheit. Solange wir einen Vorsitzenden der Gewerkschaft haben, der gleichzeitig Vorsitzender des Gemeinderats ist, wird es auch im Krankenanstaltenverbund keine Gedankenfreiheit geben. 

Es wurde Betten- und Personalreduktion versprochen. Derzeit liegen noch immer 300 Pflegefälle in Akutbetten.

Es wurden schlankere Verwaltungsstrukturen versprochen. Bis jetzt ist von einer Einsparung im Verwaltungsbereich nichts zu sehen, schon gar nicht in den oberen Hierarchieebenen. 

Es wurden Kostenreduktionen im Spitalsbereich versprochen. Ich habe schon erwähnt, nach wie vor leerstehende Personalwohnheime, leerstehende Immobilien. 

In Wiens Spitälern gibt es nach wie vor Gangbetten. 

Auch die Turnusärzteausbildung ist in der Praxis noch nicht reformiert. 

Viele Missstände, wenig Reformen. Trotzdem hat man den Spitalskostenbeitrag erhöht.

Wir wünschen uns mehr Transparenz, eine Sicherstellung der Finanzierbarkeit und wir würden uns wünschen, dass der Krankenanstaltenverbund, der ein Groß-konzern ist, auch für uns Gemeinderäte so transparent ist, dass wir etwa die Zielvereinbarungen der einzelnen Häuser kennen, dass wir die Daten über das Personal, über die Zahl der Patienten, über die Investitionen und so weiter erfahren. Denn ich erinnere mich, als alle Entscheidungen noch im Gesundheitsausschuss abgesegnet wurden, wussten wir zum Beispiel, dass im Wilhelminenspital eine Küche um 50 Millionen ATS gemacht wur-de. Wir haben uns damals aufgeregt, dass das so teuer ist, aber wir wussten es wenigstens. Heute ist das alles nicht mehr so leicht. 

Wir wünschen uns ein Spitalskonzept für Wien, das zum Beispiel auch Details über die Abteilungen und über die Spitalsentwicklungspläne der einzelnen Häuser enthält. Denn wenn heute im Norden Wiens ein neues Spital geplant ist, dann ist für uns doch interessant, wie die Spitalsentwicklung beispielsweise für das Donauspital geplant ist.

Wir wünschen uns drittens Personalanwälte, damit es wirklich Gedankenfreiheit für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt, denn Dr Vogt ist für die Pflegeheime zu-ständig, aber es gibt auch große Probleme in allen anderen Häusern.

Mit einem Wort, die Bilanz der neuen Führung im Krankenanstaltenverbund ist alles andere als erfreulich. Mein Eindruck ist einfach, bevor das Desaster öffentlich sichtbar wird, zieht der Bürgermeister die Wahl vor. Wir glauben, dass Neuwahlen die Probleme im Gesundheitsbereich nicht lösen können und wir befürchten, dass das Erwachen nach der Wahl sowohl für die Patienten als auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein böses sein wird.

Wir werden diesem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. (Beifall beim BZW.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Heute wurde schon gesagt, der Rechnungsabschluss ist die Bilanz der Politik des letzten Rechnungsjahres, wenn ich das ergänzen darf. Es wurde nur gesagt "des letzten Jahres". 

Wenn man den Rechnungsabschluss aufschlägt und die Einleitung liest, steht darin: „2004 war ein Jahr, in dem mit anhaltend hohen Ausgaben für Gesundheit und Soziales schwierige Bedingungen den Budgetvollzug be-stimmt haben." - Das ist eine Erkenntnis oder Feststellung, die eigentlich nicht neu ist. Ich glaube, ich bin jetzt zehn Jahre in diesem Hause und es hat keinen Rechnungsabschluss gegeben, wo nicht auf diese Art und Weise darauf hingewiesen wurde, wie schwierig es war, mit den vorhandenen Finanzmitteln auszukommen. Sicher, es ist tatsächlich sehr schwierig, mit dem auszukommen, trotzdem hat es meiner Ansicht nach die sozialdemokratische Stadtverwaltung verabsäumt, über Jah-re hindurch eine entsprechende Finanzplanung vorzunehmen und muss jedes Jahr oder alle fünf Jahre, wenn irgendwelche Verträge auslaufen, zusammenstoppeln und feststellen, wie man die Finanzmisere über die Bühne bringt.

Es hat sich im Jahr 2004 einiges getan. Ich erinnere daran, wir hatten damals den Untersuchungsausschuss nach den Vorfällen in Lainz. Es hat fast ein ganzes Jahr lang die Geriatriekommission getagt, um ein neues geriatrisches Konzept für Wien zu entwickeln. Es hat damals die Etablierung vom Pflegeombudsmann gegeben. Es wurde damals die Ausgliederung des FSW beschlossen und auch begonnen zu etablieren. Es wurde damals die Schaffung des Teilbereiches 4 in Angriff genommen. Das heißt, der KAV wurde aufgeteilt und die Pflegeheime ha-ben eine eigene Abteilung bekommen. Unter dem Eindruck des Pflegeskandals und der Geriatriekommission beziehungsweise des Untersuchungsausschusses wurden sehr viele Versprechungen vorgenommen, wurde sehr viel aufgedeckt und wurde auch sehr viel, wie soll ich sagen, beauftragt, um in Hinkunft solche Vorfälle nicht mehr geschehen zu lassen. Und ich denke daran, dass hier im Abschlussbericht der Untersuchungskommission sehr viele Punkte stehen, die für die Zukunft des Gesundheitssystems in Wien ganz wichtig sind. Sehr be-dauerlich war es aber, dass es nicht möglich war, einen gemeinsamen Bericht der Untersuchungskommission auszuarbeiten, weil es die Mehrheitsfraktion vorgezogen hat, einen Bericht durchzudrücken. 

Ähnlich war es bei der Geriatriekommission, wo wirklich das ganze Jahr über sehr gut gearbeitet wurde. Lei-der Gottes konnten wir dann das endgültige Papier nicht unterzeichnen, weil es wiederum von der Mehrheitsfraktion durchgedrückt worden ist. Es sind damals verschiedene Versprechungen gemacht worden, verschiedene Dinge aufgezeigt worden, von denen wir gedacht haben, dass sie vielleicht im Laufe von eineinhalb Jahren geändert werden würden und dass sie doch zu einer Veränderung angegangen werden würden. Da denke ich mir, dass eigentlich die ganze Untersuchungskommission um die Vorfälle von Lainz letztendlich darauf zurückzuführen war, weil zu wenig Pflegepersonal in den diversen Pflegeheimen zur Verfügung stand und letztlich auch steht. Das wurde damals von der KAV-Leitung bestritten. Es ist ganz eindeutig im Bericht der Untersuchungskommission herausgekommen, in den verschiedenen Aussagen der Einzelnen, die dort Aussagen gemacht haben. Das Interessante ist, dass beim ersten Bericht, den der Herr Pfle-geombudsmann vorgelegt hat, wiederum von einem Pfle-genotstand gesprochen wird. 

Das zeigt auf, dass vieles, was versprochen wurde, nicht verwirklicht wurde, nämlich dass man die ausreichende Ausstattung mit Pflegepersonal angeht. Es wurde damals auch versprochen, dass das Ansehen des Krankenpflegepersonals durch verschiedene Maßnahmen verbessert werden soll, dass verschiedene Werbeaktionen gemacht werden sollen, dass also der Pflegeberuf attraktiver wird und so weiter und so fort. Man ist über Einzelaktionen nicht hinausgekommen. Man hat verschiedene Diskussionen geführt. Die Forderung, das Ausbildungssystem zum Beispiel bei den Gesundheits- und KrankenpflegerInnen zum Beispiel mit einer Matura abschließen zu lassen, wurde nur diskutiert, man ist nicht weitergekommen. Die Tatsache, dass gefordert wurde, in Wien einen Lehrstuhl für Pflegewissenschaften einzurichten, wurde immer wieder diskutiert. Ich weiß, es ist auch schon damals in der gesundheitspolitischen Kommission angesprochen worden. Wien hat es nicht geschafft. Es gibt jetzt einen Lehrstuhl in Graz, der vom Land Steiermark unterstützt wird. Es wäre schön, wenn auch in Wien so etwas entstehen würde, denn Wien hat meiner Ansicht nach sehr wohl genügend Grundlagen, auch in Pflegewissenschaften mitreden zu können.

Zum Jahresabschluss müsste man allgemein sagen, dass er noch unleserlicher ist als je zuvor. Ich muss zu meiner Schande gestehen, dass es mir nie sehr leicht gefallen ist, den Jahresabschluss zu lesen und zu erkennen, weil er doch in einer kameralistischen Art und Weise abgefasst ist. Aber es ist diesmal fast nicht möglich, im Gesundheitsbereich die Zahlen nachzuvollziehen, nicht zuletzt deshalb, weil sich eben die verschiedenen Magistratsabteilungen, die da betroffen sind, geändert haben und es zur Ausgliederung des FSW gekommen ist, was einmal mehr zeigt, wie die Transparenz der Leistungen des FSW nicht nachzuvollziehen sind. Es ist zu hoffen, dass es dann nächstes Jahr besser sein wird, wenn der FSW zum ersten Mal mit all seinen Untergruppen festlegt, was mit dem Geld geschieht.

Ich möchte hier aber nur ein Beispiel dafür geben, das ganz typisch dafür ist, wo man aus dem Rechnungsabschluss verschiedene Dinge erkennen konnte, die jetzt nicht mehr sind. Ich denke an die Tatsache der Zahlungen der Freizeitfahrtendienste. Da konnte man über Jah-re hindurch verfolgen, dass die Budgetierung an sich zu gering war. Der Bedarf war wesentlich mehr. Es hat sich auch gezeigt, dass es notwendig wäre, einige Maßnahmen durchaus zu tun. Heuer haben wir im Voranschlag diese 2 Millionen EUR wohl drinnen, es ist aber nicht möglich zu wissen, wie viel es heuer wirklich kostet und was zum Beispiel beim Freizeitfahrtendienst geschieht. Das ist bedauerlich, denn es ist sicherlich notwendig, dass man hier bei den, wie soll ich sagen, riesigen Aufgaben, die der FSW hat, doch kontrollierend zur Seite stehen kann, obwohl es für uns als Gemeinderäte jetzt auf Grund der Tatsache, dass es ein Fonds ist, der ausgegliedert wurde, nicht mehr möglich ist. Es ist also nicht mehr möglich, trotz des Beirats hier eine begleitende Kontrolle durchzuführen. Ebenso ist es der Volksanwaltschaft nicht möglich, hier begleitende Kontrolle durchzuführen, obwohl vorletzten Landtag, glaube ich, ein diesbezüglicher Antrag gemacht worden ist, die Einsichtmöglichkeit für den Volksanwalt zu verbessern. Aber tatsächlich ist es so, dass es nunmehr durch diese Ausgliederung nicht mehr möglich ist, genau zu kontrollieren. 

Man kann jetzt dazusagen, wie sinnvoll es ist, dass in dieser Art und Weise die Sozialagenda der Stadt Wien geführt werden. Ich persönlich muss ehrlich sagen, ich bin insofern überrascht, dass eine sozialdemokratisch verwaltete Stadt in dieser Art und Weise ihre sozialen Agenda sozusagen bewältigt, indem sie diese auslagert und privatisiert. Ich erinnere mich daran, wie von hier aus die FPÖ bekrittelt wurde, dass sie sozusagen neoliberale Vorstellungen hat und dass man alles nur nach Kosten-Nutzen-Rechnungen macht. Hier wird uns ganz klar vor-gezeigt, dass auch im Sozialbereich bloße Kosten-Nut-zen-Rechnung angesagt ist, und das noch dazu in einer Art und Weise, die sich nicht kontrollieren lässt. 

Es wird sicherlich noch viel über den FSW hier gesprochen werden müssen. Wenn auch das eine oder an-dere positiv geleistet wird und sicherlich straffer geführt werden kann, so ist es trotzdem unverständlich, dass die Arbeit der Sozialleistungen in Wien in Form von Firmenkonstruktionen, in Gesellschaften, abgewickelt werden. Es wird auch für den Betroffenen schwierig sein, sich da-mit zurechtzufinden, denn Tatsache ist, wie heute schon aufgezeigt wurde, dass im Rahmen des FSW Förderungen gemacht wurden, letztendlich keine Bescheide gemacht werden und man eigentlich gegen nichts berufen kann. Etwas, was man zum Beispiel bei der Krankenkassa sehr wohl machen kann. Wenn ich heute ein Rezept vom Chefarzt nicht genehmigt bekomme, kann ich einen Bescheid verlangen und gegen diesen Bescheid kann ich dann berufen. Das werde ich beim FSW, wenn es in dieser Konstruktion bleibt, nicht machen können. Damit sind meiner Ansicht nach die Rechte der Betroffenen sehr schwer beschnitten. 

Es wurden zu dem gesamten Gesundheitsbereich auch die Berichte des Patientenanwalts und der Bericht des Pflegeombudsmanns diskutiert. Die waren insofern sehr interessant, weil im Bericht des Patientenanwalts, der meiner Ansicht nach genau um ein Jahr zu spät vor-gelegt wurde, doch sehr interessante Dinge festgehalten wurden, in welcher Art und Weise in Wien die Pflege durchzuführen ist. 

Ich hoffe nur, dass die Arbeit des Patientenanwalts, wenn sie, wie gesagt, auch um ein halbes Jahr zu spät kommt, dahin gehend gewürdigt wird. Er hat zum Beispiel einen sehr langen Anhang über eine Checkliste vor-gelegt, die sich damit beschäftigt, wie die Pflegeheime kontrolliert werden können, was insofern sehr wichtig ist, weil wir vor der Durchführung des neuen Pflegeheimgesetzes stehen, wo auf Verordnungsweg auch noch verschiedene Dinge festgelegt werden und wo unter anderem auch eine Heimkommission festgelegt ist, die ihren Sitz beim Patientenanwalt hat, wo doch bestimmte Grundlagen notwendig sind, in welcher Art und Weise diese Kontrolle durchzuführen ist. Es ist natürlich im Pfle-geheimgesetz festgelegt, was die Grundlagen sind, aber es ist nicht schlecht, wenn so etwas ist. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass man das Rad in diesem Fall nicht neu erfinden muss, weil wenn das erste Mal diese Heimkommission zusammentritt, kann sie schon darauf zurückgreifen. 

Es war auch interessant, vom Pflegeombudsmann die verschiedensten Forderungen zu erkennen. Dass seine Tätigkeit sehr segensreich war, ist auch darauf zu-rückzuführen, dass er immerhin ein Pflegeheim bei der Staatsanwaltschaft angezeigt hat, weil dort erhebliche Pflegemängel vorliegen. Das ist etwas, was, wenn es ihn nicht gegeben hätte, vielleicht nicht geschehen wäre und dort zu Lasten der Pfleglinge stattgefunden hat. 

Interessant ist auch etwas, was ich hinterfragen möchte, wo ich meine, dass es interessant ist, wenn man sich damit beschäftigt. Der Pflegeanwalt hat in seinem Bericht auch von einer "Altenstiftung" gesprochen. Ich habe ihn anschließend gefragt, was er darunter versteht. Er meint die Möglichkeit, private Mittel einzubringen, die sich mit der Problematik des Alterns einerseits beschäftigen oder die auch, unter Anführungszeichen, der Gemeinde Wien in irgendeiner Art und Weise Gelder zur Verfügung stellen, dass sie in Pflegeheimen irgend-
welche entsprechenden Veränderungen macht. Das ist durchaus eine interessante Sache, die meiner Ansicht nach dann kombiniert werden kann, zum Beispiel mit den Vorstellungen, die der neue Generaldirektor des Wiener Krankenanstaltenverbunds hat, der auch meint, dass es ohne Möglichkeiten, ohne Überlegungen, private Mittel anzusprechen, kaum möglich sein wird, die Vorhaben des KAV zu finanzieren. 

Dann möchte ich ein paar Worte zum Jahresabschluss des KAV sagen. Auch wir haben das natürlich abgelehnt, weil die alte Forderung, die wir vor Jahren schon aufgestellt haben, dass es einen detaillierten Bericht über die einzelnen Häuser geben muss, war wiederum nicht der Fall. Es wird vielleicht in Zukunft der Fall sein. Ich möchte darauf hinweisen, dass es damals, als die Diskussion über die Ausgliederung des KAV war, es auch eine Forderung war, die damals in der gesundheits-politischen Kommission aufgestellt wurde, dass die einzelnen Häuser mehr Verantwortung bekommen, auch in finanzieller Hinsicht. Dazu ist es sicher notwendig, dass sie auch die Möglichkeit haben, diesbezüglich etwas festzuhalten und zu publizieren. 

Die Jahresberichte der vier Teilunternehmungen lesen sich nicht sehr schön und zeigen eigentlich, das ist heute schon mehrfach angesprochen worden, dass der KAV pleite ist. Es wird immer verschwiegen. Es wird 
mit bilanztechnischen, wie soll ich sagen, Dingen darüber hinweggegangen, die nicht darüber hinwegtäuschen können, dass es verabsäumt wurde, den KAV rechtzeitig entsprechend mit Mitteln auszustatten. Ich weise darauf hin, dass wir schon vor, glaube ich, vier oder fünf Jahren darauf hingewiesen haben, dass die In-vestitionszuschüsse, die damals ausverhandelt wurden, viel zu wenig sind. Wir hatten damals schon einen Antrag gestellt, dass die unbedingt erhöht werden müssen, weil es sonst nicht möglich ist, dass der KAV entsprechend arbeiten kann. Es geht ja aus den Unterlagen des KAV eindeutig hervor, dass das, was bei den Investitionen verwendet wird, letztendlich im Betrieb fehlt oder umgekehrt. Das kann es auf keinen Fall sein. Da kommen wir wieder einmal mehr dazu, dass die sozialdemokratisch verwaltete Stadt Wien es gröblichst verabsäumt hat, über längere Frist hindurch Finanzplanung im Gesundheitsbereich durchzuführen. Es würde nicht genügen, dass man jetzt die Verhandlungen für die neuen Investitions-
zuschüsse einfach aussetzt und sagt: „Jetzt warten wir, was geschieht." - Was wird geschehen? Es wird die Wahl geschehen und dann wird wieder nichts geschehen, weil da wird wieder alles neu werden, wird wieder alles umstrukturiert werden und so weiter und so fort und der Wiener Krankenanstaltenverbund muss weiterwurschteln und kann wiederum nicht das machen, was er eigentlich einmal machen soll, endlich einen Krankenanstaltenplan für Wien vorlegen, der tatsächlich enthält, was in welchem Haus gemacht wird, wo die Schwerpunkte liegen und wie, was weiß ich, Akutbetten und so weiter und so fort behandelt werden. Es ist insofern um-so notwendiger, weil man doch die Ankündigung gehört hat, es wird ein neues Spital in Wien-Nord geben, was sicherlich auf Grund der regionalen Struktur der Wiener Krankenhäuser notwendig ist. 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass in Zukunft so gear-beitet werden kann wie jetzt, dass man immer wieder, was weiß ich, vom Substanzverlust im Anlagevermögen und beim AKH spricht, wie es so schön heißt, und dass der Personalstand im Wesentlichen unverändert bleiben soll. Die Umsetzung des derzeitigen ÖKAP wird jedoch mittelfristig weitere Dienstposten im unmittelbaren Patientenbereich erforderlich machen. Da geht es aber ums Geld: „Auf Grund der beschränkt zur Verfügung stehenden Budgetmittel wird auch im Jahr 2005 ein weiterer Substanzverlust eintreten, da die Abschreibungen deutlich..." und so weiter und so fort. Das kann nicht die Planung der Zukunft sein, wenn uns das größte Spital das mitteilen muss, weil einfach kein Geld da ist. 

Etwas ähnlich ist es auch im Gesamtbericht des KAV, wo die "Optimierung der vorhandenen Ressourcen, Abstimmung der Leistungsbereiche" angesprochen wird. Wenn ich "Abstimmung der Leistungsbereiche" höre, kann man das durchaus positiv sehen, dass verschiedenste Leistungen vielfach angeboten werden und dadurch teurer sind, aber ich vermute fast, dass es eine Verkürzung sein wird und dass die Rücklagen aufgebraucht sind. Das haben wir schon jedes Jahr nachweisen können, bei jedem Bericht, und wir bedauern, dass es einfach nicht zur Kenntnis genommen wurde. 

Dass wir einen zusammengefassten Jahresabschluss nicht haben wollen, sondern einen detaillierten, möchte ich noch einmal festhalten. Ich hoffe, dass das unter dem neuen Generaldirektor dann möglich sein wird. 

Einen kurzen Schwenk möchte ich noch zum PSD machen. Auch ich war sehr angetan über die Tatsache, dass hier ein so detaillierter Leistungsbericht vorgelegt wurde, der wirklich vorbildlich ist. Ich muss ehrlich sagen, man muss all jenen, die das gemacht haben, für die viele Arbeit danken, weil damit ist die Arbeit des PSD in den einzelnen Ambulatorien tatsächlich transparent geworden. Ich muss auch sagen, fast so transparent, dass der Chefarzt eigentlich nicht wusste, was er damit anfangen soll. Ich will nur zwei Zahlen nennen: Wenn zum Beispiel bei den sozialpsychiatrischen Ambulatorien genannt wird, ärztliche Leistungen, bei dem Einen sind Behandlung kurz 16,8 Prozent und bei einem Anderen Behandlung kurz 76,6 Prozent und hinterfragt das, dann hätte man sich schon eine Auskunft erwartet, man wird das überprüfen oder das ist aus irgendetwas anderem. Chefarzt Dr Rudas hat leider gesagt, er wird diesen Bericht wahrscheinlich nicht mehr so weit herunterbrechen, son-dern er wird das anders machen. Das ist natürlich höchst bedauerlich. 

Ich möchte ein paar Worte zu etwas, das mir ein Anliegen ist, verlieren, wo ich darauf hinweisen möchte und vergessen habe, es zu sagen, zum Pflegeombudsmann. Es muss möglich sein, dass hier eine gesetzliche Verankerung dieses Amtes, wenn man so sagen will, stattfindet. Es ist notwendig, denn es hat sich gezeigt, dass die beiden Berichte präsentiert worden sind, dass durchaus Überschneidungen sind und dass die Zusammenarbeit doch nicht so goldig ist, wie man sie sich vorstellt. Allerdings hat die Praxis gezeigt, dass durchaus beide Einrichtungen notwendig und arbeitsfähig sind, denn es ist jetzt ein Jahr lang die Arbeit vom Patientenanwalt parallel zur Arbeit des Pflegeombudsmanns geleistet worden. Die gerüchteweise Feststellung, dass vielleicht der jetzige Herr Pflegeombudsmann in einem Jahr in Pension geht oder das aufgibt, kann nicht bedeuten, dass man diese Position nicht gesetzlich verankert. Der Pflegeombudsmann hat selbst ein Papier herausgebracht, das durchaus in der Lage ist zu belegen, warum das notwendig ist. Wir haben von Anfang an, auch als Frau StRin Pittermann diese Position eingerichtet hat, gefordert, dass entsprechende gesetzliche Voraussetzungen gemacht werden. Es ist die Arbeit des Pflegeombudsmanns meiner Ansicht nach ohne diese gesetzliche Festlegung nicht möglich. 

Ein paar Worte möchte ich zum Bericht des Vereins Wiener Sozialprojekte verlieren, wo über Streetwork oder Drogenproblematik und so weiter berichtet wird, wo ein-gehend und auch interessant über die Problematik der retardierten Morphine, über Opiate und so weiter diskutiert wird, wo es hier eine sehr breite Diskussion gegeben hat. Es ist aber auch etwas andiskutiert worden, mit dem ich nicht einverstanden bin, mit der Lösung oder mit dem, was die Conclusio ist, und zwar wird die Schaffung der Schutzzonen angesprochen. 

Dazu möchte ich sagen, dass ich persönlich sehr froh bin, dass man das endlich angegangen ist und bereit war, das verordnungsmäßig festzuhalten. Ich denke zum Beispiel, wie wichtig es bei uns im 15. Bezirk war, dass vor der Schule endlich den Dealern das Handwerk gelegt worden ist. Das ist mit diesem Mittel geschehen. Ich darf darauf hinweisen, dass auch der Herr Bezirksvorsteher aus dem 15. Bezirk, der nicht unserem Couleur angehört, es sehr begrüßt hat und sehr froh darüber ist, dass das dort jetzt geschehen ist, weil die Schüler wirklich nicht mehr belästigt werden. 

Das war auch der Grund, warum wir es am Karlsplatz gefordert haben. Wir haben nicht gefordert, eine Schutzzone einzurichten, damit sich dort die Suchtkranken nicht treffen können oder dass sie sich dort nicht, was weiß ich, bewegen können, sondern dass die Belästigung der Schüler und letztendlich auch der anderen Personen nicht stattfindet. Das ist jetzt geschehen. Dass es natürlich wie bei jeder offenen Szene, die in irgendeiner Art und Weise bedroht wird, zu einer Verlagerung kommt, ist klar. Das ist aber nichts Neues in Wien. Das haben wir ständig. Es sind in dem Bericht auch sämtliche Szenen in Wien, groß und klein, angeführt. Es kann aber nicht sein, dass man sagt, dass auf Grund des Einschränkens dieser einen offenen Szene am Karlsplatz beispielsweise Konsumräume notwendig sind, um eine Weiterentwicklung der Substitutionsbehandlung der Suchtkranken, die nicht darauf verzichten können und so weiter, zu ermöglichen. Das ist sicher der falsche Weg! Ich kann nur auf-fordern, den Bericht genau zu lesen, weil darin steht nämlich, dass die Überlastung der Beratungsstelle am Karlsplatz nicht durch das Vertreiben dieser Leute in die-ser offenen Szene ist, sondern von anderen, wie soll ich sagen, Stadtteilen kommt, das zusätzlich zu dem ist und es eigentlich überhaupt keinen schlüssigen Grund gibt, warum man durch die Schaffung dieser Schutzzone am Karlsplatz nunmehr diese Konsumräume einrichten will. Das halte ich für falsch und das wird man sicherlich auch noch im Drogenbeirat entsprechend diskutieren müssen.

Auf Grund der vielen Probleme, die ungelöst sind, auf Grund der wiederum Ankündigungen, die sich seit Jahren hinziehen und zu keiner Lösung gekommen sind, sehen wir uns nicht im Stande, dem Rechnungsabschluss zuzustimmen und werden ihn ablehnen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr ge-ehrte Damen und Herren!

Ich bin der Meinung, dass dieser Rechnungsabschluss ganz deutlich zeigt, dass Wien eine soziale Stadt ist und auch bleibt. Sie ist geprägt von menschlichem Kli-ma, hoher Qualität in der Betreuung und hoher Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich als mo-derne Dienstleister für die Klienten und Patienten verstehen. Ich möchte an dieser Stelle allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowohl im Gesundheits- als auch im So-zialbereich, und das ist der größte Teil der in der Stadt Wien Beschäftigten, ganz herzlich für ihren Einsatz und für alle Veränderungen danken, denn es waren sehr vie-le im Gegensatz, wie vorhin behauptet wurde, die im vo-rigen Jahr getroffen wurden, und dass sie all diese Veränderungen so aktiv mitgetragen und auch umgesetzt haben. Herzlichen Dank an alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen! (Beifall bei der SPÖ.)
Wie schon angesprochen, haben 2004 zwei wesentliche Reformen stattgefunden: Die Strukturreform des Fonds Soziales Wien und mit dem Beschluss des Wiener Pflegeheimgesetzes wurden Meilensteine im Sozialbereich und in der Betreuung und Pflege unterstützungs-
bedürftiger Menschen gesetzt. Der heute vorliegende Rechnungsabschluss beweist, dass Wien der Aufrechterhaltung des hohen Leistungsniveaus sowohl im Sozial- als auch im Gesundheitsbereich höchste Priorität zumisst. Allein für die sozialen Maßnahmen in der Alten- und Behindertenhilfe standen mit 1 043 Millionen EUR um 6,8 Millionen EUR mehr zur Verfügung als im Vorjahr. 

Das dynamische Management im Fonds Soziales Wien sichert die soziale Lage der Menschen. Es kann rasch auf gesellschaftliche Entwicklungen reagieren und die hohen sozialen Standards für Wien auch in den kom-menden Jahren sichern. 

Mittlerweile erhalten, im Gegensatz zu vor vier Jahren 25 000 Personen, nun 48 000 Personen pro Monat Sozialhilfe. Das ist eine Steigerung um 85 Prozent, wodurch natürlich auch die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sehr gefordert sind. 

In Wien wird es zukünftig flächendeckend Sozialzentren geben. Wir haben im Februar im 14. Bezirk ein neues eröffnet und werden im Herbst noch jenes für den 4., 5., 6. und 7. Bezirk eröffnen. In diesen Zentren werden pro Monat 48 000 Personen, das sind 31 500 Haushalte, beraten und auch in der Servicestelle mit rascher Hilfe und Information betreut.

Ebenso wird der Bereich der Wohnungslosenhilfe mit 2 500 Wohneinheiten, davon mehr als 1 000 im FSW, verwaltet. 120 SeniorInnenplätze stehen zur Verfügung und 35 Prozent der ehemaligen HausbewohnerInnen konnten bereits in eigene Wohnungen vermittelt werden. Ein Erfolg, der sicherlich auch allen MitarbeiterInnen zu verdanken ist.

Wie schon in der Geriatriekommission gefordert, wird es die Möglichkeit geben, in Zukunft im Bereich des Pro-jekts "Geschützter Wohnraum für Menschen aus Krankenanstalten und Pflegeheimen und Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe" 700 Wohnplätze in den nächsten fünf Jahren zu schaffen, um jenen Menschen, die auf Grund ihrer Defizite im Moment noch in Pflegeheimen le-ben, aber keine medizinische Betreuung benötigen, be-treutes Wohnen in Wohngruppen zu ermöglichen.

Derzeit arbeitet der Fonds Soziales Wien auch in Kooperation mit der Caritas an der Umsetzung eines eigenen Frauenprojekts, das Frauen einen Wohnplatz anbieten soll und damit ein Angebot entwickelt, das ihren in-dividuellen Möglichkeiten und Bedürfnissen entspricht. Für die Männer wurde bereits im April eine Kurzzeitunter-bringung mit 30 Betten eröffnet. 

In der Behindertenhilfe stehen Maßnahmen, die auf die individuelle Betreuung und größtmögliche Eigenständigkeit der Menschen zielen, im Mittelpunkt. Wir sind da-her wie schon beim letzten Mal der Meinung, dass wir dem Antrag zur persönlichen Assistenz natürlich zustim-men werden, denn es laufen mittlerweile auch Vorbereitungen in Zusammenarbeit mit den Betroffenen.

Im vorigen Jahr musste der Fonds Soziales Wien auch eine große Aufgabe bewältigen, die er in vorbildlicher Form geschafft hat, nämlich die Unterbringung jener Menschen, die vorübergehend in der Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde unterzubringen waren. Es waren 9 474 Menschen, die in Wien Leistungen nach dieser Grundversorgung bezogen haben. Nur Niederösterreich bewegt sich im Soll der vorgesehenen Daten, alle anderen Bundesländer liegen deutlich darunter, vor allem auch das Bundesland Kärnten, das immer wieder abgelehnt hat, seiner Verpflichtung nachzukommen. Wien bekennt sich jedoch zur Hilfe für jene, die Hilfe brauchen, einer Hilfe, die auf Menschlichkeit basiert und den Betroffenen eine neue Orientierung ihres Lebens und eine sichere Zukunft ermöglicht.

In den Gesundheits- und Sozialzentren haben sich die MitarbeiterInnen mit ihren Teams zu Kompetenzzentren für ambulante Angebote, unabhängig vom Alter und Einkommen der Betroffenen, entwickelt. Wir haben in der Geriatriekommission auch gemeinsam mit den MitarbeiterInnen dieses Konzept erarbeitet. Damit ist das Wiener Netz der Kompetenzzentren für die ambulante Betreuung älterer Menschen nun geschlossen. Es wird bis Ende 2005 das achte Gesundheits- und Sozialzentrum für den 9., 18. und 19. Bezirk eröffnet werden. Somit stehen diese Zentren flächendeckend für alle Wienerinnen und Wiener zur Verfügung. Jährlich finden dort etwa 30 000 Informations- und Beratungsleistungen statt. Das sind rund 4,5 Millionen Einzelleistungen von Heimhilfen und Hauskrankenpflege bis hin zu “Essen auf Rädern“. 7 000 Essensbezieher bekommen das “Essen auf Rädern“, das sind 1,2 Millionen Essenszustellungen.

Herr StR DDr Schock hat heute schon von Märchen gesprochen. Ich denke, dass all die Belastungen Wiens, die von der FPÖ und Herrn GR Strache in der Belastungsliste aufgezählt werden, Märchen sind. Ich bin froh, dass die Wienerinnen und Wiener ein anderes Bild von den Leistungen haben und diese Märchen auch nicht glauben werden. Es wird nicht weniger Geld für “Essen auf Rädern“ ausgegeben, sondern das “Essen auf Rädern“ wird in dem Ausmaß angeboten, in dem es auch nachgefragt wird. Das sind 1,2 Millionen Auslieferungen, die durchgeführt werden. Die Stadt Wien trägt die Transportkosten, das Essen wird von den Kunden selbst bezahlt.

Die zentrale Servicestelle zur Aufnahme in Wohn- und Pflegeheime wurde in der Guglgasse als Kompetenzzentrum für alle stationären Angebote der Stadt Wien im FSW geschaffen. Auch das ist eine Forderung, die erst im Vorjahr um diese Zeit in der Geriatriekommission aufgestellt wurde und mittlerweile vollkommen umgesetzt wurde. Pro Jahr werden in Wien über 7 000 Anträge für Aufnahme in stationäre Einrichtungen gestellt.

In den geriatrischen Tageszentren des FSW und in den acht Zentren der privaten Träger werden Betreuungsangebote für ältere Menschen mit dem Ziel angeboten, durch strukturierte Tagesabläufe eine Vielzahl von aktivierenden und therapeutischen Angeboten entgegen-nehmen zu können. Darüber hinaus sollen die pflegenden Angehörigen entlastet werden. Hier werden in den Tageszentren 890 Wienerinnen und Wiener betreut. 

Ich kann den Ausführungen von Frau GRin Pilz zum FSW-Bericht, zu diesen Förderrichtlinien, nicht zustimmen. In Ihrem Antrag schreiben Sie von einem "Bericht des Dachverbandes über die Zusammenarbeit der ambulanten Einrichtungen". (GRin Dr Sigrid Pilz ist in Gespräche mit ihren KlubkollegInnen vertieft.) Liebe Frau Dr Pilz, wollen Sie mir zuhören? Sie möchte mir nicht zuhören. Frau Dr Pilz weiß von einem Bericht des Dachverbandes in Zusammenarbeit mit den ambulanten Einrichtungen, indem sie sagt, dass dort Bedenken geäußert wurden. Diesen Bericht gibt es in dieser Form nicht. Das ist ein Bericht, der sich mit den ambulanten Einrichtungen und den GSZ auseinander setzt. Es ist so, dass eine Arbeitsgruppe die Förderrichtlinien erarbeitet hat, kontinuierlich tagt und dass diese Förderrichtlinien auch nicht am 30.6. zwingend beschlossen werden müssen. Die Arbeitsgruppe wird ihre Arbeit solange fortführen, bis alle Details ausverhandelt sind. Dieser Kommunikationsprozess kann sich auch noch über den Sommer hin fortsetzen. 

Seit mehreren Jahren werden von Frau Dr Pilz immer wieder, mittlerweile sind es schon zwei Jahre, die Förderrichtlinien schlecht geredet und das System der Ausschreibungen für gut befunden. Ausschreibungen bedeuten aber wesentlich geringere Steuerfähigkeit. Die Förderrichtlinien ermöglichen ständige Kontrollen und eine selektive Reaktion und Einflussnahme auf die Qualität und den Inhalt der Leistungen. Die Förderrichtlinien wer-den auch in Ministerien und EU-Kommissionen angewandt. Ausschreibungen müssen nicht immer zum Wohle der Betroffenen sein, wie wir auch bei der Ausschreibung des Innenministers für die Betreuung der Flüchtlinge in Traiskirchen sehen mussten, wo die Firma European Homecare dann die Betreuungsaufgabe übernommen hat und es ein System war, das wir nicht gutgeheißen haben, aber auch die GRÜNEN damals nicht gutgeheißen haben. 

Zu den Betriebsvereinbarungen mit dem FSW ist zu sagen, dass die Betriebsvereinbarungen und der Kollektivvertrag mit den Sozialpartnern zu verhandeln sind und nicht durch einen Gemeinderatsbeschluss vorgegeben werden können. Die Mitarbeiter des FSW haben die Möglichkeit, mit dem FSW ihre Betriebsvereinbarungen auszuverhandeln. Wir können hier nicht ein österreichisches Verfassungsrecht außer Kraft setzen, indem wir in diese Verhandlungen eingreifen. 

Der Kollektivvertrag gilt für all jene, die dem gemeinsamen Kollektivvertrag zugestimmt haben. Andere Träger haben eigene Kollektivvertragsfähigkeit. Die Mitarbeiter, die auf Grund des Zuweisungsgesetzes dem FSW zugewiesen und abgeordnet sind, werden natürlich nach der BO bezahlt und auch beschäftigt. Auf diese haben die Vereinbarungen keinerlei Auswirkung. 

Es ist auch nicht vorgesehen, aus dem FSW eine Aktiengesellschaft zu machen. Daher ist auch das Aktienrecht auf den FSW nicht anwendbar. 

Im Gegensatz zur Frau Bundesministerin Rauch-Kal-lat hat Frau StRin Brauner die Reformen im Jahr 2004 nicht nur eingeleitet, sondern sie hat sie auch umgesetzt. Das Einzige, was der Gesundheitsministerin gelungen ist, war die Umfärbung des Hauptverbands und die Einführung sozialer Leistungskürzungen durch viele Belastungsmaßnahmen durch den Bund. Die notwendigen Re-formen im Bereich der Sozialversicherung wurden nicht eingeleitet. Mittlerweile macht der Abgang der Krankenversicherung im Jahr 2004 233 Millionen EUR aus und laut Voranschlag werden es bis 2007 1,4 Milliarden EUR sein. Auf der anderen Seite aber verteilt der Herr Finanz-minister Steuerzuckerl für Unternehmen, nämlich die Kürzung der Körperschaftssteuer um 1,1 Milliarden EUR. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das schafft Arbeitsplätze, Frau Kollegin!) Das belastet auch jene, die es sozial viel nötiger haben, denn auf der anderen Seite schulden nämlich auch diese Unternehmer der Sozialversicherung mittlerweile 897 Millionen EUR und das sind keineswegs uneinbringliche Beträge, wie etwa aus Konkursen, sondern das sind jene Beträge, die die Firmen zu leisten haben und wo sie sich der Zahlungsverpflichtung entziehen. Außerdem sind darin auch jene Arbeitnehmerbeträge enthalten, die nicht an die Versicherungen weitergeleitet werden. Das ist kein Kavaliersdelikt und das ist kei-ne soziale Maßnahme. Auf der anderen Seite ist es not-wendig, dass die Sozialversicherung Maßnahmen treffen muss. Sie wird immer wieder vom Bundesministerium unter Druck gesetzt, was wir auch mit der drohenden Hand, nämlich das rote Hanusch-Krankenhaus in Wien schließen zu wollen, immer wieder spüren können. 

In Wien haben alle Menschen, unabhängig von ihrem Einkommen, den Zugang zur bestmöglichen Gesundheitsversorgung, weil Sozialdemokraten Gesundheitspolitikerinnen und -politiker sind, die für die faire und sozial gerechte Aufbringung aller notwendigen Mittel eintreten. Wir haben auch bei den Zufriedenheitsumfragen 68 Pro-zent, allerhöchste Kompetenzwerte werden uns zugebilligt, die höchsten Kompetenzwerte im Gesundheitsbereich, denn wir sorgen für unsere Spitäler und nicht für Abfangjäger!

Bei den GRÜNEN scheint es in den letzten Monaten auch einen Wechsel in den Grundsatzpositionen gegeben zu haben. In Wien hat es eine große Empörung bei der Erhöhung des Spitalskostenbeitrags gegeben. In Oberösterreich hat die schwarz- grüne Koalition ebenso 10 EUR Spitalskostenbeitrag beschlossen, mit keinerlei sozialen Begünstigungen und keiner sozialen Staffelung. Lediglich um drei Tage wurde die Anzahl der Tage gesenkt. Es werden jetzt nur für 25 Tage, nicht für 28 Tage die Kosten bezahlt, was aber bei der geringen Aufenthaltsdauer für viele Menschen, die auch sozial bedürftig sind, trotzdem eine sehr hohe Belastung bedeutet. Wir haben in Wien eine sehr soziale Maßnahme getroffen. Das haben Sie alle gesehen, dass wir mit Verantwortung agieren und die soziale Staffelung auf große Bevölkerungsgruppen ausdehnen. Die Einnahmen werden ca 1,5 bis 1,7 Milliarden EUR statt 2,2 Milliarden EUR betragen. Wir haben auch einen sehr niederschwelligen Zugang im Gegensatz zu Tirol und Vorarlberg gewählt, denn dort gibt es einen Fonds, wo man als Bittsteller dann im Nachhinein um soziale Unterstützung einreichen kann, um einen Teil des Spitalkostenbeitrags zurückzubekommen. Bei uns wird gleich bei der Aufnahme ein Merkblatt verteilt und man kann sofort korrekt die Begünstigungen in Anspruch nehmen. 

Ein weiterer Meilenstein ist mit dem Beschluss des Wohn- und Pflegeheimgesetzes gelungen, das wir voriges Jahr im Juli beschlossen haben. Wir stehen dazu, dass Altwerden auch eine Erfolgsgeschichte sein kann, wie viele Bewohnerinnen und Bewohner, die über 100 Jahre alt sind und in unseren Häusern leben, auch beweisen.

Frau GRin Korosec hat gemeint, es wäre eine "Schlafwagenpolitik", die von den sozialdemokratischen Gesundheitspolitikerinnen und -politikern hier in Angriff genommen wird. Ich möchte da im Sinne der ÖBB sprechen und muss sagen, solch eine "Schlafwagenpolitik" kommt den Wienern und Wienerinnen zu Gute, denn der Zug fährt schnell und sicher, die Wienerinnen und Wiener können in diesem Zug beruhigt schlafen und kommen am Morgen auch sicher an ihrem Ziel an. In diesem Sinne werden wir unsere Politik im Gesundheitsbereich weiterführen. (Beifall bei der SPÖ.)
Mit diesem Gesetz wurden zahlreiche Maßnahmen eingeleitet, aber auch umgesetzt. 

Sie alle wissen, dass in den letzten Monaten einige Häuser neu eröffnet haben, vor allem auch das Haus der Barmherzigkeit in der Seeböckgasse mit 350 Plätzen. Das Haus der Barmherzigkeit in der Tokiostraße ist mit Unterstützung der Stadt Wien in Bau. In Simmering konnte das Seniorenschlössel "Wie daham" im April sei-nen Betrieb aufnehmen. 

Im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser wurden innovative Betreuungsmodelle umgesetzt. 

Weiters wird noch in diesem Jahr der renovierte Pavillon VI im Geriatriezentrum Baumgarten eröffnet werden. 

Im Geriatriezentrum am Wienerwald laufen die Planungsprozesse für den weiteren Bettenabbau, der bereits seit dem Vorjahr im Gange ist. Wir haben alle Sieben- und Achtbettzimmer reduziert, haben Pavillons ge-schlossen und sind weiter dabei, eine Hotelqualitätsverbesserung durchzuführen.

Die in der Geriatriekommission angesprochene Mitarbeit von Ehrenamtlichen wurde in dem Projekt "Helfen Sie helfen" umgesetzt. Nach nur einem Jahr sind bereits 91 ehrenamtliche Personen flächendeckend in ganz Wien in den Pflegeheimen und Geriatriezentren tätig.

Unsere Ausbildungsoffensive hat gegriffen, sowohl die Aufschulung von Abteilungshelfern zu Pflegehelfern als auch von Pflegehelfern zu Diplomierten hat 350 Per-sonen mehr im Pflegeheim gebracht. 

Die Öffnung im GZW lebt nicht nur mit dem Kindergarten, es werden sich jetzt im Sommer viele junge Menschen in dem Projekt "Hawidere" im GZW aufhalten und mit den älteren Menschen Kontakt aufnehmen können.

"Wien hat etwas für jedes Alter" ist jene Aktion, die zur Imageanhebung und als gesellschaftspolitische Maß-nahme gesetzt wird, um dem Alter jenen Stellenwert zu geben, der ihm auch zusteht, aktiv und selbstbestimmt bis ins hohe Alter zu leben.

Die zahlreichen Informationsangebote werden sehr gerne angenommen, in vielen Gesprächen, auch in der "Guten Morgen"-Aktion, bei der die Stadträtin selbst die Möglichkeit hat, mit Angehörigen oder Betroffenen zu sprechen.

Diese Maßnahmen zeigen, dass Wien eine Gesundheitsversorgung auf höchstem Niveau anbietet. Die Men-schen können sich hier auf eine gute und soziale Infrastruktur verlassen. Wir arbeiten für unser geliebtes Wien trotz Vorwahlzeiten, denn wir haben den Wahlkampf nicht gestartet und wir werden auch weiterhin für unsere Bewohnerinnen und Bewohner die Maßnahmen im Gesundheits- und Sozialbereich verbessern! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich bringe nur in Er-innerung, dass ab jetzt in der Geschäftsgruppe die Redezeit nur mehr 15 Minuten ist. (GR Dr Herbert Madejski: Maximal!) Maximal.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Sehr erfreulich, dass wir jetzt kürzer reden. Ich werde die Serie der absolut spannenden Reden fürs Protokoll fortsetzen. 

Ich habe in den vergangenen Jahren immer wieder gehört, dass die SP Wien von sich selbst überzeugt ist, das Gegenmodell zu sein. Als heute Frau GRin Stubenvoll gesprochen und erneut gesagt hat, dass Wien das Gegenmodell ist, hat sie beinahe angesetzt, uns zu sagen, worin sich das denn eigentlich manifestiert. Sie hat dann aber leider unterbrochen. Ich weiß es immer noch nicht und ich denke mir, jetzt geht die Legislaturperiode zu Ende und vielleicht sollten wir es doch herausfinden. 

Was wir ganz sicher wissen, ist, dass es seit Beginn dieser Legislaturperiode in Wien mehr Menschen gibt, die arm sind. Das ist ein gesichertes Wissen. Davon kön-nen wir ausgehen. Wir können auch davon ausgehen, dass sich die Schere zwischen Arm und Reich weiter ge-öffnet hat. Das wissen wir auch. Das heißt, dieses Wiener Modell, oder wie das unser Landeshauptmann so schön immer sagt, vor allem am 1. Mai, dieses "Wiener Herz", diese warme und zuwendungsreiche Wiener Politik, muss sich in irgendetwas geäußert haben. Ich schlage vor, wir gehen es ein kleines bisschen durch, auch wenn die Zeit drängt.

Frage Nummer eins: Wurde zum Beispiel die Sozialhilfe auf ein existenzsicherndes Niveau angehoben? 

Die GRÜNEN haben das gefordert. Andere Oppositionsparteien haben das gefordert. Der Volksanwalt Kos-telka, der zur SPÖ gehört, hat das mehrfach gefordert, mündlich und schriftlich. Alle sagen immer, diese Wiener Sozialhilfe ist nicht existenzsichernd. Hat das goldene rote Herz diese Sozialhilfe nun in dieser Legislaturperiode angehoben? - Nein, Sie haben sie nicht angehoben! Also hier manifestiert sich das Gegenmodell nicht.

Zweite Frage: Manifestiert sich dieses Wiener Modell, das Gegenmodell zum Bund, man kann es nicht oft genug betonen, vielleicht darin, dass Sie diesen Menschen, die nur eine sehr geringe Sozialhilfe, von der man eigentlich nicht leben kann, erhalten, etwas anderes gegeben haben, zum Beispiel die Freifahrt auf den WIENER LI-NIEN, damit auch diese Menschen mobil sind, oder viel-leicht den freien Eintritt in Bäder oder zu Sportveranstaltungen oder vielleicht den freien Zugang zu Bildungs-maßnahmen, indem man zum Beispiel bei den Volkshochschulen kostenlose Bildungsmaßnahmen in Anspruch nehmen kann? Fragen wir uns das einmal. 

Die Stadt Linz macht das erfolgreich seit vielen Jahren. Haben Sie das gemacht? - Nein, das haben sie auch nicht gemacht! Also auch in diesem Punkt kann sich das Gegenmodell leider nicht manifestiert haben.

Ich stelle die dritte Frage: Ist es möglich, dass Sie vielleicht ganz im Besonderen gesagt haben, irgendwie ist das unsozial und ärgerlich, dass die Kinder von SozialhilfeempfängerInnen so benachteiligt sind, dass bereits zu Schulbeginn, wenn die anderen die tollen Schulsachen einkaufen gehen, diese Kinder nicht so tolle Sachen haben können, oder dass Sie gesagt haben, es ist schon eine traurige Sache, wenn die Kinder von SozialhilfeempfängerInnen zu Schulbeginn kein gescheites Ge-wand haben und man in der Klasse gleich sieht, wer da-zugehört und wer nicht dazugehört? 

Hat man da vielleicht gesagt: „Gut, das kostet uns nicht so viel. Das sind nur 18 000. Investieren wir hier." - Nein, das haben Sie auch nicht gesagt! Das Gegenmodell manifest sich also auch nicht in diesem Punkt.

All das muss man leider mit Nein beantworten. Da gibt es also Probleme in dieser Stadt, die wir seit Jahren ergebnislos beackern. 

Das ist zum Beispiel die versteckte Obdachlosigkeit der Frauen. Da gibt es eine Arbeitsgruppe, dort wurde gearbeitet, aber das Problem ist nunmehr, ich kenne das Problem schon seit ungefähr 10°Jahren, gelöst ist es nicht. 

Ein weiteres Problem im Obdachlosenbereich ist die Tatsache, dass wahnsinnig viele Menschen unter den Obdachlosen psychisch krank und kaum erreichbar für ir-gendwelche Maßnahmen sind. Auch da muss man sagen, es wurde ein Beginn gemacht und in dieser Legislaturperiode ist es definitiv nicht geglückt, das Problem dieser Menschen zu lösen oder entscheidend zu verbessern. 

Ich weiß schon, jetzt wird mir nachher gleich die nächste Rednerin oder der nächste Redner sagen, was genau in dem Gebiet alles gemacht wurde. Ja, danke, ich weiß es, man braucht es mir nicht zu erzählen. Aber der springende Punkt ist, dass das Problem nicht gelöst ist. Unsere Forderung lautet: Man muss sich mit den psychisch Kranken in der Obdachlosenszene sehr eindeutig, sehr viel besser und sehr viel intensiver auseinander setzen.

Meine Damen und Herren! Jetzt habe ich ein paar Punkte so abgeklopft und stelle abschließend fest, mir persönlich manifestiert sich dieses Gegenmodell nicht. Also wenn wir es heute noch schaffen - ich sitze hier und höre aufmerksam zu -, und Sie können es mir vielleicht noch klarmachen, wäre ich absolut dankbar und frohen Mutes.

Ich möchte - viel Zeit ist ja nicht - auf ein... (GRin Erika Stubenvoll: ...Fonds Soziales Wien!) Den Fonds Soziales Wien lasse ich jetzt aus, ich glaube, darüber haben heute schon so viele Menschen geredet. Sigrid Pilz hat das eindringlich dargestellt und auch anhand eines Falles, der mittlerweile sehr gut recherchiert ist, aufgezeigt. Daher lasse ich den Fonds Soziales Wien aus und beschäftige mich noch ein kleines bisschen mit der Drogenpolitik der Stadt Wien. Denn auch die scheint es mir wert zu sein.

Es gibt den Drogenbeirat. Ich bin sehr froh, dass es diesen Drogenbeirat gibt, und halte das nach wie vor für eine sehr gute Einführung, weil dort tatsächlich vieles an Information vermittelt wird. Ich fühle mich im Drogenbeirat von allen Bereichen dieser Stadt am besten informiert, und es war schon... (GRin Erika Stubenvoll: Der FSW-Beirat ist auch nicht schlecht mit den Informationen!) Ja. Trotzdem gebe ich da dem Drogenbeirat den Vorzug, und ich kann Ihnen auch sagen, warum. Dort sit-zen nämlich die Fachleute, und da gibt es doch eine sehr intensive, auf die Dinge bezogene Auseinandersetzung, die ich schätze. Dort gibt es so etwas wie einen Dialog, auch dadurch, dass es keine so strenge Geschäftsordnung gibt. Ich finde, das ist eine gute Einrichtung.

Dass es jetzt einen Zwischenruf gibt, wenn ich einmal etwas besonders gut finde (GRin Erika Stubenvoll: Er ist viel breiter... FSW!), ist ja bemerkenswert. Ich finde es jedenfalls gut und denke mir, man sollte auch in der Drogenpolitik ein bisschen weitermachen. 

Wir hatten im Drogenbeirat diese Berichte, diese sehr interessanten Berichte von Dr Springer zu den Konsumräumen und zur Heroinabgabe. Ich möchte jetzt diese Berichte nicht referieren; die einen haben Sie ohnedies gehört, und die anderen können Sie nachlesen. Aber es geht daraus eindeutig hervor, dass man in Wien Konsumräume einrichten sollte - ich bin jetzt nicht auf ein Parteien-Hickhack aus, das muss ja nicht immer sein -, einfach deswegen, weil sich herausgestellt hat, dass es sowohl im sozialen als auch im gesundheitlichen Bereich einmal für die betroffenen Kranken einen großen Vorteil mit sich bringen würde - ich glaube, das sagt der Bericht eindeutig aus -, als auch auf der anderen Seite natürlich den öffentlichen Raum entlastet. Das ist ganz klar.

Wenn man sich das jetzt in Wien anschaut, dann ist der gesamte öffentliche Raum Konsumraum. Das sind die Straßen, das sind die Plätze, öffentliche Toiletten, Parkanlagen, Stiegenhäuser, Keller, alles das, überall ist Konsumraum. Natürlich liegen dann auch überall Spritzen herum, das ist eine unvermeidliche Folge. Dass man da sagt, man macht den nächsten Schritt und bietet Kon-sumräume an, in denen die abhängigen Kranken konsumieren können, in einem hygienischen Raum - das heißt, dass sie auch ein sehr viel geringeres Gesundheitsrisiko eingehen -, halte ich für sinnvoll. Gleichzeitig würde das mit sich bringen, dass der öffentliche Raum doch eine gewisse Entlastung erfährt.

Das muss - ich sage es jetzt in diese Richtung, weil ja auch der Herr Drogenkoordinator hier ist - nicht zwangsläufig Hand in Hand damit gehen, dass man sehr scharf gegen die Szene vorgeht und dort eine Law-and-order-Politik fährt, die sich gewaschen hat. Das ist keine zwangsweise Folgeerscheinung, sondern man könnte sehr gut mit der Szene in einen Dialog treten, Konsumräume einrichten und die Umgebung entlasten. Wir würden eigentlich alle in einem sehr großen Ausmaß davon profitieren. Es wurden die drogenkranken Menschen ja auch gefragt, ob sie diese Konsumräume annehmen würden. Sie haben zu einem sehr, sehr großen Anteil - ich weiß ihn jetzt nicht mehr auswendig, ich glaube, es waren irgendwelche 80 Prozent - gesagt: Ja, sie würden solche Räume annehmen. 

Jetzt frage ich die SPÖ: Was spricht dagegen, das zu machen? Mir fällt kein Argument ein. Sozial ist es sinnvoll, das ist nachgewiesen aus den Ländern, die das mit-tlerweile haben. Gesundheitspolitisch ist es mega-sinn-voll. Und sicherheitspolitisch ist es eine aufgelegte Sache, ohne dass die Polizei oder irgendwelche Rabiat-Methoden zum Einsatz kommen müssen. Also was, bitte, spricht dagegen? Ich hätte gerne einmal wirklich sachliche, inhaltliche Argumente von Seiten der SPÖ, die mir sagen, was dagegen spricht.

Jetzt vielleicht ein Letztes zu dieser Heroinabgabe: Ich verstehe es nicht, denn es sagt einem ja der gesunde Menschenverstand, dass sauberes Heroin vom Arzt günstiger als das verdreckte vom Schwarzmarkt ist. Ich glaube, es leuchtet jedem ein, dass das für einen Abhängigen das bessere ist. Sie alle wissen, dass nicht jeder drogenabhängige, suchtkranke Mensch vom Heroin weggebracht werden kann. Das wissen wir alle, da brauchen wir uns kein X für ein U vorzumachen, und damit sollte man nach Möglichkeit auf die sinnvollste Art und Weise umgehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich hoffe daher, dass diese Verweigerung den Konsumräumen ge-genüber oder auch der Heroinabgabe gegenüber, wiewohl alle Erfahrungen aus dem Ausland dafür sprechen und wiewohl viele inländische Fachleute das ebenfalls begrüßen und mit Studien belegt haben, ausschließlich mit dem Wahlkampf zu tun hat und dass wir in der nächsten Legislaturperiode sehen werden, dass sich die Vernunft, dass sich eine vernünftige Drogenpolitik auch in Wien durchsetzen kann.

Jetzt danke ich Ihnen für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Gemeinderätin! Meine Damen und Herren! 

Dass wir dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen, ist kein Geheimnis. Es sind sehr viele Fehlplanungen drinnen, und es wird deshalb nicht zugestimmt. Es gibt aber, bitte, noch einen zweiten Grund, warum wir unmöglich zustimmen können.

Herr StR Rieder hat bei der Pressekonferenz, in der er den Rechnungsabschluss vorgestellt hat, absolut positiv vermerkt, dass für Sozialmaßnahmen 6,9 Prozent mehr ausgegeben wurden, und hat eine Zahl von 1 043 000 000 genannt. Das ist also etwas wirklich Positives. Aber wer versucht, im Rechnungsabschluss diese Zahlen zu finden, der ist absolut auf dem Holzweg. Das ist ein dickes Buch mit vielen, vielen Zahlen und unser Bereich ist faktisch nicht nachvollziehbar, noch dazu nachdem der Fonds Soziales Wien ausgegliedert wurde. 

Das ist eine Sache - auch wenn ich jetzt acht Jahre im Gemeinderat bin, und ich würde dich, Frau Stadträtin, fragen, ob du alles verstehst, was drinsteht, ich kann es einfach nicht. Ich würde aber trotzdem empfehlen, genauso wie der Bund den Rechnungsabschluss oder den Voranschlag ins Internet zu stellen. Vielleicht gibt es jemanden unter den Wienern oder Wienerinnen, der das lesen kann. Das ist so ähnlich wie "6 aus 45", nur würde das in dem Fall eigentlich eine Wahrscheinlichkeitsquote von sechs zu einer Million bedeuten.

Nun möchte ich zu unserem Bereich kommen. Ich kann immer wieder nur sagen, es gibt wirklich positive Sachen, und da wiederhole ich mich: Das ist der Bereich der Frauengesundheit. Was Frau Prof Wimmer-Puchin-ger mit ihrem Büro leistet, ist unwahrscheinlich, und ge-rade die letzte Aktion, die sie jetzt in die Wege geleitet hat, nämlich der Afrikanischen Gesellschaft gegen die Genitalverstümmelung beizutreten, finde ich großartig. Wenn man sich das überlegt - und das können wir uns überhaupt nicht vorstellen -, sind 155 Millionen Frauen bedroht; "bedroht" ist der falsche Ausdruck, sie sind bereits verstümmelt. Dagegen muss man, bitte, gemeinsam auftreten, um sich gegen dieses falsch verstandene Kulturverständnis einzusetzen. Frau Prof Wimmer-Puch-inger, das ist ganz toll, ich freue mich darüber! (Beifall bei der ÖVP und von GRin Erika Stubenvoll.)
Wir haben bisher in unserem Bereich noch ein Sorgenkind gehabt, und zwar den PSD. Jetzt muss ich sagen, unter der neuen Geschäftsführung hat sich sehr, sehr viel geändert. Der Tätigkeitsbericht ist klar und transparent, es ist das Zahlenmaterial vorhanden, das wir verlangt haben, und ich würde sagen, man kann es eigentlich nur jedem gegenüber als Vorbildwirkung hinstellen. Ich weiß, ich habe ursprünglich für eine Dame plädiert; ich war bei dem Auswahlverfahren dabei und habe mich für eine Frau eingesetzt, weil ich gefunden habe, sie ist gut und Frauen müssen Frauen unterstützen. Bitte, ihr hat die Erfahrung gefehlt, das muss ich ehrlich zugeben. Herr Mag Brinskele hat, muss ich sagen, zu Recht die Stelle des Geschäftsführers bekommen, und ich kann nur sagen: Bitte weiter so, wir sind froh, dass wir Sie haben!

Was uns allerdings nicht gefällt, muss ich sagen, ist die Stellung des Pflegeombudsmanns in Wien, und zwar aus rechtlicher Sicht. Es gibt nämlich keine rechtliche Sicht, und das muss unserer Meinung nach geändert werden. Wir haben eine Patientenanwaltschaft, die derzeit für 1,6 Millionen Menschen in Wien zuständig ist, und die ist einfach überfordert, zumal der Patientenanwalt bis zum Herbst vorigen Jahres nicht einmal gewusst hat, dass er auch für die Pflegeheime zuständig ist. Das ist eigentlich eine sehr traurige Sache gewesen. 

Aufgrund des Lainz-Skandals hat Wien jetzt einen Pflegeombudsmann, der rechtlich nicht abgesichert ist. Es gibt unter anderem einen Umweltombudsmann, einen Tierombudsmann, es gibt viele Ombudsmänner. Aber eines ist ein Riesen-Unterschied: Ein Pflegeombudsmann muss Einsicht in die Akten, in die Pflegegeschichte haben, und das ist beim jetzigen Status überhaupt nicht möglich. Daher haben wir bereits am 23. Mai den Antrag gestellt, eine rechtliche Verankerung dieser Stelle vorzunehmen. 

Ich muss sagen, es ist jetzt das Ganze auch viel leichter, und zwar durch die Einführung der TU 4. Man könnte ohne weiteres eine Trennung vorsehen: AKH und TU 1 ist der Patientenanwalt, und TU 4 ist der Pflegeanwalt oder wie er heißt, das weiß ich nicht, aber er muss auf jeden Fall abgesichert sein. Ich hoffe, dass dieses Gesetz möglichst bald in Kraft tritt. 

Weil wir gerade bei TU 1 und TU 4 sind: Auch hier muss schnell eine Klärung des rechtlichen Status herbei-geführt werden, ob verschiedene Einrichtungen als Kran-kenhaus, als Sonderkrankenhaus oder als Pflegeeinrichtung geführt werden. Ich möchte jetzt ein ganz simples, verständliches Beispiel bringen.

Lieber Kollege Mayer! Jugendlich, wie du bist, hast du eine Oma, die siebzig ist, und eine Tante, die fünfzig ist. Durch einen unglücklichen Zufall rutscht die Oma in der Badewanne aus und hat einen Oberschenkelhalsbruch, und die Tante stolpert die Stufen hinunter und hat das Gleiche. Beide werden in ein Akutspital eingeliefert und dort gut betreut. Nach fünf bis zehn Tagen werden sie entlassen. Die Oma kommt in ein geriatrisches Zentrum, das ist die TU 4, die Tante kommt ins SMZ-Ost oder ins Süd, das ist die TU 1, und beide wollen eine Rehab. Und das ist es, was jetzt unwahrscheinlich ist: Die Oma, die ja auch sozialversichert ist, muss sich ihre Rehab selbst zahlen, und bei der Tante, die in ein Krankenhaus eingeliefert wurde, zahlt vier bis sechs Wochen die Krankenkasse. Beide werden gleich behandelt und haben das Gleiche! Diese Ungleichbehandlung durch das System ist unverständlich und unsozial und muss daher bald geändert werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn Menschen, die sich einen Oberschenkelhalsbruch zugezogen haben, rechtzeitig rehabilitiert werden, dann können 76 Prozent wieder nach Hause oder in ein Pensionistenwohnheim kommen, also in kein Pflegeheim, sondern in ihre gewohnte Umgebung zurückkehren. Was Wien fehlt, sind Rehab-Zentren, und zwar nicht immer nur für einen Spezialbereich, sondern für den all-gemeinmedizinischen Bereich. Es gibt zum Beispiel in Wien kein Rehab-Zentrum für Schlaganfallpatienten. Es gibt so viele Sachen, bei denen Rehab notwendig ist, die nicht behandelt werden können. Es ist egal, ob das ein privater Betreiber führt, aber er braucht sicher die Unterstützung der Gemeinde Wien. 

Grundstücke bieten sich genug an, zum Beispiel im GZW oder die frei werdenden Grundstücke im Orthopädischen Spital in Gersthof oder die Semmelweisklinik, die ja übersiedelt. Rehab muss rechtzeitig einsetzen, und es muss Rehab, bitte, nicht nur für junge, sondern auch für alte Menschen möglich sein, damit sie wieder nach Hause können und, zum Teil mit Hilfe, in ihrer gewohnten Umgebung bleiben können, sodass das Leben für sie lebenswert ist. Die Forderung der ÖVP lautet daher: Bitte mehr Rehab-Zentren, und zwar zu einem möglichst frühen Zeitpunkt!

Ich möchte noch ganz kurz auf einen privaten Träger eingehen, und zwar auf das Haus der Barmherzigkeit, das ja ein Parade-Sonderkrankenhaus ist, bestens geführt wird und eigentlich schon zur Gänze belegt ist. Es werden jetzt auch noch andere Krankenanstalten errichtet. Wien hat den Bau in diesem Fall finanziell ermöglicht, und für die Führung der Einrichtung ist der private Träger verantwortlich. Wir finden, das ist eine ausgezeichnete Lösung. 

Was wir aber nicht verstehen, ist, dass trotz finanzieller Hilfe - und ohne die geht es nicht - die Stadt Wien keinen Zugriff auf Betten in diesen Anstalten hat. Das heißt, Wien sollte sagen: Ich ermögliche das, aber ich kann 20 Betten durch eigene Patienten belegen - aber das wurde bisher, bitte, nicht gemacht. Sogar im Wohnungssektor ist es üblich, dass bei den frei werdenden Genossenschaftswohnungen 10 Prozent derjenigen, die zurückgegeben werden, wieder durch die Gemeinde Wien vergeben werden. Nur hier hat man es augenscheinlich übersehen, vertraglich etwas festzusetzen, dass man zusätzliche Plätze bekommt.

Es ist daher unsere Forderung an Sie, Frau Stadträtin, dies bitte bei weiteren Verträgen zu berücksichtigen, dass Wien auch mehr eigene Patienten oder Klienten unterbringen kann. (Beifall bei der ÖVP.)
Was in Wien noch fehlt, sind Wohn- und Betreuungsformen für Menschen mit Demenzerkrankungen. Es wer-den die meisten oder sehr, sehr viele von ihren Familien zu Hause gepflegt, aber die meisten Pflegenden sind be-rufstätig. Das heißt, tagsüber können sie sich um ihre Angehörigen nicht kümmern, wohl aber am Abend, in der Nacht und am Wochenende. In Wien - wie ich schon ge-sagt habe: 1,6 Millionen - gibt es zwei Demenz-Tages-zentren für je zwölf Klienten. Das heißt, 24 Patienten können so betreut werden, dass die Familie entlastet wird. Aber das ist viel zu wenig, das geht nicht. Wenn also irgendwelche Projekte angeboten werden, die auch Private führen, so würde ich sagen: Frau Stadträtin, bitte setzen Sie sich dafür ein, dass Geld dafür zur Verfügung gestellt wird. 

Frau Stadträtin! Die SPÖ hat den Spitalskostenbeitrag in Wien schnell erhöht, um die Gesundheitsversorgung der Wiener Bevölkerung zu erhalten und auch aus-zubauen. Das Erhöhen ist schnell gegangen, nun erweitern Sie bitte auch schnell das Angebot! In EDV-Anlagen zu finanzieren, rentiert sich immer. Derzeit ist es zum Beispiel nicht möglich, dass Ärzte von Wiener Spitälern, die der Gemeinde Wien gehören, Befunde vom AKH abrufen, weil die beiden Systeme nicht kompatibel sind. Bitte, das ist ja Wahnsinn! Das ist ein Schwerpunktkrankenhaus, die teuersten Untersuchungen werden dort gemacht, und man hat keinen Zugriff darauf. Es gibt Doppelbefundungen, und der Patient wird hin und her geschickt. Das ist etwas, was sich ändern muss. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Stadträtin! Ich möchte Sie jetzt ganz persönlich ansprechen, vielleicht hat das dann ein bisschen mehr Gewicht. Sorgen Sie bitte dafür, dass in Wien das Steuergeld verantwortungsvoll eingesetzt wird und nicht durch schlechte Grundstücksspekulationen und auch durch Aktienspekulationen 1 Milliarde EUR in den Sand gesetzt wird (GR Godwin Schuster: Das passiert in Niederösterreich!), die wir für den Sozialbereich so dringend notwendig haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer: Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe jetzt nachgezählt, das ist mein 18. Rech-nungsabschluss in diesem Haus. Es ist leider mein letzter, weil ich nicht mehr kandidieren werde, aber es ist ir-gendwie immer dasselbe Ritual. Ich denke mir, ob es jetzt die Regierung ist, die hier mit absoluter Mehrheit regiert, oder ob es die Opposition ist, jeder von uns, glaube ich - ich sage das für mich -, will das Beste für den Wiener und für die Wienerin. Manchmal denke ich mir, das gibt es eigentlich nicht: Im Ausschuss, in einem Beirat oder sonst wo kommen wir sehr oft auf einen gleichen Nenner; hier herinnen funktioniert das irgendwie überhaupt nicht. 

Aber wie gesagt, ich habe es 18 Jahre nicht geschafft, dass wir vielleicht in eine Richtung gehen, so wie ich es mir vorgestellt habe, als ich in die Politik gekommen bin. Ich möchte mir nur erlauben, Ihnen allen, die Sie im November - oder auch schon im Oktober - wieder hier sein werden, viel Kraft und sehr viele positive Ideen für die Wienerinnen und Wiener zu wünschen, und dass es für alle gut weitergeht. 

Jetzt möchte ich zum Kapitel Gesundheit etwas sagen. Herr Generaldirektor Marhold hat das Vier-Augen-Prinzip bei der Morgenarbeit eingeführt. Als er uns das im Gesundheitsausschuss gesagt hat, habe ich mir gedacht, das ist eigentlich eine gute Sache. Nur, wenn man dann mit den Betroffenen spricht, ist es nicht so gut. Das Pflegepersonal ist ohnedies sehr, sehr strapaziert, und jetzt geht quasi eine Pflegeperson am Morgen zwei Stun-den mit einem Turnusarzt mit und sagt ihm, welche Medikamente oder welche Injektion der Patient oder die Pa-tientin zu bekommen hat. Ich denke mir, man sollte den Pflegepersonen nicht diese zwei Pflegestunden stehlen, sondern sich einen neuen Weg überlegen, weil es ja nicht die Aufgabe einer Pflegeperson sein kann, die Auf-gabe des ausbildenden Arztes zu übernehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ein Anliegen, das ich heute habe - ich habe mehrere Anliegen -, sind die psychisch Kranken. Wir sind stolz darauf - und zu Recht sind wir stolz darauf -, dass wir kaum mehr psychisch Kranke in Spitälern anhalten müssen - Gott sei Dank! Dazu gibt es den PSD, dazu gibt es viele andere Möglichkeiten. Das Problem ist, dass im PSD - wie man jetzt dem sehr informativen Tätigkeitsbericht entnehmen konnte - die Hausbesuche zum Beispiel zurückgegangen sind. Ich glaube aber, dass dieses Pro-blem wächst, dass sich nur immer mehr Menschen nicht wirklich zu ihrer psychischen Erkrankung bekennen. 

Ich glaube, das sollten wir erkennen. Da gibt es ein ganz tolles Modell im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser, wobei vorwiegend SozialarbeiterInnen ver-suchen, mit den Bewohnerinnen und Bewohnern in Gesprächen zu entdecken, ob es da möglicherweise ein Defizit gibt, und dann die Menschen aufzufangen. Ich denke mir, man sollte einfach damit beginnen, die Psychiatriereform noch einmal im Ganzen zu überdenken, weil das eine Krankheit ist, die im Steigen begriffen ist. Frau Kollegin Jerusalem hat schon gesagt, es sind so viele versteckte Obdachlose, die psychisch krank sind. Da gibt es schon einiges, aber ich denke mir, es ist alles ein Flickwerk. 

Wenn man sich das Otto-Wagner-Spital anschaut, wenn dort jemand sein muss, weil er eine Depression hat, eine Panikattacke oder was auch immer es ist, und dort untergebracht ist, dann sage ich, das ist nicht der Standard von Wien, das entspricht einfach nicht dem Standard von Wien. Dort wird zum Essen am Abend ein Riesen-Brotkorb hingestellt, und die Wurst und der Käse werden im Packerl, einfach im Papier abgegeben. Ich denke mir, das muss geändert werden, das kann es nicht sein. Ich hab mich erkundigt, warum man das tut. Da ist mir gesagt worden: Weil die Küche jetzt umgebaut wird. Das kann es nicht sein, hier denke ich, gerade jemand, der sowieso schon in einem tiefen Loch ist, sollte nicht das Essen in Papierpackerl bekommen, in Papier eingepackt, als ob ich es mir gerade beim Radatz gekauft hät-te. 

Ich bitte Sie, schauen Sie sich überhaupt das Problem der psychisch Erkrankten an. Ich denke, hier ist noch sehr, sehr viel Arbeit zu tun. 

Der Pflegenotstand: Neun Monate ist es her, dass es den Pflegeskandal gegeben hat, der durch die Medien gegangen ist, der aber kein Pflegeskandal war. Ich betone es hier noch einmal: Das sind einfach Strukturmängel gewesen. Es waren nicht die Pflegepersonen, sondern es ist das Versagen - ich weiß nicht, ob es die Politik ist; vielleicht. Vielleicht ist es aber das Bremsen von verschiedenen Persönlichkeiten in der Stadt. Ich bin 1987 in dieses Haus gekommen. 1989 gab es den Pflegeskandal im Krankenhaus Lainz, das war wirklich ein Pflegeskandal, weil dort Schwestern gemordet haben. Damals 
haben wir in den Kommissionen, in den Expertenrunden 
im Grunde genommen dasselbe wie jetzt besprochen, 
wie jetzt in der Geriatriekommission, wie in der Untersuchungskommission, und da, denke ich mir, liegt irgendwo der Hund begraben. Wo, weiß ich nicht; ich habe es einfach aufgegeben.

Wie ich schon anfangs gesagt habe, jeder von uns, jeder Einzelne von uns hier herinnen ist angetreten, um die Situation für die Wienerinnen und Wiener zu verbessern. Warum es uns bei der Pflege nicht gelingt, weiß ich nicht. Liegt es wirklich daran, dass wir keine Ausbildungsoffensive machen? Nämlich wirklich massiv, dass wir dort Geld hineinstecken, dass wir gemeinsam - Gewerkschaft, Bund, Land - uns etwas überlegen für die 40 000 Menschen, die auf dem Schwarzmarkt arbeiten.

Meine Damen und Herren! Es ist mir schon klar, das ist für jeden Einzelnen, der es konsumiert, billiger. Nur, wenn ich mir vorstelle, der ist nicht abgesichert, der hier diese 14 Tage arbeitet, dann heimfährt und danach wiederkommt! Wir wissen es alle und schauen eigentlich zu, wir schauen einfach seit Jahren zu. Die Volkshilfe macht in Abständen von einem halben Jahr immer wieder darauf aufmerksam, dass es so ist. Als jetzt - ich glaube, in der Steiermark war das - jemand durchgedreht hat und die Mutter, die Schwester und eine Pflegerin erschossen hat - das war eine slowakische Pflegerin -, da habe ich mich gefragt: Furchtbar tragisch, nur, was hat die jetzt zu Hause? Was hat die für eine Absicherung? 

Da denke ich mir einfach, dass die Stadt hier etwas tun sollte. Ich weiß, dass das sehr problematisch ist. Denn wenn jetzt diese 40 000 nicht mehr am Arbeitsplatz sind, würde unser Pflegesystem überhaupt zusammenbrechen. Ich denke mir, man soll sich etwas überlegen, wie man diese Menschen, die Arbeit von guter Qualität leisten, hier ganz legal und abgesichert arbeiten lässt. Ich glaube, dass es der falsche Weg ist, hier die Augen zu verschließen.

Unsere Pflegemilliarde: Die Freiheitlichen haben die Pflegemilliarde verlangt; ich war total euphorisch, als der Bürgermeister gesagt hat, dass sie kommen wird. Ich habe es mittlerweile kapiert: Sie wird bis 2010 kommen (GRin Dr Sigrid Pilz: Virtuell!), aber in Investitionen aufgeteilt. So wollten wir es nicht: Wir wollten eine Ausbildungsoffensive. 1989 hat Frau Prof Seidl, die jetzt einen Lehrstuhl an der Uni Wien hat - der nicht von der Stadt aus dem Forschungsbudget finanziert wird, sondern vom Roten Kreuz -, schon gesagt: Wir brauchen die Pflegewissenschaft, wir brauchen die Matura für die Pflegepersonen. Ich denke, es ist höchst an der Zeit, dass wir das erkennen.

Ich habe jetzt von Frau GRin Lakatha gehört, dass im Haus der Barmherzigkeit die Stadt Wien kein Kontingent hat. Das kann ich mir kaum vorstellen. (Zwischenbemerkung von amtsf StRin Mag Renate Brauner.) Danke, Frau Stadträtin! Das glaube ich, dass das einfach nicht so ist, dass wir 25 Millionen EUR für das Haus gegeben haben und keine Absicherung haben, das kann ich mir fast nicht vorstellen. Aber die Frau Stadträtin hat mir ohnehin schon gesagt, ich soll das vergessen.

Herr Dr Paukner ist jetzt dabei, die Planung für den Bedarf an Pflegeeinrichtungen - privat, städtisch und so weiter - zusammenzustellen. Vielleicht bekommen wir das noch, es hat geheißen, mit Ende Juni. Ich glaube, dass das etwas sehr, sehr Wichtiges ist, um überhaupt einmal zu sehen, was in den nächsten Jahren geplant werden muss.

Ganz kurz zur Drogenproblematik: Frau Kollegin Jerusalem hat schon gesagt, sie möchte heute keine Diskussion über das Für und Wider. 1987, als ich in die Po-litik gegangen bin, war es für mich das Hauptmotiv, etwas für die Prävention zu erreichen, dass weniger Menschen zur Droge greifen, egal, ob es Alkohol ist, ob es die illegale Droge ist, ob es Zigaretten sind. Ich muss dazusagen, ich bin da irgendwie total gescheitert, weil das Problem eigentlich größer geworden ist. Es greifen immer mehr Kinder zu Alkohol. Da denke ich mir, dass Wien auch im Bereich des Jugendschutzgesetzes etwas tun sollte. Aber das werden Sie hoffentlich selber wissen. 

Ich denke mir nur, Sie sollten alle so viel wie möglich in die Prävention stecken, weil die Reparatur teurer ist, egal, ob wir das Geld dann für die Jugendlichen brauchen, weil sie durch Drogen krank geworden, ob wir es für uns Raucher brauchen, weil wir das Lungenkarzinom haben, oder ob wir es brauchen, weil wir einfach alle zu fett essen und zu wenig Bewegung machen. Meine Damen und Herren, stecken Sie so viel wie möglich von Ihrem Budget in die Prävention zum Schutz der Bevölkerung. Ich glaube, man wird es Ihnen danken, in jeglicher Hinsicht. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Herr GR Deutsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Im Unterschied zu den Rednerinnen und Rednern von der Opposition möchte ich in Erinnerung rufen, dass Wien in der Gesundheitsversorgung an der Spitze Europas ist und dass es dabei der oberste Grundsatz ist, Spitzenmedizin für alle anzubieten, unabhängig vom Ein-kommen und vom sozialen Status, und auch eine hohe Qualität zu sichern. Diese ausgezeichnete und umfassende Gesundheitsversorgung, für die die Stadt erhebliche finanzielle Mittel aufwendet und zur Verfügung stellt, ist auch ein entscheidender Faktor für die hohe Lebensqualität in Wien. Dies kommt in allen Untersuchungen, egal ob in nationalen oder internationalen Bewertungen, ganz klar zum Ausdruck, sodass man mit Fug und Recht behaupten kann: Wien ist die Gesundheits- und Sozialmusterstadt Europas! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich werde aber auch einige Beispiele anführen, damit es auch für die Kollegin Jerusalem wesentlich klarer wird, wie das Gegenmodell in Wien aussieht. Denn wohin konservative, neoliberale Gesundheitspolitik mit Privatisierungen von kommunalen oder staatlichen Einrichtungen führt, konnten wir - und das für die betroffene Bevölkerung ja viel zu lange - besonders in Großbritannien beobachten, mit langen Wartezeiten und schlechter Pflege, wo es ei-nen Patiententransfermarkt gegeben hat, sodass Leistungen nicht nur im Inland zu den privaten Kliniken verschoben wurden, sondern auch in das benachbarte Aus-land. Das heißt, es wurde ein System geschaffen, das letztendlich nicht nur teurer war, sondern dessen Qualität auch schlechter war. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) 

Das von konservativen Regierungen in Großbritannien zerstörte öffentliche Gesundheitssystem macht den Briten heute noch zu schaffen. Sie haben völlig Recht, Herr Kollege, das macht den Briten heute noch zu schaffen, sodass im Jahr 2004 - das konnten wir Anfang Mai dieses Jahres der APA entnehmen - die durchschnittliche Wartezeit für einen Behandlungstermin - nicht für einen Operationstermin, sondern für einen Behandlungstermin - noch immer 95 Tage betragen hat. 100 000 Menschen hatten Ende der 80er Jahre noch zwei Jahre auf einen Behandlungstermin gewartet. 

Jetzt könnten Sie fragen, warum ich dieses Beispiel bringe. Ganz einfach: Weil dieses Beispiel zeigt, dass öf-fentliche Gesundheitssysteme rasch zerstört werden können, es aber sehr, sehr lange dauert, sie wieder auf-zubauen. Daher ganz klar auch an die Adresse des Bun-des gerichtet: Jeder Tendenz, jeder Form einer Privatisierung ist eine Absage zu erteilen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist selbstverständlich, dass Reformen durchgeführt werden. In Wien ist eine Vielzahl von Reformen ein-geleitet und auch bereits umgesetzt worden. Aber das Gesundheitssystem darf nicht kaputt gespart werden. Im Gegenteil, der finanzielle Bedarf wird aufgrund des medizinisch-technischen Fortschrittes, aufgrund neuer Präparate sogar noch größer sein. Daher ist eher die Frage nach einer Verbreiterung der Beitragsgrundlage zu stellen, um Leistungseinschränkungen zu verhindern. Hier ist auch der Bund zum Handeln aufgefordert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Bilanzverlust des Krankenanstaltenverbundes im Jahr 2004, der heute auch von einigen Rednern angesprochen wur-de, ist eine Investition in die Gesundheit der Bevölkerung. Das Unternehmen Wiener Krankenanstaltenverbund hat natürlich nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu arbeiten, aber auch den Unternehmenszweck zu berücksichtigen, der im § 2 des Wiener Krankenanstaltenverbundes geregelt ist. Das heißt, dieses Unternehmen hat einen öffentlichen Versorgungsauftrag, muss allerdings handelsrechtlich bilanzieren. Das wäre ungefähr damit vergleichbar, auf den Bildungsbereich umgelegt, dass natürlich auch Schulen einen Bilanzverlust ausweisen würden. Es würde allerdings - vielleicht mit Ausnahme der Frau Kollegin Korosec - niemand auf die Idee kommen, deshalb einen Schulstandort oder eine ganze Klasse zu sperren. 

Daher meine ich: Sehen wir uns die einzelnen Unternehmensdaten, die ganz klar dokumentieren, um welche Größenordnung es sich handelt und welche Leistungen dort vollbracht werden, im Detail, allerdings in der notwendigen Kürze, an. Mit einem Gesamtbudget von rund 2,2 Milliarden EUR werden im Unternehmen KAV mit den vier Teilunternehmungen 8 Krankenhäuser, 5 Geria-triezentren, 6 Sozialmedizinische Zentren und 28 Ausbil-dungsstätten betrieben. Rund 32 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind im gesamten Unternehmen beschäftigt, das im Jahr 2004 rund 380 000 Patientinnen und Pa-tienten stationär betreut hat. 

Insgesamt hatten die Krankenanstalten des Kranken-anstaltenverbundes über 2,4 Millionen Belagstage zu verzeichnen. Jedoch ist es durch Effizienzsteigerungen gelungen, die durchschnittliche Verweildauer weiter zu senken, sodass diese im Jahr 2004 7,75 Tage betragen hat. Die Ambulanzbesuche wurden im Jahr 2004 geringfügig gesteigert, aber in absoluten Zahlen sind auch hier Höchstleistungen dokumentiert. Es gab nämlich 2,3 Mil-lionen ambulante Patienten in den Bereichen der Krankenanstalten und Geriatriezentren, damals noch in der TU 1 zusammengefasst. Dazu kommen noch 1,3 Millio-nen aus dem Bereich des AKH. 

Die Bettenanzahl im geriatrischen Bereich wurde im vergangenen Jahr reduziert, um bereits 2004 das Ziel zu erreichen, dass es maximal Sechsbettzimmer geben soll. Diese Reduktion bei einem etwa gleichbleibenden Personalstand führte letztendlich auch zu einer Verbesserung des Personalschlüssels, aber auf der anderen Seite natürlich auch zu sinkenden Leistungserlösen aufgrund einer geringeren Anzahl von Pflegetagen.

Weil Kollegin Pilz kritisiert hat, dass sie immer die gleiche Rede hält, kann ich ihr nur Folgendes sagen: Sie hätten sich ja mit dem Rechnungsabschluss auch ernsthaft auseinander setzen können. Sie hätten beispielsweise feststellen können, dass im Jahr 2004 weitere Dialyseplätze in Wien geschaffen wurden (GRin Dr Sigrid Pilz: Vier Schichten nach wie vor! Vier Schichten in Wien!), sodass demnach jeder Dialysepatient versorgt ist. Es gibt nur mehr einige wenige Fälle, die in der vierten Schicht versorgt werden. Im vergangenen Jahr wurden, inklusive SMZ-Ost, 11 neue Plätze für 66 Patient-Innen - mit großem I - geschaffen. Mit der Inbetriebnahme fünf zusätzlicher Dialyseplätze im heurigen Jahr wur-de die Kapazität für weitere 30 Personen erweitert. Ein weiterer Schritt zum Abbau der vierten Schicht wird durch die Aufnahme des vollen Drei-Schicht-Betriebes im Hanusch-Krankenhaus auch im Laufe des Sommers 2005 gesetzt. 

Sie hätten aber auch, betreffend die Ausbildung der Turnusärzte, sagen können, dass es sich ausschließlich um 22 Abteilungen handelt, in denen Primarärzte die ent-sprechenden Ausbildungskonzepte vorzulegen gehabt hätten, dass ein Drittel bereits in Bearbeitung ist und zwei Drittel noch zu bearbeiten sind, dass aber grundsätzlich gilt - letztendlich auch, um die Nachhaltigkeit zu sichern -, dass es sich um einen ständigen Prozess han-delt, der nicht einfach abgeschlossen ist. Auch das hätten Sie sagen können, wenn Ihnen das Thema wirklich ein Anliegen gewesen wäre.

Ich ersuche Sie auch von dieser Stelle aus, dass Sie nicht mit falschen Zahlen arbeiten. Die Zahlen, die Sie verwenden, sind anscheinend dem Register der Österreichischen Ärztekammer entnommen, obwohl wir wissen, dass dieses Register sehr schlecht gewartet ist. Denn bereits im Februar war in diesem Register beispielsweise zu lesen, dass eigentlich alle Abteilungen anerkannt waren. Daher ist auch hier dokumentiert, dass die Zahlen falsch verwendet wurden.

Sie hätten aber auch feststellen können, dass es zu einer Bettenreduktion im geriatrischen Bereich gekommen ist. Sie haben vor einem Jahr gefordert, dass das Geriatriezentrum am Wienerwald zur Gänze geschlossen werden soll. Ja, damit hätten Sie die Versorgungssicherheit in Wien wahrlich aufs Spiel gesetzt! Das wäre auch der falsche Weg gewesen. Uns ist es darum gegangen, zu einer wirklichen Strukturverbesserung im Geriatriebereich beizutragen, um eben durch den Bettenabbau die Wohn- und Betreuungsqualität auch anzuheben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Um daher dem Krankenanstaltenverbund seinen Unternehmensgegenstand und -zweck zu ermöglichen, werden von Seiten der Stadt Budgetmittel zur Verfügung gestellt. Derzeit laufen die Gespräche über die Neugestaltung des Finanzierungsübereinkommens für die Jahre 2006 bis 2009. Aber rund um den Rechnungsabschluss sind auch bereits in einer Vorschau notwendige strukturelle Veränderungen angesprochen worden. Es gäbe, wäre die Redezeit länger, noch die Möglichkeit, all diese Maßnahmen im Detail anzusprechen: Es sollen Synergien ausgeschöpft werden; es geht darum, auch die Einnahmensituation im LKF-System zu verbessern; durch eine interdisziplinäre Belegung der Betten beispielsweise am Wochenende können auch Gangbetten vermieden werden; es soll der Ausbau der Wochenkliniken vorangetrieben werden, damit auch weniger Akutbetten notwendig sind. 

Grundsätzlich möchte ich aber feststellen, dass der vorliegende Bericht natürlich der Jahresabschluss des Jahres 2004 und kein Wirtschaftsplan 2006 ist. Alle Rednerinnen und Redner, die über die Geriatriemilliarde ge-sprochen haben, wissen selbst ganz genau, dass es sich um einen Zeitraum - Frau StRin Landauer hat es korrekt zitiert - bis zum Jahr 2010 handelt. 

Dennoch sind in dem Lagebericht des Krankenanstaltenverbundes auch sehr klare Aussagen enthalten, mit denen wesentliche Strukturveränderungen eingeleitet werden. Es werden klare strategische, operative Festlegungen darüber getroffen, wo Akutbetten durch Struktur-maßnahmen reduziert werden, wo beispielsweise auch bestehende Leistungen in einem Spital angeboten und damit Schwerpunkte geschaffen werden. Gerade das von StRin Renate Brauner vorgelegte Spitalskonzept 2005 zeigt, dass es sich auch um Verteilungsgerechtigkeit in der Gesundheitsversorgung handelt und daher Bettenkapazitäten zu verlagern sind. 

Die neue Führungsstruktur im Krankenanstaltenverbund wurde geschaffen, ein neues Management ist seit 1.3. beziehungsweise 1.4. im Amt, und es wurden in die-sen nahezu vier Monaten bereits eine Fülle von Strukturveränderungen in Angriff genommen. Die begrenzte Re-dezeit erlaubt es leider nur, einige wenige Beispiele an-zuführen. 

Ich habe bereits die neue Organisationsform der Wochenkliniken erwähnt. Die OP-Kapazität soll auf den Nachmittag ausgeweitet werden und dadurch auch zur Auslastung der OP-Säle beitragen. Durch die Leitlinien für die Morgenarbeit, die auch Frau StRin Landauer an-gesprochen hat und die eine scheinbar sehr singuläre Einzelmaßnahme ist, ist es immerhin gelungen, dass bei-de Berufsgruppen, sowohl Ärzte als auch Pfleger, gemeinsam am Patienten arbeiten, mit dem Effekt, dass Arbeitsabläufe beschleunigt werden konnten und damit eigentlich die Arbeitszeit, die vorher benötigt wurde, re-duziert worden ist, was wiederum den Patientinnen und Patienten zu Gute kommt. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt im Bereich des Krankenanstaltenverbundes ist natürlich das Allgemeine Krankenhaus. Dort ist es mit einer kürzlich getroffenen Vereinbarung zwischen der Republik und der Stadt Wien gelungen, nun gemeinsam die finanziellen und rechtlichen Rahmenbedingungen für das AKH langfristig zu sichern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Zentrum der Sozialmusterstadt Wien steht natürlich der Fonds Soziales Wien mit seiner neuen Struktur, um die Herausforderungen der Zukunft bewältigen zu können. Ich meine, es ist höchste Zeit, mit erzählten Märchen, die auch Kollege Kowarik hier vorgetragen hat, wirklich aufzuräumen: Es würde sich dabei um eine Privatisierung handeln. Wir haben bereits mehrfach über den Bereich des FSW diskutiert, es handelt sich um eine Einrichtung der Stadt. Die neu geschaffenen GesmbHs sind zu 100 Pro-zent Töchter, die Steuerung erfolgt durch die Stadt, ebenso ist auch die Kontrolle sichergestellt. Wenn ich an die letzte Beiratssitzung des FSW erinnern darf, so muss diese auch für die Opposition sehr erfolgreich und zufriedenstellend gewesen sein, weil dort keine einzige schriftliche Anfrage eingebracht wurde.

Der FSW finanziert soziale Dienstleistungen für die Menschen in dieser Stadt im Ausmaß von rund 700 Mil-lionen EUR - nur um die Dimension noch zu verdeutlichen -, vermittelt Leistungen, führt eigene Dienstleistungen durch und arbeitet mit über 300 Wiener Organisationen und Hilfseinrichtungen zusammen. Die steigende Zahl der Sozialhilfeempfänger, die in der Generaldebatte und jetzt auch von den Kolleginnen Korosec und Jerusalem angesprochen wurde, ist aber Ausdruck einer verfehlten Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung. Hier die Verantwortung des Bundes auf die Länder oder auf soziale Projekte abzuwälzen, muss entschieden zurückgewiesen werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme daher bereits zum Schluss und meine, dass der Rechnungsabschluss 2004 der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales in beiden Bereichen sehr eindrucksvoll die hohen Standards und die hohe Qualität der Leistungen dokumentiert, die stationär und ambulant in Einrichtungen der Stadt, in Kooperation mit dem niedergelassenen Bereich, aber auch in privaten Einrichtungen erbracht werden. Gleichzeitig werden aufgrund der neuen Herausforderungen auch Strukturveränderungen in Angriff genommen und Schritt für Schritt - unter Einbeziehung der Betroffenen, was ganz wesentlich ist - auch umgesetzt.

Daher möchte ich abschließend allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der gesamten Geschäftsgruppe, in den Geriatriezentren, in den Krankenanstalten, im Fonds Soziales Wien, bei Rettung und Feuerwehr und in allen Abteilungen für ihren Einsatz, ihre Engagement und ihre Bereitschaft, diese notwendigen Veränderung mitzutragen, ganz herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zum Wort ge-meldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ein Thema, über das ich heute noch nicht sehr viel gehört habe, ist die Pflege durch Angehörige. Sie und wir alle wissen, was sich in der demographischen Entwicklung für unsere Gesellschaft anzeichnet, nämlich ein lan-ges, unter Umständen bis zu einem gewissen Alter gesundes Leben, aber auch ein Ansteigen von Demenzerkrankungen in den verschiedensten Formen und in verschiedenen Stärken.

Was bedeutet das für die Politik? Dringende Vorsorge, damit alle die Menschen in höherem Alter, die eine Pflege brauchen, eine Betreuung und Pflege auch bekommen, mit ihrer Devise, so lang wie möglich in den ei-genen vier Wänden bleiben zu können. Das wünschen sich sicher die meisten Menschen auch, und ich würde sagen, das wünscht sich sicher auch die Politik, denn das ist wesentlich billiger, als sie in Heime aufzunehmen. Sind Angehörige da, die sich um die oder den zu Pflegenden kümmern können, ist das natürlich möglich. Dass es meist Frauen sind, die sich die Last aufladen - neben der Kindererziehung, neben dem Haushalt, neben einem Beruf -, das wissen wir, und es ist eigentlich erschütternd, wie wenig für diese Gruppe unserer Gesellschaft getan wird. Die Stadt Wien könnte da, weil der Bund hier nichts Wesentliches tut, eine Vorreiterrolle spielen. 

Es werden uns immer wieder Vorschläge gebracht, von Sozialvereinen ebenso wie von Familienangehörigen, welche Maßnahmen für viele Pflegende etwas Erleichterung bringen könnten. Denn die Kräfte dieser Menschen sind auch nicht unbegrenzt. Dabei wird in einigen Jahren, wenn die jüngere Bevölkerungsschicht geringer wird und die Frauen wieder vermehrt in den Arbeitsprozess einsteigen wollen, können, ja wahrscheinlich auch müssen, die Hauspflege ein Problem werden; abgesehen davon, dass allein in Wien 50 Pro-zent Single-Haushalte sind.

Mobile Pflege schön und gut! Drei Stunden sind bis jetzt möglich - so hat es mir ein Sozialverein vermittelt -, mehr Personal haben sie nicht, und drei Stunden von 24 sind immerhin noch 21 Stunden, in denen die Menschen allein sind. Ich glaube, die nächste Reihe von Workshops wäre hier fällig, um etwas zu entwickeln, was in Zukunft gebraucht und gewünscht wird, von den Pflegenden und den zu Pflegenden. Am Rande bemerkt, die Workshops in der Geriatriekommission waren eine gute Sache, wenn auch dann die Brutalität der Realität zugeschlagen hat, als es um die Verfassung eines Papiers ging, eines Umsetzungspapiers, was zum Teil leider durch Mangel an Annahme von innovativen und progressiven Ideen und der Bereitstellung der Finanzierung durch die regierende Partei scheiterte. Aber ich nehme an, dabei hat auch sie etwas dazugelernt. 

Zurück zur Pflege zu Hause: Eine Einrichtung, die eine Erleichterung für die Angehörigen schaffen würde, sind durchaus Tageszentren. Nun ist es aber leider so, dass die Tageszentren um 16 Uhr schließen, dass also die Menschen, die dann nach Hause gebracht werden, genau zu dem Zeitpunkt, zu dem der- oder diejenige, die dann die Pflege durchführen, von der Arbeit kommen und müde sind, noch zu Hause etwas vorbereiten müssen und dann auch noch einen müden zu Pflegenden übernehmen müssen. 

Wir wünschen uns, dass diese Tageszentren wenigstens einen Tag länger offen haben, was natürlich für die Personen, die dort sind, auch wieder nur möglich ist, wenn sie Gelegenheiten zum Ausruhen haben, sonst wird es für sie eine zu große Belastung, das ist klar. Wir wünschen uns auch, dass es an einem Wochenende, wenn es gewünscht wird, die Möglichkeit gibt, die zu Pflegenden dort hinzubringen, um einmal ein Wochenende für sich zum Ausspannen zu haben. Ich glaube, das käme allen zugute, nämlich den Pflegenden und den zu Pflegenden. Denn jemand, der ausgeruht ist und ein bisschen Abstand von seiner Last und seiner Pflicht hat, ist dann wesentlich liebevoller und tut seine Arbeit sicher wieder noch lieber.

Ein weiterer Punkt, der zu dem Thema gehört, ist, so lange wie möglich in den eigenen vier Wänden zu bleiben. Durch das Älterwerden der Gesellschaft, wie schon gesagt, steigen auch die Demenzerkrankungen. Die Dia-gnose Morbus Alzheimer kommt oft zu spät, und die me-dikamentöse und therapeutische Behandlung, die auch eine organisatorische und finanzielle Umstrukturierung im Umgang mit dieser Erkrankung nach sich zieht, erfolgt zu spät. Wir haben heute schon gehört, wenn es zum Beispiel in einem Pensionistenwohnhaus früher zu einer Therapie kommen kann, ist es sicher möglich, etwas auf-zufangen und den Menschen doch wieder ein Leben zu-mindest in einer betreuten Wohnung zu ermöglichen.

Wir wünschen uns daher eine Aufklärungskampagne zur Früherkennung von Alzheimer und die begleitenden Erhebungen. Ich weiß, dass dieser ganze Bereich der Pflege, sowohl was die murale als auch die extramurale Pflege betrifft, eine große, sicher nicht leicht zu bewältigende Aufgabe ist, aber die Menschen unter den jetzigen Bedingungen mit der Devise "So lange wie möglich in den eigenen vier Wänden!" allein zu lassen, wird in einer Katastrophe enden.

Eine weitere Möglichkeit, den Pflegenden eine Erleichterung zu verschaffen, ist die Validation. Es sehen sich pflegende Angehörige in der Betreuung von Demenzerkrankten – hier vor allem die dramatisch steigende Anzahl der an Alzheimer Erkrankten – nicht in der Lage, mit Desorientiertheit adäquat umzugehen. Die seelischen, körperlichen, aber auch materiellen und so-zialen Belastungen machen die Pflegenden selbst oft zu Kranken. Andererseits erleben Organisationen im Betreuungsbereich immer wieder, dass ehemals pflegende Angehörige nach Beenden der Betreuung ihre Erfahrungswerte genau auf diesem Gebiet gerne weitergeben möchten. Eine entsprechende Lehrpraxis sowie eine be-ratende Begleitung durch ausgebildete ValidationsanwenderInnen oder ValidationslehrerInnen für pflegende Angehörige sollen dafür Sorge tragen, dass die Demenz-erkrankten länger in ihrem gewohnten Umfeld leben kön-nen und damit eine Aufnahme in ein Pflegewohnheim hi-nausgezögert wird. Regelmäßig stattfindende Supervisionsgespräche bieten den ValidationsanwenderInnen und ValidationslehrerInnen in den oft schwierigen und belastenden Situationen die notwendigen Reflexionen. Diese Ausbildung ermöglicht eben später ehemals pflegenden Angehörigen, dem Wunsch nachzugehen, ihre Fähigkeiten weiterzugeben.

Wie es mit dem Wunsch, so lange wie möglich in den eigenen vier Wänden zu bleiben, wirklich aussieht, werde ich ebenfalls hier ansprechen, obwohl es eigentlich in den Geschäftsbereich der Frau Vizebürgermeisterin ge-hört, aber da Sie ja jetzt Vizepräsidentin im Vorstand des Kuratoriums der Wiener Pensionistenwohnhäuser sind, werde ich es ebenfalls hier gleich ansprechen und erspare Ihnen damit eine zweite Rede.

Wie wir schon vor kurzem in der Vorstandssitzung des Kuratoriums der Wiener Pensionistenwohnhäuser besprochen haben, gibt es eine Anmeldung für diese Häuser von über 74 000 Senioren und Seniorinnen, die sich zumindest einmal anmelden. Wir haben gehört, dass letztendlich dann natürlich nicht alle auch wirklich hineinwollen, vielleicht nicht einmal die Hälfte, das wären immerhin noch 37 000, aber sagen wir, 10 Prozent möchten hinein. Von diesen 10 Prozent, also von 8 000, konnten im Jahr 2004 nur 1 156 aufgenommen werden. 

Dieser Ansturm auf die Häuser zeigt einerseits, dass sie einen sehr guten Ruf haben, andererseits aber auch, dass viele Menschen doch nicht ganz allein bis ins hohe Alter in ihrer Wohnung bleiben möchten. Ich kenne einige ältere Menschen, die sagen auch, eigentlich möchten sie nicht von ihren Kinder betreut werden, weil es auch gar nicht geht, weil die berufstätig sind, und sie möchten auch nicht unbedingt von ihnen abhängig sein. Auch das, warum auch immer, ist möglich.

Nun ist Wien eine großzügige Stadt im Gegensatz zu den Bundesländern und schießt hier einiges zu, wenn das eigene Geld nicht reicht, wenn die Pension nicht reicht. Das ist sicher eine großartige soziale Geste. Hier zahlt die Stadt abgerundet 51 Millionen EUR, das sind 63,4 Prozent für die Einzelappartements und 56 Prozent der Doppelappartements, das sind 5 844 EUR pro Person und pro Jahr für die Bewohnerinnen und Bewohner. Aber selbst die Vollzahler zahlen nicht den ganzen Betrag, sondern da ist immer noch etwas, was sowieso die Stadt Wien in ihrer Subjektförderung übernehmen muss. Wobei ich ehrlich sagen muss, ich finde 350 EUR für das doch sehr kleine Appartement eigentlich ziemlich überbezahlt. 

Aber was mir zu denken gibt, ist, dass das Kuratorium bereits im Minus steckt, dass es sehr kostenauf-
wändige Renovierungen durchführen muss, dafür Kredite aufnehmen muss, wofür wiederum nicht zu niedrige Zinsen bezahlt werden müssen, und ich frage mich, wo diese Spirale hinführt. Dafür habe ich noch keine Lösung gehört, auch nicht, was hier geplant ist. So, glaube ich, kann es nicht weitergehen.

Bedauerlich ist zum Beispiel, dass die Stadt Wien sehr wenig Unterstützung übrig hat für Eigeninitiativgrup-pen. Ich kenne einige, die versuchen, kleinere Wohneinheiten, kleinere Häuser zu finden und in Selbstorganisation, in Selbstverwaltung und in gegenseitiger Hilfe etwas auf die Beine zu stellen, wobei es möglich wird, billiger zu arbeiten als eben in verschiedenen anderen Residenzen. Aber da kommt leider von der Stadt Wien kein Zeichen einer Unterstützung. Es wird dies aber wahrscheinlich das Wohnen für ältere Menschen in der Zukunft sein, deshalb sollte von der Stadt Wien dringend eine Informationskampagne durchgeführt und eine finanzielle Unterstützung angeboten werden, um für die Zukunft den Ansturm auf Betreuung und Pflege meistern und finanzieren zu können. 

Ich weiß schon, dass es Projekte gibt – erst jetzt am Wochenende waren in der Zeitung Projekte angeführt –, aber wie immer sind die nicht ganz so billig, vor allem die Pensionen der Frauen werden nicht reichen. Und was noch dazukommt: Auch für die Zukunft werden sie nicht reichen. Letzthin hat Prof Marin angesprochen, dass die Frauen immer noch viel zu sehr in Teilzeit arbeiten und Billigjobs haben. Wenn sich das nicht ändert, werden die Pensionen der Frauen für die Zukunft noch trauriger aus-schauen als heute schon, denn der Großteil der Frauen bezieht eine Mindestpension.

Im Bericht des Kuratoriums setzt man sich lobenswerterweise auch mit der Suizidgefahr von älteren Menschen auseinander. Die ist nicht klein, und man versucht hier, auch einiges zu unternehmen. 

Ich habe hier Anträge. Zu einigen Themen habe ich mir die Anträge gespart, denn meine Erfahrung ist, dass die SPÖ, wenn es um Finanzierung und Prestige geht, meistens keine Mitsprache will und dass das Soziale dort endet, wo es um Demokratie geht. Trotzdem möchte ich diesen Denkanstoß hier deponieren – zum Abschied sozusagen. Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Pfeiffer. 

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Diese Legislaturperiode hat in der Antisuchtgiftpolitik eine gewisse Stagnation erfahren. StRin Pittermann stand der vorhergehenden Drogenpolitik mit einer gewissen Reserviertheit gegenüber. Die Übergabe der Führung in der Drogenkoordination von Hacker auf Dressel hat natürlich auch gewisse Verzögerungen gebracht. Mit der Übernahme durch Frau StRin Brauner hat sich, glaube ich, die Situation auf diesem Gebiet gebessert. Jetzt wird wenigstens in Ansätzen Prävention betrieben, was vorher immer ein Lippenbekenntnis war. 

Das hat für die Suchtgiftbekämpfung und die Situation in der Realität bislang noch geringe Bedeutung. Der Bericht des ÖBIG zeigt einen steigenden und polytoxikomanen Missbrauch von Drogen und einen Suchtgiftkonsum, zeigt sowohl eine steigende Anzahl von Drogentoten als auch eine steigende Prävalenz in der Jugend, zeigt einen steigenden intravenösen Konsum, der auch mit Substitutionsmitteln durchgeführt wird, auch mit Kokain. Die Rückständeuntersuchungen von Dauerspritzen machen das deutlich. 

Die Polizei tut ihr Bestes. Die Dealerverhaftungen zeigen einen rapiden Anstieg von 500 vor zirka vier Jahren auf 3 500, die heuer zu erwarten sind. Endlich nach langen Jahren werden die Lippenbekenntnisse auf diesem Gebiet abgelegt und wird durchgegriffen. Aber der strategische Ansatz des Wiener Drogennetzwerkes bleibt nach wie vor gleich. Der Schwerpunkt liegt auf der Sekundärprävention. Helfen statt strafen, ist die einzige Parole. Es gibt tatsächlich zu wenig Therapien, vor allem zu wenig prätherapeutische Hilfen, die insbesondere notwendig wären. Und es gibt zu viele Seilschaften, die sich mit dem Thema auseinander setzen und zu wenig Evaluation betreiben. 

Eines habe ich versprochen – Frau Jerusalem kennt mein Versprechen, ich werde es einhalten, auch in dieser Sitzung –: Wann immer sie mit den Fixerräumen, mit den von ihr euphemistisch "Konsumräume" genannten Suchtgiftzentren anfängt, wird sie mich hier heraußen finden und werde ich dagegen sprechen. „Warum?“, hat sie gefragt und es sich nicht erklären können, wie man gegen so etwas sein kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist der verbotene Besitz von Suchtgift, der mit öffentlichen Mitteln unter Bruch von Gesetzen und Staatsverträgen, die mit der WHO abgemacht sind, akzeptiert werden soll. Al-so wenn das nicht Grund genug ist, um dagegen zu sein, Frau Jerusalem, dann weiß ich nicht. Das ist hochinteressant. Ein bisschen wäre das so ähnlich, kommt mir vor, als wenn wir zwanghaften Waffennarren mit Steuermitteln Schusskeller für die mitgebrachten illegalen Waffen schaffen würden, damit sie dort ihrer Sucht nach Patronenabgabe via Waffen nachkommen können. 

Es ist das letztendlich nichts anderes als eine zynische Endlagerung von Suchtgiftkranken. Das muss man klar und deutlich sagen, und wir werden uns, solange es keine neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse gibt, immer gegen einen intravenösen Konsum aussprechen. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Substitution ist zwar eine unbeliebte, aber einzige Alternative, wenn keine Abstinenz mehr erreicht werden kann. Es ist Zeit, in die Offensive zu gehen, meine sehr geehrten Damen und Herren, um die Geißel Suchtgift zu bekämpfen und ihr nicht noch Raum zu bieten. Das ist doch wirklich unvorstellbar, dass das eine Logik sein kann. Es ist Zeit, in die Öffentlichkeit zu gehen, um das Bewusstsein in der Öffentlichkeit zu bilden. Das kann ich doch nicht damit machen, dass ich eine bewusst falsche und gesetzeswidrige Handlung, die noch dazu zumeist zu furchtbaren Erscheinungsformen der Krankheit und der sozialen Ausgeschlossenheit führt, noch fördere. Es ist Zeit, meine sehr geehrten Damen, sich zu wehren und aktiv an der Beseitigung dieser Gefährdung unserer jungen Menschen und unserer gesamten Gesellschaft zu arbeiten. 

Die ÖVP hat vor eineinhalb Jahren im Anschluss an ihr erstes Suchtgiftkonzept aus dem Jahre 1993 ein Up-date vorgenommen, und wir haben als Paradigmenwechsel gesagt, Zeit ist es, aktiv gegen die Drogen vorzugehen, nicht ständig nur hinterherzulaufen und zu re-parieren. Zeit ist es, Maßnahmen zu setzen. Und wir ru-fen dazu auf, diese aktive Politik anzugehen. 

Unsere neue Parole heißt: Vermeiden, statt helfen müssen. Ich glaube, das ist besser als helfen, statt strafen. Vermeiden, statt helfen zu müssen, das ist viel wichtiger. Das muss eine neue und zukunftsweisende Devise werden. 

Die bisher dazu vorgestellten Maßnahmen sind nicht geeignet, das öffentliche Bewusstsein nachhaltig zu än-dern. Die Strategie selbst – und das geht auch aus der Springerstudie zur Primärprävention ganz gut hervor –, Suchtbekämpfung und Suchtgiftbekämpfung gleichzusetzen, geht nicht wirklich auf. Es ist etwas anderes, ob man Sucht als charakterliche Position, die sich in verschiedensten Bereichen ausformen kann, oder den Konsum von Suchtgiften bekämpft. Das ist etwas anderes. Diese wirklich hervorragende Studie von Springer belegt das sehr gut. Das ist zu unspezifisch und zeigt auch keine nachhaltigen Erfolge, wie wir aufzeigen konnten. 

Es gilt, Schritt für Schritt die richtigen Maßnahmen zu setzen und das Notwendige zuerst zu tun. Das Notwendige aus unserer Sicht ist zuerst eine Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit. Das ist das Allererste, denn dann kann man auch die Verantwortung der Elterngeneration in der Vorbildhaltung heranziehen und dann die Evaluation jener Methoden und Maßnahmen vornehmen, die man durchführt.

Wir haben zwei Anträge dazu gestellt, die sehr hinhaltend beantwortet wurden, und eine Anfrage, die überhaupt noch nicht beantwortet wurde. Ich bin neugierig, ob das noch geschieht. Wir haben auch einen Gesetzesantrag eingebracht, der die Alkopops betrifft. Hier sind Sie uns ebenfalls die Fortschritte schuldig geblieben. Da ist es darum gegangen, mit den Bundesländern Niederösterreich und Burgenland ein Übereinkommen zu treffen, die gleichen gesetzlichen Jugendschutzbestimmungen anzuwenden, wie sie auch schon in Tirol, Salzburg et cetera, also in den anderen Bundesländern angewendet werden. 

Die Wiener Volkspartei hat bei der Suchtgiftbekämpfung und auch bei dem Abusus von Drogenkonsum über mehr als ein Jahrzehnt immer eine Vorreiterrolle eingenommen. Ich erinnere an die vorige Legislaturperiode, wo wir ein neues Drogenkonzept gefordert und letztlich durchgesetzt haben, wo wir den Drogenbeirat, der heute schon positiv erwähnt wurde, gefordert und durchgesetzt haben und wo wir auch eine Finanzströmekonstruktion gefordert und durchgesetzt haben, die eine Vereinheitlichung aller jener Gelder aufzeigt, die für die Drogenbekämpfung aufgewendet werden. 

Wir haben auch eine Evaluation gefordert. Das ist uns noch nicht gelungen. Ich hoffe, dass das in der nächsten Periode gelingt.

Wir fordern Sie auf, weiterhin mit uns für eine gesunde Jugend und eine leistungsfähige Bevölkerung zu ar-beiten. Was im Rechnungsabschlussjahr dazu geschehen ist, ist leider noch zu wenig. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Da in der Diskussion keine Wortmeldung mehr vorliegt, darf ich Frau amtsf StRin Mag Brauner um ihre Worte ersuchen.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Da-men und Herren!

Ich werde mich bemühen, auf die vielen verschiedenen Punkte – wir haben ja ein sehr breites Aufgabenfeld in unserem Ressort – einzugehen und trotzdem die ohnehin schon lange Zeit nicht allzu sehr zu strapazieren.

Die Debatte hat damit begonnen, dass Frau Dr Pilz von ihrem Déjà-vu-Erlebnis gesprochen hat. Das mag vielleicht daran liegen, dass Sie, Frau Dr Pilz, sich immer selber ein Feindbild zeichnen und malen, sodass es kein Wunder ist, dass Sie es dann immer wieder selber erkennen, denn es ist immer wieder dasselbe. Es ist vor allem sehr unberührt von Realitäten, nicht beeinflusst durch Tatsachen, in keinster Weise in irgendeinem Zusammenhang mit Diskussionen, die es gegeben hat, mit Informationen, die man sich bemüht hat, zur Verfügung zu stellen. Das heißt, dieses Bild ist sehr resistent gegenüber allen Informationen, gegenüber der Realität und vor allem gegenüber den Tatsachen. 

Mein Kollege Deutsch hat schon einige Beispiele aufgezeigt. Da gesagt wurde, es tut sich nichts im Pflegebereich, hat er aufgezeigt, was alles passiert, da Sie gesagt haben, es ist eine katastrophale Situation in der Dialyse, wurde schon erwähnt, dass wir alleine im 
vergangenen Jahr 66 neue Plätze geschaffen haben, 
dass noch in diesem Jahr durch den Ausbau der dritten Schicht im Hanusch-Krankenhaus 20 Plätze geschaffen werden und dass es darüber hinaus auch Pläne gibt, die Bauchfelldialyse für jene, für die es möglich ist und die dafür geeignet sind, aufzubauen. Es ist schon die Tatsache berichtet worden, die wir ja auch im Ausschuss schon sehr ausführlich diskutiert haben, wie die Turnusausbildung in Wirklichkeit ausschaut.

Es ist ein Thema noch nicht erwähnt worden, und das möchte ich jetzt noch sagen, weil es auch sehr deutlich zeigt, wie sehr denn das Bild, das im Besonderen Sie gezeichnet haben, von dem abweicht, wie von anderen sehr unverdächtigen und, ich glaube, von uns allen sehr akzeptierten Experten die Realität geschildert und diskutiert wird. Ich darf an unsere letzte Ausschusssitzung erinnern, bei der Volksanwalt Dr Peter Kostelka an-wesend war und ganz deutlich, an Deutlichkeit überhaupt nicht zu überbietend, präzise gesagt hat, dass im Zusammenhang mit der Ausgliederung des Fonds Soziales Wien der Rechtsstatus derjenigen, die Leistungen von uns erhalten haben, sich überhaupt nicht geändert hat. Er hat das explizit gesagt. Sie stellen sich wieder her und sagen, die Gründung des FSW hat den Rechtsstatus derjenigen, die von uns Hilfe und Unterstützung bekommen, negativ beeinflusst. Nicht ich sage, das stimmt nicht, nicht der Geschäftsführer Hacker sagt, das stimmt nicht, nicht die Ausschussvorsitzende sagt das, der Volksanwalt Dr Peter Kostelka sagt das. Also wenn auch dieser Ihr Bild nicht verändern kann, dann werden wir wahrscheinlich noch öfter dieses Erlebnis haben, dass Sie das von Ihnen selber gezeichnete Bild wieder erkennen, aber dann, denke ich mir, sollte man sich vielleicht schon ein bisschen überlegen, ob es nicht ein wenig an einem selber liegt, dass diese Déjà-vu-Erlebnisse sich einstellen. 

Zur Frage der Berichterstattung seitens des Kranken-anstaltenverbundes. Es ist wiederholt von mehreren kri-tisiert worden, dass die Berichte des Krankenanstaltenverbundes nicht detailreich und informativ wären. Ich will nur ganz kurz für diejenigen, die nicht in unserem Ausschuss sind und nicht wissen, was denn alles in diesen Berichten steht, nur auszugsweise einige Beispiele nennen, was in diesem Leistungsbericht alles drinnen steht. 

Es steht der Stand der Dienstposten drinnen, die Ent-wicklung der Personalsituation, alles in schönen, sehr übersichtlichen Zeitreihen, selbstverständlich aufgeteilt nach einerseits Krankenanstalten, andererseits Geriatrie-zentren. Es ist eine ausführliche Darstellung der Kapazitäten, der systemisierten Betten, der belegbaren Betten enthalten; eine Diskussion, die vielleicht denen, die nicht im Gesundheitsausschuss sind, nicht so vertraut ist, aber eine sehr, sehr wichtige Diskussion. Es gibt ausführliche Informationen über Leistungskennzahlen, über Aufnahmen, über Eintagespflege, Belegtage, Pflegedauer, wie lange sind die Verweildauern nach den einzelnen Fachrichtungen. All das ist hier ganz genau drinnen. Genau dasselbe ist mit dem Finanzbericht, mit den Leistungserlösen, Personalaufgaben, Fachaufgaben. All das steht hier drinnen. 

Es ist eine Diskussion, die wir auch schon öfter geführt haben: Sind wir hier ein politisches Gremium, ist der Ausschuss ein politisches Gremium oder sind wir eine Versammlung von Verwaltungs- und Finanzdirektoren und -direktorinnen? Und ich sage, wir sind ein politisches Gremium. Wir sind für die politische Steuerung da, wir sind nicht die Verwaltungs- und Finanzdirektoren einzelner Spitäler, einzelner Abteilungen. Ja, manchmal wird ja sogar gefordert, dass die Informationen bis auf einzelne Betten und Unterabteilungen heruntergebrochen werden sollen. 

Wenn Sie, sehr verehrte Frau Dr Pilz, sich für eine Funktion als Verwaltungs- und Finanzdirektorin im Krankenanstaltenverbund interessieren, dann ist es Ihnen unbenommen, sich dafür zu bewerben. Bei dem Realitätsbezug, den Sie heute bewiesen haben, und bei diesem Kommunikationsstil, den ich sehr bedauere, befürchte ich allerdings, dass Sie keine große Chance ha-ben werden, bei einem Auswahlverfahren auch entsprechend genommen zu werden. Denn ich würde mir schon sehr wünschen, dass zumindest ein Minimum der Information, um deren Weitergabe ich mich wirklich sehr be-mühe, auch wahrgenommen wird und dann in die Diskussion einfließt. 

Ich denke, dass ganz viele wichtige Themen angesprochen wurden, einige davon von mehreren Rednern und Rednerinnen, zum Beispiel das Thema, wenn es da-rum geht, Menschen zu unterstützen, die besondere Be-dürfnisse haben, das Thema der persönlichen Assistenz. Es wurde hier vorgeworfen, dass zu diesem Thema nichts weitergeht. Das möchte ich in dieser Form, weil es nämlich ein Anliegen ist, das mir persönlich sehr wichtig ist, so nicht stehen lassen. 

Den Antrag, der hier vorliegt, kann man sehr, sehr gerne annehmen, aber er ist unnötig, denn das Projekt ist in Vorbereitung. Es gab gerade die Gespräche mit den einzelnen Beteiligten. Also dieser Antrag wäre nicht nötig, aber man kann ihn gerne noch einmal beschließen, schon um zu zeigen, wie wichtig uns dieses Thema ist. Dieses Pilotprojekt, das ich angekündigt habe, wird es geben. Es wird gut vorbereitet sein, und auf die einzelnen Fragen, die sich nämlich dann, wenn man sich wirklich damit befasst und wirklich versucht, hier zu einer Lösung zu kommen, ganz konkret stellen zu diesen ein-zelnen Themen, wird es auch Antworten geben. Es geht nämlich bei dieser persönlichen Assistenz ganz stark darum, die individuelle und die persönliche Selbstbestim-mung und Freiheit desjenigen, der diese persönliche As-sistenz braucht, zu sichern, es geht aber schon auch da-rum, sehr verehrte Damen und Herren, auch eine minimale korrekte Absicherung des- oder derjenigen zu erreichen, der oder die diese persönliche Assistenz durchführt. 

Sie wissen, dass es hier auch eine entsprechende Organisation gibt, mit der wir im Gespräch und im Kontakt sind, und ich bin sehr optimistisch, dass wir nur mehr von Wochen sprechen, bis wir dieses Pilotprojekt, auf das wir uns ja geeinigt haben und von dem wir alle wissen, dass es ein sehr komplexes Thema ist, einmal in der Praxis erproben wollen, dass es nur mehr eine Frage von Wochen ist, bis wir dieses Projekt auch wirklich prä-sentieren und dann auch beginnen können, es in der Praxis zu analysieren. 

Es wurde kritisiert – ich glaube, es war die Kollegin Schmalenberg –, dass es zum Thema Drogen keine Informationen gibt, dass man daher nicht weiß, welche Vereine subventioniert werden und was die alle tun. Ich wiederhole auch hier sehr gerne noch einmal, was wir schon besprochen haben. Diese Informationen gibt es selbstverständlich alle dort, wo sie hingehören, im Drogenbeirat. Dort wird regelmäßig berichtet, und zwar nicht nur darüber, welche Vereine diese Unterstützung bekom-men, sondern auch darüber, was die Vereine damit tun. Es war gerade das letzte Mal ein ganz, ganz exzellenter Bericht – des Vereins Dialog, glaube ich, war es in diesem Fall –, der sehr lange und sehr ausführlich war. Da bin ich nämlich der Meinung der Kollegin Jerusalem, die gesagt hat, dass es eine besondere Qualität des Drogen-beirates ist, dass hier Experten und Expertinnen mitdiskutieren. Das ist dort alles ganz ausführlich besprochen worden.

Diese Subventionen gibt es, aber wenn wir schon über Subventionen im Drogenbereich reden, dann reden wir auch darüber, dass wir schon ein sehr konkretes Pro-blem haben, und dieses konkrete Problem heißt, dass die Subventionen seitens des Bundes für diese so wichtigen Einrichtungen dauernd gekürzt werden und uns die nächste Kürzung bereits angedroht wurde. Und all diejenigen, die hier gemeint haben, wie wichtig denn die Drogenarbeit und die Präventionsarbeit ist, bitte ich sehr dringlich, uns dabei zu helfen, dass wir die nächste drohende Kürzung seitens des Bundes miteinander abwehren. Im Interesse derer, die unsere Hilfe brauchen, im In-teresse der Wiener Jugend, mit denen wir gemeinsam Präventionsarbeit machen wollen, denn auch hier bin ich der Meinung des Kollegen, der gesagt hat, natürlich ist es besser, Prävention zu machen als im Nachhinein mit viel Geldeinsatz, aber was noch viel schlimmer ist, mit viel menschlichem Leid schauen zu müssen, dass man betroffenen Kranken hilft und sie aus diesem entsetzlichen Teufelskreis wieder herausholt. 

Kollege Kowarik hat sich beschwert über die mangelnde Kontrollmöglichkeiten im FSW. Es ist mir jetzt leider nicht möglich, allen Mitgliedern dieses Hauses die Unterlagen zu zeigen, weil ich sie natürlich nicht mithabe, aber ich darf Ihnen versichern, dass es sie gibt. Genau, Sie deuten es selber an, es ist nicht in Zentimetern, sondern nur in Dezimetern zu messen, was es hier alles an Unterlagen gibt, für jedes einzelne Projekt, für jede einzelne Maßnahme. Wir haben eine eigene Internetseite eingerichtet, die nur den Mitgliedern des FSW-Bei-rates zugänglich ist, weil wir natürlich sehr oft auch mit vertraulichen Daten arbeiten, aber den Beiratsmitgliedern sollen sie wirklich allen zur Verfügung gestellt werden. Ich denke, diese Form von Transparenz ist nicht nur gut, sondern, ich würde sagen, sie ist vorbildlich. Ich bin auch schon seit vielen Jahren politisch tätig, ich war auch als Gemeinderätin in vielen Gremien, in vielen Beiräten und in vielen Vorstandssitzungen, aber diese Art von Informationspolitik, wie sie hier seitens des Fonds Soziales Wien gemacht wird, habe ich bisher noch nirgends erlebt. Ich würde sie als vorbildlich bezeichnen und bedanke mich auch sehr herzlich dafür. 

Im Übrigen gemeinsam mit dem Volksanwalt, den ich hier auch wieder zitieren darf, der nämlich ebenfalls ex-plizit – auch das bitte ich Sie, sich in Erinnerung zu rufen – darauf verwiesen hat, wie gut die Zusammenarbeit mit dem FSW ist, und er hat auch gemeint, er würde es sich wünschen, dass in anderen Bereichen die Zusammenarbeit auch so gut wäre. Auch dafür ein sehr herzliches Dankeschön, nicht nur von ihm, sondern auch von meiner Seite. (Beifall bei der SPÖ.)
Kollegin Jerusalem hat sich positiv über die Arbeit im Drogenbeirat geäußert. Das freut mich. Was ich nicht so sehe wie sie, ist die Kritik daran, dass im Sozialbereich zu wenig passiert. Auch hier muss ich leider feststellen, dass viele Dinge, die getan werden, einfach ignoriert werden. Wenn gesagt wird, wir brauchen mehr psychologische Beratung, weil viele derjenigen, die wohnungslos sind – und das sind gerade auch Frauen –, schwere psychische Probleme haben und daher auch psychiatrische Unterstützung brauchen, so kann ich Ihnen nur sagen, die gibt es. Der PSD ist über das Pilotprojekt hinaus jetzt in allen Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe präsent. Wenn gesagt wurde, Frauen haben ein spezielles Problem bei der Obdachlosigkeit, so kränkt mich das, ehrlich gesagt, ein wenig, wenn ignoriert wird, dass wir nicht nur dafür gesorgt haben, dass in der Gänsbachergasse frauenspezifisch betreut und unterstützt werden kann, sondern Sie wissen, weil ich es hier schon öfter gesagt habe, dass wir dabei sind – und zwar in allernächster Zukunft; die Finanzierung ist schon gesichert –, eine eigene Einrichtung speziell für Frauen zu machen. Also diese Dinge passieren, und sie einfach zu ignorieren, halte ich für keine konstruktive Oppositionspolitik. 

Was richtig ist: Wir haben nicht alle sozialen Probleme in dieser Stadt gelöst. Jawohl. Das behaupte ich auch überhaupt nicht, im Gegenteil, ich sage, das ist uns auch gar nicht möglich. Diese Diskussion kennen Sie, gerade mit den GRÜNEN führe ich diese Diskussion sehr oft, weil hier zum Teil die Illusion erweckt und die Forderung erhoben wird, dass die Stadt Wien, die dafür gar nicht die Kompetenz und die finanziellen Möglichkeiten hat, die verfehlte Arbeitsmarktpolitik, Bildungspolitik, Sozialpolitik und Frauenpolitik der Bundesregierung aus-gleichen soll. Das ist nicht möglich.

Wien ist auch keine Insel der Seligen. Die fehlende Arbeitsmarktpolitik, die Kürzungen im Sozialbereich, die Maßnahmen, die sich ganz klar gegen Frauenbeschäftigung richten, wirken natürlich auch in Wien. Aber wir ver-suchen gegenzusteuern, wo immer es geht. Gerade, um beim letzten Thema zu bleiben, bei der Frauenbeschäftigung, die ich nicht als Frauenpolitikerin, sondern als So-zialpolitikerin ganz besonders wichtig finde, weil ich glau-be, dass Frauenbeschäftigung, Vereinbarkeit von Beruf und Familie, möglichst viele Kinderbetreuungseinrichtungen auch ein ganz zentraler Punkt, wenn nicht der zentrale Punkt beim Thema Armutsbekämpfung sind. Gerade hier steuern wir auch erfolgreich dagegen, denn es ist kein Zufall, dass in Wien die Frauenerwerbsquote am höchsten von ganz Österreich ist. Aber sie ist mir noch immer zu gering. Wir steuern dagegen, wo wir können, aber wirklich gemeinsam lösen werden wir dieses Problem nur können, wenn es auch eine Bundesregierung gibt, der die sozialen Anliegen etwas wert sind, der Frauenbeschäftigung etwas wert ist und die eine aktive Arbeitsmarktpolitik macht. (Beifall bei der SPÖ.)
Kollegin Lakatha! Ich freue mich über Ihre lobenden und unterstützenden Worte für unsere Frauengesundheitsbeauftragte und damit für unser aller Arbeit, gerade im Zusammenhang mit der Beratungsstelle, die wir vor wenigen Tagen eingerichtet haben zum Thema weibliche Genitalverstümmelung. Ich weiß, dass es wenige Städte gibt, wo das von öffentlicher Seite unterstützt wird. Das haben auch die dort anwesenden afrikanischen Botschafter und Botschafterinnen gesagt – es waren nämlich sehr viele da, und ich glaube, dass das auch ein wichtiges politisches Signal ist, wenn bei so einer Eröffnung vier afrikanische Staaten mit ihren höchstrangigen Vertretern, den Botschaftern und Botschafterinnen, persönlich da sind –, die haben dort gesagt, es ist zumindest ihnen keine Stadt bekannt, die als Stadt so eine Beratungseinrichtung unterstützt. 

Weibliche Genitalverstümmelung ist ein Verbrechen an den Frauen, es ist kein lokales Problem irgendwo, es ist unser aller Problem. Deswegen ist es auch für die Frauenstadträtin und für mich eine Selbstverständlichkeit gewesen, das zu unterstützen, und wir freuen uns, dass diese Eröffnung so positiv funktioniert hat.

Nicht zustimmen, liebe Frau Kollegin Lakatha, kann ich dir – das ist wirklich ein großes Missverständnis und ein großer Irrtum –, wenn du sagst, beim Haus der Barm-herzigkeit unterstützt die Stadt Wien – ja, das stimmt, bis hierher stimmt es –, aber wir haben nicht einmal Plätze dort, wir haben nicht einmal eine Quote von 10 Prozent. Das gesamte Haus der Barmherzigkeit wird mit der Stadt Wien gemeinsam bestellt. Alle Plätze dort werden von uns unterstützt, ebenso die Menschen, die von uns über unsere zentrale Pflegedrehstelle dorthin in das Haus der Barmherzigkeit zugeteilt werden – das ist ein schlimmes Wort, das gefällt mir im Zusammenhang mit Menschen nicht –, das heißt, wir haben nicht nur ein paar Plätze zu belegen, sondern alle, und zwar auch dank der guten Zusammenarbeit, die es mit dem Haus der Barmherzigkeit gibt. Das ist wirklich ein ganz, ganz großes Missverständnis und ein Irrtum, dem du hier aufsitzt, und ich möchte das hier sehr klarstellen. Fast alle diese Einrichtungen sind in unserem Auftrag unterwegs. Es gibt schon einige wenige ganz Private, die das mit uns nicht tun oder wir nicht mit ihnen, weil uns die Qualität nicht entsprechend ausreichend ist, aber die ganz große Mehrheit dieser Einrichtungen, die zu einem Großteil von uns unterstützt wird, arbeitet im Auftrag der Stadt Wien. Die Häuser der Barmherzigkeit sind gute, zuverlässige und langjährige Partner und Partnerinnen, und diese Zusam-menarbeit wird auch in Zukunft weiterhin sicher sehr gut funktionieren.

Zum Thema Ausbildung, Pflegebereich. Es war, glau-be ich, die Kollegin Landauer, die es angesprochen und gemeint hat, man muss sich doch mit dem Thema auseinander setzen, dass es zu wenig Pflegepersonal gibt und dass sehr viele Personen in illegalen Beschäftigungsverhältnissen sind. Das ist richtig, das passiert auch, aber erlauben Sie mir, schon darauf hinzuweisen, dass wir schon vor vielen Jahren damit begonnen haben. Damals war ich noch in meiner alten Funktion als Integrationsstadträtin tätig und hatte damit einen sehr guten Überblick über die Zuwanderungsbestimmungen und darüber, wie es denn möglich ist, hier legale Beschäftigungsverhältnisse zu erringen. Unsere Forderung an die schwarz-blaue Bundesregierung war es, hier zusätzliche Quotenplätze zu bewilligen. Ich kann mich noch ganz ge-nau erinnern, ich bin damals noch neben meiner jetzigen Amtsvorgängerin, Frau Primaria Pittermann, gesessen, und wir haben beide gesagt: Wir brauchen zusätzliche Quotenplätze für Pflegepersonal, denn sonst kommen die Menschen auf illegale Art und Weise zu uns, und zwar auch deshalb, weil sie gerufen werden von Österreichern und Österreicherinnen. Und das kann keine Lö-sung sein. Nur, seither sind die Quotenplätze nicht nur nicht ausgeweitet worden, sondern weniger geworden. 

Die Antworten, die ich damals bekommen habe – ich glaube, es war vom Kollegen Bartenstein –, lautete, die können ja im Zuge des Saisoniermodells kommen. Ich habe mich damals noch unglaublich darüber geärgert, denn im Zuge eines Saisoniermodells jemanden für per-sönliche Betreuung, für hoch qualifizierte und intime Tä-tigkeiten zu holen, halte ich für ganz falsch und kontraproduktiv. Wie es sich zeigt, funktioniert das auch nicht. Das heißt, ich denke, dass wir hier absolut miteinander versuchen müssen, zu einer besseren Lösung zu kommen. 

Jawohl, ich glaube auch, dass es vernünftig ist, Wege einzuleiten, das zu legalisieren, aber ich glaube, da werden wir beide miteinander noch viel zu tun haben, das auch einer gewissen Partei in der Bundesregierung zu erklären, zu der Sie vermutlich einen besseren Zugang haben als ich. Bis jetzt sind die Tendenzen in die andere Richtung, aber ich glaube, dass das ein Beispiel dafür ist, dass eine geregelte und korrekte legale Zuwanderung im Interesse aller ist, nämlich auch der Österreicher und Österreicherinnen, die von qualifizierten Ar-beitskräften, die unter anständigen sozialen Bedingungen arbeiten, auch profitieren können.

Wo ich völlig auf Ihrer Seite bin, ist die Frage der Prä-vention, die angesprochen wurde, aber auch – und da könnte man jetzt sehr lange darüber reden, aber ich möchte es angesichts der Zeit kurz machen – Prävention, die sich nicht nur auf das Thema illegale Drogen, sondern auch auf das Thema Alkohol bezieht. Ich möchte, dass wir uns diesem Bereich noch viel stärker widmen. Ich halte es für eine Katastrophe, wenn ganz junge Menschen es zum Freizeitsport werden lassen, wer sich sozusagen schneller betrinken kann und umso stolzer sind, je größer die Erinnerungslücken sind, die sie am nächsten Tag haben. Glücklicherweise sind es nicht alle, aber es sind unserer Beobachtung nach immer mehr. 

Deswegen ist ja auch unser Zugang der – damit kann ich mich dem Kollegen Pfeiffer zuwenden –, dass wir bei Prävention ansetzen, um grundsätzlich junge Menschen in die Lage zu versetzen, zu welchen Substanzen immer sie verführt werden, Nein zu sagen, und sie gleichzeitig auch über die Substanzen – und da sind natürlich die illegalen Substanzen dann ganz im Zentrum – zu informieren und auch hier darin zu bestärken, Nein zu sagen. 

Also da, Frau Kollegin Landauer, um zu Ihnen zurückzukommen, bin ich ganz Ihrer Ansicht. Erlauben Sie mir aber, da Sie gesagt haben, Sie werden diesem Haus nicht mehr angehören, es ist Ihre letzte Rede und Sie bedanken sich beim Auditorium, dass ich mich auch bei Ihnen bedanke, denn Sie waren eine derjenigen, die, als ich dieses nicht ganz einfache Ressort übernommen ha-be, immer mit einem ganz, ganz deutlichen Signal des Interesses an der Sache und des Interesses an einer sachlichen Zusammenarbeit und Kooperation gearbeitet haben, auch wenn es in manchen Fragen unterschiedliche Auffassungen gegeben hat. Aber das ist halt einmal so, wenn man bei unterschiedlichen Parteien ist, sonst wären wir es nämlich nicht. Aber Sie sind eine, die immer die Sache in den Vordergrund gestellt hat und die sich immer um Zusammenarbeit, Kooperation und um eine sachliche Diskussion bemüht hat. Und dafür möchte ich Ihnen auch persönlich sehr herzlich danke schön sagen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ sowie bei Gemeinderäten der ÖVP und der GRÜNEN.)
Um zum Schluss zu kommen: Frau Kollegin Cordon war es, glaube ich, die die Frage angesprochen hat, was wir alles tun können, um Menschen, die Betreuung brauchen, wirklich zu unterstützen und das Ziel zu erreichen, sie möglichst lange in den eigenen vier Wänden zu Hause zu lassen. Auch da würde ich mir wünschen, dass Sie ein bisschen mehr zur Kenntnis nehmen – ich werde mir erlauben, Ihnen alle diese Unterlagen zuzuschicken, nachdem das offensichtlich noch nicht bis zu Ihnen durchgedrungen ist –, dass in diesem Bereich eigentlich sehr viel passiert. 

Sie haben das Thema Demenzinformation angesprochen. Da ist vor kurzem ein exzellentes Buch von Prof Gatterer herausgekommen, der ja einer unserer Mitarbeiter ist, der sich genau mit dem Thema befasst. Wir haben eine Reihe von Einrichtungen in unseren geriatrischen Zentren. Wir haben die eigene Gerontopsychiatrie mit dem ausgezeichneten Prof Zotter im Rahmen des Psychosozialen Dienstes. Wir haben gerade jetzt auch eine Kampagne laufen, wo wir auf das Pflegenetzwerk der Stadt Wien aufmerksam machen. Wir haben ein völ-lig klares Ziel, das wir auch schon umgesetzt haben, die ambulante Betreuung auszubauen. Die Tageszentren haben Sie selber erwähnt. Es gibt gerade für Demenzerkrankte auch Angehörigengruppen, die wir unterstützen

Ich denke, dass natürlich alles immer noch besser und intensiver werden muss, denn wir alle wissen, dass die Betreuung der ältern Menschen – abgesehen davon, dass die, von denen wir hier reden, dann wir sein werden – immer mehr und mehr im Mittelpunkt stehen wird, und insofern müssen wir natürlich hier auch neue Schritte gehen. Sie wissen vermutlich – wenn nicht, sage ich es hier noch einmal –, dass alternative Formen, neue innovative Formen mir persönlich ein ganz großes Anliegen sind, weil ich glaube, dass wir hier neue Wege gehen müssen. Gerade auch mit meinem Kollegen Werner Fay-mann habe ich unlängst eine Reihe von intergenerativen Wohnmodellen für betreutes Wohnen vorgestellt. Also hier tut sich sehr viel, aber ich stehe nicht an zu sagen, dass noch sehr viele weitere Dinge zu tun sind. 

Auch hier nur noch eine Fachinformation: Diese 3-Stunden-Obergrenze, die Sie erwähnt haben für die täg-liche Betreuung, ist keine absolute Obergrenze der Be-treuung, sondern das ist jene Grenze, die eine Krankenschwester, die in unserem geriatrischen Bereich ambulant tätig ist, alleine entscheiden darf. Wenn es darüber hinaus geht, muss sie das im Team besprechen, dann ist es eine Teamentscheidung. Aber es gibt – und es ist mir wichtig, das hier festzuhalten – keine Obergrenze, schon gar keine drei Stunden. Diese drei Stunden beziehen sich nur auf die alleinige Entscheidungskompetenz, die dann die Krankenschwester alleine, ohne sich im Team abzusprechen, entscheiden darf. 

Zum Kollegen Pfeiffer, der der letzte Redner war, habe ich schon gesagt, dass ich in der Präventionsfrage natürlich hundertprozentig der Ansicht bin, dass das ein ganz, ganz wichtiges Thema ist, denn wie es so schön in einem alten Sprichwort heißt – wobei Sprichwörter ja meistens viel Wahrheit in sich haben –: Vorbeugen ist besser als Heilen. In unserem Fall ist es besser, Prävention zu machen als im Nachhinein dann mit viel menschlichem Leid und großem Aufwand versuchen zu müssen, die meist jungen Menschen wieder aus diesem Teufelskreis herauszuholen. 

Dazu gehören unsere vielen Maßnahmen, dazu gehört zum Beispiel – Sie erlauben mir schon, dass ich das jetzt sage – unsere Beratungseinrichtung für junge Menschen, die wir ganz speziell in Favoriten eingerichtet ha-ben und worüber wir ja eine Diskussion im letzten Ausschuss hatten. Aber ich denke, dass diese Einrichtung plus den 25 Präventionsprojekten, die wir in Wien laufen haben, ein sehr, sehr gutes Beispiel dafür sind, was hier alles passiert. 

Mein Lieblingsprojekt – die, die mich kennen, wissen, dass ich es bei jeder Gelegenheit erzähle – ist eine unserer Maßnahmen, die schon im Kindergarten ansetzt. Kinder erleben einige Monate hindurch einen spielzeugfreien Kindergarten, wodurch die sozialen Verhältnisse, der soziale Kontakt, die Kommunikation der Kinder völlig verändert wird und ihnen gezeigt wird, dass man auch ohne von außen vorgefertigte Hilfe ein sehr erfülltes Le-ben und in jedem Fall eben Spiel haben kann. Das ist nur eines von vielen, vielen Projekten.

Zum Schluss noch zwei grundsätzliche Bemerkungen, sehr verehrte Damen und Herren. Es hat sich durch verschiedene Diskussionsbeiträge durchgezogen, im vergangenen Jahr ist sehr viel angekündigt worden, aber zuwenig passiert. Ich verstehe schon, dass eine Opposition natürlich einen Rechnungsabschluss zum Anlass nehmen muss, ihre Kritik anzubringen. Ich würde mir aber doch wünschen, dass man diese Kritik an dem an-setzt, was da ist. Und es ist sehr viel da, es ist sehr viel passiert. Ich darf Ihnen ganz konkret nur einige Beispiele, die mir jetzt während des Zuhörens eingefallen sind, aufzählen, was alles passiert ist und was diesen Vorwurf, es würde nur in der Theorie, aber nichts in der Praxis passieren, denke ich, mehr als deutlich widerlegt. 

Wir haben in diesem vergangenen Jahr das Heimgesetz geschaffen. Wir haben die Aktion "Helfen Sie helfen" mit den freiwilligen Helfern umgesetzt. Wir haben die Geriatriezulage umgesetzt. Wir haben unser Pflegepersonal höherqualifiziert und zusätzliche Pflegehelfer aufgenommen. Wir haben die Zahl der Betten im Geriatriezentrum Am Wienerwald nicht nur reduziert, sondern auch die Qualität verbessert. 

Wir haben den hohen Standard unserer Spitäler in der spitzenmedizinischen Versorgung gesichert, vor al-lem im Allgemeinen Krankenhaus durch diesen wirklich richtungweisenden und, wie ich glaube, historischen Ab-schluss mit dem Bund, der auf Jahre hinaus die Existenz des AKH sichert. Wir haben eine Reihe von organisatorischen Maßnahmen, Reformmaßnahmen in den Spitälern gesetzt, etwa durch die Verstärkung von Wochenkliniken oder durch interdisziplinäre Belegungen. Wir werden heuer durch bessere Kooperationen zum ersten Mal Ein-richtungen effizienter nutzen und dadurch Sommersperren durchführen können. Wir haben Kooperationen mit Privaten, die es bisher nicht gegeben hat, zum Beispiel mit dem Hartmannspital. Wir haben sehr viel renoviert und neue Einrichtungen geschaffen. Wir haben einen neuen Pavillon im Geriatriezentrum Baumgarten errichtet, den wir in den nächsten Wochen eröffnen werden. 

Wir haben sehr viel getan – vor allem der Herr Generaldirektor, der das zu seinem persönlichen Anliegen gemacht hat –, um die Turnusausbildung zu verbessern, und zwar mit den Betroffenen gemeinsam. Was überhaupt bei allen Veränderungen unser Prinzip ist, indem zum Beispiel Fortbildungsbeauftragte eingerichtet wurden. 

Wir haben eine Reihe von neuen Abteilungen errichtet, wie zum Beispiel die neue Orthopädie im Otto-Wag-ner-Spital, die eine Qualität hat, sehr verehrte Damen und Herren, dass ich Sie nur einladen kann, diese einmal zu besichtigen. So etwas finden Sie nämlich in keinem Privatspital irgendwo auf der Welt in dieser Qualität. Es gibt dort neben einer Modernisierung 30 Prozent mehr Betten und eine Verdoppelung der OP-Kapazität. 

Wir haben eine Reihe von neuen Einrichtungen. Um nur eine zu nennen: Eine neue Abteilung zur interdiszipli-nären Behandlung von Krebs, die eine ganz besondere Qualität bietet und die – fast möchte ich schon sagen, selbstverständlich – österreichweit einzigartig ist. Da es geht darum, dass man Krebspatienten ganzheitlich in all ihrem Menschsein behandelt und unterstützt, und ich halte das für eine unglaublich wichtige Einrichtung. 

Wir haben im Sozialbereich zwei neue Gesundheits- und Sozialzentren eröffnet. Wir haben ein neues Tageszentrum finanziert. 

Wir haben Wiedereinstiegsprojekte für Sozialhilfeempfänger und -empfängerinnen finanziert, zum Beispiel "Ways to Work", wo über tausend Menschen aus der Sozialhilfe heraus wieder einen Job gefunden haben. Wir haben eine neue Unterstützungsstruktur in Selbsthilfegruppen SOS. gefunden. Alles nur im letzten Jahr. 

Wir haben nebenbei sozusagen noch eine Struktur aufgebaut, um 9 000 Menschen, die als Flüchtlinge in dieses Land gekommen sind, weil sie anderswo um Leib und Leben fürchten mussten, hier zu unterstützen. Wir haben eine zusätzliche mehrsprachige Schuldnerberatung. 

Wir haben gemeinsam mit meinem Kollegen Werner Faymann sehr große Verbesserungen in der Delogierungsprävention erreicht. Wir haben zusätzliche Einrichtungen für Wohnungslose geschaffen, neue Kurzzeitunterbringung – das hat mein Kollege Deutsch schon erwähnt –, die Frauenmaßnahmen in der Gänsbachergasse, die mir persönlich ganz besonders wichtig sind. Wir haben, gemeinsam mit der Caritas, eine mobile medizinische Versorgung für Wohnungslose, die es bisher nicht gegeben hat. 

Das sind nur die Dinge, die ich mir jetzt so während der Diskussion nebenbei notiert habe, was alles im vergangenen Jahr ganz konkret zum Wohle der Wiener und Wienerinnen passiert ist. 

Denn, sehr verehrte Damen und Herren, in Wien, in unserer Heimatstadt schlägt ein soziales Herz – im Gegensatz zum Bund, an dessen sozialer Kälte um ihre Zu-kunft betrogene junge Menschen zerbrechen und Arbeitslose verzweifeln werden. In Wien werden Menschen in sozialer Notlage nicht im Stich gelassen, im Gegenteil, wir lassen sie nicht nur nicht im Stich, sondern wir versuchen, jeden Einzelnen wieder in ein selbstbestimmtes, selbstorganisiertes und selbstfinanziertes Leben zurückzuführen. Wien ist eine soziale Stadt, Wien ist eine Stadt der Spitzenmedizin für alle, unabhängig vom Geldbörsel, unabhängig vom Geschlecht, unabhängig von der Herkunft. 

Jawohl, meine sehr verehrte Damen und Herren, das kostet Geld. Die Stadt finanziert dieses exzellente Gesundheitswesen mit dem Zuschuss, den der Krankenanstaltenverbund bekommt. Wir sind dabei, noch effizienter zu arbeiten, wir sind dabei, Reformmaßnahmen zu setzen, aber eines ist klar: Auch nach den besten Reformen werden die Wiener Spitäler keine Profite bringen. Unser Gewinn, sehr verehrte Damen und Herren, ist die Gesundheit der Wiener und Wienerinnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Neben all dem, sehr verehrte Damen und Herren, was in meinem Ressort im wahrsten Sinne des Wortes rund um Uhr, 24 Stunden, Tag und Nacht für die Menschen passiert in den Spitälern, bei der Rettung, bei den Notrufen, bei den Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen, im ambulanten, im stationären Bereich, bei den Be-treuern und Betreuerinnen, und all den anderen, die im Verwaltungsbereich ganz, ganz wichtige Arbeit machen, also neben all dem hat die Wiener Feuerwehr noch 35 000 Einsätze im Jahr 2004 geleistet. Das geht manchmal unter, und das tut mir im Herzen weh, weil ich weiß, wie gut hier gearbeitet wird. 

Nebenbei – unter großen Anführungszeichen – hat die Rettung 150 000 Einsätze geleistet mit unglaublichem Engagement und unglaublichem Elan. Deswegen, denke ich, gilt das letzte und wichtigste Wort den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen für ihre tolle Arbeit in dieser einzigartigen Mischung von hoher Qualifikation und ganz, ganz großem Herzen, was die gute Arbeit in unserem sozialen Wien ausmacht. 

Ich danke allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen für diese wunderbare Arbeit, ohne die das soziale Wien nicht das wäre, was es ist, ohne die die notwendigen Weiterentwicklungen, die wir brauchen und zu denen ich mich bekenne, nicht passiert wären und in Zukunft nicht passieren könnten. Miteinander ist und bleibt mein Motto für alles, was wir tun. Und auch wenn ich leider festgestellt habe, dass die Opposition diese meiner Meinung nach sehr tolle Arbeit und die Erfolge nicht sieht oder nicht sehen möchte, die Wiener und Wienerinnen sehen sie, die Wiener und Wienerinnen kennen sie, und die Wiener und Wienerinnen wissen, wer die politische Verantwortung dafür hat. Und das, sehr verehrte Damen und Herren, ist mir, ehrlich gesagt, das Wichtigste. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich danke, Frau Stadträtin, für diesen wirklich großen und ausführlichen Leistungsbericht zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. 

Zum Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund liegt jetzt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen somit gleich zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Sommer-Smo-lik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! Ich möchte zu mehreren Punkten aus dieser Geschäftsgruppe sprechen und mit den Kindertagesheimen beginnen, für die wir im Rechnungsabschluss bei den Leistungserlösen eine Abnahme um 2 Millionen EUR herauslesen können, das heißt, wir haben weniger Geld eingenommen. Es ist aber eigentlich nicht verwunderlich, dass wir hier bei den Leistungserlösen weniger Geld eingenommen haben, da sich die fi-nanzielle Situation der Menschen mit Kindern in Wien nicht verbessert, sondern verschlechtert hat. Es steigt die Zahl derer, die den Kindergarten kostenfrei in Anspruch nehmen, doch es wird von Seiten des Bundes nichts dagegen getan, sondern es wird zugeschaut.

Aber es wird auch von Seiten der Stadt Wien wenig unternommen, denn unserer Forderung nach einem Kinderarmutsbericht, aus dem wir auch nachvollziehen könnten, wie viele Kinder denn wirklich an der Armutsgrenze leben, wird nicht nachgekommen. Ich habe es mir heute allerdings erspart, einen Antrag auf einen Kinderarmutsbericht zu stellen, und ich habe gesehen, die ÖVP hat auch keinen gestellt, dass heißt, sie hat es auch aufgegeben, einen Antrag auf einen Kinderarmutsbericht zu stellen, weil es offensichtlich keinen Sinn hat, hier ein politisches Umdenken erreichen zu wollen. Wir werden sehen, ob sich das in der nächsten Periode dann ändert.

Positiv ist, dass die Kindergruppenförderung so massiv erhöht wurde, was darauf zurückzuführen ist, dass wir mehr private Kindergruppen gefördert haben. Das ist auch wichtig, um den hohen Versorgungsgrad an Kinderbetreuungseinrichtungen bei den Drei- bis Sechsjährigen respektive bei den Drei- bis Fünfjährigen zu erreichen. Ich möchte mich daher nicht nur bei den PädagogInnen in den öffentlichen Kindertagesheimen bedanken, sondern auch bei den PädagogInnen in den privaten Kin-derbetreuungseinrichtungen, die wirklich gute Arbeit leis-ten und mithelfen, diesen hohen Versorgungsgrad zu er-halten.

Es ist aber auch so, dass wir im Bereich der Unterdreijährigen eine eher geringe Versorgungsdichte haben, wobei Wien im Vergleich zu Österreich schon die beste Versorgungsdichte bei den Null- bis Dreijährigen hat, aber ich glaube, dass wir hier noch mehr an Betreuungseinrichtungen brauchen könnten, denn wir wissen ja, dass gerade dieses Alter es ist, das Eltern mit Kindern daran hindert, wieder in den Beruf einzusteigen.

Ich möchte auch einen diesbezüglichen Antrag einbringen, dass der weitere Ausbau von Kinderbetreuungs-einrichtungen besonders im Bereich der Betreuung von Null- bis Dreijährigen vorangetrieben wird und dass zusätzliche flexible Kinderbetreuungsmodelle, das heißt, dass es die Möglichkeit gibt, Kinder nur ein, zwei, drei oder vier Tage in der Woche betreuen zu lassen, angeboten werden. – Ich beantrage die sofortige Abstimmung.

Trotz des hohen Versorgungsgrades, den wir in Wien an Kinderbetreuungseinrichtungen haben, wird an der Qualität nur sehr langsam etwas verbessert. Wir haben nach wie vor die Situation, dass wir sehr, sehr viele Kinder in den Gruppen haben, dass wir nach wie vor nur eine Pädagogin in den Kindergruppen haben und dass auch die Helferinnen nach wie vor kein Berufsbild haben. Ich habe schon einmal einen Antrag eingebracht bei der Debatte, die wir im Jahr 2004 über das Kindertagesheimgesetz hatten, wo auch angedacht wurde, dass es ein Berufsbild in Bezug auf die Ausbildung der Helferinnen geben soll. Dieser Antrag wurde abgelehnt, ich möchte aber noch einmal einen Anlauf nehmen, weil ich glaube, dass dieser Gruppe von Menschen, die im Kindergarten mit unseren Kindern arbeiten, sehr wohl ein Berufsbild zustehen würde. 

Gerade in der Debatte über den Bildungsplan für den Kindergarten, der ja jetzt angegangen wird und den wir auch begrüßen, ist es notwendig, dass die Menschen, die mit unseren Kindern in den Kindergärten und in den Kindergruppen arbeiten, auch ein Berufsbild und eine entsprechende Ausbildung haben. Wenn wir uns ansehen – und da verstehe ich auch nicht, warum die Augen davor verschlossen werden –, was die Helferinnen in den Kindertagesheimen alles leisten, dann sehen wir, dass sie nicht nur putzen und kochen, wie das eigentlich ursprünglich einmal geplant war, sondern sie leisten pädagogische Arbeit, sie helfen mit in der pädagogischen Be-treuung der Kinder und machen unterschiedlichste Dinge, die schon lang von diesem Helferinnenbild, das es einmal gegeben hat, weg sind.

Ich möchte deswegen noch einmal den Antrag stellen, dass die zuständige Magistratsabteilung ein Programm zur Berufsausbildung für Helferinnen in den Kindertagesheimen und Kindergärten, das auch ein Konzept für eine entsprechende Berufsaus- und -weiterbildung beinhaltet, entwickelt. – Auch hier beantrage ich die so-fortige Abstimmung.

Zum nächsten Thema, das in dieses Ressort gehört, zu den Bädern. Wir sind ganz der Meinung, dass die Bä-der Aufgabe der öffentlichen Hand sind und nicht privatisiert werden sollen. Was mit privatisierten Bädern passiert, haben wir auch schon hinlänglich diskutiert. Ich sa-ge nur: Waldbad Penzing. Dort ist doch nicht alles so gelaufen, wie wir dachten, sondern es ist das passiert, wovor wir gewarnt haben. Wir hoffen, dass sich mit diesem neuen Vertrag, den es bezüglich Waldbad Penzing geben wird, wirklich was verbessert, dass wir nicht in ei-nem halben Jahr oder einem Jahr wieder vor der Situation stehen, dass die Firma Tropicana den Konkurs anmelden muss, dass Stromrechnungen nicht bezahlt wer-den können und die Menschen in diesem Bezirk wieder kein Bad haben, sondern dass dieser Vertrag wirklich auch das hält, was er vorgibt zu versprechen. 

Aber trotzdem ist im Bereich der Bäder schon noch einiges zu kritisieren, denn – die ÖVP hat auch einen Antrag dazu eingebracht – das so genannte Bäderkonzept ist einfach ein so genanntes. Wir haben im Jahr 2001 eine Sitzung oder zwei Sitzungen der Bäderkommission gehabt und seither keine mehr. Seither wird zwar immer irgendwo darauf hingewiesen, dass es ein Bäderkonzept gibt, aber es wurde meiner Meinung nach keines – zumindest nicht hier, vielleicht irgendwo anders, aber sicher nicht hier – beschlossen. Es wird umgebaut, es wird investiert im Rahmen dieses Bäderkonzepts, aber es wird offensichtlich ein Bäderkonzept gehandelt, das eigentlich keiner kennt, zumindest nicht wir von der Opposition. 

In diesem Bäderkonzept werden sinnvolle Maßnahmen getroffen. Das stimmt, das ist auch nicht abzustreiten. Es wird endlich darangegangen, die Bäder auch mehrfach zu nutzen. Es gibt mehr Initiativen in Richtung Beachvolleyballplätze oder Sportplätze und mehr Initiativen, die auch länger offen zu lassen, aber da entstehen halt so Skurrilitäten wie im Höpflerbad. Dort hat zwar der Beachvolleyballplatz bis 22 Uhr offen, aber das Bad schließt um 20 Uhr. Getrennt sind die beiden Flächen durch einen sehr niedrigen Zaun, und ich bin schon ge-spannt, wann die ersten Menschen vom Beachvolleyball-platz dann nach 20 Uhr über diesen Zaun klettern werden, um in dieses Bad hineinzukommen.

Deswegen glauben wir, dass es Sinn macht, hier auch über eine Erweiterung der Öffnungszeiten der öffentlichen Bäder nachzudenken, denn es entspricht auch nicht mehr ganz dem Freizeitverhalten, dass man im Sommer nur bis 19 oder 20 Uhr baden gehen kann, denn viele Menschen hören um diese Zeit erst zu arbeiten auf.

Daher stellen die GRin Maria Ringler und ich folgenden Antrag: Die zuständigen Stellen der Stadt Wien sollen veranlasst werden, dass der Badeschluss in den Sommerbädern im Zeitraum von Mitte Juni bis August ab der Badesaison 2006 auf 24 Uhr verlegt wird und alle dafür nötigen Maßnahmen ergriffen werden und dass die Ausweitung der möglichen Arbeitszeit für die betroffenen Saisonbediensteten im Zeitraum 20 bis 24 Uhr mit entsprechenden Zuschlägen zum üblichen Stundenlohn ab-gegolten werden; dies nur im Einvernehmen mit den be-troffenen Saisonbediensteten und der Personalvertretung.

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Da wir wissen, dass man so eine Öffnungszeiterweiterung der Bäder nicht von heute auf morgen machen kann, weil viele Bäder ja keine Beleuchtung haben und und und – da gilt es einfach, Maßnahmen zu treffen, die es wahrscheinlich noch nicht gibt –, haben wir das in diesem Antrag auch erst für die Badesaison 2006 vorgeschlagen. 

Wir schlagen aber auch vor, dass man, um dieses Erweiterungsangebot der Öffnungszeiten zu bewerben, schon heuer eine lange Nacht der Bäder macht. Die lan-gen Nächte sind ja sehr beliebt im Moment in Wien. Es gibt die Museen, die Musik, auch die Kirche ist schon auf die lange Nacht gekommen, und so könnten ja auch die öffentlichen Bäder auf die lange Nacht der Bäder kommen. Und da schlagen wir vor, dass es noch in dieser Badesaison mindestens eine lange Nacht der Bäder ge-ben soll, um darauf hinzuweisen und auch abzutesten, wie die Menschen darauf reagieren, wenn die Bäder doch auch am Abend offen haben.

Und auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich möchte noch auf ein weiteres Thema zu sprechen kommen, das in diesem Ressort beheimatet ist, aber ei-gentlich noch nie diskutiert wurde, das sehr wenig diskutiert wurde, nämlich die Erwachsenenbildung beziehungsweise die Volksbildung, wie sie ja in diesem Ressort bezeichnet wird. Wir haben in Wien, aber auch in Österreich die Situation, dass sich im Bereich der Erwachsenenbildung oder im Bereich des lebensbegleitenden, des lebenslangen Lernens eigentlich ein sehr wuchernder Markt breit macht, einzelne Anbieter hier anbieten, keiner durchschaut dieses Angebot mehr, es gibt keine Kooperation zwischen den einzelnen Anbietern, es gibt eigentlich keine Qualitätsstandards, keiner weiß, was er kriegt für den Preis, der meistens sehr hoch ist, wo er versucht, sich weiterzubilden beziehungsweise, was es dort gibt, was steckt da drinnen. Das heißt, es ist ein einziges Wuchern, und die Politik kümmert sich nicht darum, man überlässt es völlig diesen privaten Anbietern.

Es ist auch so, dass diese Form an Kursen und Angeboten an den Volkshochschulen, deren Arbeit ich sehr schätze, und ich glaube, dass die auch sehr, sehr wichtig ist, nicht mehr ganz so zeitgemäß ist und dass wir nachdenken sollten, wie es hier weitergehen kann und dass es vernetztere Orte geben könnte als die Volkshochschulen, und dann gibt es noch die Bibliotheken und und und. Das heißt, die Vernetzung ist in diesem Bereich sehr, sehr notwendig, und ich glaube auch, dass es niederschwelliger werden muss. Die Volkshochschulen sind schon sehr, sehr niederschwellig, aber trotzdem werden mit diesen Angeboten nur bestimmte Menschen erreicht, nämlich die, die schon in der Bildung drinnen sind, nicht ganz so wie bei den großen Anbietern, wo wir ja einen sehr, sehr großen Unterschied zwischen den qualifizierteren ArbeitnehmerInnen haben, aber auch von Männern und Frauen. 

In den Volkshochschulen ist es aber auch so, dass wir eigentlich nicht an jene bildungsferneren Schichten herankommen, die auch in den Genuss von Erwachsenenbildungsangeboten kommen sollten. Und ich glaube, dass im Bereich der Erwachsenenbildung schon auch mal ein Diskussionsprozess in dieser Stadt einsetzen könnte, um außer den Volkshochschulen oder auch mit den Volkshochschulen gemeinsam sich zu überlegen, wie kann man sich zeitgemäß auch hier weiterentwickeln beziehungsweise andere Dinge anbieten.

Ein weiteres Problem in diesem Bereich ist der Analphabetismus. Wir haben in Wien, aber auch in ganz Ös-terreich einen immer steigender werdenden Prozentsatz an funktionalen AnalphabetInnen, und es gibt viel zu we-nig Kurse, es gibt viel zu wenig Angebote, die auf dem Grund des Analphabetismus aufbauen. Es wird wenig getan, vor allem für Jugendliche, die weder Lesen noch Schreiben können beziehungsweise nicht sinnerfassend Lesen oder Schreiben können, sondern nur ihren Namen oder das, was sie sich halt angeeignet haben, lesen kön-nen. 

Wir wissen alle, wie tabuisiert dieses Thema ist. Analphabetismus ist ein Tabu in dieser Gesellschaft, und Deutschland macht ja vor, wie man mit einer sehr, sehr guten Kampagne hier wirklich einiges bewegen kann. Und ich glaube, dass auch Wien eine solche Kampagne gut täte, wo man ja auch sieht, wenn wir dann zum PID kommen, wie viel Geld für Kampagnen ausgegeben wird. So könnte ja auch hier mal eine Kampagne mit einem sinnvollen Ziel, nämlich das Thema Analphabetismus zu thematisieren, gemacht werden, und ich stelle hier folgenden Beschlussantrag:

„Die Stadt Wien startet eine Sensibilisierungs- und Informationskampagne zum Thema 'Alphabetisierung'. Das Angebot an Alphabetisierungskursen für Erwachsene, aber vor allem auch für Jugendliche wird erweitert und kostenfrei angeboten.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Was ich nicht möchte, ist, dass das Thema Analphabetismus nur in den Bereich der MigrantInnen beziehungsweise Jugendlichen nichtdeutscher Muttersprache eingereiht wird, weil hier gibt es ja Kurse und Angebote, auch zu wenige, sondern es ist auch ein Problem der-
jenigen, die in Österreich geboren worden sind und Deutsch als Muttersprache haben, und wir sollten eigentlich nicht mehr weiter die Augen verschließen vor diesem gesellschaftspolitischen Problem. 

Nun zum PID, zur Information und Öffentlichkeitsarbeit. Hier haben wir ungefähr 8,5 Millionen EUR mehr ausgegeben als im Voranschlag, begründet durch die Imagewerbung und andere Aktivitäten, oder es wurden mehr Printmedien gemacht oder mehr Veranstaltungen. Auch wien.at print hat mehr gekostet. Und wenn wir uns dann anschauen, was am Donnerstag wahrscheinlich beschlossen wird gegen die Stimmen der Opposition, so werden im nächsten Rechnungsabschluss mehrere hun-dert Millionen Euro mehr im Rechnungsabschluss beim PID stehen als jetzt diese 8,5 beziehungsweise 9 Millio-nen EUR. Und es ist ja schon schön und gut, wenn sich die Stadt Wien und die StadträtInnen in verschiedenen bunten Broschüren abbilden lassen in sämtlichen möglichen Lebenslagen. Aber wenn dann kein Geld mehr da ist, wie zum Beispiel für eine Alphabetisierungskampagne, dann frage ich mich schon, wo hier die politische Schwerpunktsetzung ist. 

Der Sport ist ja auch in diesem Ressort, wo mein Kollege Ellensohn dann noch mehr dazu sagen wird. Wir haben hier in Bezug auf die Mehrfachnutzung von Sportplätzen und Sportflächen das Problem, dass viele die-
ser Turnsäle und Sportplätze am Wochenende oder am Abend geschlossen sind und nicht benützbar sind für die Wienerinnen und Wiener. Und es entspricht, so wie das Baden bis 20 Uhr, eigentlich nicht dem Freizeitverhalten. Viele wollen sich halt am Abend oder am Wochenende sportlich betätigen, und ich möchte deswegen einen Be-schlussantrag einbringen:

„Die MA 51 möge mit allen anderen zuständigen Stellen ein Konzept ausarbeiten, wie die Sportflächen der Gemeinde Wien in Zukunft besser und breiter nutzbar gemacht werden können. Das Konzept soll dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport vorgelegt werden.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung.“

Nun zu den Musikschulen. Wir haben in Wien die Situation, was wir auch schon öfters im Ausschuss diskutiert haben, dass wir eigentlich nicht einmal eine Musikschule pro Bezirk haben und dass dies im Vergleich zu Niederösterreich eigentlich ein Armutszeugnis ist für die Stadt Wien. Wir haben in Wien ein Angebot von 5 300 Plätzen an den Wiener Musikschulen. Es sollte eigentlich jedem einleuchten, dass das zu wenig ist, wenn wir davon ausgehen, dass es uns ein wichtiges Anliegen ist, dass Kinder und Jugendliche zumindest ein Instrument erlernen oder eine fundierte Musikerziehung genießen können. 

Und deswegen stelle ich gemeinsam mit meiner Kollegen Marie Ringler folgenden Beschlussantrag:

„Frau amtsf StRin Grete Laska möge die budgetäre Vorsorge treffen, um die dringend nötigen Maßnahmen bis 2010 zu ermöglichen.

1. Die Verdoppelung der Plätze an bestehenden Musikschulen, um mehr Kindern und Jugendlichen das Er-lernen eines Instruments zu ermöglichen.

2. Zusätzliches Lehrpersonal, um die Kinder und Jugendlichen auch nach der Verdoppelung der Ausbildungsplätze auszubilden und einen qualitativ hochstehenden Unterricht zu gewährleisten. 

3. Die Einrichtung zusätzlicher Zweigstellen in den Bezirken mit großer Fläche und wenigen beziehungsweise keinen Musikschulen ist zu prüfen, und die notwendigen Schritte zur Erbauung neuer Zweigstellen von Musikschulen sind in die Wege zu leiten.

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung.“

Ganz, ganz wichtig ist uns auch so wie im Bereich der Erwachsenenbildung und des lebensbegleitenden Lernens, dass wir hier niederschwellige Zugänge haben. So ist es auch bei den Wiener Musikschulen notwendig, dort die niederschwelligen Zugänge zu haben. Es geht nicht darum, nur die Talente zu fördern beziehungsweise Kinder zu haben, die über Privatunterricht schon in den Genuss einer Musikerziehung gekommen sind und dann halt aufgenommen werden, sondern es sollte eigentlich jedem Kind in Wien freistehen, wenn es sich für Musik interessiert, wenn es ein Instrument erlernen will, dass es einen Platz an einer Wiener Musikschule bekommt, und deswegen stellen wir wieder folgenden Beschlussantrag:

„Der Zugang zu den Wiener Musikschulen muss niederschwelliger werden, um allen Kindern und Jugendlichen, die ein Instrument erlernen wollen, dies auch zu ermöglichen. Der Musikunterricht an den Wiener Musikschulen darf nicht nur einigen wenigen, hochtalentierten Kindern und Jugendlichen zur Verfügung stehen, sondern es muss Sorge getragen werden, dass alle Kinder und Jugendlichen die Möglichkeit haben, ein Instrument zu erlernen, unabhängig von Alter, Vorbildung und Herkunft.

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung.“

Und zum letzten Antrag, auch die Musikschulen be-treffend: Es ist in den Musikschulen ja so, dass hier ei-gentlich nur sehr viele Instrumente unterrichtet werden, die Orchesterinstrumente sind, und dass Kurse zum Er-lernen anderer Instrumente nicht angeboten werden, vor allem, wenn man sich anschaut, dass Wien ja auch eine Stadt mit verschiedenen Kulturen und verschiedenen In-strumenten ist. Und da stellen wir folgenden Beschlussantrag:

„Der Gemeinderat beschließt, dass an den Wiener Musikschulen vermehrt ethnischer Musikunterricht stattfinden soll, der den Kindern und Jugendlichen das Erlernen eines oder mehrerer Instrumente ermöglicht, die nicht zur klassischen Orchesterbesetzung zählen. Die dazu nötige zusätzliche finanzielle Ausstattung der Musikschulen muss entsprechend hergestellt werden.

Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung.“

Zum Schluss noch. Es ist bezeichnend, und wir haben ja am Donnerstag dann auch ein Geschäftsstück da-zu, dass zum Beispiel die JungbürgerInnen-Veranstal-tungen – sie heißen Jungbürgerveranstaltungen; auch hier könnte man mal anregen, dass man die geschlechtsneutrale Schreibweise in den Rechnungsabschluss, aber auch in das Budget hineinnimmt –, also dass die Jungbürgerveranstaltungen mehr kosten als budgetiert wird. Dass wir mit den Jungbürgerveranstaltungen in der Form, wie sie abgehalten werden, nicht einverstanden sind, werde ich am Donnerstag bei diesem Geschäftsstück noch einmal ausführen. Aber wenn man schon weiß, was das kostet und dass es immer wie-der mehr kostet als budgetiert, würde ich anregen, doch endlich mal die Summe hineinzuschreiben, was die-
se Partys und Feiern kosten, und nicht nur einfach 80 000 EUR mehr hineinzuschreiben, nicht zu kommentieren und dann dieselbe Summe wieder im nächsten Jahr hineinzuschreiben, weil wenn Budgetwahrheit, dann doch auch gleich richtig, und wenn es schon keine Diskussion über den Inhalt dieser Jungbürgerveranstaltung gibt, dann doch wenigstens über die Summe des Geldes, das dort investiert wird beziehungsweise ausgegeben wird. 

Im Großen und Ganzen glaube ich, dass bis auf den Bereich der Kindertagesheime in Wien einiges noch zu tun ist in diesem Ressort, und wir hoffen darauf, dass die Vorschläge der Opposition, die aber auch schon in den anderen Geschäftsgruppen diskutiert wurden, auch wenn eine absolute Mehrheit im Raum ist, mal angehört werden, diskutiert werden, darauf eingegangen wird und nicht jeder Antrag abgelehnt wird, und dann nicht einmal ordentlich begründet wird, warum man etwas nicht macht, sondern einfach nicht macht, weil es von der Op-position kommt. Im Sinne unserer Kinder in dieser Stadt würde ich mir das wünschen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr ge-ehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir haben im Rechnungsabschluss eine Finanzgebarung vorliegen, die im Ressort Laska einen Abgang von 123 Millionen EUR ausweist. Das ist also, wie man so schön zu sagen pflegt, nicht irgendwas, sondern das ist schon ein ganz ein schönes starkes Stück, wenn man sich vorstellt, dass das Gesamtressort einen Voranschlag von 1,3 Milliarden EUR hatte und 1,4 Milliarden EUR ausgegeben hat, also man kann sagen, dass der Voranschlag um rund 10 Prozent überschritten wurde. 

Wenn man sich nun die einzelnen Positionen anschaut, dann kann man genau erkennen, die Ursache ist eine Mischung aus Sorglosigkeit und aus einer gewissen Konzeptlosigkeit und offenbar auch ein Selbstleger, wie man zu sagen pflegt, die Folgen von Tarif- und Kostensteigerungen im Energiebereich, weil das natürlich auch nicht ganz, zum Beispiel bei den Schulen oder bei den Bädern oder beim Sport, ohne Folgen bleibt. 

Wenn man sich das genau anschaut, bleibt es überhaupt fragwürdig, was hier angesetzt wurde. Da ist bei der MA 56 ausgewiesen beim Strom, beim Gas und beim Wasser ein Betrag von 276 000 EUR, von 81 000 EUR und von 621 000 EUR. Die Ausgabenseite sieht aber dann folgende Summen vor: 2,7 Millionen EUR für den Strom, 1,4 Millionen EUR für das Gas und 8 Millionen EUR für Wärme. Also das muss man sich einmal überlegen, wie man das zustande bringt, einen Voranschlag mit fast 10-fachem Unterschied zu haben gegenüber dem Rechnungsabschluss. 

Auch bei den Pflichtschullehrern taucht ein Überschreitungsbetrag von 20 Millionen EUR auf. Der ist in-sofern unverständlich, als eigentlich nicht ganz nachvollziehbar ist, dass es nach dem Abschluss des Finanzaus-gleiches aus dem Jahr 2000, der ja vom Finanzstadtrat Rieder verhandelt und vom Lhptm Häupl bestätigt wurde, sozusagen noch Überschüsse gegeben hat im Lehrerbereich, weil man offenbar erst ein paar Jahre später, genau genommen drei Jahre später, draufgekommen ist, dass man da noch irgendwo offenbar Lehrer angestellt hat, die überhaupt nicht im Dienstpostenplan gestanden sind. Also das ist etwas, was nicht nachvollziehbar ist auch im Zusammenhang mit den Lehrer-Schüler-Zahlen. Immerhin hat die SPÖ das voll akzeptiert, was hier verhandelt wurde, weil es ja den Landeshauptleuten damals viel, viel lieber war, beim Personal einsparen zu müssen als direkt im Bereich der Wohnbauförderung. Das war ja damals der Deal. 

Und seither, so hat man das Gefühl, wird krampfhaft versucht, auf Kosten der Lehrerdienstposten das alles wieder ein bisschen zurückzubekommen, was man hier mit den 20 Millionen EUR mehr zahlen muss. Die Folgen sind absehbar: Wir haben durchschnittlich statt den, ich sage ein Beispiel von der Volksschule, 1 zu 14,5 – also sind wir großzügig und sagen wir 1 zu 20, da haben wir dann die Direktorenposten und Krankenstände auch da-bei – durchschnittlich eher 27 bis 29 Kinder in der Klasse, also Einsparungen auf Kosten der Lehrer, wenn man so will, weil das natürlich Folgen hat im Hinblick auf die Lehrerverwendungen. Aber das geht ja dann noch weiter. Wir haben ja dafür im Kollegium des Stadtschulrates dann einen Dienstpostenplan vorgelegt bekommen, wo 792 zusätzliche Dienstposten gefordert werden.

Nun, meine Damen und Herren, wir kennen das Spiel schon aus dem Vorjahr. Da waren 700 Dienstposten, die man mehr wollte. Interessant ist nur, man sagt nicht von wem beziehungsweise man behauptet nachher, die Frau Bundesministerin für Bildung hätte das zur Verfügung zu stellen. Man vergisst nur, dass man das nie mit ihr verhandelt hat. Verhandelt hat man nämlich mit dem Finanzminister und nicht mit der Frau Bundesministerin. Und dann, nachdem man den zweiten Finanzausgleich im November des Vorjahres bereits bestätigt hat und wieder einverstanden war – es gibt sogar eine schrift-
liche Stellungnahme der Stadt Wien zum Finanzausgleich, wo eindeutig drinnen steht, dass man mit dem hochzufrieden ist, und es gibt auch genug Pressemeldungen, wo Herr Finanzstadtrat Rieder erklärt hat, wie glücklich er ist, dass Wien sehr gut abgeschnitten hat, dass man sich gefunden hat, dass eigentlich alles passt –, dann ist man plötzlich wieder auf der Welle und sagt: Ja, aber wir hätten gern 792 Dienstposten für die Pflichtschule mehr. Nun, wir hätten alle gerne mehr, aber man muss es halt verhandeln. Man kann sie nicht beim Verhandeln verschweigen und dann ein paar Monate später sagen: So, und jetzt gehen wir in die Öffentlichkeit und erklären, was wir mehr haben wollen.

Aber, meine Damen und Herren, ich gebe heute der SPÖ wieder die Möglichkeit, mehrheitlich einem Antrag zuzustimmen, der da lautet: 

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien möge sich dafür einsetzen, dass die vom Kollegium des Stadtschulrates im Mai 2005 beschlossenen zusätzlichen 792 Lehrerdienstposten für die Pflichtschule auch tatsächlich bereitgestellt werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (VBgmin Grete Laska: Das müssen Sie bei der Frau Bundesministerin einfordern!)

Na freilich! Wir werden zuerst einmal da im Haus die Unterstützung für unseren Antrag einfordern, und ich bin sicher, wenn das von allen gewünscht wird, dass auch zugestimmt wird. 

Wir haben dann im Kindergartenbereich schon lange gesagt, dass man vor Schuleintritt vernünftigerweise die Sprachintegration schon abschließen könnte oder abgeschlossen haben könnte. Das Ausland zeigt uns das sehr deutlich, dass das so am besten funktioniert. Wir machen das nach wie vor nicht, haben aber im Moment, glaube ich, ein bisschen einen Richtungswechsel zu er-kennen in der SPÖ. Zumindest die Bundes-SPÖ gibt vor, dass sie sich sehr gut vorstellen kann, dass so quasi vor dem Schuleintritt eine vorschulische Maßnahme zur Sprachintegration stattfindet.

Nun, wir stellen auch hiezu gerne noch einmal den Antrag, vielleicht ist es jetzt der SPÖ möglich, diesem Antrag zuzustimmen, und ich darf kurz bekannt geben, was ich gemeinsam mit meinem Kollegen Wolfgang Aig-ner als Beschlussantrag einbringen werde: 

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien wird aufgefordert, in seiner Eigenschaft als Präsident des Wiener Stadtschulrates die Schuleinschreibung..." Nein, Entschuldigung, das ist erst der nächste. Vorher noch einen anderen: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport..." – (Zwischenruf von GR Harry Kopietz.) Herr Professor, Sie werden auch noch ein paar Fehler begehen, da bin ich mir sicher. (GR Harry Kopietz: Wenige, wenige!) Vor allem, wenn es so harmlose sind, wird es niemanden kratzen. (GR Godwin Schuster: Herr Professor, das war von uns kein Vorwurf!) „...wird aufgefordert, dafür zu sorgen, dass bereits ab dem Schuljahr 2005/06 das letzte Kindergartenjahr für alle Wiener Kinder von sämtlichen Beiträgen befreit wird. 

In formeller Hinsicht ersuchen wir um sofortige Abstimmung.“

So, und jetzt komme ich zum zweiten Antrag in diesem Bereich, den ich schon kurz angedeutet habe. Hier geht es darum, dass es sinnvollerweise bei Kindern im fünften, sechsten Lebensjahr vorgesehen sein sollte, sie vorzeitig einzuschulen beziehungsweise vorzeitig einer Schuleinschreibung zuzuführen. Bei dieser Schuleinschreibung oder Überprüfung kann man dann hervorragend feststellen, ob die Entwicklung altersgemäß gegeben ist und ob gegebenenfalls auch Sprachdefizite da sind. Und beides zusammen macht dann erst richtig Sinn. Daher der nächste Beschlussantrag: 

„Der Herr Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien wird aufgefordert, in seiner Eigenschaft als Präsident des Wiener Stadtschulrates die Schuleinschreibung für die Wiener Kinder bereits im Herbst des Jahres vor dem ge-setzlichen Schuleintritt vorzunehmen, um Schülern mit Sprachdefiziten eine entsprechende Beratung zur rechtzeitigen Förderung sicherzustellen. 

In formeller Hinsicht ersuchen wir um sofortige Abstimmung.“ 

Meine Damen und Herren! Es ließe sich nun die Liste dessen, wo Lehrer aus unserer Sicht in einer Verwendung stehen, wie man sie viel, viel besser in der Klasse gebrauchen könnte, im ganztägigen Schulbereich fortsetzen. Ich denke nur daran: Vorgesehen ist eine Gruppenbildung mit 15 Kindern. Wien gibt 19 Kinder in die Gruppe. Damit haben wir wieder einen Bereich, wo auch nachweislich Lehrer zum Einsatz kommen, die zum Bei-spiel mit unverbindlichen Übungen gar nicht eine echte Nachmittagsbetreuung haben, weil das müsste ja auch anders bezahlt werden, sondern tatsächlich voll, als voll-wertige Lehrer für diesen Bereich in der Klasse stehen und damit einen Nachmittagsunterricht sicherstellen. 

Aber ganz dramatisch wird es, wenn wir uns anschauen, was ja gesetzlich grundsätzlich nicht vorgesehen ist, trotzdem kann man über die Sinnhaftigkeit durchaus diskutieren. Was im Bereich der MA 11 eigentlich angesiedelt sein sollte, das ist die Frage der Beratungslehrer und der Psychagogen. Insgesamt 150 Dienst-
posten. Der Bund berechnet einen Dienstposten mit 41 000 EUR. Also wenn wir das hochrechnen, erspart sich Wien im Bereich der Jugendwohlfahrt etwa 6 bis 6,5 Millionen EUR, nur allein durch diese Tätigkeit, und es stellt sich auch die Frage der Effizienz dieser Arbeit. Aber das ist schon mehrmals hier diskutiert worden. 

Meine Damen und Herren! Es fehlt hier in diesem ge-samten Bereich ein statistisches Grundmaterial. Wir ha-ben aus diesem Grund auch einen Antrag schon eingebracht, sind ganz gespannt und neugierig, ob da noch bis zu den Wahlen was kommen wird. Es fehlt an Datenmaterial. Greifen Sie einmal bei der MA 66 – Statistisches Amt der Stadt Wien auf die Datenbank zu und versuchen Sie, Daten zur aktuellen Schulsituation zu fin-den. Sie werden außer einer kursorischen Übersicht, wie viele Kinder es jetzt in Wien für die Schulen gibt, nichts finden. Also keine Details, obwohl im Oktober Stichtag ist und im Oktober ja alles für die Datenbank für die Schulen vorliegen muss. Wir halten das für einen schweren Fehler. Man fürchtet sich vor der Veröffentlichung, weil man vielleicht erkennen könnte, wie viele Kinder tatsächlich in einer Klasse sind, was die Lehrer tatsächlich in den Klassen sozusagen zu tun haben, mit welcher Verwendung sie eingesetzt sind, wo die vielen Lehrer tatsächlich stecken, die ja Wien eigentlich hat, aber die teilweise nicht in der Klasse tatsächlich ihre Arbeit verrichten. 

Nun, wir haben schon im Jahr 1998 einen Schulentwicklungsplan initiiert, der wurde sogar hier in diesem Haus beschlossen. Umgesetzt ist das bis heute alles noch nicht worden. Inzwischen erleben wir immer wieder Schließungen von Schulstandorten, wir erleben Schulzusammenlegungen, wo sich dann im Nachhinein herausstellt, dass das gar nicht sinnvoll ist, weil das derartig vie-le Schüler sind, dass es gescheiter gewesen wäre, das getrennt zu behalten.

Aber das sind alles so Dinge, wo es deswegen nicht möglich sind, sie genau und planend anzugehen, weil wichtige Daten gar nicht erhoben werden, weil man sich gar nicht hinsetzt und sagt: Wie sieht denn ein Schulentwicklungsplan für Wien tatsächlich aus? 

Ich werde daher, was Ihnen vielleicht auch nicht ganz fremd ist, gemeinsam mit meinem Kollegen Wolfgang Aigner einen Beschlussantrag einbringen mit der Forderung nach einem Schulentwicklungsplan, wo einige Kriterien enthalten sein sollen, die damals schon beschlossen wurden, wie ein einheitlicher Beurteilungsraster für den Gebäudezustand, pädagogische Veränderungen, Gruppenräume für spezielle Unterrichtsformen, Adaptierung für ganztägige Schulformen, regionale Schülerprognosen und Bevölkerungsentwicklung, Raumnutzung, Raumbilanz und so weiter, Fremdnutzung und Schließungen von einzelnen Schulen. In formeller Hinsicht ersuchen wir auch hier um sofortige Abstimmung.

Nun, meine Damen und Herren, ein weiteres Kapitel ist bis heute nicht abgeschlossen in diesem Zusammenhang, das ist die Generalsanierung der teilweise doch noch nach wie vor sehr desolaten Altbauten im Schul-
bereich, im Pflichtschulbereich in Wien. Hier haben auch wir damals 1996 ins Koalitionsabkommen hineinverhandelt wegen der so genannten Schulmilliarde zur Sanierung der wichtigsten kaputten Schulen. Das ist auch ge-schehen, aber nicht abgeschlossen bis heute. Das sollte eigentlich 2003 bereits abgeschlossen sein, und wir glau-ben, dass es notwendig wäre, bereits eine zweite Welle in diesem Zusammenhang vorzunehmen. Auch diesen Antrag haben wir schon eingebracht, und ich darf wieder gemeinsam mit meinem Kollegen Wolfgang Aigner einen Antrag einbringen, wo wir ersuchen, die seit 1998 noch offenen Schulsanierungsprojekte rasch abzuschließen und für die noch dringend notwendigen weiteren Generalsanierungsstandorte im Wiener Pflichtschulwesen weitere 100 Millionen EUR bereitzustellen. 

In formeller Hinsicht ersuchen wir auch hier um sofortige Abstimmung.

Nun, meine Damen und Herren, es gibt ja in diesem Ressort viele Dinge, über die man sprechen kann. Eines davon sind die Bäder. Auch hier nur ganz kurz. Bei einem Gesamtabgang von rund 40 Millionen EUR trotz un-terschiedlicher Besucherzahl können Sie sich locker aus-rechnen, wenn man die Formel von ungefähr 3,8 Millio-nen Besuchern pro Jahr zur Hand nimmt, dass das für den Steuerzahler für jeden Besucher zusätzlich 11 EUR aus dem Finanztopf, sprich aus Steuermitteln bedeutet, wenn ein Bad aufgesucht wird. Also jeder Badegast wird von Steuergeldern mit 11 EUR unterstützt, damit er sein Vergnügen im Bad haben kann. 

Nun, meine Damen und Herren, nirgendwo auf der Welt gibt es Bäder, die so funktionieren, dass sie ohne Zuschüsse arbeiten können. Sie sollen auch eine Sozialeinrichtung sein. Zu dem bekennen wir uns. Das ist nicht das Problem. 

Das Problem ist, dass es hier nach wie vor keine wirt-schaftliche Gestion in der Führung der Bäder gibt. Ich denke nur allein, zum Beispiel bei einem Gesamtausgaberahmen von 50 Millionen EUR machen die Personalkosten 21,5 Millionen EUR aus. Es gibt, und das zeigt sich aus dem Erstkonzept aus dem Jahr 2001, bis heute keine Personalanalyse. Es gibt keine Übersicht über ei-nen detaillierten Maßnahmenkatalog für die Einzelstandorte der Bäder, und es fehlen Instrumente leistungsbezogener Entlohnung, gezielte Personalentwicklung, und es war bis heute nicht einmal möglich, eine Poollösung für den handwerklichen Bereich sicherzustellen. 

Wir schlagen auch in diesem Fall einen Antrag vor, wo wir ersuchen, aus den Ergebnissen beziehungsweise den Erkenntnissen des Bäderkonzeptes von 2001 ein entsprechendes Umsetzungskonzept für Wien zu erstellen. 

In formeller Hinsicht ersuchen wir auch hier um sofortige Abstimmung. 

Meine Damen und Herren! Abschließend darf ich noch ganz kurz zum Sport kommen. 

Die Sportpolitik des Jahres 2004 war weitgehend noch von einer gewissen Spannungsgeladenheit der Verwaltung gegenüber dem Breitensport, dem organisierten Breitensport geprägt. Das hat sich dann zwar gegen Ende des Jahres etwas gelockert und ist zugegebenermaßen heuer deutlich besser geworden. 

Ich überlasse es jetzt Ihrer Phantasie, welche Hintergründe das alles haben könnte. 

Tatsache ist, dass wir hier noch sehr viel aufzuarbeiten haben. Ich denke zum Beispiel an die nicht ausbezahlten Fördergelder aus dem so genannten ehemaligen Sportgroschen, wo aus den Jahren 1996 bis 2001 insgesamt 456 000 EUR, wo ja gesetzlich ganz genau vorgeschrieben ist, dass sie auszuzahlen sind, das ist ja im Sportgesetz festgeschrieben, nicht ausbezahlt wurden. Es hat dann fadenscheinigste Erklärungen dafür gegeben, warum das alles über andere Kanäle doch ausbezahlt worden sei. Das ist nicht nachvollziehbar und wurde auch weder vom Kontrollamt noch vom Rechnungshof so erkannt oder so gesehen.

Ich stelle daher wieder gemeinsam mit meinem Kolle-gen Wolfgang Aigner den Antrag: 

„Der Wiener Gemeinderat möge den drei Dachverbänden sowie dem Wiener Fußballverband ihre aliquoten Anteile an Mitteln des Sportförderungsbeitrages, vormals Sportgroschen, aus den Jahren 1996 bis 2001 im Ausmaß von 455 975 EUR umgehend auszahlen.

In formeller Hinsicht ersuchen wir auch um sofortige Abstimmung.“

Nun, meine Damen und Herren, wir haben auch feststellen müssen, dass auf Grund einer gewissen Gewohn-heitsregel zum Beispiel dem Österreichischen Fußballverband aus dem so genannten Sportgroschen, also aus jenem Sportförderungsbeitrag, der bei Veranstaltungen zur Förderung des Breitensports eingehoben wird, 50 Prozent wieder zurückbezahlt werden. Nun ist auch das gesetzlich alles äußerst bedenklich. Wir haben das schon aufgezeigt. Es kann nicht etwas an jemanden zu-rückbezahlt werden, der vom Gesetz her gar nicht als Empfänger vorgesehen ist. Das heißt, der Sportgroschen geht an die Wiener Dachverbände und an den Wiener Fußballverband. Der ÖFB ist kein Wiener Fußballverband. Das Geld aber zu nehmen und den Fußballverband zu subventionieren, wäre noch verwegener. Es ist daher eine für mich rechtlich vollkommen unklare Situation, und es ist höchste Zeit, diese Frage der Ermäßigungen generell aus dem Sportförderungsgesetz herauszunehmen und dem Landessportrat per Antrag zuzuweisen. Diesbezüglich habe ich gemeinsam mit meinem Kollegen Wolfgang Aigner auch wieder einen entsprechenden Antrag eingebracht, und wir ersuchen um sofortige Abstimmung. (GR Mag Gerald Ebinger: Er erspart sich schon die Verlesung!)

Meine Damen und Herren! Damit wir sozusagen auch noch die letzten Teile fertig bringen, ganz kurz auch noch zum Bereich des Sportförderungsgesetzes selbst, das noch immer einen Passus enthält, der da festschreibt, dass 50 Prozent der zugeteilten Fördergelder aus dem Sportgroschen für die Vereinsförderung verwendet werden müssen und die restlichen zweimal 25 Prozent für die aktive Förderung, also für die Platzerhaltung und für den Spitzensport. All das ist überholt, weil es vollkommen neue Strukturen in dieser Frage gibt, aber es wurde bis heute nicht geändert. Daher stellen wir auch hier den Antrag, dies zu ändern und dieses Geld entsprechend frei zur Verfügung zu stellen. In formeller Hinsicht ersuchen wir auch hier um sofortige Abstimmung.

Meine Damen und Herren! Ich komme damit zum Schluss. Es bleibt noch zu sagen, dass das Sportplatzkonzept in Wien aus dem Jahre 1976 stammt und damit, glaube ich, auch schon ein wenig überholt ist. Es gibt aber bis heute kein Sportstättenkonzept, obwohl wir fast ein Jahr lang gemeinsam mit der Verwaltung und den Dachverbänden intensivst die Sportplatzevaluation diskutiert haben. Alles ist seit langem abgeschlossen, alles liegt seit langem auf dem Tisch. Was es bis heute nicht gibt, ist eine Sicherheit, eine mittelfristige Sicherheit, eine Sockelförderung für all jene Dachverbände und Sportver-bände, die Sportplätze betreiben. Wir glauben auch hier, und das Beispiel der Ravelinstraße zeigt es sehr deutlich: Die Stadthalle, die diesen Sportplatz verwaltet, weiß sehr genau, wie viel Geld sie braucht, um diesen Sportplatz zu erhalten, und da kommt man immerhin auf sage und schreibe 5,40 EUR pro Quadratmeter. Nun, ich be-haupte, und so haben wir es auch ausgerechnet, dass die Dachverbände mit einem Drittel dieses Betrages, weil sie viele ehrenamtliche Mitarbeiter haben, das Auslangen finden könnten und würden, hätten sie nur die Sicherheit, dass sie dieses Geld bekommen. 

Aus diesem Grund werden mein Kollege Aigner und ich diesen Antrag auch einbringen, der da lautet: 

„Die seit Februar 2004 laufenden Gespräche zwischen den Dachverbänden, dem Wiener Fußballverband und der zuständigen Sportstadträtin zwecks Evaluation der Erhaltungskosten bei den Sportplätzen sind abgeschlossen. Die amtsführende Stadträtin wird nun aufgefordert, auf Basis der für die Ravelinstraße zur Verfügung gestellten Geldmittel ein Modell für eine mittelfristige, wir meinen drei Jahre gehende, Sockelförderung für die Sportplätze mit den Dachverbänden zu vereinbaren, um eine gesicherte finanzielle Basis für die Erhaltung der von den Verbänden geführten Sportplätze sicherzustellen.

Auch hier ersuchen wir um sofortige Abstimmung.“ (GR Kurth-Bodo Blind: Es leuchtet!) Ja, ich habe es ge-sehen. Nachdem das ein rotes Licht ist, kann man es kaum übersehen.

Meine Damen und Herren! Es darf also in der Summe nicht verwundern, dass es hier ein Defizit von 123 Millionen EUR gibt. Ich darf daher sagen, es ist eine gewisse Zumutung, dass so viel Geld dem Steuerzahler aus der Tasche genommen wird, allein deshalb, weil es hier zu wenig Planung, zu wenig Überlegung gibt, und es darf daher nicht verwundern, dass wir dieses Kapitel im Rechnungsabschluss ablehnen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Trammer. Ich erteile es ihr.

GRin Heike Trammer (Bündnis Zukunft Wien – die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Stadtregierung in Wien ist überheblich, sie ist unsozial, und das hat auch einen Grund, denn Wien ist rot.

Der Rechnungsabschluss 2004 zeigt einmal mehr die unsoziale Entwicklung der Gemeinde Wien. Oftmals, und das haben wir heute ja zur Genüge gehört, wird von Wie-ner Seite versucht, die Schuld für ihr Totalversagen in den Maßnahmen des Bundes zu suchen. Das wird nicht gelingen und wird durch die Maßnahmen des Bundes und des in der Bundesregierung vertretenen BZÖ eindeutig belegbar.

Wien wird von einer absoluten Mehrheit der SPÖ regiert. Es ist also höchste Zeit, dass diese unsoziale SPÖ endlich zu ihrer Verantwortung steht. (GR Godwin Schuster: Die Sicherheit für die kleinen Leute!) Kollege Schuster! Es wäre sehr schön, wenn Sie das mitmachen würden.

Wien ist das Sinnbild einer sozialpolitischen Bankrott-erklärung. Ohne die Maßnahmen des Bundes, Kollege Schuster, wäre Wien nämlich soziales Ausnahmegebiet. Gerade die Maßnahmen unserer Bundesregierung schützen die Menschen in dieser Stadt vor den sozialpolitischen Unsinnigkeiten der Wiener Landesregierung. Währenddessen der Bund das Kinderbetreuungsgeld eingeführt, verschläft Wien den Ausbau flexibler Kinderbetreuungseinrichtungen. Die Gemeinde Wien erspart sich durch das Kinderbetreuungsgeld des Bundes 4 Mil-lionen EUR pro Jahr beim Karenzgeld für Beamtinnen und Beamte, und anstatt das Geld für die bedürftigen Wiener Familien zu verwenden, wird dieses Geld für die Sanierung des Wiener Budgets missbraucht.

Der Rechnungsabschluss 2004 zeigt, dass gerade bei den sozial schwachen Familien in Wien gespart wurde. Die MA 56 hat so die Zuschüsse für Schullandwochen und Schulschikurse an sozial schwache Familien um sage und schreibe 20 Prozent gekürzt. Es wurde ein-mal mehr am falschen Platz gespart. Es sind auch 2004 die Schulinvestitionen insgesamt zurückgenommen wor-den, und wir bedauern das sehr. 

Währenddessen der Bund mit seiner Behindertenmilliarde mehr als 17 000 Menschen mit besonderen Bedürfnissen einen künftigen Arbeitsplatz gesichert hat, verschläft Wien geeignete Maßnahmen im Behindertenbereich. Währenddessen der Bund mit 1.1.2005 erstmalig seit 1995 das Pflegegeld erhöht hat, erhöhte Wien in allen Bereichen die Gebühren. Es ist absurd, dass die überhebliche Sozialdemokratie am 1. Mai die große Keu-le des Sozialstaates schwingt, aber im eigenen Bereich völlig versagt. 

Die Gebührenerhöhungen belasten alle Wienerinnen und Wiener seit 2001 massiv – seit 2001, dem Wiederbeginn des roten Absolutismus in Wien und daher gnadenlos. Nicht auszudenken, was passieren wird, wenn die SPÖ nach den Wiener Gemeinderatswahlen wieder die absolute Mandatsmehrheit haben sollte. Die Unsozialpolitik wird dann wieder eine Farbe haben, und es wird dann leider wieder rot sein. Aber der Vergleich macht Gott sei Dank sicher. (GR Harry Kopietz: Das stimmt nicht!) 

Der Bund hat das Kinderbetreuungsgeld – gut aufpassen, Herr Professor, zum Mitschreiben, dass Sie es sich auch merken –, die Behindertenmilliarde, das Heimaufenthaltsgesetz, das Behindertengleichstellungsgesetz, die Pflegegelderhöhung und die Steuerreform mit 3 Milliarden EUR und mit einer Negativsteuer für die Kleinstverdiener eingeführt.

In Wien sieht die Bilanz im Vergleich ganz traurig aus. Da haben wir die Gebührenerhöhungen, Strompreiserhöhungen, insbesondere während Wien Energie eine 15-Millionen-EUR-Kampagne im Wahlkampf jetzt startet aus den Steuergeldern. Bravo! Wir haben fehlende Wohnungsplätze, wir haben fehlende Kinderbetreuungseinrichtungen. Wir hatten nicht vergessen den Pflegeheimskandal Lainz. Dazu habe ich von Ihrer Seite heute noch kein einziges Wort gehört aus der Sozialdemokratie. Wir haben 855 fehlende Arbeitsplätze für Behinderte. Wien zahlt lieber die Ausgleichstaxen aus den Steuergeldern. Und wir haben, ich finde das auch ganz dramatisch und sehr traurig, 400 fehlende Ausbildungsplätze für Menschen mit besonderen Bedürfnissen. Der Herr Bürgermeister ist mir auf meine letzte mündliche Anfrage noch die Antwort schuldig geblieben, wo denn diese Plätze jetzt herkommen sollen. 

Die Familien in Wien sind die Lückenbüßer für die katastrophale Budgetpolitik der Wiener SPÖ. Sie plakatieren rote Karte für den Mist, ja, die rote Karte für den Mist, den die SPÖ in der Wiener Familienpolitik hier stattfinden lässt. (Beifall beim BZW.) So ist Familienpolitik in Wien ein Fremdwort. (GR Heinz Hufnagl: Wenn das Ihre letzte Rede ist, Frau Kollegin, werden wir nachsichtig sein!) Das werden nicht Sie bestimmen, Herr Kollege! (GR Harry Kopietz: Nein! Die WählerInnen!) Lediglich 2 798 Familien haben von den Familienleistungen des Landes Wien im Jahre 2004 profitiert. 

Der Antrag des BZÖ Wien, ein Familienförderungsgesetz einzuführen, wurde im letzten Gemeinderatausschuss Bildung, Jugend, Information und Sport mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN leider abgelehnt. Der Antrag wurde mit der Begründung der Frau Vizebürgermeister Laska abgelehnt, es gäbe ja ein Familienforum, besetzt durch VertreterInnen aller politischen Parteien, die über die finanzielle Gebarung der Familienförderung in Wien beratschlagen und abstimmen würden. In dieses Gremium seien nach der letzten Gemeinderatswahl VertreterInnen der politischen Parteien nach dem d'hondtschen System hineingewählt worden, so also wie in die Gemeinderatsausschüsse. Mit großer Verwunderung habe ich dann – na ja – die uns allen bekannten schulmeisterhaften Belehrungen der Frau Vizebürgermeister entgegengenommen. Erstens: 2001 gab es kei-ne Wahl in dieses Gremium. Zweitens: Das Familienforum tagte das letzte Mal vor drei Jahren. Drittens: Das Familienforum hat Arbeitskreischarakter. Die MA 11 lädt ein, nicht der zuständige Stadtrat. Und viertens: Das Fa-milienforum kann keine finanzielle Unterstützung für die Familienleistungen bestimmen. 

Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder hat die Frau Vizebürgermeister keine Ahnung von dem, was sie spricht, oder sie hat den Gemeinderatsausschuss falsch informiert. 

Wie auch immer: Es wird in Wien kein Familienförderungsgesetz geben, solange die rote Mehrheit alles bestimmt. In Wien werden die Familien weiter belastet wer-den, und die Familien in Wien werden weiterhin Bittsteller bleiben.

Wir vom BZÖ Wien wollen aber eine Entlastung und Unterstützung aller Wiener Familien, und daher bringen wir einen Beschlussantrag ein zur Einführung eines Fa-milienpasses, der den Familien Vergünstigungen bei den Freizeit- und Bildungseinrichtungen und bei den WIE-NER LINIEN gewährleisten soll. (Beifall beim BZW.) Je-der Autofahrerklub bietet seinen Mitgliedern mehr Vergünstigungen bei Einkäufen und Eintritten als die Abkassierer der SPÖ-Alleinregierung. 

Der Rechnungsabschluss 2004 hat wirtschafts- und familienpolitisch versagt, und daher lehnen wir diesen Rechnungsabschluss ab. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Ing RUDOLPH hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Also hier im Saal sind ein paar Zitate und ein paar Aussagen gefallen, die mich fast verlocken würden, da-rauf einzugehen. Zur Aussage etwa der Frau StRin Brauner, dass sich hier jeder seine eigene Wahrheit schafft und Konsequenzen daraus zieht, ließe sich etliches da-rauf sagen. Aber es ist ja, wie der Herr Vizebürgermeister heute in der Früh schon gesagt hat, Wahlkampf, Wahlkampf auch hier herinnen, und daher ist auch die Wahlkampfrede des Herrn StR Braun, der Frau StRin Brauner – StR Braun war in früheren Zeiten, und Sie werden vielleicht nicht so gerne daran erinnert werden wollen –, der Frau StRin Brauner... (GR Heinz Hufnagl: Er hat Braun geheißen, nicht Brauner!) Braun, sage ich ja. StR Braun, und das andere ist die StRin Brauner. Herr Hufnagl, zu Ihnen komme ich schon noch. (GR Heinz Hufnagl: Wir warten darauf!) Gerne. (GR Heinz Hufnagl: Na, geht schon weiter!) Die Frau StRin Brauner hat eine Wahlkampfrede hier hingelegt, wo man sagt: Gut, dann ist eben hier herinnen auch Wahlkampf, wenn-gleich die Zuhörerschaft eher mäßig ist und wahrscheinlich die Zahl derjenigen, die man überzeugen kann, auch gering ist. 

Eine Rechnungsabschlussdebatte wie diese ist natürlich dazu geeignet, Anträge zu stellen. Die Anträge sind ja samt und sonders zur Abstimmung hier überreicht worden, getragen von der Überzeugung, dass es keinen Ausschuss mehr geben wird, keinen Bildungs- und Sozialausschuss mehr geben wird. Der nächste Arbeitsausschuss wird voraussichtlich im Dezember stattfinden. Daher ist es völlig klar, dass diese Anträge hier abgestimmt werden müssen. Und es ist für mich interessant festzustellen, dass sich, zumindest nach den Anträgen, die hier heute eingebracht wurden, die Opposition weitgehend thematisch gefunden hat. Also auch die Anträge der GRÜNEN sind so, dass man sagen kann, denen können wir hier heute durch die Bank zustimmen, weil sie es allesamt wert sind, dass man darüber zumindest einmal auch politisch befindet. Und mich hat es gefreut, dass die Kollegin Sommer-Smolik das grundsätzliche Problem der Alphabetisierung oder des Analphabetismus auch in hochentwickelten Gesellschaften einmal zum Thema gemacht hat. Ich glaube, dass es wichtig und not-wendig ist. Es ist eine Tatsache, dass sich diesem Thema die Frau Stadträtin nicht gestellt hat, sondern sie hat eines getan, was genauso Frau StRin Brauner gemacht hat: Sie hat sich ein Feindbild zugelegt, das ist der Bund, und hinter diesem Feindbild, ein Produkt ihrer hauseigenen und nicht so billigen Propaganda, ist die gesamte Politik gelaufen, gegangen, vielleicht auch nur geschlichen. 

Es ist daher wirklich geeignet, den heutigen Tag oder die Rechnungsabschlussdebatte zum Anlass zu nehmen, so einen durchaus politischen Rückblick auf die Tä-tigkeit von Frau StRin Laska in dieser Funktionsperiode zu machen. Man muss ihr natürlich auch gratulieren, man muss Frau StRin Laska auch gratulieren, denn es ist ihr gelungen, etwa anders als Frau StRin Kossina oder Frau StRin Pittermann, hier politisch zu überleben in diesen fünf Jahren. Das war nicht leicht angesichts dessen, dass ja ihr Zuständigkeitsbereich im vergangenen Jahr halbiert wurde. Ich meine, das muss man als Politikerin oder als Politiker erst einmal überleben, dass man im eigenen Ressort die Hälfte der Verantwortung weggenommen bekommt und trotzdem weiter in der Funktion ist. Aber sie hat es trotzdem geschafft, Stadträtin zu bleiben. Das ist sicherlich auch ein politischer Er-folg.

Wie weit das für die Wienerinnen und Wiener von Nutzen ist, sei dahingestellt.

Wenn man, Frau Stadträtin, ein bisschen forscht, was mit Ihrem Namen politisch zusammenhängt, finden wir natürlich bei den verschiedensten Suchmaschinen – no na ned, Sie sind lange genug im Geschäft – zahlreiche Einträge. Aber der Schwerpunkt dieser Einträge ist im Zusammenhang mit Veranstaltungen zu finden, mit Eröffnungen, mit Ehrungen, aber wirklich politische Initiativen, die originär Ihnen zuzuschreiben wären, sind schwer zu finden. 

Dabei war ich eigentlich zu dem Zeitpunkt, wie Sie Stadträtin geworden sind, Frau Stadträtin, als Nachfolgerin der schlussendlich Präsidentin des Landtages Smejkal durchaus hoffnungsfroh. Es war durchaus ein interes-santes Trio, gebildet aus Zilk, Laska und Scholz, das hier etwa im Bereich des Schulbaus, im Schulneubau Initiativen gesetzt hat, die für die Stadt lange, nein längst überfällig waren. Es ist sehr, sehr viel in diesen Schulneubau investiert worden, mit Zustimmung des gesamten Wiener Gemeinderates. Ich kenne kein Schulbauprojekt, dem man die Zustimmung grundsätzlich verweigert hätte, wenn vielleicht auch bei dem einen oder anderen nicht alles so gelaufen ist, wie man sich das gedacht hat.

Was auch unterlassen wurde, und das ist Ihre Verantwortung, weil Zeit genug gewesen wäre, hier mehr zu machen, ist die Sanierung. Sie haben in diesem Bereich der Schulbausanierung ein schweres Erbe übernommen, keine Frage. Der Großteil der Wiener Pflichtschulen ist im vorvergangenen Jahrhundert entstanden, gegen Ende des vorvergangenen Jahrhunderts, ein wenig auch zu Beginn des vergangenen Jahrhunderts. Und da ist lange Zeit nichts passiert. Das sind Gebäude, die zum Teil zwei Weltkriege überleben mussten. Das sind Gebäude, die natürlich in der Nachkriegszeit zum Teil nur notdürftig saniert wurden. Aber die Sozialdemokratie herrscht hier ja seit, mit kurzer Unterbrechung von etwas mehr als vier Jahren, im Alleingang. 

Das heißt, es liegt an Ihnen mit alleiniger Verantwortung, hier auch dafür Sorge zu tragen, dass die Schulbauten in einem Zustand sind, der für mitteleuropäische Verhältnisse adäquat ist. Das ist bei weitem nicht gegeben. 

Sie haben sich, Frau Vizebürgermeisterin, von der Propagandawalze der SPÖ einfach erdrücken lassen oder haben vielleicht sogar eifrig daran mitgemacht, an dieser Propagandawalze, wonach an allem der Bund schuld ist, die Bundesregierung schuld ist, und damit ver-sucht, sich selber damit einen Persilschein auszustellen. Sie haben versucht, hier ein Gegenmodell zu skizzieren, ein politisches Gegenmodell zur Politik auf der Bundesebene. Aber ich sage Ihnen: Sie haben es im Bereich der Jugendpolitik nicht geschafft, Sie haben es im Schulbereich nicht geschafft, sie haben es auch im Sozialen nicht geschafft, solange sie dafür Verantwortung gehabt haben. Und ich bin mir sicher: Sollten Sie wieder einmal die Möglichkeit haben, auch auf der Bundesebene Regierungsverantwortung zu übernehmen, werden Sie kei-ne Maßnahme, die vom Bund hier in den letzten Jahren beschlossen wurde, wieder rückgängig machen, weder die Steuerreform noch das Kinderbetreuungsgeld, das Sie hier so vehement immer wieder bekämpfen. Sie wer-den auch bei den Abfangjägern oder bei anderen Fragen nichts von all diesen Dingen in Frage stellen. Sie werden vielleicht Kosmetik machen, sie werden sich vielleicht bei den Studiengebühren ein bisschen bewegen, anstatt Studiengebühren Zugangsbeschränkungen einführen, weil die Analysen über die notwendigen Maßnahmen wahrscheinlich sogar über Parteigrenzen hinweg weitest-gehend dieselben sind. Und wenn Sie sich ansehen, welche Politik in der Bundesrepublik betrieben wird, die Diskussion rund um Harz IV, wie es dort die SPD zerlegt und ihr größtes Problem die Linksabspalter rund um La-fontaine sind, macht es einfach sicher, dass Sie auf Bun-desebene überhaupt keine Alternative hätten, eine andere Politik zu machen, als sie derzeit gemacht wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Und auch Ihre Lösungsansätze hier in Wien sind ja keine unorthodoxen, sind klassische Lösungsansätze in der Politik, die Sie gehen. Immer dann, wenn es eng wird, greifen Sie in die Taschen der Steuerzahler. Sie waren in den vergangenen vier Jahren überhaupt nicht müde, Gebühren und Abgaben zu erhöhen. 50 Stück rund, quer Beet durch, durch alle Bereiche. Auch Ihr Be-reich, Frau Stadträtin, ist ja davon nicht ausgenommen geblieben. Auch Sie haben ja Ihren Beitrag zu dieser Belastungspolitik geleistet. (Beifall bei der FPÖ.)
Wer sind die Hauptzahler? Wer sind die Hauptzahler, die Ihre Brot- und Spiele-Politik finanzieren? Es ist der Mittelstand, es sind die Arbeiter, es sind die Angestellten, die nicht auf die verschiedenen Sozialzuwendungen an-gewiesen sind. Es sind die, die nicht die Einrichtungen der Stadt Wien und der von ihr abhängigen Vereine in Anspruch nehmen oder nehmen müssen. Es sind die, die die Basis des gesellschaftlichen Wohlstandes darstellen. Es sind die, die von Ihnen selbstverständlich als Financiers betrachtet werden und die natürlich für ihre höchst unökonomische Politik herhalten müssen. 

Und da empfinden wir es als geradezu lächerlich, wenn sich in dieser Situation Ihr Budgetsprecher auf Bundesebene herstellt und der Entlastung des Mittelstandes das Wort redet. Es ist genau Ihre konkrete Politik, die in die völlig entgegengesetzte Richtung geht. Sie sind diejenigen, die dort eifrig abkassieren und dann halt Ihre restmarxistische Politik der Umverteilung pflegen. Dort kassieren Sie ab und verteilen ein bisschen um in Reminiszenz an frühere politische Zeiten.

Die Frau Stadträtin hat beim Rechnungsabschluss natürlich auch ein paar Zahlen genannt. Der Kollege Strobl hat ja hier schon die Eckdaten gebracht. Ein Beispiel für den Umgang von Ihnen mit dem Geld. Denn besser als jede Betrachtung des Rechnungsabschlusses 2004 bringt es für mich die jüngste Sitzung unseres Aus-schusses zum Ausdruck. Von 60 Aktenstücken war ein Gutteil die Erledigung beziehungsweise die Berichterstattung zu Anträgen. 12 Aktenstücke waren Überschreitungsanträge, erste, zweite, dritte Überschreitungen, auch vierte Überschreitungen hat es gegeben. Allein 8,62 Millionen EUR hatten Überschreitungsanträge beinhaltet, weil einfach Ihre Budgetierung nicht hingehauen hat. Um 8,62 Millionen EUR liegen Sie allein in einem Ausschuss neben dem, was Sie tatsächlich budgetiert haben, und das nicht zum ersten Mal, weil die Überschreitungen ja schon mehrfach vorgekommen sind. Das ist von der Budgetwahrheit schon wirklich weit entfernt, weit entfernt von dem, was dem Gemeinderat grundsätzlich hier als Budget zum Beschluss vorgelegt wurde.

Und nicht ohne Grund, Frau Stadträtin, haben Sie sich hier in diesem Haus aus einem ähnlichen Anlass ei-nem Misstrauensantrag stellen müssen, und so viele Misstrauensanträge hat es in dieser Funktionsperiode nicht gegeben.

Aber man könnte vielleicht anführen, dass halt die Zahlen und das Budget und so weiter nicht Ihr Metier sei-en, das ist eher etwas für die Administration, das ist Ver-waltung der Gelder, das sei nicht Ihres. Ihre Aufgabe ist es vielleicht, dafür Sorge zu tragen, dass es bei der Art und Weise, wie in Ihrer Geschäftsgruppe mit den Menschen umgegangen wird, zum Besten bestellt ist. 

Und wie schaut es da aus? Die Berichte des Rechnungshofes, die Berichte der Volksanwaltschaft zeigen Seite um Seite, dass aber auch diese Hoffnung verfehlt ist, wo man sie gehabt hat. Und weil hier die SPÖ immer so voll des Selbstlobes ist, so voll sich selbst lobend ist: Ein bekanntes Beispiel aus dem Bericht der Volksanwalt-schaft 2004 spricht von einem Behördenhandel im Sozialhilfebereich. Das ist doch aus einer Zeit, Frau Stadträtin, als Sie für diesen Bereich zuständig waren: Behördenhandel im Sozialhilfebereich. Angesichts der komplexen Rechtslage für Nichtjuristen oft kaum mehr nachvollziehbar. Da muss man, um der Wahrheit die Ehre zu geben, Folgendes sagen: 

Das ist nicht nur ein Problem, das die Bürger in der Stadt Wien mit den Rechtsmaterien, die von der Stadt Wien kommen, haben, sondern das ist sicherlich auch ein Problem, das die Bürger mit Rechtsmaterien haben, die auch auf der Bundesebene beschlossen werden, keine Frage. Das soll man überhaupt nicht gering reden. Und es ist noch viel mehr ein Problem mit Rechtsmaterien, die von der europäischen Ebene unmittelbar auf den österreichischen Staatsbürger einwirken. Hier Rechtsmaterien nachzuvollziehen, ist höchst, höchst an-spruchsvoll und ich bin mir sicher, dass es eine viel zu große Zahl von Österreicherinnen und Österreichern gibt, die damit, so sie sich überhaupt mit dem Themenbereich beschäftigt haben, vor großen Herausforderungen stehen. Aber das ist ja nicht das Problem.

Behörden handeln im Sozialhilfebereich angesichts der komplexen Rechtslage für Nichtjuristen oft mehr kaum nachvollziehbar. Der Bericht der Volksanwaltschaft, des hochgelobten Volksanwalts Dr Peter Kostelka, von StRin Brauner als die Instanz schlechthin zitiert oder dargestellt, schreibt: „Seitens der Magistratsdirektion wurde dieser Standpunkt, der hier dann schlussendlich eingenommen wurde, letztendlich akzeptiert. Der Volksanwaltschaft wurde auch zugesichert, dass Frau K in diesem Zusammenhang keine Repressalien seitens des Sozialamtes wegen der einstweiligen Nichtrückzahlung der empfangenen Sozialhilfeleistungen zu befürchten habe."

Jetzt steht hier Repressalien unter Gänsefüßchen, das sage ich schon der guten Ordnung halber dazu. Aber Repressalien ist eine Zusammenfügung, eine Kurzfassung für eine grundsätzliche Problematik, auf die hier die Volksanwaltschaft aufmerksam macht. Weil sich je-mand an die Volksanwaltschaft gewendet hat, hat er of-fensichtlich Sorge, dass ihm in weiterer Folge vom Sozialamt Nachteil erwachsen wird. Alleine die Tatsache, dass man der Überzeugung ist, dass das so ist, stellt Ihnen für Ihre Politik der Menschlichkeit, der Humanität ein denkbar schlechtes Zeugnis aus. Das sollten Sie sich hinter den Spiegel stecken, dieses Zitat des Volksanwaltes Dr Peter Kostelka, seines Zeichens ebenfalls Sozialdemokrat. (GR Heinz Hufnagl: Das ist ein Einzelfall mit subjektiver Wahrnehmung! Das müssen Sie fairerweise auch dazu sagen!) Es ist ein Bericht aus der Volksanwaltschaft, der hier vorliegt. Und nachdem (GR Heinz Hufnagl: Ein Einzelfall!), Herr Kollege Hufnagl, (GR Heinz Hufnagl: Das ist ein Einzelfall! Das ist ein Einzelfall!) nachdem es ja so ist, dass der Volksanwalt Kostelka vorhin von Frau StRin Brauner gerade als die moralische Instanz hingestellt wurde (GR Dr Herbert Madejski: Das ist ja das Schöne! Das ist ja das Schöne!), werden Sie sich doch jetzt nicht hier herstellen wollen und meinen, dass das jetzt nur ein Einzelfall ist und jetzt gelte das dann doch auf einmal nicht! Gut.

Gehen wir vielleicht auf eine andere politische Initiative, die man der Frau Stadträtin durchaus zuschreiben kann, die Novelle des Kinder- und Jugendschutzgesetzes, auch längst überfällig und über weite Strecken durchaus d´accord. Es ist auch in Ordnung, Frau Stadträtin, dass Sie sich dieser Initiative angenommen haben. Allerdings hat sie eine entscheidende Schwachstelle: Stichwort Alkopops. Das Verbot der Alkoholausschank, des Verkaufs von Alkohol an unter 16-Jährige fehlt. Sie haben sich hier konsequent der Forderung verweigert, dies ins Gesetz zu nehmen, weil Sie immer gesagt haben: Na ja, wenn das nicht im Gleichklang mit dem Burgenland und mit Niederösterreich passiert, wird das kei-ne Wirkung haben. Also das ist für eine Sozialdemokratische Partei, so wie ich sie kennen gelernt habe, eine in-teressante Haltung, dass man anstelle zu sagen, dass dort, wo wir sind, der Fortschritt ist und vorangeht und versucht, Themen zu setzen, zu sagen: Nein, ich muss erst auf die anderen Bundesländer warten, denn erst wenn die etwas machen, dann trau’ ich mich auch drüber. Die Niederösterreicher haben sich da um diese Po-sition nichts gepfiffen. Die haben hier sehr klar und deutlich Position bezogen und haben gesagt: Alkoholverkauf an unter 16-Jährige, das soll nicht sein, das darf nicht sein.

Es war für mich sehr interessant und Frau StRin Brauner wird heute hier von mir vielleicht übermäßig zi-tiert, aber das war heute von ihr schon ein sehr starkes Statement für die Alkoholprävention, gegen den Verkauf von Alkohol an unter 16-Jährige. Herr GR Vettermann schaut so skeptisch. Lesen Sie es im Protokoll nach, wenn Sie nicht herinnen waren. (GR Heinz Vettermann: Ich habe es ja gehört!) Das war eine unglaublich starke Aussage der Frau StRin Brauner gegen den Konsum von Alkohol von unter 16-Jährigen und ich meine, wenn Sie es auch bislang der Opposition nicht zugestanden haben, dass sie hier in dieser Frage selbstverständlich wie-der Recht hat, vielleicht gibt es jetzt innerhalb der Sozialdemokratie doch einen Sinneswandel. (GR Heinz Hufnagl: Also der Ring Freiheitlicher Jugend wird im nächsten Wahlkampf kein Bier für Jugendliche ausschenken? Ist das richtig?) Na ja, also der Ring Freiheitlicher Jugend wird das wahrscheinlich genauso halten wie das die Sozialdemokratische Jugend oder die Sozialistische Jugend halten wird, Herr GR Hufnagl. (GR Godwin Schuster: Es wird kein Bier ausgeschenkt? Ist das richtig?)
Meine Herren, vielleicht könnten Sie sich zum Wort melden und dann handeln Sie das hier vom Rednerpult ab.

Andere politische Baustellen, Frau Stadträtin, sind hier heute schon durch zahlreiche Anträge besprochen worden: Schulraumsanierung, Bäderkonzept, die Geschichte mit dem Prater, die zu keinem Ende kommt, Fa-milienförderungsgesetz. Apropos Familienförderungsgesetz, da wird Kollege STEFAN sich auch noch zum Wort melden.

Abschließend noch ein Thema, das mir wichtig ist, dass es nicht untergeht. Das hat auch so eine gewisse, fast möchte ich sagen, elegante Provokation, Frau Stadträtin. Es gibt hier eine Aussendung vom 21. Juni: „Wien setzt neue Bildungsstandards im Vorschulalter". Und dann werden Sie mit folgender Aussage zitiert: „Nachdem trotz der schlechten PISA-Ergebnisse keine Konsequenzen im frühkindlichen Bildungsbereich gezogen wur-den, sehe ich die Wiener Initiative als Pionierarbeit für ganz Österreich." Na ja, es gibt schon noch eine Kompetenzverteilung in der Bundesverfassung und da ist es halt so, dass der frühkindliche Bildungsbereich - Kinderbetreuung in den Kindergärten, so ist es wahrscheinlich für die meisten besser zu verstehen - schon eine Angelegenheit ist, die nicht auf Bundesebene ist, sondern die voll und ganz in Ihren Zuständigkeitsbereich fällt. Aber es erinnert mich an die langjährige Diskussion über die rich-tige Förderung in der Schuleingangsphase, die wir gehabt haben, insbesondere für Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, dass sie die deutsche Sprache möglichst rasch und fehlerfrei erlernen.

Wir haben, Herr Klubobmann Kabas hat heute in der Früh schon darauf aufmerksam gemacht, eine Zahl von außerordentlichen Schülern. Wir haben in den letzten Jahren immer die Notwendigkeit der sprachlichen Frühförderung betont. Das Ganze war für Sie eigentlich kein wirkliches Thema. Sie haben sich dem bislang nicht ge-stellt und Sie haben auch in diesem Bereich lange Zeit das, was aus den verschiedensten politischen Bereichen in dieser Richtung eingefordert wurde, schlicht und einfach nicht wahrnehmen wollen.

Wenn Sie jetzt hier publizieren oder hier für Sie publiziert wird, dass in der Methodik nicht das Gesagte das Kind erreicht, sondern das, was es selbst in Erfahrung bringt und das hier als große Neuerung, als pädagogische Erkenntnis darstellen wollen, dann sage ich Ihnen zwei Dinge dazu: Frau Prof Rollet an der Universität am Institut für Psychologie, ungefähr 200 Meter von hier, lehrt das seit mehr als 20 Jahren. Und auch Frau Prof Rollet ist nicht die erste, die das lehrt, sondern es gibt ei-ne viel, viel berühmtere Pädagogin, die das als Grundprinzip ihrer Pädagogik schon vor mehr als 100 Jahren verwirklicht sehen wollte und Sie kennen sie selbstverständlich, Frau Stadträtin: Maria Montessori, deren Kernsatz es einfach war zu sagen: „Zeig’ mir, wie ich es tun kann.“ Also die Hilfe zur Selbsthilfe auch beim Lernen. 

Also all das, was Sie hier jetzt für die Zielgruppe der Drei- bis Sechsjährigen an Bildungsarbeit als besonders sensationell erkennen lassen, ist in Wahrheit nichts anders als das Nachholen von längst Versäumtem. Wenn Sie hier zitiert werden: „Mit der Erstellung eines Bildungsplans geht Wien aber noch eine Stufe weiter in Richtung Professionalisierung“, dann ist das fast selbstentlarvend, denn wenn das erst der Schritt in Richtung Professionalisierung ist, dann wäre das ein Widerspruch zu dem, was Sie uns immer gesagt haben, nämlich dass im Bereich der Kindergartenpädagogik ohnedies alles zum Besten bestellt sei und nichts zu verbessern sei. Dass die Dinge immer wieder zu verbessern sind, das beweisen Sie selber mit Ihrer Aussage, die Sie hier gemacht haben. Ich bin froh. Die Erkenntnis kommt spät, aber sie kommt. Generationen von Kindern haben nicht die Möglichkeit gehabt, diese notwendige Form der Frühförderung zu erhalten. Ich bin aber zumindest der Hoffnung, dass weitere Generationen von jungen Menschen diese notwendige Form der Frühförderung erhalten. Es ist eine notwendige Form der Frühförderung, die natürlich primär für die Kinder nichtdeutscher Muttersprache notwendig ist. Aber es gibt genügend Kinder deutscher Muttersprache, die genau dieselben unterstützenden An-gebote bereits im vorschulischen Alter dringend notwendig haben. Sie leisten hier einen Beitrag zur Selbsthilfe für junge Menschen.

Frau Stadträtin! Die Zahlen sprechen eine klare Sprache. Sie machen es einfach unmöglich, dem Rechnungsabschluss zuzustimmen. Wir werden ihn daher ins-gesamt ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin!

Also ich möchte doch zu den letzten zwei Wortmeldungen, bevor ich auf die inhaltliche eigentliche Debatte eingehe, auch Stellung nehmen. 

Zur Kollegin Trammer einmal gesagt: In der Schule würde man sagen, eigentlich eine glatte Themenverfehlung. Nur peripher wurde das Ressort, über das verhandelt wird, gestreift. Es war eine allgemeine Ansammlung von allerdings auch nicht Wichtigkeiten und Richtigkeiten. Wenn Sie zum Familienforum und zu der Besetzung dort Stellung nehmen und Sie als BZÖ dort nicht drinnen sind, dann möchte ich einmal eine Sache ganz klar und deutlich sagen: Sie wurden als BZÖ ja nicht gewählt! Sie sind also nicht drinnen, weil Sie nicht gewählt worden sind und Sie werden auch nicht reinkommen, weil Sie in Zukunft nicht gewählt werden, weil die Wählerinnen und Wähler das BZÖ auch gar nie wollten und in Wien auch gar nicht wieder in den Landtag und in den Gemeinderat hineinbringen werden. So schaut die Situation aus! Das Familienforum wird weitergehen und weiterhin ohne BZÖ. Das ist aus meiner Sicht eine klare Sache und dass Sie das ärgert, das verstehe ich. (Beifall der SPÖ.)
Zum Kollegen RUDOLPH muss man sagen, das ist ein echtes, verzweifeltes Hintrommeln. Wenn persönliche Untergriffe weh tun würden, hätten Sie sehr viele Schmerzen. Das ist ein Stil der Debatte, den ich eigentlich auch nicht als sachlich... (GRin Mag Heidemarie Un-terreiner: Das ist ja subjektiv!) Das war ja auch nicht sachlich. (GR Dr Herbert Madejski: Nur sachlich!) Da muss ich sagen, diese ganzen persönlichen Angriffe - nein, die werte ich persönlich als Ausdruck Ihrer politischen Verzweiflung. (Beifall der SPÖ.)
Wenn es auch genug Initiativen gegeben hat, sowohl in der Schule, von der KMS, der Oberstufenreform, von den Kindergärten, wo ja Wien bei den Öffnungszeiten führend ist, wo die ganze Struktur verändert worden ist, wo wir jetzt wirklich den ersten Bildungsplan bekommen haben und auf den werde ich noch eingehen, und auch österreichweit. Es geht nicht darum, was Frau Rollet vor 20 Jahren gesagt hat, sondern wer das in Österreich lebt. Niemand, und wir werden die Allerersten sein, und warum, weil wir jetzt schon führen. Das ist die Situation! (Beifall der SPÖ.)
Zur Heimreform, zur Jugendpartizipation. Die Events sind in Wien lebendig gestaltet. Dass Ihnen das nicht passt, okay, das verstehe ich. Aber das ist auch nur, weil Sie abseits stehen, weil Sie nirgends mitfeiern können. Da wäre ich auch ein bissel traurig, wenn ich beim Sport ausgeschlossen bin. Genauso bei der Volksanwaltschaft, das war ja ein dokumentierter Einzelfall, die Probleme sind ja gelöst. Die Volksanwaltschaft war übrigens ja das letzte Mal hier. Sie konnte sich selbst äußern und sie hat sich geäußert.

Kollege RUDOLPH, ich war jahrelang im Kontrollausschuss und da waren viele kritische Berichte. Das will ich auch gar nicht ableugnen, aber was das Ressort betrifft, muss ich sagen, da kann ich mich wirklich an nichts erinnern und weiß da überhaupt nicht, was Sie meinen. Das mit dem Bildungsplan, das habe ich kurz ausgeführt, haben Sie eigentlich nicht verstanden. Ich meine, die Frau Vizebürgermeisterin ist natürlich zu allem politisch kompetent, aber Sie haben düstere Prophezeiungen über sozialdemokratische Bundesregierungsarbeit abgegeben. Also wenn ich einmal eine Prophezeiung zur nächsten Wiener Wahl abgeben darf: Ich meine, wir wis-sen es beide natürlich nicht, weil sie bekannterweise in der Zukunft liegt, aber ich glaube, Sie werden deutlich weniger zu sagen haben. Die WählerInnen werden etwas sagen und sie werden den Kurs, der sozialdemokratisch ist - Sie sagen rechtsmarxistisch zu dem, was die Frau Vizebürgermeisterin macht -, bestätigen. Der Kurs Laska wird bestätigt werden. Sie wird das Ressort und ihre Aufgabe weiter führen und wird politische Initiativen einbringen und Ihre Angriffe werden sich als das herausgestellt haben, was sie sind, nämlich politische Verzweiflung. So wird es sein. Wir haben uns das heute auch noch einmal gegeben, okay. Das gehört eben zum beginnenden Wahlkampf dazu. (Beifall der SPÖ.)
Als Bildungssprecher wollte ich eh dort beginnen, wo bildungsmäßig alles beginnt, im Kindergarten. Nämlich gerade zum Bildungsplan hatten wir ja erst unlängst diese Enquete, die nicht nur gut besucht war, sondern auch ein durchaus positives Echo gefunden hat, wo ja von der Frau Vizebürgermeisterin zurecht festgestellt wurde, dass es eben darum geht, hier keine Schule rein-zubringen und das ohne Prüfungen zu bringen, dass es aber spielerisch und kindgerecht zum Beispiel um sprachliche Frühförderung geht, aber nicht nur, weil es ja eben bei uns kein Thema für ZuwanderInnen so wie für EmigrantInnen ist, sondern an sich ein Thema der Förderung. Das soll also auch geschlechtssensibel nicht nur unterrichtet, sondern weiterentwickelt werden. Es sollen diese Angebote diskutiert werden. Wir haben mit Prof DDDr Fthenakis einen wirklichen Fachmann, der das auch gemeinsam mit Bayern entwickelt hat. Also wir werden hier in Wien die Ersten sein. Wir werden das in einem Jahr vorstellen können. Wir werden hier eine wirk-liche Weiterentwicklung machen, anders als es zum Bei-spiel Frau Bundesministerin Gehrer macht, die das immer versucht - und das sage ich schon -, auf die Länder abzuwälzen. Das heißt ja nicht, dass wir das dann nicht machen und die Initiativen nicht aufgreifen werden, aber es ist halt eine typische Geschichte, dass es eben keine Vorschule gibt und man das deshalb auf die Kindergärten abschiebt, weil ja hier (GR Walter Strobl: Das ist ja auch ihre Aufgabe!), genau, weil ja hier auch die Länder zuständig sind.

Zu dem einen ÖVP-Antrag mit dem letzten Kindergartenjahr sage ich nur, das haben wir ja schon lange diskutiert: Ein Drittel, mehr als ein Drittel in Wien zahlt nichts und nicht nur ein Jahr, sondern die ganze Zeit. (GR Walter Strobl: Alle, alle!) Ja, ja! Ich sage einmal, ein Drittel zahlt die ganzen drei, vier, fünf Jahre, wo es das Kind hingibt, nichts. Ihre Forderung ist ja eigentlich nur eine, die das reiche Drittel betrifft und selbst die durchschauen natürlich, dass es Wahlkampf und Populismus ist, wenn man das eine Jahr für sie frei macht. Ich meine ja, Sie machen es schon richtig, dass Sie sich auf ein Drittel konzentrieren. Das mag klug gedacht sein als ÖVP, die sozial gerecht ist, aber sozial gerecht ist das nicht. (GR Walter Strobl: 20 Prozent! 20 Prozent!) Ich will mich aber da nicht ablenken lassen, weil ich eh weniger Zeit habe. Wir haben das schon lange diskutiert. 

Ein paar Zahlen werde ich aber trotzdem bringen, nicht alle, aber ein paar, die eben doch zeigen, dass hier auch bei der 11A eine sehr gute Arbeit passiert: Wir füh-ren 360 Kindertagesheime, 1 644 Gruppen und 36 100 Kinder, es kommen dann noch ein paar dazu, sage ich. Wir haben die Integrationsgruppen von 229 auf 250 ge-steigert und 10 000 Kinder sind in sonderpädagogischen Ambulanzen, Kinder, die Entwicklungsauffälligkeiten oder Schwierigkeiten haben. Sie arbeiten mit Einzeltraining, mit Kleingruppen, werden also individuell gefördert und die Eltern werden beraten. Dass wir Einnahmenausfälle haben, zeigt eben, dass es hier eine wirklich schlechte Entwicklung gibt. Das haben wir ja eh schon diskutiert, dass hier eigentlich auch die Wirtschaftspolitik des Bundes verfehlt ist und die Einkommen sinken und wir aus diesem Grund um 1,4 Millionen weniger als pro-gnostiziert eingenommen haben, weil die Eltern einfach auch ärmer werden. Aber wir haben das alles ausgeglichen. Wir haben auch 90 gemeinnützige Vereine mit 1 495 Kindertagesheimgruppen gefördert - das ist eine Steigerung um 21 Gruppen - und 4 gemeinnützige Organisationen, wo es eben diese Einzelunterstützung mit 111 angestellten Tagesmüttern gibt.

Apropos Abwälzen auf Wien: Ich meine, die ÖVP bringt halt den Dienstpostenplan mit 790 ein, Kollegin Je-rusalem ist immer ein bissel forscher, da sind wir auf 1 400 oben, ich meine, warum auch nicht, wir verdoppeln sozusagen. (GR Walter Strobl: Das ist ja höher!)
Ja, ja, ja, ich weiß schon, ich weiß eh, wie die... (GR Walter Strobl: Das ist höher!) Ich weiß ja, ich sage ja, ich weiß eh, wie die Anträge zu Stande kommen. Ich bin ja auch ein Freund und stimme da immer mit unserem ei-genen Stellenplan. Nur eine Sache... (GR Walter Strobl: Schon!) Ja sicher, nur eine Sache - und das ist ja das letzte Mal mit dem Bürgermeister diskutiert worden - ist doch ganz klar: Ich meine, hier ist der Bund verantwortlich. Es ist also so, wenn ich Kinder zur Betreuung habe, kann ich auch nicht sagen: Na gut, ich gebe euch nichts zum Essen, ich gebe euch kein Gewand, ich schicke euch nackt und frierend hinaus. Das wird der sozialdemokratische Nachbar psychisch schon nicht aushalten, der wird sie schon ausstatten.

Ich meine, wer verantwortlich ist, muss seiner Verantwortung auch nachkommen und daher fordere ich Sie auf, gemeinsam mit uns um diese Dienstposten zu kämpfen! (Beifall bei der SPÖ.)

Der Bund ist hier verantwortlich, er soll es auch machen. Wir sind natürlich vorne weg im inhaltlichen Bereich, wir haben die meisten Ganztagsschulen. Wir sponsern den Verein, der die ganztägige Betreuung darüber hinaus mit einem von den Eltern erwünschten System sicherstellt. Und dass Wien entsprechend zahlt und uns Bildung eben schon wichtig ist, auch wenn wir den Bund in dem Sinn nicht aus der Verantwortung entlassen, zeigt ja zum Beispiel der Warenkorb, wo wir Materialien für den technischen Werkunterricht, Textilien, Rohstoffe, vor allem aber Schreib-, Zeichen- und sonstige Büromittel im Ausmaß von 3,5 Millionen EUR den Eltern eigentlich, ich will nicht sagen, geben, sondern gemeinsam mit den Schulen anschaffen und wir dadurch das den Eltern er-sparen. Das ist nicht in allen Bundesländern so, das ist aber in Wien so, weil uns Bildung wichtig ist, weil wir hier investieren und da tun wir auch etwas. (Beifall bei der SPÖ.)
Die laufenden Transferzahlungen von einer Millionen Euro sowohl für die katholischen als auch evangelischen Schulen - aber in der ÖVP ist ja niemand da, der sich freuen könnte. Ich habe mir gedacht, sie freut sich vielleicht und warum soll ich das überhaupt erwähnen. Das vom Kollegen Strobl erwähnte Strom-Gas-Fern-wärmeproblem mit den drei Firmen, das ist eigentlich von den Bezirken bezahlt worden. Ich glaube, mitbekommen hast du es schon, aber du bringst es kontinuierlich und immer wieder ein. Ich weiß nicht, warum du diesen einen Vorwurf ständig aufrechterhältst und das nächste Mal ganz einfach wieder sagst. Ein Mysterium. (GR Walter Strobl: Eine Erinnerungspost sind die eintausend Euro.)
Ja, das sage ich gerade, die Bezirke bezahlen es und daher haben wir nur eine Erinnerungspost drinnen. Ja, so ist es geklärt. Ich meine daher, so kommt es zu Stande. (GR Walter Strobl: Es ist aber nur eine Erinnerungspost!) Okay, da kannst du festlegen, wo eine Erinnerungspost beginnt und wo sie endet. Ich meine, bitte nimm es so zur Kenntnis wie die Wirklichkeit ist. 

Zur Volksbildung wollte ich eine Sache sagen, nämlich dass wir hier entsprechend viel investieren, 20 Mil-lionen EUR insgesamt, doppelt so viel als der Bund für ganz Österreich zahlt. Wenn wir uns die 20 Millio-nen EUR anschauen – und was bekommen wir vom Bund für die Volksbildung, wir Wiener? Auch ganze 259 000 EUR! Allerhand, ein bissel mehr als 10 Prozent! Super, also ich gratuliere! So zeigt man auch, wo Volksbildung wirklich zu Hause ist, eigentlich eh nur in Wien. 

Geht es da auch um Alphabetisierung bei der Volksbildung? Ja, geht es schon. Es gibt drei Lehrgänge in Floridsdorf, in Meidling und im Polycollege, wo 300 bis 400 TeilnehmerInnen jetzt schon gemeldet sind, wo wir diese Aufgabe ernst nehmen. Bei der Sprachoffensive gibt es hier ansprechende Alphabetisierungskurse, die allerdings zugegebenerweise nicht die funktionellen Analphabeten treffen, sondern die MigrantInnen, die wir versuchen, da zu schulen. Aber alles in allem sind wir sozusagen zu dem Problem bereit. 

Ja, doch eine Geschichte habe ich noch für den Kollegen Strobl, nämlich das mit den Beratungslehrern und Betreuungslehrern. Die Diskussion läuft auch schon lange. Ich sage nur eine Sache auch, dass das der Dr Friedrich zum Beispiel abgelehnt hat und zwar aus inhaltlichen Gründen. Es ist nicht so, wir machen das mit Lehrern, weil wir uns Sozialarbeiter ersparen. Da ist ja eine andere pädagogische Qualität, die ein Beratungs- und Betreuungslehrer in der Schule, auf diese Aufgabe speziell ausgebildet, auch wahrnehmen kann. Das wollen die Eltern, das wollen die Fachleute, nur die ÖVP will es nicht! Was soll ich tun? (GR Walter Strobl: Dann rede einmal mit den Lehrern!)
Ja, das tue ich. (GR Walter Strobl: Dann rede einmal mit den Lehrern! Die werden dir etwas anderes erzählen!) Deine Lehrer, mit denen du sprichst. Ich kenne anscheinend andere und die reden wieder anders. Ich glaube ehrlich gesagt, ich kenne mehrere und die bestätigen mir das. 

Zur Schließung von Schulstandorten und zur Zusammenlegung möchte ich nur eine Sache sagen: Wir kämpfen ja eigentlich gegen Schließungen. Manchmal gibt es einfach nicht genügend Anmeldungen. Für eine Zusammenlegung bin ich dann, wenn zum Beispiel im ersten Stock eine Schule und eine Direktion ist und im zweiten Stock die nächste Schule und die zweite Direktion. Wenn dann einer von den beiden Schuldirektoren in Pension geht und man das dann zusammenlegt und bei einem Schulstandort eine Direktion hat - nur das bedeutet das -, so ist das eine Einsparung, eine organisatorische Vereinfachung, die sinnvoll ist und die eigentlich in keiner Weise abzulehnen ist. Der Schulentwicklungsplan geht, wie schon gesagt, planvoll weiter. 26 Schulen werden, das ist jetzt für die Zukunft gesagt, mit zusätzlichen Mitteln von insgesamt 120 Millionen EUR entsprechend renoviert. (GR Walter Strobl: Wo? Wo?)

Der Sport “Bewegung findet Stadt“, das ist eben eine wichtige Sache in Wien, da haben wir eine entsprechende Beteiligung. Wir haben hier auch mehr ausgegeben, aber auch deshalb, weil es auch von allen gefordert wur-de, dass wir hier mehr unternehmen, zum Beispiel das Happel-Stadion, zum Beispiel die Jugendaktionen und die Schulsportplätze. 2004 wurde mit diesen Adaptierungsarbeiten im Ernst-Happel-Stadion begonnen: Die Pressetribüne, die Bürogebäude, die UEFA und Veranstalter, der Einbau eines elektronischen Zusatzkartensystems. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch sagen, dass wir den Antrag der GRÜNEN hier annehmen werden, was diese Sportflächen betrifft. Die Öffnungszeiten sind meiner Information nach aber durchaus schon sieben Tage von 7 bis 22 Uhr. Also alles in allem haben wir entweder keinen oder nur einen geringen Nachholbedarf. Der entsprechende Plan wird daher auf bestehender Arbeit aufbauen können.

Zum so genannten Fehlbetrag: Da wurde ja sogar vom Rechnungshof festgestellt, dass es mehr als kompensiert wurde. Also wenn man die Berichte liest, dann bitte ganz zu Ende lesen. Es wurde nur nicht an die Fachverbände gegeben, sondern nur an den Sport direkt, was aber die Sportler eher freut als ärgert. Zum Sportförderungsbeitrag, der 50 zu 50 Prozent ist, muss man sagen, dass die gesetzliche Grundlage eigentlich mehrheitlich für den Breitensport ist, wir aber den Vereinen durchaus sehr entgegenkommen. Dass wir hier den Sportförderungsbeitrag um 50 Prozent ermäßigen, dazu möchte ich nur der Information halber sagen, dass wir das deshalb tun, weil es hier eben Spiele gibt, die sonst in Wien nicht stattfinden würden. Also wenn der ÖFB das entweder dort, wo es ja schon Ländermatches gegeben hat, also zum Beispiel Salzburg gegen Innsbruck, oder in Wien macht, dann kommen wir ihnen dadurch entgegen, dass wir es um 50 Prozent ermäßigen, wenn sie es hier in Wien machen. Wenn Austria Salzburg hier ein Match spielt und nicht in Salzburg, dann ermäßigen wir es ebenfalls um 50 Prozent, damit wir es überhaupt in Wien haben. Das ist eine Maßnahme, die uns nicht etwas kos-tet, sondern etwas bringt, weil es ein Anreizsystem ist, hier in Wien entsprechend zu spielen. Bei allen anderen Veranstaltungen passiert das nicht. 

Der Sport ist aber nicht nur der große Fußball und nicht nur das Ernst-Happel-Stadion, das entsprechende Mittel richtigerweise bringt, sondern auch eben die Jugendaktionen, die Sportausstattung, sechs Schulhöfe, 498 Turnsäle, 6 Sporthallen, Sportplatz der offenen Tür, Jugendeislaufaktion, Fahrt zum Schnee, Spielschwimmen, Talente-Leistungsschwimmen. Das alles zeigt, dass wir hier sozusagen auch für den Breitensport, für die Jugend entsprechende Angebote haben und sie wer-den gut genutzt. 

Und ganz zuletzt zu den inhaltlichen Sachen möchte ich noch sagen, was mich immer besonders freut: Er wurde bisher gar nicht kritisch erwähnt, was eine gute Sache ist, aber gerade deshalb soll man ihn positiv erwähnen, nämlich den Bürgerdienst. Der ist eben direkt beim Bürger, der ist direkt vor Ort, der geht raus - Beamte, die vor Ort sind -, der ist auch mobil unterwegs, weil es einen mobilen Bürgerdienst gibt und er zeigt, dass die Gemeinde Wien die BürgerInnen nicht als Bittsteller, sondern als KundInnen sieht, sie auch so behandeln will und gemeinsam diesen Dialog führt. Das kann natürlich alles nur geschehen, wenn es auch politisch getragen und gewollt wird. 

Daher möchte ich mich bei allen Mandatarinnen und Mandataren bedanken, die die entsprechenden Beschlüsse gefasst haben. Ich möchte mich bei Frau VBgmin Laska bedanken, die das sozusagen im Gesamten politisch vorbereitet und mitgetragen hat. Und ich möchte mich natürlich auch bei den engagierten BeamtInnen bedanken, die diese Beschlüsse ins Leben umgesetzt haben, die es durch ihre Arbeit möglich machen, dass die Wienerinnen und Wiener von den Beschlüssen, die wir hier im Haus gefasst haben, auch entsprechend profitieren. Daher anders als der Kollege RUDOLPH bin ich der Meinung, dass das vorgelegte Zahlenwerk zeigt, dass alle, die Wien mögen, mit gutem Gewissen dem Rechnungsabschluss zustimmen können. Ich fordere da-her auch alle auf, dies zu tun. - Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich darf da-rauf hinweisen, 15 Minuten ab nun.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich möchte versuchen, es rasch zu machen, was nicht ganz einfach ist. Aber zumindest konzentriere ich mich einmal nur auf den Schulbereich. 

Dieser Karren ist wirklich an die Wand gefahren worden, dass es nur so kracht. Im Wiener Schulbereich bei den Pflichtschulen wurden innerhalb der letzten vier Jahre inklusive dem, was heuer auch noch ein bisschen weggekommen ist, doch ungefähr 1 400 LehrerInnen weggekürzt, was ein Sparen auf dem Rücken aller Kinder ist, denn das bekommen wirklich alle Kinder zu spüren. Und zwar deswegen, weil auf der einen Seite - wir haben es schon lange und oft gehört - diese unverbindlichen Übungen vielfach gestrichen wurden und weil 
andererseits die KlassenschülerInnenzahlen natürlich dadurch in einem sehr starken Ausmaß gestiegen sind. Ganz besonders getroffen hat es den Bereich der Kinder, die Behinderungen haben und die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache.

Ich habe bei diesem ersten Finanzausgleich, wo sich Lhptm Häupl darauf eingelassen hat, den neuen Schüler-LehrerInnen-Schlüssel einzurichten, zuerst gedacht, es ist einfach ein Missgeschick passiert. Ich habe wirklich eine Zeit lang geglaubt, er war schlecht informiert, hat vielleicht nicht gewusst, welcher Fehler da passiert, welche Auswirkungen das möglicherweise haben kann und hat sich vielleicht mit dem Dr Scholz nicht ausreichend verständigt. Ich war ein bisserl verunsichert, wie ich das zu bewerten habe. Nunmehr aber, nachdem die Kürzungen in einem zweiten Finanzausgleich bestätigt wurden, ist klar geworden, dass die SPÖ-Wien tatsächlich damit einverstanden ist, dass im Pflichtschulbereich Kürzungen vorgenommen werden. Ich glaube, so kann man es sagen. Wenn man ganz freundlich aufgelegt ist und das ganz auf die Sachliche bringt, dann kann man es so sagen. Dann tut man nicht renitent herumschimpfen, sondern sagt: Ihr ward’s halt einverstanden. Der Landeshauptmann hat dann irgendwann einmal vor ei-nigen Wochen oder Monaten dazu gesagt, es ist nicht das Gelbe vom Ei, aber man kann damit leben. 

Da kann man natürlich jetzt unterschiedlicher Ansicht sein. Ich bin der Meinung, dass die Wiener Pflichtschulen damit nicht leben können. Ich bin ganz sicher, dass mit diesen Kürzungen weder die großen Vorhaben, die ich da immer so höre, auch von der Bundes-SP höre ich sie, Ganztagsschulen in Wien einzurichten oder mit Hilfe der Individualisierung des Lernens die Chancengerechtigkeit zu erhöhen - so wird das nicht gehen. Es kann nicht gehen, außer Sie haben einen Plan und verraten ihn uns nicht. Aber auf den wäre ich dann wirklich sehr gespannt. Ich persönlich sehe nämlich nicht, wie das gehen kann. Deswegen – Herr Abg Vettermann hat ja schon darauf hingewiesen – bringe ich diesen Antrag ein, wo ich meiner Meinung Ausdruck verleihe, dass 1 500 Pflichtschul-lehrerInnen mehr eingesetzt werden sollen als das jetzt der Fall ist.

Der Stadtschulrat selbst kommt auf die Zahl 792, auch durchaus begründet und er schlüsselt das ja auf, das hat ja alles irgendwie Hand und Fuß. Das ist natürlich in der Form, wie es gemacht wird, ein Wunsch ans Christkind, weil man auf der einen Seite dem Bund nicht sagen kann, wir machen einen Pakt, wir kürzen bei den PflichtschullehrerInnen und dann sagt Wien: Aber jetzt gebt’s uns noch 792. Das wird nicht funktionieren, das hat schon im vorigen Jahr nicht funktioniert. Ich bin ziemlich neugierig, wie das weiter gehen soll. 

Sollte die SP bei einer nächsten Wahl im Bund großartig gewinnen und wieder an die Regierung kommen, dann gehe ich davon aus, dass auch das Wiener Pflichtschulwesen erneut saniert wird.

Ich möchte gerne den Beschlussantrag einbringen und auch den Text verlesen: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Kürzungen rückgängig gemacht werden. Die Stadt Wien soll dafür Sorge tragen, dass im kommenden Schuljahr um 1 500 PflichtschullehrerInnen mehr eingesetzt werden als das im Schuljahr 2004/2005 der Fall war. Es ist dafür zu sorgen, dass der gesetzliche Bildungsauftrag wieder erfüllt wird und Wien setzt sich das Ziel, Chancengerechtigkeit herbeizuführen.

Ich wünsche mir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Was mich am meisten bei dem Antrag beeindruckt hat, den der Stadtschulrat formuliert hat, war die Tatsache, dass da drinnen darauf verwiesen wird, dass in Wien der gesetzliche Bildungsauftrag an den Wiener Schulen nicht mehr erfüllt werden kann. Das überschreitet also eine Grenze, wo ich mir denke, das kann Wien in der Form nicht akzeptieren. Ich weiß auch, Sie wollen es auch nicht akzeptieren und Sie wollen verhandeln. Nur, wenn der Bildungsauftrag und der gesetzliche Auftrag der Schule nicht erfüllt werden kann, muss zusätzlich so-fort etwas geschehen. Sie können nicht zuschauen wie zum Beispiel die Integration an den Pflichtschulen nicht nur hinkt - hinken ist der falsche Ausdruck -, diese Integration findet in vielen Fällen einfach nicht mehr statt. Das ist etwas, was man ganz sicher nicht akzeptieren kann. 

Es ist jetzt in dieser Abschlussrunde sehr wenig Zeit. Die Selbstbeschränkungen bei der Redezeit halte ich für eine sehr gute Sache und ich werde daher jetzt nur noch in einer Art Staccato Bereiche im Schulbereich ansprechen, wo ich der Meinung bin, dass man sehr gut sieht, wie da ein ganzes Schulsystem floppt und sich wirklich in einem immer schlimmeren Gesamtzustand befindet, wo man sich sehr rasch etwas überlegen muss.

Wir haben in Wien an Ganztagsschulen, die tatsächlich eine verschränkte Form des Lernens und der Freizeit haben, 20 Stück, 20 von 500. Jetzt bin ich gespannt, man sitzt manchmal mit Menschen aus der Bundes-SP auf einem Podium, die einem ernsthaft signalisieren: Ja, Ganztagsschule, das soll so sein. In Wien stehen wir bei 20 von 500! Jetzt wäre ich einmal sehr interessiert, wie der Plan ausschaut, dass man zu einem verschränkten Tagesablauf kommt und es mehr derartige Ganztagsschulen gibt. Das würde mich interessieren. Ich bin gespannt, ob ich dazu etwas hören werde.

Ein nächster Punkt, der möglicherweise hier als ein sehr kleiner Punkt erscheint, ist allerdings eine Sache, die auch seit Jahren im Stadtschulrat diskutiert wird und wo genau Null weiter geht, nämlich das Problem der ge-hörlosen Kinder und wie tut man da mit der Schule für gehörlose Kinder. Nach wie vor ist dort die Gebärdensprache keine akzeptierte Minderheitensprache und nach wie vor sehe ich nirgendwo irgendeine Bewegung, die andeuten könnte, dass die Anerkennung dieser Spra-che ja mittlerweile beschlossene Sache ist und dass wir auch an der Wiener Schule damit etwas tun müssen. Es gibt, glaube ich, eine einzige bilinguale Klasse. An der Gehörlosenschule unterrichten jede Menge Lehrerinnen und Lehrer, die die Gebärdensprache nicht beherrschen. Da gibt es sogar einen Englischlehrer, der keine Gebärdensprache beherrscht. Also wir befinden uns da tatsächlich in einem Rückstand, der schrecklich ist und der raschest behoben gehört.

Vielleicht noch ein Hinweis darauf, damit ich es gesagt habe und damit es dann auch später in den Unterlagen vorkommt: Die KMS, also die Kooperative Mittelschule, floppt, die floppt so etwas total, wie man es sich nicht vorgestellt hat, als man sie eingerichtet hat. Schön langsam nähert es sich dem Zustand, wo man dann wirk-lich nur noch die Kinder auswechselt. Ich habe viele Lehrerinnen und Lehrer kennen gelernt, die an Kooperativen Mittelschulen arbeiten. Mit diesem Konstrukt ist jetzt einmal faktisch niemand zufrieden oder zumindest niemand zufrieden, den ich kennen gelernt habe und auch unter den Eltern herrscht große, große Unzufriedenheit. Ich habe es zumindest einmal nur deponiert. Aber in den nächsten Jahren wird es darum gehen: Was tut man jetzt damit? 

Einige wenige Dinge, die ich noch ansprechen will: Die Reformpädagogik in Wien stagniert. Viele Eltern lau-fen zu Beginn eines neuen Schuljahres in Wien herum und suchen irgendwelche reformpädagogisch orientierte Klassen, um ihre Kinder unterzubringen. Man bringt es im Stadtschulrat nicht einmal zusammen, diese Interessen von Eltern regional zu vernetzen, damit die vielleicht dann einmal miteinander eine reformpädagogisch geführte Schule finden können. Also auch in Sachen Service - ich habe den Eindruck, im Stadtschulrat ist wirklich das große Schlafen angesagt und Neuigkeit, Innovationen, Überlegungen, Pläne, das sind lauter Fremdwörter für den Stadtschulrat! Es wurde ein Ombudsmann eingerichtet. Ich glaube, das war im September 2003, ich bin mir nicht ganz sicher. Hat schon irgend jemand einmal einen Bericht von diesem Ombudsmann in der Hand gehabt? Kennen vielleicht die Abgeordneten der SP einen Ombudsmann? Oder ist das wurscht, was der macht? Oder soll das nicht das Licht der Öffentlichkeit sehen? Ich hätte jedenfalls gerne einen Bericht dieses Ombudsmanns, damit man daraus nämlich Schlüsse auf notwendige Reformen ziehen kann. 

Nur abschließend noch ein Hinweis auf das neue Direktorenbestellungsmodell. Dass so etwas in Wien am Ende einer Legislaturperiode gemacht wird - also ich war ja fassungslos! Auf der einen Seite hat man jetzt eine recht schönes, objektiviertes Verfahren und auf der anderen Seite sorgt man jetzt dafür, dass nur jene BewerberInnen in dieses Verfahren überhaupt hinein können, die dem Stadtschulrat genehm sind. Damit werden die Parteibuchbestellungen fortgeschrieben, damit wird die Freunderlwirtschaft fortgeschrieben und ich kann Ihnen nur sagen: Ich bin fassungslos über dieses neue Bestellungsmodell! 

Insgesamt und abschließend als Resümee: Im Wiener Pflichtschulbereich spielt sich Schlimmes ab. Wir werden den Anforderungen nach PISA nicht gerecht wer-den können. Wir können dem gesetzlichen Bildungsauftrag nicht mehr gerecht werden und der Stadtschulrat ist nicht dazu in der Lage, im eigenen Haus jene Reformen umzusetzen, die er auch ohne Geld und an sich machen könnte. Das ist sehr wenig. Das ist eine sehr schlechte Bilanz im Bereich Schule und davon, dass wir einem Budgetabschluss die Zustimmung geben könnten, kann natürlich überhaupt nicht die Rede sein! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vor uns liegt der Rechnungsabschluss der Geschäftsgruppe Jugend, Schule, Bildung und Information. Wenn man sagt, das Budget sind in Zahlen gegossene politische Vorhaben, so kann man den Rechnungsabschluss sozusagen als Bestätigungsvermerk der Politik, die man sich vorgenommen hat vor über einem Jahr, befassen. Und man kann sich dann die Frage stellen, ob die Zielsetzungen, die man sich seinerzeit im Budget vorgenommen hat, die richtigen waren, ob im Zuge des Budgetvollzugs Kurskorrekturen vorgenommen worden sind oder ob man auf einem falschen Kurs beharrlich weiter gegangen ist. 

Und ich habe mir das Budget angeschaut und mir ein paar Zahlen herausgenommen, die beachtenswert sind. Kommen wir zum Bereich des Presse- und Informationsdienstes der Stadt Wien, der mehr als gut bedient wird, sowohl im Voranschlag aber noch viel besser in den je-weiligen Rechnungsabschlüssen. In den letzten drei Jah-ren haben sich immerhin satte 31 Millionen EUR Zuschussbedarf ergeben als Differenz zwischen dem budgetierten Voranschlag und den tatsächlich ausgegebenen Summen. Mit diesen 31 Millionen EUR hätte man sehr viel anderes auch tun können als Eigenpropaganda der Stadt Wien. Wenn man heute den ganzen Tag hier gesessen ist und zugehört hat, dann hat man ja den Eindruck gehabt, als ob es an allen Ecken und Enden an Geld fehlen würde. Schuld ist natürlich der Bund. Und gleichzeitig genehmigt sich die Gemeinde Wien ein sehr fürstliches Presse- und Informations-, man könnte auch sagen Propagandabudget. 

Dabei ist es ja so, dass die Zahlen des PID ja nur die halbe Wahrheit enthüllen, weil im Sinne der integrativen Öffentlichkeitsarbeit ja auch sehr viel Geld für Öffentlichkeitsarbeit in den einzelnen Ressorts und in den ausgegliederten Einheiten drinnen steckt. Dennoch braucht der PID um 31 Millionen EUR mehr. Da kann man dann schon die Frage stellen: Was passiert mit dem ganzen Geld? 

Gleichzeitig erachtet man es als nicht notwendig, zum Beispiel einen Rechenschaftsbericht über die Tätigkeiten der Auslandsbüros zu geben. Während wir sonst eine Fülle von Hochglanzbroschüren in Händen halten, sollen wir jetzt einen Beschluss über die Weiterfinanzierung des Compress Verlags, der die Auslandsbüros im Namen und im Auftrag des PID leitet, fassen, ohne dass wir irgendeinen Rechenschaftsbericht darüber bekommen haben, was dort geschieht, wofür das Geld ausgegeben wird, welche Kontakte geschlossen werden, welche Pressearbeit im Interesse der Stadt gesetzt wird, welche Wirtschaftskontakte hergestellt werden. Das heißt, ich kann einmal den Schluss ziehen, dass dort, wo freiwillig keine Berichte gelegt werden, es auch nichts Berichtenswertes gibt und dann stellt sich die Frage, wa-rum wir einer Weitersubventionierung dann auch die Zu-stimmung erteilen sollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Während demnach die Propagandamaschine der Stadt Wien richtig ins Rollen kommt, hat dieselbe Stadt Wien kein Geld für ein Gratiskindergartenjahr, kein Geld für einen erhöhten Heizkostenzuschuss, kein Geld für Fahrtendienste und muss sich das Geld von den Spitalspatienten im Wege eines erhöhten Spitalskostenbeitrags auch noch refundieren lassen. Ich meine, man kann den Grundsatz "Tu Gutes und rede darüber" auch insofern übertreiben, wenn man nur mehr redet und nichts mehr tut, denn dann verliert das Sprichwort auch seine Sinn. Das heißt, gute Dinge werden von selbst bekannt, da braucht es keine Propaganda. Arbeiten Sie mehr, arbeiten Sie länger, schöpfen Sie die Periode aus und haben Sie auch die Größe, den guten Anregungen der Opposition Folge zu leisten, dann ersparen Sie sich sehr viel Geld für die Propaganda! (Beifall bei der ÖVP.) 

Während wir das Budget des Presse- und Informationsdienstes der Stadt Wien laufend erhöhen müssen, können wir beobachten, dass der PID gleichzeitig als Großinserent in sehr vielen namhaften österreichischen Tages-, Wochen- und Monatsjournalen aufscheint. Wir haben uns die Mühe gemacht hier, das im Klub zu recherchieren. Ich habe eine mehrseitige Zusammenstellung, wo überall der PID aber nicht mit kleinen Inseraten, weil “nicht kleckern sondern klotzen“ ist offenkundig angesagt, sondern mit ein bis zwei Seiten Inseraten ver-treten ist. Und da kann man sich ausrechnen, was das kostet. Das heißt, das Propagandawesen der Stadt ist der Stadt sehr viel Geld wert. Das heißt, Budgets werden ganz bewusst niedrig angesetzt. Kollege Strobl hat das ja auch im Schulbereich schon an Hand vieler Beispiele aufgestellt und nachgewiesen. Im PID ist es genauso. Es wird gering budgetiert. Es wird hemmungslos überzogen und es werden Millionendeals abseits der Öffentlichkeit und abseits jeglicher politischer Kontrolle von Ihnen vorgenommen. (GR Mag Thomas Reindl: Glauben Sie das wirklich, wenn Sie so etwas sagen, Herr Abgeordneter?) 

Na, selbstverständlich glaube ich das. Ich wundere mich nur, dass Sie so viel Geld brauchen, dass Sie Ihre eigenen Erfolgsberichte derartig nach außen tragen müs-sen, dass Sie es dann am Ende selber auch glauben müssen. (Beifall bei der ÖVP.) Ich stelle Ihnen aber un-sere Liste mit den Inseraten des PID gerne zur Verfügung. Sie können es ergänzen. Ich glaube nicht, dass wir etwas zu viel hineingenommen haben und wenn, dann ist es nicht ganz vollständig. 

Ich komme jetzt zum Bereich der Musikschulen und auch hier können wir durchaus gewisse Mängel feststellen, die der Rechnungshof in seinem Bericht, der uns letztes Jahr zugegangen ist, aufgezählt haben. Auch da ein roter Faden und rot in des Wortes doppelsinnigster Bedeutung. Es fehlt auch im Bereich der Musikschulen an einem Gesamtkonzept. Es fehlt eine taugliche gesetzliche Grundlage. Deshalb sind wir im Musikschulbereich darauf angewiesen, im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung zu agieren. Wir haben die geringste Versorgungsdichte. Wir haben im Ländervergleich auch die ge-ringste Schülerzahl. Hier erwarten wir uns, und wir haben das ja auch schon mehrfach beantragt und deswegen werden wir auch der Initiative, die diesmal von den GRÜNEN ausgegangen ist, zustimmen, dass wir hier ein ordentliches Musikschulkonzept brauchen. Man kann nämlich nicht nur von der Mozartstadt sprechen, man kann nicht nur von der Musikhauptstadt Wien sprechen, man muss auch dafür etwas tun und dafür brauchen wir ein ordentliches und taugliches und in die Zukunft gerichtetes Musikschulkonzept. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch der Bereich der Erwachsenenbildung, der gerade heute in der Zeit des lebenslangen Lernens immer wichtiger wird, wird von Ihnen stiefmütterlich behandelt. Auch der Bereich der Volkshochschulen würde sich über einen warmen Geldsegen freuen und es sich bietet sich ja förmlich eine Umleitung der Mittel des Presse- und Informationsdienstes der Stadt Wien hin zum Bereich der Erwachsenbildung an. Auch darüber würden sich die Volkshochschulen sehr freuen. Wenn Sie sich das Kursangebot anschauen, wenn Sie sich teilweise die Räumlichkeiten anschauen, dann werden Sie erkennen, dass es dort einen massiven Handlungsbedarf gibt. Auch der Bereich der Erwachsenenbildung sollte ein Schwerpunkt im nächstjährigen Budget sein und auch da hätten Sie mehr als genug Anlass, die Periode zu Ende zu arbeiten. Es würden uns auch noch sehr viele weitere Anregungen diesbezüglich einfallen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, ich komme schon zum Abschluss. Auch im Bereich der außerschulischen Jugendbetreuung würden wir uns dringlichst ein Gesamtkonzept wünschen. Wir haben einen Fleckerlteppich, wir haben dort ein Projekt, wir haben da ein Projekt, es fehlt das große Konzept, es fehlt auch das Aufspringen auf moderne Formen außerschulischer Jugendbetreuung. Wir stecken nach wie vor sehr viel Geld in eine Infrastruktur, die man dann über Jahre und Jahrzehnte, weil man sie ja geschaffen hat, weiter finanzieren muss, während der internationale Zug schon in eine ganz andere Richtung fährt. Das heißt, auch hier ist Innovation und nicht Fortschreiben längst bekannter Entwicklungen ge-fragt. Wir sind auch... (GR Mag Thomas Reindl: Bei der ÖVP gibt es keine Kulturförderung! Da gibt es nur Geld für Feuerwehrfeste und Volksmusik! – GR Jürgen Wutzlhofer: Ja ja, für Feuerwehrfeste und Volksmusik!!)
Ja, und Sie feiern einfach Partys und Sie sehen im Rathaus in erster Linie eine Partylocation, wie man ja aus einem Akt lesen kann. Das heißt, das, was Sie können, ist nicht eine sinnvolle, sachlich orientierte Arbeit abzuliefern, sondern Sie wollen feiern und Sie fördern halt dann das so genannte Freie Radio Orange. Dort dür-fen die Journalisten das tun, was Sie ihnen mehr oder weniger vorgeben, weil sie ja Jahr für Jahr neu um eine Subvention ankommen müssen. Das heißt, gehen Sie nicht dauernd auf den Bund los... (GR Jürgen Wutzlhofer: Ein wirklich freies!) Bitte? (GR Jürgen Wutzlhofer: Ein wirklich freies!)

Also Freiheit schaut sicher anders aus, als dass man von einem Jahr aufs andere bei der Stadt als Mono-
polsubventionsgeber ansuchen muss. Also von Freiheit haben wir in der ÖVP offenkundig einen anderen Begriff. Aber das ist halt der Unterschied zwischen sozialistischem Freiheitsverständnis und christdemokratischem Freiheitsverständnis. (Beifall bei der ÖVP.)
Dort, wo Sie Freiheit sagen, meinen Sie in Wirklichkeit Abhängigkeiten. Sie sind in einem System des Schaffens von Abhängigkeiten groß geworden. Das kön-nen wir Ihnen an Hand so vieler Beispiele nachweisen! Und Sie wollen ja offenkundig auch mit Ihren Bittinseraten die freie Presse abhängig machen und in manchen Bereichen gelingt es Ihnen offenkundig auch gar nicht so schlecht. (GR Mag Thomas Reindl: Zum Beispiel? – Hei-terkeit bei der SPÖ.) Das wäre die Aufgabe für eine publizistische Dissertation (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.), da enthalte ich mich jetzt jeglicher... Aber ich bin mir sicher; also wenn man das hochrechnet zwischen dem, was Sie für Propaganda ausgeben und was die Bundesregierung ausgibt bei dem Budget, also da ist der Schüssel ein Armutschkerl im Vergleich zu Ihnen! Das muss man Ihnen jetzt schon einmal sagen! (Beifall bei der ÖVP. – Große Heiterkeit bei der SPÖ.)
Sie sollten viel mehr Geld in konzeptive Arbeit und nicht in Propaganda stecken. Schauen Sie, dass Sie zu den Stadträten weniger Pressesprecher, sondern mehr Sachbearbeiter hinbringen. Ich glaube, es gibt genug of-fene Dinge, die man in Wien erledigen müsste, aber Sie beschränken sich auf eine vordergründige Propaganda. Sie geben es ja sogar selbst in Ihrem eigenen Budget zu, das sowieso mehr verschleiert als es aufdeckt. Sie geben es in Ihrem eigenen Rechnungsabschluss zu! Und Sie sind schon so überheblich, dass Sie sich in der letzten Sitzung, bevor Sie den Gemeinderat mutwillig auflösen, selbst noch ein paar hundert Millionen Euro aus der Handkasse des Steuerzahlers für Eigenpropaganda ohne ein ordentliches Ausschreibungsverfahren zugestehen! Sie finden es nicht einmal der Mühe wert, dazu in einem entsprechenden Ausschuss eine Wortmeldung abzugeben. Das zeigt doch, wie überheblich Sie eigentlich sind. Und in Wirklichkeit wollen Sie am liebsten gar nicht wählen, weil Sie eh schon wissen, wie es ausgeht. Wir können nur hoffen, dass der Wähler dieser hochmütigen Vorausrechnung einen Strich durch die Rechnung macht. Sie können sicher sein, dass wir unseren Beitrag dazu leisten, dass Ihre Rechnung nicht aufgehen wird! (Beifall bei der ÖVP. – Wiederholte Heiterkeit bei der SPÖ.)
Ich komme schon zum Schluss. Wir stehen natürlich auch in Vorwahlzeiten der Jungbürgerveranstaltung nicht vom Prinzip, sondern von der Art und Weise, wie Sie sie durchführen wollen und werden - und es steht ja auch in den entsprechenden Akten drinnen - sehr skeptisch und sehr misstrauisch gegenüber. Dass in Vorwahlzeiten das Ganze zu einem Fest für Michael Häupl zu werden droht, das ist ja nicht nur eine dumpfe Befürchtung, sondern das ist ja beinahe eine Gewissheit, die man hier aussprechen muss. Wir werden uns das ganz genau anschauen, ob Sie auch so eine Veranstaltung, die man sehr sinnvoll durchführen kann, - und insofern haben wir ja der Subvention auch immer zugestimmt - nicht zu ei-ner Eigenwerbung missbrauchen werden.

Wenn Sie die Homepage www.wienerjugendzen-tren.at anschauen, so haben auch dort die Michael Häupl - Festspiele schon längst begonnen und auch das geht auf Kosten des Steuerzahlers!

Meine Damen und Herren, in der Propaganda sind Sie sehr groß. Die Zahlen des Rechnungsabschlusses belegen in vielen Bereichen, dass Ihren großen Worten nur selten Taten folgen und aus diesem Grund können wir diesem Kapitel unsere Zustimmung nicht erteilen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Thomas Reindl: Sie ha-ben gesagt, der Schüssel ist ein Armutschkerl! – Heiterkeit bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin No-vak.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Nach dem Amoklauf denke ich mir, trifft auch einiges auf Funktionäre und Mandatare der ÖVP zu. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Na, wir haben die Armutschkerl nicht ins Spiel gebracht, das ward’s ja ihr selber! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ein paar Worte doch zu meinen Vorrednern und zu den Wortmeldungen meiner Vorredner. Sehr überrascht bin ich zum Teil über, ja fast schon, Rechenfehler, nein, eher die Unkenntnis über finanztechnische und administrative Abläufe in diesem Haus, die ich mir zum Beispiel vom Kollegen Strobl mit Sicherheit niemals erwartet hät-te, weil er schon so lange Mitglied dieses Hauses ist und Bezirksüberrechnung für ihn sicher nichts Neues ist, den-ke ich mir einmal. Dass ihm das nun bei der MA 56 aufgefallen ist, wundert mich. Das gibt es in vielen Abteilungen, wo Bezirke während des Jahres Finanzierungen übernehmen und wenn sie in die Bezirkskompetenz fal-len, dass es dann Bezirksüberrechnungen gibt. Aber es gibt ein paar andere finanztechnische Angelegenheiten, die spannenderweise jetzt auf einmal ein Problem sind so wie Zusatzrahmen mit Sperre, dass man Minderausgaben und Mehreinnahmen nachher in andere Projekte investieren kann und während des Jahres damit auch Überschreitungen bei bestimmten Postnummern hat. Al-so an sich ist das alles nichts besonders Neues, nichts, was jetzt eh schon seit Jahren finanztechnisch in diesem Haus passiert. Aber auf einmal ist es irgendwie anscheinend Wahlkampfthema und Kritik und das zeigt aus mei-ner Sicht vor allem, dass man von Seiten mancher Oppositionsredner inhaltlich nicht mehr sehr viel zu bieten hat und sich dann auf solche finanztechnischen Dinge stürzt. 

Zum Rechnungsabschluss 2004. Meine Wortmeldung möchte ich vor allem den Familien und Kindern die-ser Stadt widmen und den Angeboten, die wir seitens der Stadt 2004, aber auch schon in den Jahren davor und si-cher auch in den Folgejahren für Familien ausbauen, die Qualität sichern und damit eine Lebensqualität und ein sehr positives Lebensgefühl für viele Familien und Kinder anbieten können.

Beginnen möchte ich da im Bereich der sozialen Absicherung, weil ich mir denke, es ist ein großer Bogen, den man für Kinder und Familien spannen kann, von der sozialen Absicherung bis zur Aufklärung und Information. 

Soziale Absicherung heißt für uns nicht nur der Wiener Familienzuschuss, der gewährt wird. Soziale Absicherung heißt für uns durchaus auch, Angebote in dieser Stadt und Einrichtungen in dieser Stadt zu haben, die vor allem Familien, die in Krisen stecken, Hilfe bieten. Wir haben 133 Einrichtungen der MA 11, die sich mit Fragen der Erziehung beschäftigen. Ich habe das schon einmal, ich glaube, das war in einer Aktuellen Stunde oder einer Dringlichen Anfrage, ganz genau ausgeführt. Die helfen, wenn es zum Beispiel Probleme mit den Kindern oder Meinungsverschiedenheiten gibt, wenn Kinder nicht mehr zu Hause bleiben wollen, nicht wissen, wohin sie sollen. Dann kommen sie in eine Einrichtung der MA 11 und dort wird ihnen weiter geholfen. 133 Einrichtungen sind das in Summe. Das ist eine ganze Menge, würde ich einmal sagen und nichts, was man so einfach ignorieren kann. 

Es gibt zusätzlich von der MA 11 seit vielen Jahren und wird immer noch sehr erfolgreich durchgeführt, obwohl ich sage, dass es natürlich einen Beigeschmack hat, der uns naturgemäß nicht sehr gut gefällt, die Wiener Jugenderholung. Sehr viele Kinder fahren, durch die Stadt und durch die MA 11 organisiert, auf Ferien, vor al-lem Kinder, die aus Familien kommen, wo Ferien nicht leistbar sind. Auch wenn ich mir wünschen würde, dass sich alle Familien das leisten können und dieses Angebot nicht in Anspruch nehmen müssen, so sorgt die Stadt dafür, dass es dieses Angebot auf jeden Fall gibt.

Auch das Pflegekindwesen ist uns ein ganz besonderes Anliegen. Die Kampagne "Bringen Sie das zusammen?" war von Erfolg gekrönt, eine Kampagne, die Aufklärung, Werbung, Öffentlichkeitsarbeit, all das, was Sie gerade kritisieren, in einem großen Ausmaß getätigt hat und inhaltlich sehr viel für diese Stadt weitergebracht hat.

Neben all den Einrichtungen und den Angeboten der MA 11 sind natürlich auch die Einrichtung der MA 11A und die Kindergärten immer ein großes Thema. Wir ha-ben das im letzten Jahr sehr intensiv debattieren können, weil sich die ÖVP das, glaube ich, als Wahlkampfthema ausgesucht hat. Jedenfalls hat man den Eindruck, wenn man durch die Stadt geht und in das Gesicht dieses Kin-des schaut, das schreiend vom Plakat herunterschaut (GR Christian Oxonitsch: Das schaut eh nur verzweifelt zur ÖVP!), eher schon verzweifelt. 

Ich möchte mit dem Hinweis die Gelegenheit nicht auslassen, der ÖVP noch einmal zu sagen, was in einer Studie der Arbeiterkammer, ich glaube, wir kennen sie in der Zwischenzeit, aber man soll solche Dinge wiederholen, als Ergebnis herausgekommen ist. In dieser Studie steht zum Beispiel: „Wien wendet am meisten Geld für die Kinderbetreuung auf. Von allen Bundesländern wendet Wien die meisten öffentlichen Mittel auf. Wien bietet auch die meisten Kinderbetreuungsplätze an und Wien hat die meisten Ganztageskindergärten."

Das ist immer so spannend, wenn dann Herr StR Hahn, glaube ich, in irgendeinem Interview gesagt hat, man hält ihm immer vor, er vergleiche Äpfel mit Birnen und das sei nicht wahr, er vergleiche Äpfel mit Äpfeln. Dazu kann ich nur sagen, Äpfel mit Äpfeln ist schöner, aber es immerhin noch ein Unterschied zwischen Fallobst und einem Golden Delicious. Ich würde sagen, wir sind eher auf der Golden-Delicious-Ebene unterwegs und nicht auf der Fallobstebene wie viele andere Bundesländer, wo die Kindergärten und die Kinderbetreuung mit Sicherheit nicht ausreichend sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn wir über Familie und Kinder sprechen, sprechen wir natürlich auch von Freizeitangeboten, sprechen wir auch darüber, dass außerhalb der Betreuungszeiten etwas unternommen werden soll, dass man mit den Kin-dern kulturelle Angebote wahrnimmt, sportliche Angebote wahrnimmt, Bildungsangebote wahrnimmt. Da hat die Stadt mit Sicherheit sehr viel zu bieten, beginnend von der MA 13, die sehr viele Vereine in dieser Stadt unterstützt und subventioniert, um jedes Jahr ein breites Angebot, zum Beispiel das Wiener Ferienspiel, zu realisieren, um eine Kinderinformationsstelle anzubieten sowie das Kindermuseum zu unterstützen, um viele sportliche Aktionen zu unterstützen, kulturelle, musische und schlussendlich auch jene der aufsuchenden Jugendarbeit, der Betreuung vor Ort. Das alles ist Aufgabe der MA 13 und des Landesjugendreferats.

Ganz besonders, weil sie der Herr Kollege Aigner kritisiert hat, möchte ich jene Stelle hier erwähnen, nämlich die MAST.A., die genau jene Innovation ist, die jene zu-kunftsweisenden Entscheidungen als Fachstelle gemeinsam mit den Vereinen trifft, wo es uns darum geht, dort zu sein, wo es wirklich Angebote braucht, wo ständig evaluiert wird und wo es um aufsuchende und mobile Jugendarbeit geht. Diese Stelle hat 10 Jahre gefeiert und macht hervorragende Arbeit. Ich möchte mich bei den beiden Kolleginnen, die diese Stelle in einer Einzigartigkeit leiten, nämlich beide Leiterinnen, die sich diesen Job teilen, und das ausgezeichnet durchführen, auch eine Einzigartigkeit, herzlich bedanken und gratuliere für diese gute Arbeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt ist in der MA 13 noch ein ganz wichtiger Bereich zu Hause, nämlich der der Büchereien. Der ist mir persönlich ganz wichtig. Auch hier gibt es für Familien und Kinder eine ganze Menge: Die neue Hauptbücherei, die vor einiger Zeit eröffnet wurde und die sich ganz großer Beliebtheit erfreut, nämlich vor allem bei der Zielgruppe der Kinder großer Beliebtheit erfreut, mit dem Kinderplaneten "Kirango" und den dazugehörigen Aktionen des Lesofanten und des Lesofantenfests, mit Sicherheit eine gute Einrichtung, eine sehr niederschwellige Einrichtung, eine Einrichtung, die zur Leseförderung einen der wesentlichsten Beiträge tätigt und ich denke, auch nicht mehr wegzudenken ist aus dieser Stadt. Auch den Büchereien für ihre Tätigkeit im Bereich der Kinder und Fa-milien meinen herzlichen Dank! 

Die MA 44, die Bäder, mag ich nicht vergessen, die ja eine Einrichtung beherbergen, nämlich die der Familienbäder, vormals Kinderfreibäder, was ein zusätzliches tolles Angebot für Familien ist, die in ihrer Umgebung ein eher kleines Bad besuchen möchten, vor allem mit kleinen Kindern hingehen möchten, die sich nicht in einem großen Sommerbad mit sehr vielen Menschen abquälen wollen, vor allem eine Einrichtung, die ganz günstig ist und für die Kinder jede Möglichkeit offen lässt, vollkommen egal, ob man ein großes Einkommen oder ein kleines Einkommen hat, weil man dort nämlich als Kind kos-tenlos hingehen kann. Das soll auch gesagt werden. Un-sere Einrichtungen, unsere Angebote im Bereich von Kindern und Familien sind zu einem Großteil nicht zu be-zahlen, so wie viele Angebote im Ferienspiel im Freizeitbereich nicht zu bezahlen sind und viele Einrichtungen der Jugendbetreuung nicht zu bezahlen sind. Das erwähnen Sie hier nämlich nie. Sie erwähnen dafür falsche Zahlen und behaupten ständig, wir belasten die Familien und die Kinder.

Dass das alles auch zu den Menschen gelangen kann, die das nutzen sollen, nämlich den Familien, dazu braucht man bekanntlich Öffentlichkeitsarbeit, dazu braucht man bekanntlich einen Flyer, wo das drinnen steht, eine Homepage, auf der das steht, irgendeine Form von Kommunikationsmittel, um jene Angebote dort hinzubekommen, wo sie hin sollen, denn sonst werden das die Menschen nicht wissen. Dafür haben wir unseren Presse- und Informationsdienst, dafür haben wir eine hervorragende Homepage, die immer wieder prämiert wird, die inzwischen schon sehr lange barrierefrei ist, 
die eine Veranstaltungsdatenbank beheimatet, die einen Amtshelfer beheimatet, die alle Informationen bündelt, abrufbar macht und eine der meist besuchtesten Homepages überhaupt ist. Dem "wien.at"-Team danke ich. Es hat vor kurzem Geburtstag gefeiert und einen Relaunch mit einem neuen Design durchgeführt. Das ist mit Sicher-heit eine großartige Arbeit, die dort von einem sehr kleinen Team geleistet wird! (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch ein wichtiger Informationsträger, nämlich gerade, wenn es darum geht, ganz konkrete Informationen per Telefon weiterzugeben beziehungsweise im persönlichen Gespräch weiterzuhelfen, ist unsere Stadtinformation. Die Stadtinformation geht manchmal ein bisschen unter, obwohl sie hier im Hause ist und man eigentlich fast täglich daran vorbeigeht, wenn man hineinkommt. Ich weiß allerdings, dass sehr viele Gemeinderäte nicht sehr oft vorbeischauen. Vielleicht sollten Sie das öfters machen, weil dort liegen alle Informationen und Broschüren auf. Dann braucht man sich nicht zu beschweren, dass man irgendetwas nicht bekommen hat. Man kann es sich dort abholen, wenn man in der Früh hereinkommt. Auch diesem Team, das wirklich alle Fragen be-antworten kann, vollkommen wurscht, was es ist, vom Wiener Krautfleckerlrezept bis zum Angebot für Kinder, was man heute Abend machen kann, wo man heute Abend hingehen kann, bis zur Wahlinformation, die voriges Jahr in der Stadtinformation sehr intensiv durchgeführt werden musste. Dort bekommt man Antwort auf al-les, was man braucht. 

Ich denke, Wien ist eine sehr kinderfreundliche, eine sehr familienfreundliche Stadt und vor allem eine Stadt, die ihren Menschen auch kommuniziert, was sie tut und das ist gut so. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. - Bitte.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Stadträte! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein paar Worte zum PID und ein paar Worte zum Bereich Sport:

Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien leistet sicher wertvolle Arbeit und muss, wie ein guter Teil der Abgeordneten oder ein kleinerer Teil der Abgeordneten im Hause, durchgehend hier wachen. Sie dürfen sich allerdings auch abwechseln. Das machen die Fraktionen auch nicht anders. Dass es einen PID braucht und dass viele Aufgaben davon sinnvoll sind, steht sicher außer Frage. 

Die Frage ist eher, wie viele Mittel dafür verwendet werden. Damit komme ich ganz kurz zu einem Vertrag, der von Herrn Aigner angeschnitten wurde. Der Compress Verlag und die 146 Millionen EUR oder 166 Millio-nen EUR, je nachdem, wie man das Aktenstück liest. Es gibt ein Zusatzgeschäft in der Höhe von beinahe 20 Mil-lionen EUR, deswegen die zwei Zahlen. Ich habe mir in Bratislava letzte Woche eines dieser Auslandsbüros an-gesehen. Ich habe mir auch den Rechnungshofbericht vom Jahr 1999 intensiv durchgelesen. 

Was auffällt, wenn man dieses Auslandsbüro in Bratislava anschaut, ist, es schaut nicht sehr mondän aus. Es sind angeblich, das wird stimmen, drei Personen dort beschäftigt. Die Dame, die mich und einen Journalisten empfangen hat, ist sehr freundlich und scheint soweit kompetent zu sein. Dagegen gibt es nichts zu sagen. Die Frage ist, wofür dort für dieses Büro in etwa 33 000 EUR jeden Monat ausgegeben werden, weil die Auskunft hat gelautet: Das Büro, die Miete und die drei Personen. Jetzt verdient man in der Slowakei eine Spur weniger als in Wien, nämlich nicht einmal die Hälfte. Soweit ich infor-miert bin, werden die Personen nicht alle nach österreichischem Arbeitsrecht in allen Ländern bezahlt. Da stellt sich die Frage, wenn man eine Sekretärin und zwei Leute, die das leiten, hat und die Miete, dann kommt man ganz sicher nicht auf 33 000 EUR, sondern nicht einmal auf einen Bruchteil. Vielleicht kommt man auf ein Drittel, sehr großzügig gerechnet. Vorher haben wir gehört, man braucht Unterlagen und Folder und ein Internet. Wir wer-den den Antrag dann auch genau durchgehen am Donnerstag, nur das ist alles anders ausgewiesen, weil den Folder zahlt man selbstverständlich nicht von den 33 000 EUR, sondern von irgendeinem anderen 100 000 EUR-Posten, das Internet zahlt man selbstverständlich nicht davon, und wenn, wie letzte Woche, eine Abteilung aus Wien, das war die Gebietsbetreuung Stumpergasse, vorbeikommt, dann zahlt man das selbst-verständlich auch nicht, weder die Reisekosten noch die Bewirtung dort, sondern das wird dann gegenverrechnet. Es bleibt zumindest der Eindruck, und der konnte mir bis jetzt auch nicht widerlegt werden, das sind 33 000 EUR für drei Personen und ein Büro. Jetzt könnte man sagen: „Na ja, wegen 33 000 EUR! Wovon redet er? Das sind Kinkerlitzchen! Und wie viel bleibt übrig?" - Das ist ein Monat, das ist nicht ein Büro, sondern das sind mehr als 10 und der Vertrag läuft 10 Jahre. Damit sind wir schon im Millionenbereich. Es wird schon spannender. 

Der Rechnungshof hat vor ein paar Jahren die Höhe der Ausgaben und die Art der Vergabe kritisiert, alles Punkte, die ich heute genauso sehen würde, die hier in-tensiv diskutiert wurden, unter anderem von einer Partei, die jetzt nicht mehr da ist. Herr Alkier vom Liberalen Fo-rum hat das angezogen, ein Abgeordneter der GRÜNEN hat das damals breit ausgewälzt. 

Der Compress Verlag war schon lange Gegenstand hier im Hause und wird es am Donnerstag wieder sein. Wir werden am Donnerstag, das kündige ich jetzt schon an, die Absetzung dieses Antrags verlangen und werden genau ins Detail gehen, warum. Ich glaube nicht, dass das eine große Überraschung ist, dass wir das verlangen. Ich hatte nicht den Eindruck, als ob alle hinter diesem Riesenvolumen stehen würden. 

Der Leistungskatalog ist sehr eindrucksvoll. Die Leistungen vor Ort, und da möchte ich der Frau, die uns dort empfangen hat, überhaupt nicht am Zeug flicken, die macht ihre Arbeit anständig, nehme ich an. Aber die sind zu dritt. Das Geld, das da ausgegeben wird, ist ganz sicher nicht effizient angelegt. Damit sage ich nicht, dass sich Wien keine Auslandsbüros leisten soll, aber das ist dasselbe wie beim PID. Natürlich soll sich Wien einen PID leisten, aber auch da ist die Frage, wie viel davon nachher die Vermarktung und eigentlich die Pressesprecherei für die SPÖ und wie viel davon tatsächlich Arbeit im Sinne des Erfinders ist. Genaueres am Donnerstag.

Zum Sport, ganz kurz: Eigentlich sollten wir uns mit den Budgetzahlen auseinander setzen. Jetzt illustriere ich einmal mehr, habe ich im Vorjahr auch gemacht, wie schwierig das ist, wenn ich einen Voranschlag habe, in dem unter dem Ansatz 2620 steht, bei den Sportplätzen der MA 51, der Summe der Einnahmen, hat der Voranschlag im November auf 3 459 000 EUR gelautet und schlussendlich reden wir jetzt einmal über eine Zahl von nahezu 8 Millionen EUR, so ist das mehr als das Doppelte. Bei den Ausgaben haben wir im November einen Vor-anschlag von 10 Millionen EUR gehabt, jetzt haben wir eine Abrechnung von 16,7 Millionen EUR. Tatsache ist, man kann es nicht vergleichen und es ist nicht überall so. Sagen Sie nicht, man kann es nicht budgetieren, denn es gibt ein paar Punkte in diesem riesigen Rechnungsabschluss, wo es sehr genau steht. Hier gewinnt man den Eindruck, da wird halt Daumen mal Pi etwas geschätzt. 

Zum Beispiel konnte man offensichtlich nicht erahnen, dass der Bund heuer für das Happel-Stadion 2 Mil-lionen EUR bereitstellen wird. Daher konnte man auch nicht erahnen, dass man selbst ebenfalls ein paar Millionen für das Renovieren des Happel-Stadions zur Verfügung stellen muss. Das kann nicht sein. Viel genauer muss man es im November machen, weil sonst kann man nämlich bei einem Rechnungsabschluss nicht nach-sehen, was Sie getan haben, was Sie gesagt haben. Wenn da Abweichungen von über 100 Prozent bei der Summe von einer Position sind, dann ist es sehr schwer nachvollziehbar und würde eigentlich zumindest die Bud-geterstellung im November überflüssig machen. Da könnte man sich viel Zeit und damit viel Geld von Beamten im Hause einsparen, wenn man so weit daneben liegt.

Kollegin Claudia Sommer-Smolik hat einen Antrag betreffend das Öffnen von Sportflächen eingebracht. Wenn man mit den Sportvereinen in Wien redet, wenn man nachfragt, was ihnen fehlt, kommt meistens, mehr Geld würde etwas nutzen, mehr Trainerstunden und mehr Ausbildung. Eines der vielen Dinge, die sie sich wünschen, die nicht so viel Geld kosten würden, sind Sportflächen, nicht neue Sportflächen, weil das kostet viel Geld - die zwei Stadien, die wir gerne hätten, also das eine Stadion, das vielleicht gebaut wird, ein Mehrzweckstadion für 5 000 bis 8 000 Leute wird leider viel Geld kosten, das geht nicht anders -, aber bestehende Sportflächen besser auszunützen. Das muss kein Vermögen kosten und ich habe vernommen und hoffe, dass das morgen Abend bei der Abstimmung auch so sein wird, dass dem Antrag von uns entsprochen wird, nämlich zu überprüfen, wie es denn möglich wäre, dass man Flächen, die heute um 9 Uhr am Abend meistens geschlossen sind, in Schulen, Turnhallen oder Flächen im Freien, auch am Wochenende genützt werden können, auch am Abend genützt werden können. Damit wäre den Sportvereinen viel geholfen. Ich glaube, dass wir den An-trag ohne große Kosten tatsächlich umsetzen können. Ich bin gespannt, was uns die Dienststellen vorlegen.

Zum Abschluss noch zur Rasenheizung im Happel-Stadion: Wir haben dieser Rasenheizung schlussendlich, zugegeben nach langer Diskussion im Grünen Klub, im Ausschuss zugestimmt. Es hat dann auch nicht mehr Rasenheizung geheißen, sondern es macht sich viel besser, wenn man "Infrastrukturverbesserungsmaßnahme" sagt, weil das ist es auch. Was uns abgegangen und bis jetzt auch nicht ersichtlich ist, ist, wie diese zukünftige Möglichkeit, den Rasen zu heizen, ist fast übertrieben, aber es heißt im Volksmund Rasenheizung, in-stalliert werden soll. Da gibt es viele Möglichkeiten, wie man das ökologischer tun kann als man das im Tivoli-Stadion gemacht hat und wie man das im Schwarzenegger-Stadion gemacht hat. Es gibt aus Niedersachsen große Untersuchungen und Unterlagen für Umweltschutz im Bereich, das heißt zwar dort Fußballstadion, aber ei-gentlich heißt es einfach Sportstadion, was alles gemacht werden kann, wie man das Brauchwasser verwen-den kann, wie man Sonnenkollektoren verwenden kann, wie man schlussendlich so ein Stadion bauen kann und nicht gleich der Eindruck entsteht, die armen Leute können die Wohnungen nicht heizen und stattdessen pulvern wir die gleiche Energie in das Stadion. Das muss nicht sein. Ich würde mich sehr freuen, wenn man auch in dem Bereich, nämlich bei einem Neubau des Stadions, das zumindest vom Bürgermeister an dieser Stelle avisiert wurde, mitdenkt und ein ökologisches Musterbeispiel eines Stadions erstellt. Wir werden das genau beobachten. 

Ich bin am Schluss. - Danke. (Beifall bei den GRÜ-
NEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Vizebürgermeisterin, bitte.

VBgmin Grete Laska: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich vorerst für die Diskussion bedanken. Nachdem meine beiden Kollegen auf diese angesprochenen Punkte eingegangen sind, möchte ich heute ein-mal versuchen, sozusagen hinter den Anmerkungen, die von einigen Rednern gekommen sind, ein bisschen die politische Absicht oder den politischen Hintergrund zu hinterfragen, weil das nicht immer so klar war. 

Ich möchte bei dem ganzen Thema "Schule" beginnen:

Typisch ist, das haben wir schon mehrfach hier diskutiert, auch heute wieder, die Tatsache, dass auf der ei-nen Seite kritisiert wird, dass es zu Streichungen und Mi-nimierungen von Lehrerdienstposten gekommen ist. Das ist keine neue Erkenntnis, das wissen wir. Typisch ist, dass von derselben Seite, nämlich von Ihnen, Frau Kollegin Jerusalem, auch bestimmte Forderungen an Wien gestellt werden. Typisch für mich ist aber auch, dass die GRÜNEN auf Bundesebene zu bestimmten Bereichen ganz klar Stellung beziehen, was es bedeuten würde, wenn sie in einer Regierung wären, nämlich dass eine Regierungsbeteiligung nicht bedeuten würde, dass man den Kauf von Abfangjägern zurücknehmen würde oder zum Beispiel die Studiengebühren zurücknehmen würde. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist falsch zitiert!) Weder Herr van der Bellen noch Frau Glawischnig oder auch Sie, Frau Jerusalem, haben jemals in einer Aussendung oder hier im Hause eindeutig klargestellt, was zum Beispiel Ihre bildungspolitischen Ziele im Bereich der Pflichtschulen wären! Sie haben niemals davon gesprochen, dass Sie für einheitliche Regulative in ganz Österreich sind! Sie haben niemals davon gesprochen, wie hoch der Lehrereinsatz sein sollte! Sie haben niemals davon gesprochen, dass sie selbstverständlich ei-nen grünen Finanzminister oder einen schwarzen Bundeskanzler zur Koalitionsbedingung machen würden, dass alle Maßnahmen, die diese Regierung getroffen hat, als Finanzminister auf der einen Seite, aber natürlich auch seitens des Bildungsministeriums klarerweise zurückgenommen werden müssen, damit alle Forderungen, die Sie hier in Wien stellen, dann, wie ich meine, allen österreichischen Pflichtschülerinnen und Pflichtschülern auch zu Gute kommen sollen! Das ist etwas, was ich nicht verstehe, was hier nie eindeutig gesagt wurde, wo immer wieder nur die Forderung kommt, dass Wien für bestimmte Leistungen, in dem Fall sind es halt immer wieder die angesprochenen Lehrer, aufkommen soll, was eine komplette Schräglage des Bildungssystems in Österreich hervorrufen würde. Gerade bei Ihrer Analyse, was den Finanzausgleich des vergangenen Jahres betrifft, verstehe ich nicht, dass Sie nicht zur Kenntnis neh-men wollen, dass in diesem Finanzausgleich, den wir uns vielleicht optimaler hätten vorstellen können, zumindest der Fortschritt der Evaluierung von bestimmten Be-reichen enthalten ist. 

Genau das ist der Grund, warum beim Stellenplan dargestellt werden muss, dass es eben für bestimmte Bereiche zusätzliche Lehrer geben muss, damit man er-füllen kann, was hier vorgegeben wird, und deswegen auch die differenzierte Darstellung dieser ganzen Angelegenheit. Ich verstehe daher nicht, warum gerade die Forderung, die ganz eindeutig ist, wo ich Ihnen in vielen Punkten auch Recht geben könnte, immer mit der Forderung endet, Wien soll es bezahlen. Wien soll es einfach einmal bezahlen, ganz egal, ob es damit ein, zumindest aus meiner Sicht, an sich gerechtfertiges österreichweit einheitliches Schulsystem gibt. Auch dazu haben Sie sich nie geäußert. Das würde mich interessieren. Aber wir haben ja übermorgen die Gelegenheit, Sie wieder da-zu zu hören, weil nachdem ich gesehen habe, dass Sie im Sinne des ständigen Wiederholens dem Herrn Bürgermeister wieder diese Fragen stellen, können Sie es da vielleicht einbringen und begründen. 

Der zweite Punkt, wo ich mir auch denke, was eigentlich politisch dahintersteht, ist: Was ist eigentlich die Ab-sicht, die Sie gerade im Schulsystem verfolgen? Nicht nur inhaltlich, sondern dann natürlich auch finanzieller Natur, was die gesamte Bedingung von ganztägigen Schulformen betrifft. Auch hier wäre es mir wichtig, einmal zu sagen, man kann den inhaltlichen Standpunkt klarlegen, man kann sagen, was einem nicht passt, man kann jetzt konkret kritisieren, wenn es Dinge gibt, wo für Sie Wien auch zuständig ist. Aber was sind die Vorstellungen der GRÜNEN? Was sind Ihre Vorstellungen im Hinblick darauf, dass Sie offensichtlich eine Regierungsbeteiligung auf Bundesebene anstreben, noch dazu mit einer ÖVP, die gerade im Bildungsbereich ein bisschen unterschiedliche Positionen betritt? 

Damit mache ich auch gleich den Schwenk zu den Bemerkungen von dir, lieber Walter Strobl, und da nur zwei dazu, weil da haben wir auch all die Punkte, die an-gesprochen wurden, schon öfters diskutiert:

Der eine Punkt ist, wir haben die skurrile Situation, und einen Antrag, der in diese Richtung eingebracht wor-den wäre, hätten wir mit Liebe unterstützt, dass wir etwa im Mai im Kollegium beschlossen haben, einen vorläufigen Stellenplan zu erstellen. Wir haben dann im Oktober nach dem Feststehen der tatsächlichen SchülerInnenzahlen den Dienstpostenplan festzulegen. Dann würden wir eigentlich meinen, dass ein ordnungsgemäßes Handeln möglich ist, wenn der auch genehmigt wird. Die Genehmigung für den Dienstpostenplan des laufenden Schuljahres, den wir im Mai 2004 vorläufig, im Oktober definitiv beschlossen haben, ist jetzt gekommen. Welcher Betrieb könnte es sich leisten, dass zu einem Plan, der den Lehrereinsatz regelt, das Ministerium klitzeklein vorgibt, welche Punkte zu beachten sind, wo wir Anmerkungen machen, verhandeln wollen im Hinblick auf den Mehrbedarf und die Erfordernisse die er hervorruft, den wir belegen wollen im Sinne der Evaluierung? Wie sollen wir das tun, wenn die Genehmigung am Ende des Schuljahres erfolgt, für das der Stellenplan erstellt wird? Das wäre ein Antrag, wo ich sage, den würden wir unterstützen, da gehen wir gemeinsam zur Frau Ministerin und sagen, so geht das nicht, da kann man nicht anständig planen. 

Ein zweiter Punkt, der auch dazukommt: Ein Antrag wurde auch in die Richtung gestellt. Er ist insofern schon ein bisschen überholt, weil wir vorige Woche einen Termin hatten, wo überraschenderweise ein Angebot des Ministeriums oder von drei Ministerien gekommen ist, die sprachliche Kompetenz mit einem ähnlichen System zu stärken, wie wir es in Wien haben, nämlich mit den Vorlaufgruppen für jene Kinder, die nicht im Tagesheim sind. Es sind relativ wenige, es sind ja nur 3 Prozent der Drei- bis Sechsjährigen, die nicht ins Kindertagesheim gehen und wo wir in einer pädagogischen Diskussion, auch zwischen den Bundesländern, aber vor allem der Frau Bildungsministerin festgestellt haben, und die hat das bei der Sitzung selbst gesagt, dass die nächste große Herausforderung der Diskussion sein wird, die Nahtstelle zwischen Kindergarten und Schule zu untersuchen, die Grenzziehung zu hinterfragen, die wir gerade aktuell tref-fen, nämlich zu sagen, Stichtag und dann muss sich die Schulreife herausstellen oder nicht, jetzt einmal in einem zweijährigen Pilotversuch zu versuchen, ob es möglich ist, bessere Voraussetzungen mit einer solchen Frühförderung zu schaffen.

Wir haben uns dort auch geeinigt, und deswegen stimmen wir diesem Antrag auf Vorverlegung der Einschreibefrist, den du gestellt hast, auch nicht zu, weil so-wohl der zuständige Mitarbeiter der Frau Ministerin als auch sie selbst selbstverständlich das Argument Wiens verstanden hat, dass es nicht klug ist, die Schülereinschreibung auf Oktober und November vorzuziehen, weil es in Wiener Schulen üblich ist, dass sich die Eltern bei den Tagen der offenen Tür einen Überblick über das rei-che pädagogische Angebot verschaffen können, es kei-nen Sinn macht, wenn man zuerst einschreibt, denn die Eltern wüssten gar nicht, wohin sie gehen sollen, sondern zuerst die Information und dann die Einschreibung. Wir werden also, so ist das auch mit der Frau Ministerin ausgemacht, einen Wiener Vorschlag einbringen. Sie hat durchaus zugestimmt, dass die Einschreibung nicht starr vorgegeben im Oktober oder November stattfindet, sondern aus guten Gründen, wie wir sie in Wien haben, zum Beispiel durchaus im Jänner stattfinden könnte, sodass dann im zweiten Halbjahr tatsächlich diese sprachliche Förderung einsetzen kann, aus den Erfahrungen lernend, die wir schon in den Vorlaufgruppen haben. 

Soviel zu dem Themenbereich Schule, nur stichwortartig Stellung genommen, alles andere ist schon gesagt worden.

Ein zweiter Punkt, der mir auch sehr wichtig ist, weil ich meine: Was steckt politisch dahinter? Ich bleibe beim Thema "Bäder" und bei dem, was du gesagt hast. Nun wiederholt sich immer wieder die Vorwurfspalette, aber auch hier würde ich bitten, einmal klarzustellen, was hin-ter der Bemerkung, es gibt keine wirtschaftliche Gestion, Bäder können gewinnbringend geführt werden, die Personalkosten sind zu hoch und du forderst eine leistungsbezogene Entlohnung, steckt. Allein beim Mix aus diesen vier Punkten frage ich mich, was die politische Botschaft ist. 

Ist die politische Botschaft, Punkt eins, Privatisierung, die 11 EUR, die du errechnet hast, schlagen wir auf den Eintrittspreis drauf? Das kann nicht sein, weil damit wären es keine sozialen Maßnahmen mehr.

Die Personalkosten sind zu hoch. Was ist die Schlussfolgerung? Sollen wir unsere MitarbeiterInnen schlechter entlohnen? Oder sollen wir weniger MitarbeiterInnen einsetzen? Gefährden wir dadurch bewusst die Sicherheit und den Standard in unseren Bädern? Was ist die politische Botschaft dahinter?

Der dritte Punkt, die leistungsbezogene Entlohnung: Da würde ich auch gerne wissen, was die politische Bot-schaft dahinter ist. Was heißt das konkret? Was sagen wir unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf die Frage: „Was meint Herr GR Strobl, wenn er sagt, die Personalkosten sind zu hoch, keine wirtschaftliche Ges-tion und leistungsbezogene Entlohnung? Wird das im nächsten E-Mail stehen, das die Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter bekommen, genau die politische Botschaft zu diesen Fragen?" Ich meine, es wäre ehrlich, darauf zu antworten.

Ein vierter Punkt, der mir auch wichtig ist, ist der gan-ze Bereich des Presse- und Informationsdiensts. Da sind viele Bemerkungen gefallen, von "schon notwendig, aber falsch eingesetztes Geld" bis hin zu "nicht notwendig" und "Medienarbeit, was ist das überhaupt?" Nun möchte ich es an einem kleinen Beispiel festmachen und wieder sozusagen die politische Einstellung dazu hinterfragen. Den Worten habe ich entnommen, dass Schaltungen in Medien sozusagen falsch angelegtes Informationsgeld sind. Nun denke ich mir, wenn man so eine Behauptung aufstellt, muss man sie konsequent durchziehen. Dazu ein kleines Erlebnis der letzten Woche: Ich musste zum Zahnarzt, musste dort einige Zeit warten, habe mir die Broschüren angeschaut, die in diesem Warteraum gelegen sind, schlage eine bunte Illustrierte auf und finde dort die ersten acht Seiten, oder vielleicht waren es sogar mehr, wo ich mir denke, beachtlich, die "Freundin" hat eine Achtseitenbeilage über die ÖVP Wien. Dann habe ich das genauer angeschaut, habe viele Informationen über die Situation und die Forderungen der ÖVP Wien bezogen und auch gesehen, es ist eine bezahlte Beilage. Nun frage ich mich, wenn Medien das komplett falsche Transportmittel für Informationen sind, kann ich mir nicht vorstellen, dass eine politische Partei wie die ÖVP, die wirtschaftliche Kompetenz als eine ihrer ursprünglichsten Kompetenzen für sich beansprucht, einfach Geld verschleudert, indem sie in bunten Medien acht- oder zwölfseitige Beilagen bezahlt, damit sie dort drinnen sind, wenn es für die Wurscht ist. Das kann nicht sein! Da muss irgendein Gedankenfehler drinnen sein! Es kann doch nicht sein, dass die Information, die die ÖVP unters Volk bringen will, positiv ist und die Informationspflicht der Stadt, wo Sie ja nur von zweiseitigen In-seraten gesprochen haben, nicht von zwölfseitigen Beilagen, ganz schlecht und falsch ist. Das kann es nicht sein! Da ist irgendwo ein Trugschluss drinnen und das hätte ich gerne irgendwann einmal erklärt bekommen, weil es mir wichtig ist. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Wolf-gang Aigner: Am Donnerstag!)
Ein einziger Satz nur zu dem Vorwurf, der immer wie-der durchgeklungen ist, nämlich die so genannten "Michael-Häupl-Festspiele". Sollte es jemand noch nicht wissen, Dr Michael Häupl ist Bürgermeister der Stadt Wien. Deswegen ist es aus meiner Sicht vollkommen lo-gisch, dass Informationen, die mit der Stadt verbunden sind, selbstverständlich mit dem verbunden werden, der dafür verantwortlich ist und der auch von den Wienerinnen und Wienern gewählt wurde. Die wollten, dass der Michi Häupl Bürgermeister ist. Wir werden eine Wahl erleben, wo die Wienerinnen und Wiener wieder entscheiden werden. Sollten sie wieder entscheiden, dass der Michi Häupl Bürgermeister wird, dann wird es auch in den nächsten vier bis fünf Jahre Informationen geben, wo der Bürgermeister sagt: „Jawohl, ich bin dafür, dass in dieser Stadt..." - und dann kommen all diese vielen Punkte, für die er politisch steht und für die wir alle gemeinsam arbeiten. Ich finde, Sie werden mir verzeihen, das ist gut so. (Beifall bei der SPÖ. - GR Franz Ekkamp: Sogar sehr gut!)
Erlauben Sie mir, dass ich darauf verzichte, die Anwürfe der beiden GRe Trammer und RUDOLPH zu kom-mentieren. Es ist dies eine Art von Diskussionsbeiträgen gewesen, die ich eigentlich in diesem Hause nicht gewohnt bin. Das verwundert mich ein bisschen. 

Eigentlich, Herr Kollege RUDOLPH, ist es irgendwie eine Beleidigung Ihrer eigenen Intelligenz, was Sie da heute gemacht haben. Sie haben normalerweise einen sachlichen Ansatz, den ich durchaus schätze und akzeptiere, auch wenn wir nicht immer einer Meinung sind. Aber das, was Sie heute hier versucht haben zu analysieren, ist unter Ihrer Intelligenzwürde gewesen und da-her möchte ich es nicht kommentieren, nicht einmal den Satz, dass Sie mir geraten haben, mir etwas hinter den Spiegel zu stecken. Wenn ich mir etwas merken will, stecke ich es meistens vorn hin. Wenn Sie die Sachen hinter den Spiegel stecken und mir das empfehlen, dann muss ich Sie auch da enttäuschen, wie in allen anderen Punkten. Ich kann Ihren Anregungen nicht folgen. Sie werden es mir verzeihen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein letzter Punkt, weil es mir wichtig ist zu sagen, Frau Sommer-Smolik, nicht alle Vorschläge der Opposition sind für mich Vorschläge, die man im Vorhinein ab-lehnen muss, ganz im Gegenteil, denn ich bin bereit und habe, wie ich meine, das in vielen Bereichen auch bewiesen, dass Vorschläge von mir sehr ernst genommen werden und es durchaus auch in vielen Bereichen Diskussionen gibt, wo wir dann zu gemeinsamen Wegen kommen beziehungsweise Übereinstimmung bei politischen Wegen finden. Der einzige Punkt, wo wir nicht konform gehen, und das ist rein haushaltsrechtlich nicht möglich, aber aus meiner Sicht auch politisch nicht möglich, ist, dass man mit Anträgen sozusagen ins Budget eingreift oder einem Budget vorgreift. Die Diskussion führen wir immer wieder. Auch wenn es Anträge bei der Budgetdebatte gibt, das gilt auch hier. Ich halte es grund-sätzlich nicht für klug zu sagen, geben wir da das Geld nicht aus, geben wir es lieber dorthin, weil dann müssen wir genau durchanalysieren, wie weit man überhaupt mit dem Geld kommt, das man unter Umständen auf der ei-nen Seite einspart, sondern grundsätzlich darüber diskutiert, wohin der Weg gehen soll. 

Ich kann vielen Punkten der Anträge, die Sie heute gestellt haben, einiges abgewinnen, zum Beispiel, um jetzt nur beispielhaft aufzuzählen, abgesehen von denen, denen wir zustimmen werden, der Veränderung des Zu-gangs zu den Musikschulen, von der hohen Einstiegsschwelle, die wir zur Zeit haben, hin zu einer veränderten Einstiegsschwelle. Dem kann ich viel abgewinnen. Verbunden aber mit Forderungen sozusagen, die darin mün-den, dass Geld ausgegeben werden müsste, das wir jetzt erstens nicht im Budget haben und wo ich nicht sicher bin, ob es im Gesamtbudget 2006 Möglichkeiten geben wird, das alles zu erfüllen, dem können wir nicht zustimmen. Das finde ich grundsätzlich schade, weil die-se Kategorismen dann immer die inhaltliche Diskussion ausschließen. Aber es wird nach dieser Legislaturperiode und nach der Wahl eine neue geben, wo es wieder Anträge geben kann, die man auch zuweisen und damit die politische Diskussion beginnen kann. Auf diese freue ich mich, in welcher Funktion wir uns alle hier dann wiederfinden werden. 

Jedenfalls ist sicher, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Hauses nach der Wahl weiter ihren Dienst tun werden. Ich möchte mich für die Arbeit, die im abgelaufenen Berichtszeitraum geleistet wurde, bedanken. Ich bin sehr stolz auf diese Leistungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt, aber auch jener, die mit dem Geld, das sie von der Stadt bekommen, wertvolle Arbeit leisten, sowohl im Jugendbereich als auch im Kinderbetreuungsbereich und vielen anderen mehr. In diesem Sinne darf ich mich noch einmal für die Diskussion und für ihre Arbeit bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Walter Strobl gemeldet. Drei Minuten. - Bitte.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte in diesem Zusammenhang nur etwas richtig stellen, wo du, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, behauptet hast, ich hätte von mir aus die Überlegung angestellt im Zusammenhang mit der fehlenden leistungsbezogenen Entlohnung, gezielter Personalentwicklung und Poollösungen für den handwerklichen Be-reich. 

Tatsächlich habe ich aus der Studie, die du zusammenstellen hast lassen, den Punkt d, Führung und Organisation, die Analyse und Nachteile und Schwächen des jetzigen Systems, zitiert und schlussfolgernd darauf hin-gewiesen, dass auf Basis der Studie von 2001 ein nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu erstellendes Umsetzungskonzept fehlt. Darauf lege ich Wert und das ist ein großer Unterschied, ob man sozusagen sagt, der Strobl hat in seinen Überlegungen gesagt: „Wie sieht ein leistungsbezogener Lohn aus?" 

Ich kann das auch gern erklären, weil das in dem Konzept näher ausgeführt ist. Es geht darum, wenn ich ausschließlich beamtete Leute in der Bäderverwaltung habe, kann ich keinen leistungsbezogenen Lohn geben. (VBgmin Grete Laska: Wer sagt das?) Wenn ich hingegen ein anderes System anlege, das darin beschrieben ist, dann gibt es andere Möglichkeiten der Bezahlung. Natürlich ist die Frage im Hintergrund immer die Kosteneffizienz in der Umsetzung. Das ist aber international be-kannt und nicht eine Erfindung von mir. (VBgmin Grete Laska: Ich wollte deine Erläuterung! Die hast du jetzt wieder nicht gegeben! Du sagst nicht, warum die Personalkosten zu hoch sind und was die leistungsbezogene Entlohnung ist, was das für die Mitarbeiterinnen und Mit-arbeiter bedeuten würde, wenn du Bäderstadtrat wärst und das umsetzen könntest, was du jetzt willst!) Noch einmal, ich habe das Konzept nicht erstellt (VBgmin Gre-te Laska: Nein, aber du musst doch eine politische Meinung haben!), sondern ich es fordere es von denen ein, die die politische Verantwortung haben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Liebe Frau Vizebürgermeisterin, das bist du und das sind deine Mitarbeiter! (VBgmin Grete Laska: Ja, ich tra-ge sie ja!)

Wenn in der Analyse steht, es besteht diese Möglichkeit als Schwäche beziehungsweise als Nachteil fürs System, dann sage ich, es wäre sinnvoll, ein Konzept der Umsetzung zu erstellen, das auf Basis dieser Überlegungen ein Konzept ergibt. Das ist deine Aufgabe, dafür wirst du in dieser Stadt gewählt und bezahlt! (Beifall bei der ÖVP. - VBgmin Grete Laska: Ich wollte deine Meinung hören! Du willst sie mir nicht sagen!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit der Postnummer 3, das ist der Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen für das Jahr 2004, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Ich darf die Herren und Damen Gemeinderäte bitten, so vorzugehen. 

Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. - Bitte sehr. 

StR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Damen und Herren! 

Ich muss über Studiengebühren, Abfangjäger und Kontrabässe reden, und das in der Wohndebatte. Das ist echt immer wieder überraschend. (GR Günther Barnet: Alles ist mir sonst klar, aber warum die Kontrabässe?) 

Studiengebühren - das geht ganz schnell: Wir wollten uns nicht vorher zu einer tatsächlichen Berichtigung mel-den, weil im Protokoll steht es jetzt auch. Die Wiener GRÜNEN sprechen sich wie alle grünen Landesverbände und auch die Bundespartei gegen Studiengebühren aus. Ich erläutere es nicht lange, obwohl es ein Thema ist, das mir tatsächlich am Herzen liegt, weil ich glaube, dass der freie Hochschulzugang, zu dem viel mehr als keine Studiengebühren gehört, enorm wichtig ist, damit sich nicht nur soziale Schichten reproduzieren, sondern auch vor allem Leute aus ökonomisch schwächeren So-zialschichten in Österreich Chancen haben, sich weiterzubilden.

Zu den Abfangjägern: Die Wiener GRÜNEN sprechen sich gegen den Ankauf von Abfangjägern aus. (GR Georg Fuchs: Was hat das mit der Geschäftsgruppe zu tun?) Das war eine der, ich glaube, man darf das sagen, nein, sagen wir einmal nicht irgendwelche Wörter, wo man dann nicht weiß, ob man einen Ordnungsruf kriegt, auf jeden Fall eine der weniger intelligenten Entscheidungen der Bundesregierung, bei der sehr viel Geld ver-nichtet wurde und noch werden wird, falls wir nicht eine Möglichkeit finden, aus den Verträgen auszusteigen, wo-zu in diesem Haus vermutlich nur zwei Parteien Lust ha-ben. Auch das könnte ein Hinweis sein, welche Präferen-zen man in dem Bereich haben könnte oder welche ich habe. 
Aber weil es praktisch ein kleiner Wahlkampfsager mit den Studiengebühren und den Abfangjägern war (StR Johann Herzog: Ihr Chef ist dafür! Van der Bellen hat das Gegenteil gesagt!), muss ich natürlich noch zu-sätzlich festhalten, im Gegensatz zur Sozialdemokratie schließen die GRÜNEN eine Koalition mit Jörg Haider auf Bundes- und Landesebene aus. (Beifall bei den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Überraschend! Wer hätte das gedacht?) 

So, das war es wieder mit Studiengebühren und Abfangjägern. 

Schulsystem: Ja, wir sind für ein einheitliches Schulsystem in Österreich, aber das führt jetzt zu weit. Da machen wir eine Bildungsdebatte. Natürlich muss man auf die regionalen Unterschiede Rücksicht nehmen, so wie es Kleinschulen in Tirol in entlegenen Tälern gibt, in Vorarlberg im Bregenzer Wald auch noch. Die werden wir in Wien weniger brauchen. Wir werden in Wien allerdings auf Grund des höheren MigrantInnenanteils andere Schwerpunkte setzen müssen. Früher war es, das klingt nicht nett, das ist hart, ein Pro-Kopf-Zuschuss. Auf jeden Fall hat es mehr Geld für Schulen mit einem höheren An-teil an MigrantInnen, die nicht der deutschen Muttersprache hundertprozentig fähig waren, gegeben.

Jetzt zur Wohndebatte: Jedes Jahr lese ich vorher die Debatte des Vorjahrs und bin immer wieder zufrieden, wenn ich mich nicht irre. Da bei sehr vielen Leuten Wiederholungen kommen, versuche ich, weil mir das zu fad ist, jedes Mal etwas anderes zu sagen. Ich befürchte, dass ich nachher wieder hören werde, was mit der Wohnbauförderung des Bundes ist und dass das eigentlich der Bund zahlt, aber wir werden sehen, ob es in die-sem Jahr wieder dasselbe ist oder etwas anderes. Ich habe es zum Mitlesen bei mir. 

Weniger Delogierungen - ich fange mit etwas Positivem an, vor allem, weil ich es auch als einen Erfolg der GRÜNEN mitbetrachte. Nachdem es 10 Jahre lang bei den Delogierungen in den Gemeindebauten nahezu oh-ne Ende aufwärtsgegangen ist, denn es war nahezu eine Verdoppelung im Gemeindebau in den letzten 10 Jahren zu verzeichnen, konnten die Delogierungen eingebremst werden, nicht nur das, eingebremst von 2002 auf 2003 in etwa, sondern letztes Jahr sogar rückläufig, statt zirka 1 200 sind es jetzt unter 1 000 Delogierungen im Gemeindebau. Das geht nicht ohne Anstrengungen aller, die da mit beteiligt sind. Dafür kann man sich nur bedanken. Ich hoffe, dass das auch passiert wäre, wenn wir das hier nicht öfter thematisiert hätten. Ich bin davon überzeugt, dass die Beamten, die sich da hineingehängt haben, dass das möglich ist, das gern und vor allem gut gemacht haben.

Die Zahl der Bezieher der Wohnbeihilfe hat sich seit 1999 verdoppelt, das heißt, die Leute, die kein Geld ha-ben oder weniger Geld haben. Trotzdem ist es möglich gewesen, Leuten zu helfen und die Delogierungen zu senken. Das halte ich für ein ganz wichtiges Indiz, an dem man auch Phasen sehen kann, in denen es der Be-völkerung schlechter geht. Es geht der Bevölkerung lei-der finanziell, vor allem dem unteren Drittel, nicht besser. Ich lasse mich gar nicht lange darüber aus, wer aller da-für zuständig ist. Es geht den Leuten leider nicht besser. Das untere Drittel hat nichts vom ständigen Wirtschaftswachstum. Der Kuchen wird jeden Tag größer, das brauchen wir auch nicht lange zu diskutieren. Wir haben ein Wirtschaftswachstum, es bleibt unten nichts übrig. Dass man es trotzdem schafft, bei diesen schwierigen Rahmenbedingungen die Delogierungen einzudämmen, freut mich.

Was mich weniger freut, nächster Punkt - nur positive Punkte kann ich nicht bringen, das ist die Aufgabe anderer Redner und Rednerinnen an diesem Pult -, Kinder im Gemeindebau: Das ist schon wieder nicht ganz so super. In der Fuchsröhrenstraße im elften Bezirk gibt es eine Anlage, die gebaut werden soll und im Uhlir-Hof, 1020, gibt es einen Gemeindebau im zweiten Bezirk. 

Beim Uhlir-Hof waren wir dort und haben uns das an-geschaut. Eigentlich sollte es dort Freiflächen geben. Die gibt es nicht. Das spielt gesetzlich leider keine Rolle, wenn man dann innen Spielräume zur Verfügung stellt. 13 sind vorgesehen. 13 Kinderspielräume sollten im Uhlir-Hof genügen. Nur bei der Besichtigung und bei den Schreiben, die wir von dort bekommen haben, sind diese 13 Räume leider nicht so gewidmet oder genützt, wie wir es gerne hätten, sondern sind einmal das Lager eines In-stallateurs, einmal gehören sie einem Tischtennisverein, einmal wird Billard gespielt und so weiter. Wenn Sie glauben, ich komme am Schluss darauf, es sind fünf für die Kinder übriggeblieben, tut es mir Leid, es bleibt genau kein einziger übrig. Alle 13 werden zweckentfremdet verwendet. Keine einzige dieser 13 Spielgelegenheiten kann als solche genützt werden.

In der Fuchsröhrenstraße im elften Bezirk wird ein neues Areal gebaut. Jetzt hat man wieder überlegt, wie man dort die Kinder spielen lassen kann. Eigentlich muss es einen Kinderspielplatz geben. Man hat diesen Spielplatz weit weg gelegt, nämlich außerhalb von dort, wo die Eltern zuschauen könnten, in einen benachbarten Park. Das Stadtgartenamt hat sich dagegen ausgesprochen. Die Bedenken wurden ignoriert. Jetzt muss man halt als Elternteil, wenn man die Kinder beim Spielen be-obachten will, mitgehen, über die Straße in den Park marschieren. Das ist nicht die Art und Weise, wie wir es gern hätten, dass die Kinderproblematik, muss man in dem Fall fast sagen, in den Gemeindebauten und auch außerhalb gelöst wird.

Ein ganz heikles Thema im letzten Jahr, und da muss man immer sehr vorsichtig sein, weil mit den Wörtern "Korruption" und "Unterschlagung" und Ähnlichem soll man nicht herumwerfen. Die Aufklärung dieses Falles beim Wiener Wohnfonds hat ja gut geklappt, wo jemand scheinbar 110 000 EUR Planungshonorar mitgeschnitten hat. Es handelt sich, zumindest haben wir das bislang auch nicht anders gehört, um einen Einzelfall. Das klingt dann immer so, als ob die Opposition froh wäre mit unserer Geschichte. Zu verkaufen ist es nicht schlecht und für die Medien ist es auch gut. Es tut allen Beamten und Be-amtinnen, die genau das nicht tun, natürlich weh. Das ist nicht nur die Mehrzahl, sondern es sind natürlich nahezu alle, weil sonst wären wir in einem ganz anderen Land. Ich hoffe, dass das auch ein Einzelfall bleibt. Ich hoffe aber vor allem, dass man nicht versucht, jetzt diesen ei-nen Fall aufzuklären und dann nicht mehr hinzuschauen. Ich glaube, dass man einfach gefährdet ist, wenn man in der Nähe von Grundstückstransaktionen ist, wo sehr viel Geld fließt. Ich hoffe, dass entsprechende Kontrollmechanismen eingezogen werden, damit nicht dem einen Einzelfall irgendwann ein zweiter folgt, aber bis jetzt, ich möchte nichts andeuten, im Gegenteil, bin ich darüber froh, dass es so gelöst wurde und bin eigentlich auch da-rüber froh gewesen, dass es nachher keine Lawine geworden ist, wiewohl das medial natürlich hervorragend auszuschlachten gewesen wäre. Aber so kurzsichtig soll man nicht denken. 

Ich habe schon einmal über die Kreuzgasse 91 erzählt. Es ist deswegen keine Wiederholung, weil sich die Probleme dort fortsetzen und nicht nur wiederholen. Das ist ein neues Gebäude in der Kreuzgasse 91, mittlerweile ist es doch zwei, drei Jahre alt, von der GESIBA gebaut, mit ein paar Problemen. Gerade eben erst wurde auch dem Herrn Faymann zugestellt, womöglich noch nicht gelesen, übrigens mit Datum 26. Juni, es ist ganz frisch, von der Mieterversammlung ein Protokoll von letzter Woche. Das ist das Gebäude, das von den Bewohnern und Bewohnerinnen selbst "Alcatraz" genannt wird. "Alcatraz", weil es überall hineinschneit, weil vor jeder Wohnung gekehrt werden muss, es liegt Eis im Winter, es müssen Matten ausgelegt werden, damit die Leute nicht hinunterrutschen und es wird in der Innenstiege gesalzen, damit dort das Eis weggeht. Die Leute haben dort teures Geld investiert und hätten das natürlich gern anders. 

Die schreiben da sehr ausführlich, was sie alles verlangen, was alles passiert ist, was Ihnen alles zugesagt wurde: Schimmelproblem, Achtung, neues Schimmelproblem, Silikonverfugungen passen nicht, weil es eben überall hineinregnet, von den Sanierungsmaßnahmen haben ein paar funktioniert, ein paar nicht, im ersten Obergeschoß ist jetzt wieder Wasser, sind jetzt wieder Wasserlacken, das wird im Winter dann wieder Eis sein und so weiter. Das Hauptanliegen nach den vielen Zusagen dieser sehr umtriebigen Mieter und Mieterinnen, die man auch nicht überall findet, aber die haben sich auf die Hinterbeine gestellt, das Hauptproblem für die Leute ist jetzt und sie schreiben das genauso: „Wir Mieter haben diesen Bau weder geplant noch bewilligt noch die Auswahl der verwendeten Baumaterialien getroffen.", sondern sie haben nur gezahlt, „Wir sind eingezogen und wohnen da. Trotzdem sollen wir laufend in diesem Neubau für die Instandhaltung aufkommen, die natürlich teu-rer wird, wenn alles kaputt ist, sind der grauslichen Optik des Stiegenhauses täglich ausgesetzt" - Das ist eine Ge-schmacksache, aber es schaut schon ein bisschen, Al-catraz ist übertrieben, aber in die Richtung geht es schon. - "und müssen die schlampige Bauausführung laufend bezahlen."

Das ist ein Einzelfall und mit Einzelfällen kann man leicht hantieren. Aber es stellt sich die Frage, wie kontrolliert wird, wenn die GESIBA oder jemand anderes Förderungen bekommt und die natürlich nicht mehr zurückzahlen muss. Die haben ja verschiedene Kriterien für jede einzelne Förderung, die sie bekommen haben, erfüllen müssen und erfüllen sie sichtlich nicht, so ähnlich wie in Floridsdorf bei der ziegelroten Jean-Nouvel-Siedlung, wo seit vielen Jahren noch immer prozessiert wird, mittlerweile in der x-ten Instanz, glaube ich, mit dem auch x-ten Anwalt, weil der öfter gewechselt wurde, nicht vom Hause hier, sondern von den Mietern und Mieterinnen vor Ort. Wie wird das Geld überhaupt überprüft, das weggeht und wo dann die Förderungskriterien offensichtlich nicht eingehalten wurden? Eigentlich sollte so jemand keine Förderung bekommen oder vielleicht das nächste Mal von Förderungen ausgeschlossen werden. Das müsste man sich überlegen. Momentan schaut es so aus, die Firma bekommt die Förderung und wenn sie es nicht er-füllt, hat sie es trotzdem. 

Das “Gwirgs“ und die Probleme haben die Mieter und Mieterinnen vor Ort. Ich glaube, dass man da eine Lösung finden muss, damit das nicht einreißt. Denn es ist eben kein Einzelfall, sondern diese Förderungen funktionieren öfters nicht. Sie werden gerne genommen, aber es wird nicht jedes Mal erfüllt.

Zum Bericht der mobilen Gebietsbetreuung: Die Gebietsbetreuung in Wien arbeitet exzellent, soweit ich das überblicken kann, und liefert auch große Berichte ab. Da kann man viel lesen über Wohnungsspekulation und was es so alles gibt in der Stadt, Mieterabsiedlung. Ich glaube, jeder Klub bekommt einmal so eine komplette Ausfertigung, die sich wirklich zum Durchlesen bewährt: Bri-sante kleine Krimis, Erfahrungen, Aspekte und Trends bei der Mieterabsiedlung. Das Problem wird auch benamst, da wird nicht viel herumgedruckst, man muss nicht zwischen den Zeilen lesen. 

Herausstechender Einzelakteur war Mag Dietmar Ku-bicek. Dann kommt eine sehr aggressive Absiedelungsvariante, dass er mit mehreren Leuten hinkommt, die Mieter niederschreit und so weiter, und Gröberes, sodass nachher die mobile Gebietsbetreuung einschreitet. Das sind sehr, sehr viele Fälle, nicht alle so schlimm wie in diesem Fall aufgezählt. 

Die machen gute Arbeit, aber denen fehlt am Schluss schon die gesetzliche Handhabe. Man müsste sich in dem Fall überlegen - und auch das haben wir schon mehrfach eingebracht -, die gehen da hin und betreuen das, und in den Listen der Häuser, die betreut werden, tauchen manche leider immer wieder auf. Jetzt kann man dem Einzelnen mit Müh und Not das Handwerk le-gen, wenn man ihn ständig unter Aufsicht hat, wenn man ihn genau beobachtet und bei jedem Haus, das er kauft und mit dem er wieder anfängt, den ganzen Apparat hin-ten nachschiebt. Das ist aber mühsam.

Was wir nicht haben, ist eine effiziente Handhabe ge-genüber Hauseigentümern und Hauseigentümerinnen, die ihre Häuser in der Stadt verfallen lassen, sodass die Leute, die drinnen wohnen, gefährlich leben und die Ob-jekte, die daneben sind, entwertet werden. Das wäre für die ÖVP ein Grund zum Mitdenken, dass die Objekte da-neben entwertet werden und es nicht möglich ist, gegen diesen Eigentümer effektiv vorzugehen. 

Ich bringe das Beispiel Gaullachergasse 4. Das ist ein Haus, das, glaube ich, wirklich schon vor 10 Jahren im "Falter" gestanden ist. Es verfällt immer noch vor sich hin. Dort sind, wenn man hineingeht - ich war erst letzte Woche wieder drinnen, ich wohne ums Eck am Brunnenmarkt und habe es mir wieder angeschaut -, dort sind in einzelnen Wohnungen, die verschlossen sind, Stützpfeiler drinnen, und dort wohnt auch keiner. Es sind Stützpfeiler, bei denen man das Gefühl hat, die sehen so aus, als könnten sie jeden Moment zusammenbrechen. Es sind mehrere, offensichtlich sehr dilettantisch angebracht. Daneben wohnt eine Familie mit zwei kleinen Kindern! Wenn ich hingehe und das sehe, denke ich mir: Ich weiß nicht, was mit dem Hauseigentümer passiert, wenn das zusammenstürzt. Es schaut dort einfach gefährlich aus, und da geht man seit Jahren aus und ein.

Was wir benötigen würden, ist ein schärferes Recht; ich sage nicht gleich, Enteignung, aber ein Recht, das es uns möglich macht, einem Hauseigentümer das Haus zumindest zeitweise zu entwenden, dieses Haus zu sa-nieren, und bis man die Kosten wieder hereingebracht hat, gehört es eben nicht mehr dem Hauseigentümer, sondern es gehört in dieser Zeit der Stadt, die dieses Haus dann nach meiner Meinung wie einen Gemeindebau behandeln dürfte, sich die Mieter und Mieterinnen aussucht, das Geld zurückverdient - das kann sehr lange dauern - und das Haus dann eventuell dem Hauseigentümer zurückgibt, oder aber ihm zurückgibt und sogar die Kosten verrechnen kann. Auf jeden Fall sollte man sich hinsetzen... (StR Johann Herzog: Das ist Enteignung, eine Enteignung auf Zeit!) 

Das ist eine Enteignung auf Zeit, ja, darauf läuft es hinaus. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Aber jetzt ist es ein Haus, in dem Leute wohnen - gehen Sie einmal in die Gaullachergasse 4, dort wohnen jetzt leider mehrere Parteien. (StR Johann Herzog: Das kann die Gemeinde Wien sicher..., wenn sie will!) Ich weiß nicht, ob die alle einwandfrei dort wohnen, mit einem Mietvertrag oder nicht, aber dort wohnen mehrere Leute. (GR Dr Herbert Madejski: Baupolizei! MA 37!) Wenn das demnächst zu-sammenfällt, werden wir alle konsterniert dreinschauen. (Zwischenruf von StR Johann Herzog.)
Ich glaube, dass den Beamten und Beamtinnen im Haus sicher eine Möglichkeit einfallen würde, wie man bestehende Gesetze so weit dehnen kann. Genau das habe ich nämlich schon besprochen: Wenn man wollte, könnte man! Das ist nicht einfach, das geht nicht leicht, aber man kann es probieren. Angesichts dessen, dass leider nicht weniger Häuser verfallen, sondern eher mehr, ist das überlegenswert.

Ich darf keine Anträge einbringen, erkläre aber kurz zwei. 

Rassistische Schmierereien an gemeindeeigenen Gebäuden: Wir haben heute in der Früh einen Antrag eingebracht, der sich im Wesentlichen auf diesen Stempel bezieht, der in den WIENER LINIEN leider öfter angebracht ist und grauslich daherkommt, ich glaube "Negerasyl Drogen", eine Verquickung, die leider auch in der Politik hin und wieder anzutreffen ist. 

In dem Fall geht es bei dem Antrag um rassistische Schmierereien an gemeindeeigenen Gebäuden. Wir ha-ben einmal einen eingebracht, an allen Gebäuden, da war die Eigentumsfrage ein Hindernis dafür, mitzugehen. Das wären jetzt ausschließlich Gebäude im Besitz der Gemeinde Wien. Ich glaube, dass man das machen kann, wenn man möchte. (GR Dr Herbert Madejski: Es sind alle Schmierereien unangenehm!) Es kostet Geld, aber es ist mehr als nur eine symbolische Handlung.

Der ganz wichtige Antrag, den wir immer wieder einbringen, ist: Migranten und Migrantinnen in den Gemeindebau! Wenn wir das bei den GRÜNEN besprechen - ich habe das, glaube ich, einmal hier als rassistische Wohnbaupolitik bezeichnet und bin dann von sehr vielen Menschen aus der Sozialdemokratie scharf angegangen wor-den -, sagen dann andere bei uns: Sag diesmal Apartheid! Ich glaube nicht, dass das auf mehr Freude stoßen würde.

In aller Kürze: Dieser Antrag spricht sich nur dafür aus, ein Konzept zu erarbeiten, das bis 2010, unabhängig vom Pass, die Gleichstellung aller Menschen beim Zugang zu den Gemeindewohnungen ermöglichen soll. Ich gehe davon aus, dass uns die Gesetze der Europäischen Union bis 2010 sowieso so weit bringen werden, dass wir das tun müssen. Schöner wäre es natürlich, wenn die Sozialdemokratie nicht darauf warten würde, bis sie es tun muss, sondern es, wenn sie das vorhat, gerne gemeinsam mit den GRÜNEN beschließt. (GR Dr Herbert Madejski: Die bieten heute dauernd die Koalition an! Ein Wahnsinn!)
Am Schluss komme ich noch zu den eingangs erwähnten Kontrabässen, Kleinigkeit, ist ja Wiener Wohnen. Da schreibt mir ein Herr, der im 3. Bezirk wohnt: „Ich lebe seit Februar 1996 in einer 20 m² Gemeindewohnung mit einem Schäfermischlingshund und zwei Kontrabässen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Eigentlich ist diese Wohnsituation eine echte Belastung für mich. Für einen Esstisch ist kein Platz." Gut, das klingt jetzt witzig, aber er hat ein echtes Problem. Er hat dort 20 m², mit und ohne Kontrabass ist nicht viel Platz. 

Der Herr hat musikalische Referenzen. Er hat nicht einfach zwei Kontrabässe gekauft, damit er jetzt sagen kann, ich habe keinen Platz in der Wohnung und brauche eine größere Wohnung, sondern er spielt das profes-sionell. Er war in Tokyo beim Galakonzert der Wirtschaftskammer Wien, er war bei der OPEC-Gala im Wie-ner Rathaus, er war mit der Wirtschaftskammer Wien im Hotel Hyatt in Frankfurt bei einer Gala des Wiener Tourismusverbandes, er hat am Life-Ball gespielt und und und. Er schickt mir eine ellenlange Liste darüber, wo er überall aufgetreten ist. Jetzt hätte er gerne etwas: Eh nur eine Wohnung für einen, aber ein bisschen größer als die 20 m², 30 oder 35 m² oder wie viel eben erlaubt ist. Er hat wirklich das Problem, dass man ihm, wo er auch hingeht, sagt: Das geht auf gar keinen Fall, das steht dir einfach nicht zu, Punktum. 

Jetzt hat er sogar eine Fügung des Schicksals oder Glück gehabt: Er kennt jemanden, der eine Gemeindewohnung hat und dort auszieht, nämlich im 3. Bezirk, in der Lechnerstraße. Die Person zieht aus, die Wohnung wird frei, und noch ist sie nicht nachvermietet, weil dort nämlich eine Sockelsanierung vorgesehen ist. Er würde sich jetzt für die Wohnung interessieren. (GR Dr Herbert Madejski: Das geht nicht!) 

Das ist jetzt kein Lobbyismus für einen, aber da muss man sich wirklich einmal die Situation überlegen: Er hat einen Hund und hat 20 m², er hat keinen Platz. Er zahlt seit 10 Jahren Miete. Ich habe extra nachgefragt, ob er in der Vergangenheit viele Probleme gemacht hat - dann wird er es eine Spur weniger leicht haben -, ob er die Miete regelmäßig bezahlt hat oder nicht. Anscheinend war das alles niemals ein Problem. Er spielt nicht jeden Tag zu Hause Kontrabass, weil er ja auf seine Auslandsreisen gehen und dort herumfahren muss. Aber sichtlich wirft das nicht genügend Geld ab, dass er sich eine große Wohnung leisten könnte. Die Künstler haben es nicht leicht in dem Land. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn man diesem Herrn helfen könnte, und vielen anderen, die sich eine bessere Wohnung wünschen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Herbert Madejski: Ich kenne jemanden mit einer Ziehharmonika, der kann auch nicht...!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Fuchs zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Herr GR Fritz Strobl, der Wirtschaftssprecher der SPÖ, hat heute gesagt: Die Finanzen der Stadt sind in Ordnung gehalten worden, es wurde im Wohnbereich nicht gekürzt. Das hat er wortwörtlich gesagt. Nun, dass die Finanzen der Stadt in Ordnung sind - da hat Herr Kol-lege Ellensohn schon Recht, wenn ich heute sagen werde, dass die Finanzen deswegen in Ordnung sind, weil natürlich der Bund jährlich 460 Millionen EUR gibt. Dann ist es sicherlich leicht, die Finanzen in Ordnung zu halten, das ist ganz klar. 

Nun aber zum Rechnungsabschluss, zur Bilanz 2004 über Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, meine Damen und Herren! Diese Bilanz und vor allem die Auflösung des Gemeinderates verleiten schon ein bisschen dazu, eine Fokussierung der letzten Jahre zu machen, in den verschiedensten Bereichen in dieser Legislaturperiode. Ich glaube, dass diese Bilanz deswegen nicht allzu rosig ist, weil gewisse substanzielle Problembereiche des urbanen Wohnens nicht erfüllt worden sind. Ich möchte nur ein paar herausgreifen. 

Das ist einerseits die Leistbarkeit - und wir haben das schon gehört -, das sind die Leistbarkeit und die Wohnversorgung für das untere Drittel in unserer Gesellschaft, diejenigen, die am wenigsten verdienen, meine Damen und Herren. Das ist aber auch der Bereich Sicherheit, und da hätte man wesentlich mehr machen können, auch im Bereich der Nachhaltigkeit, Herr Stadtrat. Ich glaube, dass das ganz wesentliche Dinge sind. Das sind drei Tätigkeitsfelder, da haben Sie zwar kräftig Öffentlichkeitsarbeit betrieben, ganz kräftig, aber keine wirklichen Lösungen für die Betroffenen herbeigeführt, und das trotz SPÖ-Alleinregierung. Ich muss schon sagen, eigentlich sollte man nicht sagen, trotz SPÖ-Alleinregie-rung, sondern weil es eine SPÖ-Alleinregierung gewesen ist. Sonst hätten Sie sicherlich nicht so agieren können und hätten sehr wohl immer jemanden mahnend zur Sei-te gehabt, der Ihnen das eine oder andere gesagt hätte.

Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt zur Leistbarkeit kommen. Sie können sich erinnern, es hat einen Stadtrat gegeben, der ist angetreten und hat gesagt, je-dem Wiener seine leistbare Wohnung! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es sind viele, viele Jahre vergegangen, Herr Stadtrat, und in der Zwischenzeit haben wir nicht nur sehr wenige Wohnungen, die man sich leisten kann, son-dern wir haben auch Vormerkungen, gigantisch viele Vormerkungen. (GR Dr Herbert Madejski: Schon wieder?) Wir haben 20 000 Vormerkungen, und von diesen 20 000 Vormerkungen - die sind steil hinaufgegangen - sind 10 000 von Jugendlichen, die auf eine Wohnung warten. 

Ich sage das ganz offen: Sie warten auf eine Wohnung, weil Ihre Wohnbauleistung zu spät erhöht worden ist. Sie wissen, zum Beispiel im letzten Jahr, 2004, ist die Zahl der Einwohner um 1,7 Prozent gestiegen. Wir haben 27 814 Menschen in unserer Stadt mehr mit Wohnungen zu versorgen. Das ist eine erhebliche Zahl, es ist aber nicht von ungefähr gekommen. Der Stadtrat hat ge-naue Untersuchungen gehabt, es wurden Studien gemacht, in denen genau der Weg in diese Richtung festgestellt worden ist.

Meine Damen und Herren! Die SPÖ-Alleinregierung hat dies zu spät erhöht. Sie hat auch zum Beispiel in vie-len Bereichen Projekte nicht begünstigt. Das Wohnen im Grünen kam auch zu spät, und zwar wurde es deswegen zu spät begünstigt, weil in der Zwischenzeit eine Abwanderung stattgefunden hat. Das Wohnen im Grünen ist et-was, was die Menschen in unserer Stadt wollen. Es hat die Suburbanisierung gegeben, in immer größerem Maße, die Leute sind weggezogen. (GR Dr Herbert Madej-ski: Im Winter ist es schlimm! Im Winter gibt es kein Grün!)
Meine Damen und Herren! Sie haben nichts anderes in den Gedanken gehabt, als diesem Wort - weil damals von StR Görg dieses Wohnen im Grünen geplant war - einen neuen Namen zu geben, als neue Siedlerbewegung. Sie haben fünf Jahre vorbeigehen lassen, und es sind die ersten Projekte noch immer nicht verwirklicht. Die sollen jetzt verwirklicht werden.

Meine Damen und Herren! Das ist eine Zeit, in der die Leute hier in der Stadt hätten wohnen können. Sie sind hinausgezogen, sie haben ihr Geld nicht in der Stadt investiert, sie haben es im Umland investiert. Es ist die Verzögerung, die das ausgelöst hat.

Meine Damen und Herren! Es gibt aber auch eine ganze Reihe von Dingen, da muss man sagen, dass auch am falschen Ort geplant wird. Ich sage deswegen "am falschen Ort", weil es zum Beispiel in einem wunderbaren Gebiet im 10. Bezirk, in der Nähe des Wald- und Wiesengürtels - einem 7-Hektar-Gebiet, das eigentlich ein Schatz ist, als Naturschutzgebiet schützenswert -, eine Tierart gibt, die besonders selten ist. (GR Dr Herbert Madejski: Füchse! Die Füchse! Die Füchse gibt es dort!) Dieses Areal wird es sicherlich auch geben, dieses Areal kann aufgrund seiner jahrzehntelangen Naturbelassenheit als Ökobaufläche bezeichnet werden. 

Ich muss schon sagen - auch wenn Sie darüber lachen, Frau Kollegin, Sie sind auch aus dem 10. Bezirk -, das ist Naturschutzgebiet und sollte eigentlich entsprechend gewidmet werden. Es sollte Sww gewidmet werden, damit dort nicht gebaut werden kann. Wir bauen auch nicht im Wienerwald, wir sagen, der Wienerwald ist schön und erhaltenswert. Wir wollen bauen, aber wir wol-len dort bauen, wo man die Natur nicht zerstört. Meine Damen und Herren, nicht umsonst haben die Menschen dort 3 000 Unterschriften gesammelt. 

Ich glaube einfach, dass man die Grundstücke richtig auswählen soll, auf denen gebaut wird, aber nicht zu Lasten der Natur. Ich werde daher auch einen Beschlussantrag einbringen (GR Dr Herbert Madejski: Abgeschrieben?), dass die Stadt Wien das Grundstück der ehemaligen Sendeanlage Radio Austria erwerben soll und das Gebiet auf Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel umwidmen soll. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Sie haben es aber in vielen Bereichen auch den Menschen, die eigentlich nicht viel Geld haben, ermöglicht - gemeinsam mit uns -, dass das ganzjährige Wohnen geschaffen wird. Die Menschen im ganzjährigen Wohnen haben den Wunsch, dass dort auch in der Herbstzeit oder in der Frühjahrszeit entsprechend der Wintergarten benützt werden kann oder ein Wintergarten geschaffen werden kann. Die Wiener Bauordnung verbietet es derzeit, dass in gewidmeten Eklw-Gärten auch Wintergärten in der Größenordnung bis zu 12 m² errichtet werden.

Ich werde dazu auch einen Antrag stellen, dass die Wiener Bauordnung dahin gehend abgeändert wird. Das ist ein Wunsch, der bei gutem Willen sehr wohl erfüllbar ist. Ich glaube auch, dass die Größenordnung von 12 m² entsprechend eingegrenzt ist, dass es nicht in eine Unendlichkeit gehen kann. In dem Sinne wird dieser Beschlussantrag gestellt und die Zuweisung an den Ausschuss beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Es geht nun um den Bereich Sicherheit. Wir haben schon im Vorjahr die Nachrüstung von Sprech- und Zutrittskontrollen im Wohnbereich gefordert. Im Wohnbereich ist das für Sie nicht för-derungswürdig, das haben wir auch kürzlich wieder diskutiert. Sie haben einen solchen Antrag im Jahr 2004 ab-gelehnt; "abgelehnt" sage ich deswegen, weil er nicht von Ihnen gekommen ist. Sie haben ein bisschen später die Eingangstüren als förderungswürdig erachtet und för-dern diese jetzt, sodass diese einbruchssicheren Türen vermehrt eingebaut werden können. Aber die Nachrüstung von Sprechanlagen und Zutrittskontrollen haben Sie nicht gemacht. Immerhin gibt es in der Stadt 4 100 Ein-brüche, Raub, 7 500 Wohnungsdiebstähle, das ist eine erhebliche Zahl und das ist ein bedeutender... (GR Heinz Hufnagl: Das ist Strasser!)
Das ist nicht Strasser. Dass es in den Wohnungen Sprechanlagen gibt, dass die Türen verschlossen werden können - da könnte man etwas tun -, das ist nicht Strasser. Das ist eine leichtfertige Geschichte, die Sie da ansprechen. Machen Sie doch eine Förderung! Es wäre ja Strasser gewesen, dass Sie die Eingangstüren... (GR Heinz Hufnagl: Die privaten Postdienste und die Schlüsselinvasion!) Also so, in diese Richtung, kann das nicht gehen! (GR Dr Herbert Madejski: Das war die EU! Ihr wart von der EU begeistert, nicht wir!) Was ist denn dann mit der Überwachungsanlage in der Straßenbahn, Herr Kollege, ist da auch wer zuständig? Sie machen ja drinnen jetzt auch Videoüberwachung, da könnten Sie die Videoanlagen oder die Sprechanlagen genauso im Haus machen. In der Straßenbahn machen Sie es! (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist ja Ihr Vorschlag, dessen rühmen Sie sich jetzt. Sehen Sie, vor einem Jahr haben Sie es noch ab-gelehnt, und jetzt wollen Sie es. Das ist genau Ihre Methode! Das ist genau Ihre Methode, dass Sie etwas ablehnen und dann wieder beantragen lassen: Das ist eine klasse, super Idee, das wird so gemacht. (GR Heinz Hufnagl: Ich lehne gar nichts ab! Für die Kriminalität war Strasser...!)
Meine Damen und Herren! Das ist der Geschäftsbereich Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung. (GR Heinz Hufnagl: Jawohl!) Auch im Sinne der Unfallverhütung - das ist auch keine Strasser-Geschichte - hätten Sie tätig werden können, betreffend Änderung des Wiener Aufzugsgesetzes. Da haben Sie auch nichts unternommen, obwohl die Bundesländer schon länger, schon mehr als 10, 15 Jahre hergegangen sind und gesagt ha-ben: In den Altbauten setzen wir eine Frist, dass in diesen Altbauten die Aufzugskörbe auch Türen bekommen. Das haben Sie nicht gemacht, Sie haben zugewartet. Je-der einzelne Unfall ist ein großer Unglücksfall, ob es ein Kind oder einen Erwachsenen betrifft. Ich frage mich: Warum haben Sie dieses Gesetz nicht geändert? Warum sind Sie nicht tätig geworden? Um diese Unfälle zu verhindern, ersuche ich auch darum, dass Sie diesem Antrag zustimmen, im Sinne der Unfallverhütung das Aufzugsgesetz im Hinblick auf Aufzugstüren in Altbauten zu ändern. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wenn Sie schon sagen, dass Sie so viel getan haben, dann frage ich Sie: Was ist im Bereich der Nachhaltigkeit? Was haben Sie gemacht, dass die EU-Richtlinie für den Energiepass in der Wiener Bevölkerung bekannt wird? Der soll in sechs Monaten eingeführt werden. Was haben Sie alles gemacht, dass die Bevölkerung das weiß? Was haben Sie gemacht? (Zwischenruf von GR Johann Driemer.) 

Sie haben THEWOSAN gemacht? Ich darf Ihnen 
sagen, was Sie bei THEWOSAN gemacht haben: Wir haben im Vorjahr zu 18 Prozent Sanierung mit THEWOSAN gehabt, das ist heruntergegangen. Hätten Sie in dem Bereich mehr Werbung gemacht, hätten Sie diesen Bereich mehr beworben, dann wäre mehr geschehen. Aber Sie sollten nicht nur sagen, THEWOSAN, das ist die Nachhaltigkeit, und damit hat sich alles. Das hat schon Frau Kollegin Sima kürzlich in der Zeitung gesagt: THEWOSAN, das ist Ihr Lieblingswort. 

Meine Damen und Herren! Sie haben bei der EU-Ge-bäuderichtlinie, die 2006 umgesetzt werden soll, nichts unternommen. Sie wissen, dass es einen Energieaus-weis gibt, der verpflichtend sein soll. Auch die Stadt ist verpflichtet, neben der Gebäudehülle die gesamte Heizanlage, die Warmwasserversorgung, die Belüftung sowie die Beleuchtungsanlage einer energetischen Betrachtung zu unterziehen und das dann entsprechend in den Pass hineinzuschreiben. Natürlich ist etwas geschehen, aber das sind wesentliche Dinge, für die hier etwas hätte gemacht werden sollen und müssen. 

Lassen Sie mich kurz noch Folgendes ausführen: Sie haben vor allem auch bei den Energiefressern für die Mieter, die in solchen Gemeindebauten oder auch Genossenschaftsbauten wohnen, nichts in dieser Richtung getan. (Ruf bei der SPÖ: Oder Privatbauten!) Sie hätten, wenn Sie mehr geworben hätten (GR Günther Barnet: Zinskasernen!), wenn Sie gesagt hätten, die Energie wird gespart, wenn wir THEWOSAN machen, einerseits nicht nur die Energiefresser beseitigt, und ich würde heute auch sagen, es ist ja eigentlich einem Mieter nicht zuzumuten, in einer Wohnung zu wohnen und zu leben, in die der Einzelne viel Geld hineinstecken muss, Geld an En-ergiekosten hineinstecken muss, andererseits eine hohe Miete bezahlen muss. Das heißt, Sie kassieren doppelt. 

Meine Damen und Herren! Sie haben keine Antwort auf die Frage, wie die Energieversorgung in einem Ernstfall ausschaut, wenn die Energie ausfällt. Wir bauen Häuser - dass wissen Sie -, da haben wir die Energieerwartung der 80er Jahre. (GR Heinz Hufnagl: Das soll schon länger passiert sein!) Herr Kollege, schlagen Sie heute die Zeitung auf, dann werden Sie es sehen. Bis heute hat sich die absolute SPÖ-Mehrheit keine Gedanken darüber gemacht, welche Energieversorgung im Wohnbereich bei einem langen Stromausfall oder bei ei-ner Energiekrise vorhanden ist. (GR Günther Barnet: Viele Kinder! Bei langem Stromausfall gibt es immer vie-le Kinder!) Wir haben das weder im Ausschuss behandelt noch sind irgendwelche Vorbereitungen getroffen worden, wie auch für Ältere Sicherheit geschaffen wird, dass ältere Menschen in hohen Häusern ins Erdgeschoß kommen, dass der Lift herunter kommt. Sie wissen, dass Glasfassaden gekühlt werden müssen (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), sonst werden sie zerspringen. (GR Heinz Hufnagl: Und Vogelschutz gibt es auch!)
Sie können sich schon lächerlich machen. Schlagen Sie die Zeitung auf! Wenn Sie unten gehen und es trifft Sie das Glas, dann werden Sie sich auch wundern und nicht mehr lachen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Die Versorgung mit Wasser, wenn bei Pumpen der Strom ausfällt: Was machen Sie dann? (GR Heinz Hufnagl: Mineralwasser!) Sehen Sie, das alles sind Bereiche, mit denen man sich im Be-reich Wohnbau nicht befasst hat. Ich glaube, dass das etwas Wesentliches ist, an dem man in Zukunft auch an-setzen muss.

Lassen Sie mich abschließend etwas zur Beschäftigungspolitik sagen. (GR Günther Barnet: Das war schon...!) Sie haben es noch immer nicht geschafft, längerfristige strategische Ziele der Wohnbaupolitik und der politischen Vorgaben zum Beispiel den Herstellern, der Industrie, dem Handel oder den Anwendern im Sinne einer längerfristigen Planung und damit auch einer Arbeitsplatzschaffung mitzuteilen, rechtzeitig mitzuteilen. Ihr Wohnkonzept ist noch immer ein geheimes Papier, bei dem die sozialen, aber auch die Arbeitsplatzerfolge jedes Jahr ausbleiben. Ich darf Ihnen das ganz offen sagen, Sie sehen das am Beispiel der Arbeitslosen.

Da hier der Wirtschaftssprecher Strobl zu Beginn gesagt hat, dass alles in Ordnung ist, möchte ich ihm schon sagen: Es ist nicht in Ordnung! Und wenn das Finanzielle in Ordnung ist, dann liegt das daran, dass die 460 Millio-nen EUR vom Bund kommen, meine Damen und Herren. Diese 460 Millionen EUR sind nicht eine Errungenschaft der SPÖ Wien, sondern des Bundes und Wiens. In dem Sinne... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist Geld der Steuerzahler!) Sowieso; das Geld der Steuerzahler, das hart erarbeitet worden ist!

In dem Sinne werden wir, weil es nicht erfüllt worden ist, dem Rechnungsabschluss nicht die Zustimmung ge-ben. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Zugabe!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing WOLFRAM. Ich erteile es ihm. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Es wird schwer, das jetzt zu übertreffen!)
GR Ing Gunther WOLFRAM (Bündnis Zukunft Wien - die Stadtpartei): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich finde es äußerst unfair, dass man neben einer Rechnungsabschlussdebatte eine Weinverkostung im Arkadenhof macht. (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN.)
Wiener Wohnen rühmt sich auf ihrer Webseite im Internet, die größte Hausherrin und -verwalterin von Europa zu sein. Wiener Wohnen verwaltet laut ihren Angaben rund 900 000 Wohnungen, damit wäre fast jede vierte Wohnung ein Gemeindebau. Da steckt viel Verwaltung und Management dahinter, denn es sollen ja nicht nur Neubauten entstehen, sondern die alte Bausubstanz an Gebäuden saniert und auf den heutigen Stand der Technik und Bauphysik gebracht werden. 

Das ist eine große Aufgabe, wobei schon das eine oder andere daneben gehen kann, wie zum Beispiel ver-steckter Baumangel oder zu hohe Abrechnung. Ein Bürger aus Ottakring hat mir mitgeteilt, dass bei ihm auf der Stiege in einem Jahr zehn Kübel, sieben Besen, eine Menge von Tüchern, Unmengen von Waschmittel et ce-tera vom Hausbesorger abgerechnet werden. Da gehört für Wiener Wohnen eine Kontrolle eingerichtet. Die gab es auch schon einmal bis zum Jahr 2000, seitdem ist Wiener Wohnen keine Magistratsabteilung mehr, sondern eine Unternehmung der Stadt Wien. Damit verwaltet das Unternehmen sich selbst, es ist stolz, keine Steuermittel der Stadt zu beanspruchen - wozu auch? -, gibt aber auch nichts in den allgemeinen Steuersäckel. 

Meine Damen und Herren! So steht es auf der Internet-Webseite, und das ist schlecht, gerade aus dem enormen Potential dieser Immobilien: Einnahmen von Grundstücksverkäufen, Kleingärten, Handymasten und Förderung vom Bund. Jawohl, auch Förderung vom Bund! Es erhält das Land Wien aufgrund des Finanzausgleiches und des damit im Zusammenhang stehenden Zweckzuschussgesetzes Wohnbauförderungsmittel in der Höhe von jährlich über 464 Millionen EUR für Investitionen und über 4 Millionen EUR für Wohnbeihilfen und andere Maßnahmen. Diese Mittel und die Wohnbauträger unterliegen derzeit nicht der vollständigen Kontrolle durch den Rechnungshof. 

Darum stellen wir einen Beschlussantrag: 

„Der amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, eine Novelle zum Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz 1989 vorzubereiten, die eine obligatorische Gebarungskontrolle der Förderungsmittel aus diesem Gesetze für alle Rechtspersönlichkeiten, die diese Mittel verwenden, durch den Rechnungshof vorsieht.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages verlangt." (Beifall beim BZW.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Einen Miss-stand möchte ich bei Wiener Wohnen bei der Wohnungsrückgabe aufzeigen. Derzeit ist es so, dass bei Wohnungsrückgabe der Urzustand wiederhergestellt werden muss, was bedeutet, dass bei Bezug der Wohnung über-nommenes, hauseigenes Inventar vorhanden und funktionstüchtig sein muss. Diese Methode verhindert jedoch jede Art von Kreativität des Wohnungsmieters für individuelle Wohnungsgestaltungen, da er immer damit rechnen muss, bei Wohnungsrückgabe sogar die alte Abwäsche, den alten Türanstrich, die alten Türbeschläge, die alten Heizkörper, Entfernen von Tapeten et cetera beistellen zu müssen. Wenn nicht, würden für sie dann Zu-satzkosten entstehen. 

Ich bin der Meinung, dass in der jahrelang eingezahlten Miete, die sich aus den Baukosten, Instandhaltungskosten, Betriebskosten, Instandsetzungskosten et cetera zusammensetzt, auch die Renovierungskosten nach Wohnungsrückgabe enthalten sind. Denn wenn eine Wohnung zurückgegeben wird, Herr Stadtrat, muss Wie-ner Wohnen ohnehin die Wohnung auf den letzten Stand der Technik bringen, damit der Nachnutzer in eine moderne und dem heutigen Standard entsprechende Wohnung einziehen kann. Nur bei sehr verwahrlosten Wohnungen sollte man eine Art Obolus in einer angemessenen Höhe verlangen. 

Herr Stadtrat! Vielleicht können Sie meine Anregung in Ihr System einfließen lassen. Auch sollte man die Ab-geltung von Investitionen des Vorbesitzers nicht unbedingt mit 4 000 EUR deckeln, sondern nach Schätzung von einem Gutachter die Höhe der Investitionen beurteilen. 

Wegen der vorgenannten Kritikpunkte lehnen wir vom BZÖ den Rechnungsabschluss 2004 ab. (Beifall beim BZW.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf hier zu später Stunde das Wort ergreifen, ob-wohl die Heiterkeit teilweise schon ein bisschen überbordend ist. Vielleicht ist noch ein bisschen Zeit, ich werde versuchen, mich kurz zu halten. 

Eingangs möchte ich zum Kollegen Ellensohn sagen, im Fall baufälliger Häuser und von Schwierigkeiten in der Richtung bräuchten wir, glaube ich, keine Enteignung. Es genügen nämlich völlig Ersatzvornahmen, Herr StR Fay-mann braucht sie nur durchzuführen. Ich glaube, das reicht völlig, die gesetzlichen Maßnahmen sind vorhanden.

Ich möchte weiters sagen, das Thema "Leistbares Wohnen" ist von der Arbeiterkammer in den letzten Tagen massiv in die Diskussion gebracht worden. Es wurden von der Arbeiterkammer die zu hohen Mieten beklagt. Vor allem der Begriff der Zuschläge und die Zuschlagshöhe zum Richtwert sind im Mittelpunkt der Kritik gestanden. Ich möchte aber feststellen, dass gerade das Richtwertgesetz, damit auch die Zuschläge und der Richtwert selbst, ein Produkt der großen Koalition war und dass bei der damaligen Debatte gerade die Arbeiterkammer eine ganz besonders heftige Verteidigerin dieses damals neuen Gesetzes gewesen ist, genauso natürlich wie die Sozialdemokratische Partei. 

Ich glaube, die Richtwertbestimmungen sind grundsätzlich sowieso eine ziemlich verfehlte Angelegenheit. Ich glaube, dass sich in Wien ein von gesetzlichen Bestimmungen unabhängiger Markt herausgebildet hat. In manchen Gegenden wird der Richtwert erreicht - mit Zu-schlägen oder ohne -, in manchen Gebieten wird er nicht erreicht. Das heißt, im Grunde genommen findet der Mietwohnungsmarkt über weite Strecken jenseits und außerhalb des Gesetzes statt. Ein Zeichen dafür ist eben das Unterlassen der Aufgliederung der Zuschläge als solche, es wird ja, glaube ich, nur der Lagezustand als solcher ausgewiesen und der Rest nicht, womit sich automatisch eine Grauzone ergibt.

Ich möchte aber auch sagen, dass im Gemeindebaubereich die Gemeindewohnungen vom Preislichen her heute bei Gott nicht so gestaltet sind, dass sie von besonderer Billigkeit strahlen, und dass sie von einem günstigen Mietsystem weit entfernt sind. 

Die SPÖ, möchte ich sagen, und ihre Partei hat genau dieses Mietrecht gegen unsere Stimmen damals massiv diskutiert und auch gegen unsere Stimmen beschlossen. Ich erinnere mich noch genau an die vielen Debatten, die wir auch in diesem Haus mit Edlinger und Ihren Vertretern hatten, in denen wir uns gegen dieses Gesetz und dessen Undurchführbarkeit, von der wir schon damals überzeugt waren, gewehrt haben.

Die generelle Begrenzung der Zuschläge auf 25 Pro-zent, die die Arbeiterkammer fordert, halte ich für relativ realitätsfremd. Ich kann mir aber vorstellen, dass eine Überprüfung der Höhe der Zuschläge als solche, vielleicht auch eine schriftliche Aufgliederung der einzelnen Zuschläge, eine Lösung wäre. Allerdings muss man wahrscheinlich zur Kenntnis nehmen, dass damit ein zweifelhafter Erfolg erzielt werden würde, weil die rechtlichen Diskussionen und die Streitigkeiten einen Rattenschwanz von Gerichtsverfahren zur Folge hätten.

Kurz noch zum neuen Wohnrecht 2006, das in Entstehung ist: Was die Erhaltungspflicht der Vermieter be-trifft, ist das eine gute Sache. Bis zu einem gewissen Maß entspricht das bereits der heutigen rechtlichen Si-tuation. Die Beseitigung von erheblichen Gefahren für die Gesundheit der Mieter ist richtig und gehört natürlich auch durchgeführt. Ich glaube allerdings, es gehören pa-rallel dazu selbstverständlich Überlegungen angestellt, wieder eine steuerfreie Rücklage für Investitionen einzuführen, umso mehr, als die bisherigen Ersatzlösungen durch ein Verfassungsgerichtshoferkenntnis aus dem Jahr 2004 ausgelaufen sind. 

Aus meiner und unserer Sicht abzulehnen ist natürlich das Ende der automatischen Umwandlung befristeter Mietverträge in unbefristete, wenn der Vermieter den Fristablauf versäumt und keine Handlungen setzt. Das ist sicherlich eine massive Schädigung und Schlechterstellung der Mieter. Aber ob die Hauptmieten in diesem Fall massiv verteuert werden, ist eine Frage, die zumindest umstritten ist. 

Ich glaube, unbestritten sind die Kosten, die von der Stadt Wien über den Weg der städtischen Tarife und Energiekosten auf die Mieter abgewälzt werden. Es gibt massive Belastungen durch Wasser-, Kanal- und Müllsteuern, die eben Steuern sind und keine Tarife, weil sie nämlich keine Kostendeckung, sondern eine weit überhöhte Kostenrelation darstellen. Es ist daher zu verlangen - und ich fordere den Stadtrat dazu auf -, endlich über eine Rückführung auf das Kostendeckungssystem nachzudenken und es durchzuführen. Ich glaube, dass sowohl im Bereich der Tarifgestaltung bei der Kanal-, Müll- und Wassersteuer ein Betrag von 120 EUR im durchschnittlichen Haushalt als auch im Strom- und Gas-markt, wenn einmal dieses Kartell wegfiele und ein Wechsel zu einem günstigen Anbieter möglich wäre, ein Betrag von 80 bis 100 EUR im Durchschnitt pro Haushalt erzielbar wären. 

Mit anderen Worten, teures Wohnen ist nicht nur eine Frage der Mieten und der Zuschläge, sondern es ist selbstverständlich auch ein Problem der Abkassierer-Mentalität der regierenden sozialdemokratischen Mehrheitspartei. Im wohnpolitischen Programm der SPÖ ist ja, wie ich gelesen habe, grundsätzlich die Senkung der Be-triebskosten vorgesehen. Allerdings hat die SPÖ mit ihrer absoluten Mehrheit nichts dafür getan. Kein Menschen hat Sie daran gehindert, in diesem Sinn tätig zu werden und dafür Sorge zu tragen, dass eben Wasser-, Kanal- und Müllsteuern zu Tarifen werden und das Kostendeckungsprinzip eingeführt wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich darf noch auf das Thema Handymasten eingehen, worauf in Niederösterreich eine Steuer eingehoben wird; auch andere Bundesländer überlegen sich bereits eine solchen Schritt. Interessanterweise war in Wien von solchen Überlegungen bisher nichts zu hören - erfreulicherweise, wie ich sagen würde. Allerdings glaube ich, es gibt auch Gründe dafür. Es liegt nicht daran, dass die sozialdemokratische Mehrheit sich sozusagen einer neuen Einnahmequelle entziehen wollte oder dass hier in irgendeiner Form sozialistischer Edelmut zum Tragen käme, sondern ich glaube, es ist schlicht die Tatsache, dass der Großteil der Handymasten sich auf den Dächern von Gemeindebauten befindet, womit man sagen kann, dass die SPÖ letztendlich nicht das städtische Wiener Wohnen damit belasten und zur Kasse bitten will. 

Es sind sicher tausende Masten auf Gemeindebaudächern vorhanden. (GR Dr Herbert Madejski: So ist es! 2 857!) Ich weiß nicht, was der Stadtrat dafür pro Mast kassiert; ich kann es mir in etwa vorstellen, zwischen 10 000 und 12 000 EUR - in Niederösterreich ist es noch teurer - wird er pro Mast und Jahr schon kassieren. Das heißt, es kommt eine erkleckliche Summe und eine spru-delnde Einnahmequelle zustande, die dem Herrn Stadtrat mit Sicherheit seinen Säckel füllen hilft, natürlich nicht seinen eigenen, sondern den von Wiener Wohnen bezie-hungsweise seiner Geschäftsgruppe. 

Wir haben vor Jahr und Tag vorgeschlagen, dass diese Summe und diese Einnahmen dem jeweiligen Haus zugeschrieben werden sollten. Es wird aber, glaube ich, nur ein kleiner Teil von ca 20 Prozent der Mietzinsreserve zugeführt, und der Rest bleibt bei Wiener Wohnen. Das Risiko von eventueller Gesundheitsgefähr-dung beziehungsweise von sonstiger Belästigung tragen allerdings zu 100 Prozent die Mieter. Ich glaube, der Herr Stadtrat wäre gut beraten, wenn er diese Mittel endlich der jeweiligen Hausgemeinschaft via Hauptmietzinsreserve zur Verfügung stellte. Ich kann mir auch vorstellen, dass bei den zahlreichen laufenden Sanierungen gerade diese Mittel für die Mieter eine wesentliche Hilfestellung wären, um die Kosten einer Sanierung mittragen zu kön-nen. 

Grundsätzlich würde ich zur Handymastensteuer meinen, dass sie nicht auf dem Rücken der Handybesitzer, der Bürger ausgetragen werden soll. Ich könnte mir vorstellen, dass ein Mediationsverfahren zwischen dem Bund, den Ländern und den Handybetreibern, den Mobilfunkbetreibern eine Lösung sein könnte und eine Lösung herbeiführen könnte. (Beifall bei der FPÖ.)
Ein anderes Ärgernis, das ich kurz ansprechen möchte, sind die Waschküchenkosten und ihre Aufteilung auf die Mieter. Dieser Regelung ist zur Zeit völlig frei, es wird also im Grunde genommen durch die Abschaffung der Waschmarken nichts mehr vorgenommen. Der Wasser- und Stromverbrauch sowie die Geräteabnützung sollten sehr wohl nach Dauer der Verwendung durch die Mieter zugeordnet werden, daher wäre eine Chipkarte für die Mieter, die die Waschküche benützen, notwendig und sollte festgesetzt werden. Ob zur Zeit ein Pilotprojekt läuft, weiß ich nicht. Es wurde eines angekündigt; ob es läuft und zu welchen Ergebnissen es gekommen ist, wird uns vielleicht der Herr Stadtrat verraten. Auf alle Fälle besteht gerade im Bereich der Waschküchenkosten ein konkreter Handlungsbedarf, weil der Ärger der Mieter zu diesem Thema ein sehr großer ist, wie man immer wieder hört.

Ich darf noch zu einem anderem Thema kurz Stellung beziehen, nämlich zum Hausbesorgergesetz; die Gewerkschaft fordert ja ein neues. Ich glaube, das ist nicht nötig. Es wäre bei gutem Willen des größten Hausherrn Europas, nämlich der Gemeinde Wien, in Verbindung mit dem Genossenschaftsbereich jederzeit möglich, einen Generalkollektivvertrag herbeizuführen, der ausgearbeitet werden könnte, und alles, was im Gesetz Platz hat, hätte auch in diesem Generalkollektivvertrag Platz. Änderungen anderer gesetzlicher Art, wie zum Beispiel im Arbeitszeitgesetz, müssen sowieso sowohl außerhalb eines allfälligen Hausbesorgergesetzes als auch außerhalb eines allfälligen Generalkollektivvertrages herbeigeführt werden. 

Daher wäre ein solcher Generalkollektivvertrag eine Lösung, allerdings glaube ich, dass Herr StR Faymann recht froh ist über die Verhältnisse, in denen er sich be-findet. Denn die geringeren Kosten der Reinigung sind etwas, was ihn als Chef der Geschäftsgruppe natürlich freut. Sie schlagen sich sicherlich gewissen Summe po-sitiv ins Kontor! Ein bisschen scheinheilig ist es schon, wenn man einen Zustand heftig beklagt, mit dem man im Grunde genommen sehr zufrieden ist. Ich glaube, Herr Faymann, Sie sollten es einmal zugeben, dass hier eine Änderung, wenn sie vollzogen wird, in Richtung Generalkollektivvertrag gehen könnte. Denn alles andere wird wahrscheinlich auf Jahre blockiert sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich darf noch ganz kurz etwas zu Wiener Wohnen selbst sagen. Mir wurde ein Gerücht zugetragen, wonach daran gedacht ist, Wiener Wohnen in die Holding einzu-gliedern. Ich hoffe, dass es nur ein Gerücht ist, und ich hoffe, dass Herr StR Faymann zu diesem Thema etwas zu sagen hat. Ich glaube, es ist eine wesentliche städtische Aufgabe, dass 220 000 Gemeindewohnungen und deren Verwaltung - auch wenn es heute ein eigener Betrieb ist - nicht aus dem Bereich der Stadt Wien ausgegliedert werden und dass auf keinen Fall eine Ausgliederung in die Holding erfolgt und damit der Kontrolle des Gemeinderates und damit auch der Wiener Bevölkerung entzogen wird. Ich glaube, das wäre ein Willkürakt sondergleichen. Gerade die Gemeindebauverwaltung ist, glaube ich, eine ganz, ganz wesentliche städtische Aufgabe und gerade in Wien von erheblicher und größter Bedeutung. (Beifall bei der FPÖ.) Ich hoffe, wir stellen diese Dinge für die Zukunft klar, und ich hoffe, dass wir hier einer Meinung sind. 

Ich darf auch Positives vermerken. Kollege Ellensohn hat es schon gesagt, die Delogierungsvorsorge greift, die Zahl der Delogierungen ist massiv gesunken. Wir stehen nicht an, das positiv festzustellen. 

Ich möchte auch feststellen, dass der Bereich der Tätigkeit des Wohnfonds Wien positiv zu beurteilen ist. Die Bauträgerwettbewerbe haben durchaus, bei Schwächen vielleicht, aber alles in allem eine erfolgreiche Entwicklung genommen und dienen der Sicherung der Qualität und auch der Sicherung des Preises. 

Im Neubausektor - das ist ein Thema, das interessant ist - gibt es genug Überlegungen und auch Durchführungen von generationsübergreifendem Wohnen, von Wohnen für die ältere Generation. Im Sanierungsbereich von Altbauten dagegen gibt es diese Überlegungen im Großen und Ganzen nicht, von Lifteinbauten einmal abgesehen. Ich glaube, dass eine seniorenfreundliche Gestaltung der Altbausanierung etwas wäre, was ein ganz, ganz wichtiger Schwerpunkt für die nächste Zeit sein müsste. Zum Beispiel die Türgestaltung, Niveaugleichheit, Zugänglichkeit von der Treppe her, die Nassraumgestaltung und Ähnliches mehr sind Dinge, die in einem Maßnahmenkatalog zusammenzufassen sind und in der Gestaltung der Altbausanierung den richtigen Platz haben sollten. 

Darüber hinaus glaube ich auch, dass die Mehraufwendungen für seniorenfreundliche Altbausanierungen in eine Förderungsschiene mit eingebaut werden sollten, damit in Hinblick auf die demographische Entwicklung der kommenden Jahre sich ein Problem nicht potenzieren wird. Es ist, glaube ich, wenn es gelingt, in der Altbausanierung dafür Sorge zu tragen, dass die ältere Ge-neration möglichst lange in den Wohnungen verbleiben kann, sicherlich ein ganz, ganz wichtiger Beitrag geleistet worden, um dafür Sorge zu tragen, dass im Bereich der Heimunterbringung eine gewisse Möglichkeit der Gestaltung offen bleibt. Das wäre ein sehr wichtiger Vorschlag, der in die Zukunft reicht und von dem ich glaube, dass er wichtig für die Zukunft unserer Stadt ist.

Ich darf abschließend feststellen, dass wir, trotz einiger positiver Aspekte, alles in allem dem Rechnungsabschluss in Bezug auf diese Geschäftsgruppe nicht zustimmen können. Wir sind aber, wie gesagt, durchaus imstande, einzelnen Fragen etwas Positives abzugewinnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Sinne des parlamentarischen Dialoges darf ich auch jetzt, knapp vor Mitternacht, vielleicht nicht mit dem anfangen, was ich eigentlich sagen möchte, sondern auf Punkte eingehen, die jetzt von Oppositionsrednern vorgebracht worden sind; nicht auf alle, sonst würden wir das wohl zu sehr verlängern, aber doch auf einige.

Zuerst zu Herrn StR Ellensohn: Dieser Antrag betreffend MigrantInnen und Gemeindebau scheint mir doch sehr undifferenziert und in dieser Form wirklich wenig ge-eignet zu sein. Dass man überhaupt kein Kriterium – bei-spielsweise einer Aufenthaltesverfestigung oder einer gewissen Anzahl von Jahren, die man im Inland legal aufhältig ist - hier anführt, sondern auf den Reisepass abstellt, ist ja etwas, was meiner Ansicht nach wirklich untauglich ist, weil damit ja - ich glaube nicht, dass das so gemeint ist, aber man muss es so herauslesen - sogar jeder Tourist - der Reisepass ist ausschlaggebend – Anspruch darauf haben würde. Deshalb, meine ich, ist dieser Antrag wirklich nicht geeignet.

Das Zweite ist: Die rassistischen Schmierereien ärgern uns alle, ja vielmehr, empören uns, und jede rassistische Schmiererei wird hoffentlich bald beseitigt. Dass man dafür jetzt aber einen überbürokratischen Apparat extra einrichtet, eine eigene Hotline und einen eigenen Verfahrensvorgang festlegt, mit Fristen und weiß Gott was allem, scheint mir doch zu bürokratisch zu sein. Ich glaube, ein Anruf beim Kundendienstzentrum müsste an sich reichen, und wenn das nicht reicht, müsste man vielleicht in extremen Einzelfällen dem nachgehen. Aber grundsätzlich scheint mir das mit dem gegebenen Apparat möglich zu sein und hoffe ich, dass wir diese fürchterlichen rassistischen Schmiererein, soweit sie vorkommen, wegbringen.

Zu dem dritten Antrag, den StR Ellensohn jetzt nicht begründet hat, der uns aber auch schon vorliegt: Das mit den Balkonen ist etwas, was in Diskussion ist, was man diskutieren kann, was aber in dieser Form auch noch zu unausgegoren ist. Das hätte man bei einer Zuweisung sicher ernsthaft weiterdiskutieren können, aber in dieser Form ist es auch nicht optimal. 

Ganz erstaunlich - soweit das BZW oder BZÖ Wien noch hier ist - finde ich den Antrag betreffend Rechnungshofprüfung für alle, auch für Private. Das ist schon etwas außerhalb der bisherigen, zumindest der bestehenden Vorgangsweisen, was der Rechnungshof machen soll. Gehen wir doch einmal vom Bestehenden aus. Es ist so, dass der Einsatz der Fördermittel sehr wohl von der Stadt Wien kontrolliert wird: Ob das die betreffenden Genossenschaften oder auch gewerblichen Bauträger ordentlich verwenden. Die MA 50 und MA 25 sind hier tätig, diese unterliegen wiederum der Kontrolle 
des Kontrollamtes und des Rechnungshofes. Auch die Wohnbaugenossenschaften unterliegen zusätzlich einer Kontrolle des Revisionsverbandes. Ich glaube daher, der Rechnungshof hätte da gar nicht mehr viel zu prüfen, es wird alles geprüft. Darüber hinaus ist es, wie gesagt, sys-temwidrig, dies jetzt komplett auf Private auszuweiten. Ich weiß nicht, ob der Rechnungshof so erfreut wäre, wenn er jetzt alles Private auch noch prüfen müsste. 

Das waren einmal diese Anträge. Die Anträge der ÖVP sind, soweit ich gesehen habe, im Wesentlichen auf Zuweisungen gerichtet. 

Was die Aufzüge betrifft: Da es jetzt wirklich 5 Mi-nuten vor Mitternacht ist, möchte ich entgegen meiner Gewohnheit auf die Aussendung meiner Person vom Dienstag, 21. Juni 2005, OTS141, verweisen. (Beifall bei der SPÖ.) Ich meine, dass man das dort nachlesen kann. Es ist relativ lang und beweist im Wesentlichen nur, dass Kollege Fuchs hier auf einen fahrenden Zug aufspringt. Das ist sein gutes Recht, aber man soll es auch so sagen. Die Wiener Stadtregierung hat hier schon sehr viel gemacht, und dafür danken wir allen, die das vorangetrieben haben.

Weiters möchte ich zum Thema Sicherheit sagen, dass das primär eine Sache ist, die den Organen der öf-fentlichen Sicherheit zugeordnet ist. Daher hat man vor-hin zu Recht den Zwischenruf gemacht, dass natürlich Innenminister Strasser mit seiner Polizeireform, die keine Reform war, sondern eine wesentliche Verschlechterung der Funktionsfähigkeit der Polizei mit sich gebracht hat, einiges zum Negativen verändert hat, auch durch vollkommen unsachliche Bezirkspolizeikommissariats-Zu-sammenlegungen. (Zwischenruf von GR Georg Fuchs.) Bei uns in Hernals hat man sie überhaupt aufgehoben, und so weiter, ich möchte nicht alles noch einmal diskutieren.

Ich möchte auch sagen, dass die Sicherheitspartnerschaft, die Bgm Häupl jetzt mit Innenministerin Liese Prokop abgeschlossen hat, etwas sehr Positives ist. Da hat es ja Verbesserungen gegeben. Beispielsweise sind auch für den Einbau von Sicherheitstüren Förderungen der Stadt vorgesehen, 400 EUR bei einer Sicherheitstür. Das soll hier auch kurz erwähnt werden.

Die Mietrechtsdebatte, Herr StR Herzog, würde ich sehr gerne mit Ihnen führen, das würde jetzt aber wirklich zu weit gehen. Die können wir bei anderer Gelegenheit führen. Ich möchte aber schon dazusagen, dass die schwarz-blaue Bundesregierung das Gesetz - das auch vorher nicht optimal war, das würde ich schon sagen - noch in wesentlichen Bereichen verschlechtert hat. Zum Beispiel - nur weil am Vormittag auch Dkfm Aichinger es angesprochen hat - ist es für Geschäftsraummieten we-sentlich verschlechtert worden, indem man da auch die Befristung eingeführt hat. Und auch für Wohnungsmieter hat man seit 2000 wesentliche Verschlechterungen herbeigeführt. Aber, wie gesagt, das sei einmal einer eigenen Debatte vorbehalten, die ja primär auf Bundesebene stattfinden muss, wobei aber wir natürlich unsere Meinung dazu sagen. 

Zu der Anti-Spekulationspolitik, die Kollege Ellensohn eingefordert hat: Ich glaube, dass wir da wirklich schon große Erfolge erreicht haben. Es ist die organisierte Spekulation sicher deutlich zurückgedrängt worden. Man kann immer noch mehr machen. Wir haben mit der offen-siven Anti-Spekulationspolitik beispielsweise bei mir in Hernals beim früheren Langer-Block, der ja wirklich ein Schandfleck war, jetzt das moderne, wunderbare Rosenstein-Viertel, das wirklich ein ganz toller Ausdruck unserer Politik ist.

Aber auch bei den sozusagen defensiven Maßnahmen der Anti-Spekulationspolitik passiert das, was gesetzlich möglich ist, von der Baupolizei oder der Gebiets-betreuung. Aber es ist natürlich der Rechtsstaat da, und das heißt, auch die andere Seite kann die Möglichkeiten des Rechtsstaates in allen Instanzen ausschöpfen. Daher ist es oft wirklich ärgerlich und schwierig, bis man zu dem Ergebnis kommt, das man haben will und das selbstverständlich die MieterInnen haben wollen. Soweit es gesetzlich möglich ist, wird es gemacht, das muss man auch dazusagen. Aber man hat - das ist ein anderes Thema - bei den Sofiensälen auch gesehen, dass manchmal eben rechtliche Schranken vorhanden sind, die wir vorher vielleicht gar nicht so erwartet hätten. - Das dazu.

Was GR Fuchs betrifft, habe ich ebenfalls gesagt. Das sind einmal die Punkte, die ich im Wesentlichen zu den Vorschlägen der Opposition vorbringen wollte. Ich halte das auch für wichtig, was die Opposition sagt. Die noch wichtigere Instanz - das muss ich auch dazusagen - sind für mich aber die Wienerinnen und Wiener, und die beurteilen die Wohnbaupolitik der Stadtregierung sehr gut, vor allem auch ihre jeweilige Wohnsituation.

Es ist ein Faktum, dass 70 Prozent der Wienerinnen und Wiener ihre Wohnsituation als sehr gut oder gut bezeichnen, also zufrieden sind. Das ist ein ganz, ganz hoher Prozentsatz, der von einem hohen Niveau in den letzten Jahren noch einmal um fast 10 Prozent gestiegen ist, und von den restlichen 21 Prozent sind sehr viele, die befriedigend sagen. Also nur ganz wenige sind unzufrieden oder sehr unzufrieden. Und das ist, glaube ich, das wichtigste Urteil für die Wohnpolitik.

Auch wichtig ist es, dass wir, wenn internationale Delegationen von der UNO, der Europäischen Union, von Nachbarländern oder von anderen Ländern bei uns sind, immer wieder das Zeugnis ausgestellt bekommen, dass der Wiener soziale Wohnbau vorbildhaft ist. Kommunalpolitiker staunen immer wieder – gerade vor ein paar Tagen waren Kommunalpolitiker aus München da, die sicher eine gut verwaltete Stadt haben, die aber nicht diese Möglichkeiten haben, wie wir sie haben –, was bei uns in Wien alles an fortschrittlicher sozialer Wohnungspolitik möglich ist.

Wir haben in diesem sozialen Wohnbau ein ungeheuer hoch entwickeltes System, wobei man sich mit dem Erreichten nie zufrieden gibt, sondern ständig versucht, es noch besser zu machen. Und das ist, glaube ich, auch der richtige Weg. Wir verbinden planerische Elemente, die da sind, aber man muss immer vorausschauen, muss vorausplanen, nicht nur die nächsten drei bis fünf Jahre, damit man weiß, wie viel man bauen muss, sondern man muss auch 10, 20 Jahre soziologisch vorausdenken, wie viele ältere Leute es geben wird, wie viele Menschen es geben wird, die in Single-Haushalten leben, und so weiter. Das alles muss mit einfließen in die Planung. Darüber hinaus haben wir ganz, ganz starke soziale Komponenten in unserer Wohnpolitik, und natürlich hat auch der Marktgedanke seinen Spielraum. 

Es ist schon der Bauträgerwettbewerb erwähnt worden, welcher dazu geführt hat, dass ökologisch und architektonisch beeindruckende Wohnbauten noch kostengünstiger werden, und es wird praktisch der Wettbewerbsgedanke einem sozialen Grundgedanken untergeordnet und dient diesem sozialen Grundgedanken. Und das ist, glaube ich, überhaupt das Bestmögliche, was in einem Politikbereich möglich ist.

Dann möchte ich noch ganz kurz drei wesentliche 
Elemente dieses erfolgreichen Systems hervorheben. Die 220 000 Gemeindebauten, die wir haben, sind natürlich dadurch, dass sie im Eigentum der Stadt Wien sind, irrsinnig wichtig für das Erreichen unserer wohnpolitischen Ziele. Man hat damit wirklich den Spielraum, die sozialen Funktionen und integrativen Funktionen aufrechtzuerhalten. Vorschläge über Verkauf und so habe ich in letzter Zeit ohnedies weniger gehört, aber hätten wir das gemacht, wären wir dem nachgegangen, dann wäre das ganze System wesentlich schlechter. Wir haben diese Vorschläge zurückgewiesen, und das war gut so.

Kollege Fuchs hat in seiner Rede schon das System der föderalisierten Wohnbauförderung angesprochen und hat irgendwie hervorgehoben, dass das alles vom Bund kommt. Ich meine, grundsätzlich ist es in jedem Bereich das Geld der Steuerzahler, der Steuerzahlerinnen. Die Frage ist, was macht man mit dem Geld. Wir in Wien haben eben dieses System der Wohnbauförderung so entwickelt, dass wir das Geld geradezu ausschließlich für Wohnbau- und wohnpolitische Zwecke einsetzen, während andere Bundesländer – ich nenne jetzt keine Namen – das nicht machen oder nicht in diesem Ausmaß machen. Das ist aber das Ausschlaggebende, dass wir diese Mittel der föderalisierten Wohnbauförderung richtig einsetzen, wobei uns diese übrigens auch nicht in den Schoß gefallen sind, weil der Finanzminister immer wieder versucht hat, das abzuschaffen oder zu reduzieren. Mit Bündnispartnern durchaus auch außerhalb der Sozialdemokratie konnten wir das immer wieder zurückweisen, und zwar mit unseren guten Argumenten, aber vor allem auch mit unserer guten Praxis, wie wir sie in Wien an den Tag legen. So konnte diese Wohnbauförderung von 2004 bis 2008 wieder sichergestellt werden – zum Wohl der Wienerinnen und Wiener.

Ich will nicht zu viele Zahlen erwähnen, aber insgesamt 520 Millionen EUR an Wohnbauförderungsmitteln beim Rechnungsabschluss 2004 ist doch etwas, davon 223 Millionen EUR für den Neubau, 205 000 EUR für die Sanierung und rund 91 Millionen EUR für die Subjektförderung. Das ist etwas, das uns, wenn man das in die Zukunft fortschreibt, helfen wird, dass wir bis zum Jahr 2015 55 000 neue geförderte Wohnungen bauen werden und dass wir weiterhin die sanfte Stadterneuerung vorantreiben können. 

Diese sanfte Stadterneuerung besteht darin, dass die Menschen in ihren Wohnungen bleiben können, während die Erneuerung vor sich geht, während saniert wird. Aber noch wichtiger ist, dass nicht, wie in anderen Städten, beispielsweise auch in einigen deutschen Städten, die Sanierung bedeutet, dass die weniger Verdienenden ausziehen müssen, weil sie sich die Wohnungen dann nicht mehr leisten können und die Reichen und Wohlhabenden dann in die sanierten Viertel einziehen. Das ist bei uns nicht der Fall, sondern bei uns ist eben die sanfte Stadterneuerung so angelegt, dass alle sich die Wohnungen nachher auch leisten können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu THEWOSAN möchte ich nur noch sagen, dass es ein tolles Projekt ist, aber dass es in dieser Form auch nur möglich ist, weil wir uns die Wohnbauförderung in dieser Höhe erstritten haben. Bei diesem Projekt sind vor allem umweltpolitische, energiesparende und auch arbeitsmarktpolitische Elemente äußerst wichtig.

Bei der Subjektförderung will ich jetzt die Zahlen nicht im Detail aufzählen, aber jedenfalls hat die Subjektförderung zugenommen. Das ist natürlich einerseits erfreulich, denn das heißt, wir kümmern uns um jeden einzelnen Menschen, der in Not ist, müssen aber schon auch dazusagen – und ein bisschen muss man da schon kritisieren –, dass auch die Bundesregierung ihren Anteil daran hat, denn natürlich hängt die Tatsache, dass immer mehr Menschen unter die Kriterien der Wohnbeihilfe fallen und als Bezieher in Frage kommen, auch damit zusammen, dass insgesamt die soziale Lage auf Grund der Bundespolitik, auf Grund der schlechten Sozialpolitik der Bundesregierung, auf Grund der falschen Wirtschaftspolitik der Bundesregierung diesen Faktor miterzeugt. 

Hier wäre dringend ein Umdenken notwendig. Selbstverständlich, wenn die Situation eingetreten ist, dass jemand Wohnbeihilfe braucht, soll er sie auch bekommen, aber ich fordere dringend ein Umdenken bei der Bundesregierung in die sozialere Richtung hin. (Beifall bei der SPÖ.) 

Letzter Punkt: Ganz wichtig für unsere Wohnpolitik ist die Vielfalt im Wohnungsangebot. Also für jüngere Familien besonders viel Grün innerhalb der Stadt – die Leute sollen nicht in den so genannten Speckgürtel hinaus ab-wandern; das ist auch großteils gelungen –, autofreie Mustersiedlungen, Siedlungen, wo die spezifischen Wün-sche von Frauen in erhöhtem Maße berücksichtigt werden, Integrationswohnungen. Wichtig ist auch, dass Studentenwohnungen in letzter Zeit ganz besonders gefördert wurden. Man muss ja bedenken, wir haben 117 500 Studenten in Wien, wir sind die wichtigste Universitätsstadt Mitteleuropas und haben seit 1995 4 660 neue Heimplätze gefördert errichtet und 1 700 gefördert saniert. Insgesamt gibt es 11 000 Studentenheimplätze in Wien. Wie ich studiert habe, war das ein Bruchteil, ein winziger Bruchteil davon, und ich glaube, das ist wirklich ein großer Fortschritt.

Weiters erwähne ich nur stichwortartig die Gemeindewohnungen für Jungwiener, für Wiener ab 17 Jahren, ganz wichtig sind aber auch, um in die andere Alterskategorie überzugehen, die flexiblen Wohnformen für ältere Menschen. Wir wissen, dass im Jahre 2030 etwa eine halbe Million Wienerinnen und Wiener über 60 Jahre alt sein werden, und es ist ganz wichtig, dass wir jetzt schon dafür vorsorgen, dass möglichst viele Menschen möglichst lange in ihrer gewohnten Umgebung bleiben können und dort gut leben können, aber auch gut versorgt sind. Deshalb ist es ganz wichtig, dass wir dieses Projekt flexibler, geeigneter Wohnformen für ältere Menschen auch vorantreiben. 

Wir haben heute 26 Prozent der Bevölkerung in Ein-Personen-Haushalten, vor 100 Jahren waren das 7 Pro-zent, im Jahr 2020 werden es nach Prognosen 40 Pro-zent sein. Hier muss man eben auch vorausdenken und, soweit ältere Menschen davon betroffen sind, möglichst ideenreich dafür sorgen, dass möglichst viele Seniorenwohnungen geplant und errichtet werden. Es gibt da ja auch schon Beispiele. Die Klostergasse im 22. Bezirk sei erwähnt oder die Kornhäusl-Villa in Ottakring – ich könnte auch noch andere aufzählen –, und es ist natürlich auch ganz, ganz wichtig, dass wir 3 000 Wohnungen jährlich den Bedürfnissen älterer Menschen entsprechend umbauen. Durch die Novellen der Bauordnung und die Neubauverordnung wurden hier wesentliche Ver-besserungen erzielt.

Der späten Stunde fällt eine nähere Ausführung über die Mustersiedlung in Hadersdorf zum Opfer, was ich natürlich noch sehr gern ausgeführt hätte, denn da geht es nämlich um besonders attraktives Wohnen am Stadtrand. 

Auch das Kabelwerk mit 937 Wohnungen sei noch kurz erwähnt, wo großartige Wohnmöglichkeiten für bis-herige Bewohner des Grätzels und neu Zuziehende ge-schaffen wurden. 

Ich möchte aber bei dieser Gelegenheit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Wiener Wohnen, allen Mitarbeitern in den Magistratsabteilungen, die hier zuständig sind, und auch allen sonstigen Mitarbeitern in den übrigen Bereichen, die für die Umsetzung der Wohn-politik verantwortlich sind, herzlich danken. Sie leisten ganz Großartiges. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte natürlich auch dem Stadtrat danken, der als Chef dieses höchst erfolgreichen Systems Verantwortung trägt und alle positiven Projekte vorantreibt. Wir können als Wienerinnen und Wiener wirklich mit Stolz sagen, dass die Wohnbaupolitik Wiens in der Vergangenheit ein weltweit anerkanntes und bewundertes Modell war, in der Gegenwart weltweit anerkannt und bewundert ist und vor allem natürlich von den Wienerinnen und Wienern – das habe ich schon ausgeführt – in hohem Maße akzeptiert wird, und wir werden diese positive Politik in die Zukunft fortschreiben. 

Ich plädiere dafür, dem Rechnungsabschluss 2004 zuzustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender Dr Herbert Madejski: Nach diesem historischen Rückblick und dieser detaillierten Rede, die für die Zeit ja direkt ungewöhnlich ist – der Herr Stadtrat hat jetzt wahrscheinlich nur mehr wesentlich weniger auszuführen, nehme ich an –, gebe ich Frau GRin Jerusalem das Wort. Maximale Redezeit ab jetzt 15 Minuten. – Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Mir hat die Rede von Herrn Dr Stürzenbecher sehr gut gefallen, und ich setze da gleich fort. Er hat zwar meine Anträge schon begutachtet, aber ich könnte mir vorstellen, dass wir dennoch in einem Punkt vielleicht zu einem gemeinsamen Ergebnis kommen könnten.

Ich bringe jetzt den Antrag betreffend die Entfernung von rassistischen Schmierparolen, Schmierereien an ge-meindeeigenen Gebäuden ein, und Sie, Herr Dr Stürzenbecher, haben sich eigentlich nur an dem gestoßen, was im Antragstext in der Klammer steht, wo wir ins De-tail gehen und Vorschläge zur Antirassismushotline und Infrastruktur und so weiter und so fort machen. Wenn man das weglässt und den Antrag nur sehr allgemein formuliert, könnten Sie wahrscheinlich dafür sein, oder? Das würde Ihnen dann wahrscheinlich ganz gut gefallen, nehme ich an. (GRin Martina LUDWIG: Das wird geprüft!) Das wird geprüft, ja. (GRin Martina LUDWIG: Das muss man sich anschauen!) Gut.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski (unterbrechend): Frau Kollegin, bitte keine Zwiegespräche, sondern Ihre Rede.

GRin Susanne Jerusalem (fortsetzend): Ich gebe jetzt den Beschlussantrag in der vorgesehenen Form ab. 

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung möge die nötigen Maßnahmen setzen (Einrichtung einer Antirassismushotline, Bereitstellung der nötigen infrastrukturellen und personellen Ressourcen für die Beseitigung der rassistischen Schmierereien), damit in Zukunft rassistische Schmierereien von gemeindeeigenen Gebäuden binnen zwei Werktagen ab Meldung wieder entfernt werden." 

So wird er jetzt eingebracht. Sie werden ihn ablehnen, aber ich könnte mir ja vorstellen, dass Sie es dann trotzdem machen (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.), wenn ich das jetzt alles richtig verstanden habe, was Sie uns gesagt haben. Oder wir streichen das vielleicht noch durch, was da in der Klammer steht, und dann könnten wir vielleicht noch einen gemeinsamen Antrag zusammenbringen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wir verhandeln da noch!) Gut. Wird geprüft.

Mein nächster Antrag bezieht sich auf MigrantInnen in den Gemeindebauten. Auch da könnte ich mir eigentlich vorstellen, dass wir noch zu einem Ergebnis kommen, denn im Beschlussantrag selbst steht ja nur drinnen: „Der Wiener Gemeinderat spricht sich für den Zugang zu Gemeindewohnungen, unabhängig von der Staatsangehörigkeit, aus." Punkt. Das ist einmal ganz allgemein und wird ja wahrscheinlich nicht... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Am besten zuweisen! – GR Mag Rüdiger Maresch: Zu welchem Ausschuss? Wann wird das behandelt? Nach der nächsten Wahl?)
Dann wird ja nur gesagt: „Der amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung möge daher ein Konzept erstellen, wie eine völlige Gleichstellung bis spätestens 2010 umgesetzt werden kann." Das heißt, da sagen wir ja auch noch nicht, so und so muss es sein, sondern das ist ja ein ganz ein freundlicher Antrag, der noch jede mögliche Dehnung zulässt. (StR David Ellensohn: Da werden sie wahrscheinlich zustimmen! – GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, sie wollen zuweisen!) Ich hätte aber trotzdem gern eine sofortige Abstimmung.

Jetzt das ganz Wichtige zum Schluss. Das ist etwas, was vielen Menschen gut gefallen würde, wenn man in Wien an die alten Häuser zwecks Gewinnung von Wohnqualität und Lebensqualität Balkone anhängen könnte. Da gibt es natürlich in der Bauordnung verschiedene Punkte und Schwierigkeiten, die es auszuräumen gelte. Wir hoffen, dass da möglicherweise in Bälde etwas Neues kommen könnte.

Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Stadtregierung dafür Sorge tragen möge, dass die Errichtung von Balkonen beziehungsweise wohnungsbezogenen Freiflächen in der Stadt gefördert wird." 

Wir schlagen dann drei Punkte vor, um die es uns geht. In formeller Hinsicht beantragen wir auch da die so-fortige Abstimmung des Antrages. Um ehrlich zu sein, hätte ich mir gedacht, dass Sie dem allen eigentlich zu-stimmen könnten. (StR David Ellensohn: Wir auch!) Schade. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender Dr Herbert Madejski: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

In Anbetracht der späten Stunde darf ich mich ganz kurz halten. Ich rege an, Herr Stadtrat, dass Sie, da bei 629 Dienstposten im Bereich Wiener Wohnen nur eine Zahl von 11 Lehrlingen beschäftigt ist, prüfen könnten, ob Sie einen Beitrag zur Lehrlingsmisere dahin gehend leisten können, diese Zahl zu erhöhen.

Zum Zweiten geht es uns um die Mietrückstände. Die sind doch ganz beträchtlich, und auch da ist es zu prüfen, inwiefern Maßnahmen getroffen werden können, die hohe Zahl von Mietrückständen abzusenken, präventive Maßnahmen, die Mahnungen beziehungsweise Räumungsklagen oder etwa Delogierungen überhaupt obsolet machen. 

Es ist gar nicht so einfach, aus der Bilanz herauszukitzeln, welche Zahlen hier wirklich von Relevanz sind. Ich interpretiere den Jahresabschluss dahin gehend, dass so genannte B-Mieter, das dürften Mieter sein, die in keinem aufrechten Mietverhältnis mehr stehen, also die bereits delogiert worden sind, immerhin einen Mietausfall, der dann wertzuberichtigen war, in der Höhe von 20 Millionen EUR verursachen. Das ist doch auch eine ganz beträchtliche Sache. Bei A-Mietern, das sind nach der Definition Menschen, die noch ein aufrechtes Mietverhältnis haben, sind das immerhin 4,5 Millionen EUR. Also ich glaube, hier könnte man doch versuchen, diese Zustände entsprechend zu bekämpfen und dafür zu sor-gen, dass solche Sachen auch nicht vorkommen. (GRin Nurten Yilmaz: Wie will er das machen?)

Aus dem Geschäftsbericht können wir auch entnehmen, dass 130 Wohnungen länger als sechs Monate leer stehen. Die Frage ist, ob man hier nicht auch Versuche starten könnte, diese Wohnungen an den Mann oder an die Frau zu bringen. Acht Wohnungen, so heißt es im Geschäftsbericht, seien zu klein, sie haben weniger als 30 m². Ich rege an, das vielleicht zu prüfen, ob man da-raus nicht Startwohnungen machen könnte. Insofern soll-te es möglich sein, sämtliche Wohnungen im Bereich des Wiener Wohnens entsprechend auch in ein Vertragsverhältnis, und sei es auch nur ein präkaristisches Verhältnis, zu bringen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin FRANK.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr StR Faymann!

Ich wollte zuerst auf meine Vorredner eingehen, aber es wird dann doch vielleicht zeitlich ein bisschen knapp. Ich beginne aber mit dem Positiven und trotzdem mit ei-nem Vorredner. Also ich glaube, wenn bei Wiener Wohnen in letzter Zeit etwas besonders gut gelungen ist, dann ist es eben, dass die Mietrückstände extrem zurückgegangen sind und hier gerade, wie es auch schon Kollege Ellensohn festgestellt hat, im Bereich der Delogierungsprävention sehr viel weitergegangen ist. 

Zum Herrn Vettermann wollte ich sagen, er hat zuerst zum Bereich Schulbau gesprochen und gemeint, die Be-zirke bezahlen ja die Sanierungen. Da bin ich auch schon mitten im Rechnungsabschluss. Die Bezirke sanieren ihre Schulen und das oftmals auch zu Tode. 

Und wenn wir jetzt beim Wiener Bodenbereitstellungs- und Stadterneuerungsfonds gehört haben, dass zwei Projekte, nämlich die Raxstraße und die Pernerstorfergasse, wenn ich mich recht erinnere, keine Schulbauten mehr sein werden, dann finde ich das sehr schade, weil ja schon festgestellt wurde, dass manchmal Schulsanierungen fast genauso teuer sind wie Schulneubauten. Gerade der 10. Bezirk ist ein wahnsinnig schulintensiver Bezirk, und wenn man die Bezirksmittel, wie das aus dem Rechnungsabschluss hervorgeht, um 20 Millio-nen EUR kürzt und dann noch jede Menge Sanierungen verlangt, finden wir das eigentlich nicht in Ordnung.

Zum Herrn Kollegen Stürzenbecher. Also die Welt ist in Ordnung und beim Wohnen im Besonderen. Der Rechnungsabschluss hat wieder einmal gezeigt, und zwar, was die Wohnbauförderung betrifft, die Sie ja sehr nett ausgeführt haben: 520 Millionen EUR wurden verwendet. Das ist richtig, aber im Voranschlag standen 542 Millionen EUR, und da fehlen dazwischen 22 Millio-nen EUR, die nicht dem Wohnbau zugeführt wurden, und das, obwohl – wie es auch schon von Vorrednern angeführt wurde – die Studie, die Sie bezüglich Osterweiterung in Auftrag gegeben haben, sehr wohl sagt, dass wir im Jahr zwischen 500 bis 4 000 Wohnungen mehr brauchen. 

Passiert ist dahin gehend nichts. Die Zahl der Neuvermietungen ist gleich geblieben wie bisher. Die Wartezeit hat sich nicht verkürzt. Und obwohl mehr Wohnungen gebraucht werden und die Wohnbauförderung gekürzt oder nicht zugeführt wurde, wird das Luxussegment – das habe ich jetzt schon mehrmals ausgeführt – nach wie vor aufrechterhalten. Es gibt das Bad am Dach, die Sauna und so weiter. 

Jetzt gab es gerade Round-Table-Gespräche, und da sind sich auch die Experten nicht so sehr einig darüber, ob Leistbarkeit und Qualität, Nutzen und Luxus einander ausschließende Kriterien sind. So heißt es beim einen, Leistbarkeit darf kein Qualitätskiller sein. Nur finde ich, dass die Leistbarkeit nicht die Qualität killen muss. 

Wie weit es um die Qualität mancher Bauten in Wien bestellt ist, hat ein Artikel heute in der Zeitung gezeigt: "Schadhafte Hochhaustürme". Ich meine, dass hier die Fenster nur so herausfallen und das kein Einzelfall ist – das möchte ich wirklich betonen –, trifft auch Sie, Herr Stadtrat Faymann, obwohl es ja nicht Bauten von Wiener Wohnen sind. (Amtsf StR Werner Faymann: War das ein Wohnhaus?) Es war schon einmal die desolate Fassade des IBM-Hauses ein Thema. (Amts StR Werner Faymann: Es war kein Wohnhaus! Oder?) Ich sage ja, es trifft Sie nicht als Wiener Wohnen, was den Bau betrifft, aber hier gab es Benützungsbewilligungen von der Baupolizei, und wenn nicht nur bei einem Haus, sondern bei einer ganzen Menge die Fenster herunterfallen, dann muss, finde ich, schon irgendetwas im Argen liegen, denn so einfach kann das nicht passieren. (Beifall bei der FPÖ.)
Und weil wir schon bei der Qualität sind, gleich ein weiteres Beispiel, über das auch erst kürzlich in den Medien berichtet wurde. Es betrifft die Bleirohre. Wir haben dahin gehend auch eine Anfrage abgegeben, und zwar, dass laut gerichtlicher Entscheidung eventuell Mietkürzungen bis zu 10 Prozent möglich sein sollen, wenn man das Wasser zwischen 5 und 10 Minuten laufen lassen muss infolge von Bleirohren. Wir haben hier schon sehr, sehr lange Diskussionen gehabt, und ich ha-be nicht den Eindruck, dass Wiener Wohnen die Auswechslung der Bleirohre sehr massiv vorangetrieben hät-te. Ich wollte daher schon auch einmal hinterfragen, was denn da auf die Stadt Wien für Kosten zukommen können. 

Und dann kommt der dritte Punkt im Zusammenhang mit der Qualität, wo einer – ebenfalls bei diesen Round-Table-Gesprächen – gesagt hat, die Qualität sei so hoch, dass sie nicht nach oben auszuweiten sei, sondern angesichts steigender Baukosten etwas zurückgenommen werden kann. Und das ist jetzt für mich der Punkt. Ich meine, dass es nicht das Ziel des sozialen Wohnbaues sein kann, hier Luxussegmente aufzubauen und parallel dazu die Wohnungen immer höher fördern zu müssen, weil sie einfach nicht mehr leistbar sind. 

Was aber hier der wesentliche Punkt ist, um auf den Rechnungsabschluss zu kommen, haben Sie, Herr Stadtrat, den Mietern damit auch vor Augen geführt: Dass es sich auch um eine Erhöhung der Betriebskosten handelt. Denn es sind die Kanalgebühren massiv gestiegen, es ist die Wassersteuer massiv gestiegen, und das alles muss von jenen Mietern gezahlt werden, die schon in den sozialen Wohnbau gehen, weil sie vielleicht nicht genügend Mittel für den freien Wohnbau haben. Und ich verstehe so etwas nicht unter sozial. 

Aber noch viel wichtiger als das Bad am Dach – und da haben wir einen Antrag eingebracht – wäre für mich die Begrünung der Flachdächer. Es stimmt, es wird vereinzelt durchgeführt, aber ich lege großen Wert darauf, hier festzustellen, dass es eben nur vereinzelt geschieht. Es ist in den Flächenwidmungsplänen ganz deutlich an-geführt, dass Dächer, die eine gewisse Neigung haben, begrünt werden müssen. 

Ich spreche jetzt noch einmal für den 10. Bezirk. Da gab es einen Senatsrat in der Baupolizei, der mittlerweile in Pension ist, der das grundsätzlich abgelehnt und mit den Worten begründet hat, dass das alles nicht ord-
entlich machbar ist, und daher lehnt er es ab. Ich finde, wenn es eine Bestimmung im Flächenwidmungsplan ist, dann darf es nicht im Ermessen eines Einzelnen liegen, das abzulehnen oder zu befürworten, denn das sind Re-gelungen, die man unbedingt einhalten muss. (Beifall bei der FPÖ.)
Warum ich mich aber auf dieses Gründach so festlege, hängt wieder mit unserem Rechnungsabschluss zu-sammen, denn ein Gründach bringt eine Reduktion der Heizkosten auf Grund der enormen Speicherkapazität von bis zu 10 Prozent. Wir wissen, dass seit 2003 die Gaspreise um 11,5 Prozent und die Strompreise um 8 Prozent gestiegen sind. Also brächte das für die Mieter eine erhebliche Einsparung bei den Betriebskosten. Es bietet eine Menge Sickerflächen, was die zubetonierten Parks vielleicht etwas ersetzen würde. Und es bietet auch Schutz vor Hitze, was wiederum ein Energiesparpotential darstellt, weil eben keine Ventilatoren, keine Klimageräte und so weiter eingeschaltet werden müssen, was wiederum 8 Prozent der Stromerhöhung betrifft. Und der Feinstaub – auch darüber haben wir schon lange diskutiert – wird erheblich reduziert und in Sauerstoff verwandelt. 

Ich will mit diesem Antrag bezwecken, dass hier endlich einmal auch massiv Fördermaßnahmen getätigt wer-den, damit solche Flachdächer auch vielleicht noch im Nachhinein begrünt werden, um hier Kleinklimazonen zu schaffen und die Lebensqualität zu verbessern. 

Da es sich hier um eine Mussbestimmung handelt, ist es ja so, dass die Überprüfung versagt hat, und gerade, wenn es um die Überprüfung geht, habe ich hier gleich eine weitere Sache, die mich wirklich mehr als brennend interessiert. Es kommt wöchentlich das Amtsblatt der Stadt Wien heraus. Sie alle kennen es. Wenn man das nun durchblättert, um zu sehen, was hier in Wien gebaut, umgebaut, saniert wird, dann fällt etwas auf, und ich lese hier nur drei Bauanzeigen vor, obwohl ich jetzt sehr lan-ge reden könnte: Bauanzeige Wiener Wohnen: 3. Bezirk, Planverfasser Dipl Ing Peter Zauchenberger; Leonhardgasse, 3. Bezirk, Planverfasser Dipl Ing Peter Zauchenberger. Ich habe mir das zusammengestellt, um Ihnen das nicht antun zu müssen. Von 42 Bauanzeigen in einer Woche – und in der zweiten Woche ist es nicht besser – bestreitet 30 Bauanzeigen der Planverfasser Dipl Ing Peter Zauchenberger. 

Ich frage mich, auf Grund welcher Kriterien tritt so massiv nur dieses eine Architekturbüro auf. Es gibt in Wien viele Büros. Werden diese Arbeiten dann kontrolliert? Wenn ja, von wem? Denn ich kann mir nicht vorstellen, dass, wenn einer in einer Woche so viel gemacht hat, auch wenn es nur geringfügige Arbeiten sein müssen, unter Umständen Pläne erstellt werden, man muss auf die Baustelle fahren und so weiter, dass hier wirklich noch ordentliche Arbeit geleistet werden kann. 

Und da habe ich mich gefragt, ob vielleicht auch die Änderung der Bauordnung dahin gehend, dass jetzt die Firmen bei geringfügigen Arbeiten gleich selber die Richtigkeit feststellen, vielleicht auch damit zusammen hängt, dass es einfach für ein Büro viel zu viel ist, das alles durchzuführen.

Es sollte hier vielleicht einmal überprüft werden, ob es Ausschreibungen gegeben hat und welche Kosten da-raus erwachsen, denn wenn es keinen Wettbewerb gibt, sind die Dinge erfahrungsgemäß massiv teurer, als dies in anderen Fällen der Fall wäre.

Wir haben Ihnen nun eine Menge von Problemen aufgezeigt und auch die Lösungen dazu. Durchführen müssen Sie das schon selber. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Petrides, bitte.

GRin Hedwig Petrides (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich hoffe, ich mache ein bisschen Freude. Ich bin die letzte Rednerin. Vielleicht haben Sie noch ein bisschen Aufmerksamkeit. Ich werde mich auch bemühen, kurz zu sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte aber als erstes vielleicht gleich kurz zu Ihnen, Herr StR Ellensohn, sprechen, und zwar zum Uhlir-Hof, den ich auch kenne. Es gibt in vielen Gemeindebauten diese Spielräume, die nicht vorrangig zu anderen Zwecken vermietet werden. Das hat nur einen anderen Grund, warum sie nicht genutzt werden: Sie sollen beaufsichtigt werden, wenn Kinder darin spielen. Diese Räume werden von der Stadt Wien eingerichtet, aber die Mieter nehmen das nicht an. Sie wollen die Kinder zwar darin spielen lassen, sind aber nicht bereit, sie zu beaufsichtigen. Da diese Räume sonst leer stünden, werden sie dann als Mehrzweckräume vermietet. Das ist der ein-zige Grund, nicht weil man sie aus irgendwelchen Gründen nicht benutzen lassen will.

Zum Rechnungsabschluss möchte ich zur finanziellen Situation und zur Entwicklung in diesem Bereich et-was berichten. Vorerst aber ein paar Worte zu Wohnen in Wien.

Wohnen in Wien ist ein großer Teil der Lebensqualität. Die Stadt Wien ist bemüht, allen in Wien lebenden Menschen leistbare Wohnungen anzubieten. Besonders für JungwienerInnen, die auf Grund ihres Alters und Ein-kommens leistbare Wohnungen brauchen, stellt die Stadt Wien seit Jahren günstige Einsteigerwohnungen zur Ver-fügung. Die Kosten liegen je nach Ausstattung bei 100 bis 220 EUR. Anders als bei dem Modell der ÖVP, wo 100 EUR in eine Maklervorsorgekasse gezahlt werden sollen. Dazu kommen noch Betriebskosten und Steuern, sodass die Mieten dann mehr als 250 EUR betragen.

Die Mieten der Gemeindewohnungen werden zur Erhaltung dieser verwendet, und niemand zieht Profit daraus. Darum sind die Mieten in geförderten Bereichen im-mer günstiger. Mit Hilfe von Subjektförderungen sind die-se auch bei geringem Einkommen leistbar. 

Ich könnte noch einige Beispiele bringen, werde sie mir aber auf Grund der fortgeschrittenen Zeit ersparen. Ich möchte vielleicht nur noch die gute Arbeit, die im Be-reich der Integration und für Menschen mit Behinderungen im Bereich des Wohnens geleistet wird, in den Vordergrund stellen.

Eines möchte ich auch noch bemerken: Dass im Geschäftsbereich Wohnen unter StR Faymann eine bürgernahe, menschliche Wohnpolitik stattfindet und dass die Bürger das auch zu schätzen wissen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich kann Ihnen leider einige Zahlen nicht ersparen, ich werde es aber ganz rasch machen. (GR Godwin Schuster: Da war der Applaus verfrüht!)

Im Sektor Wohnbauförderung, Wohnhaussanierung wurde im abgelaufenen Geschäftsjahr nach einem Voranschlag von 542 Millionen EUR die Gesamtsumme von 520 462 000 EUR für Wohnbauförderung, Wohnhaussanierung, Altstadtsanierung und Projekte im Rahmen des Bundessonderwohnbaugesetzes aufgewendet.

Erlauben Sie mir, noch einige Zahlen im Detail zu nennen. Im Rahmen der Wohnbauförderung wurden ins-gesamt 256,8 Millionen EUR verwendet. Dies bedeutet eine Unterschreitung des Voranschlages von 2004 von 26 Millionen EUR. 

Für die Wohnhaussanierung wendete die Stadt Wien im abgelaufenen Jahr die Summe von 210 Millionen EUR auf. In diesem Teilbereich wurde der Voranschlag um 3,5 Millionen EUR überschritten.

Im Bereich der Altstadterhaltung und im Rahmen des Bundessonderwohnbaugesetzes teilen sich die verbliebenen Ausgaben im Umfang von 500 000 EUR für Altstadtsanierung und 14,3 Millionen EUR für das Bundessonderwohnbaugesetz.

Mit der Gesamtsumme von 520 Millionen EUR bewe-gen sich die Ausgaben im Bereich der Wohnbauförderung und Wohnhaussanierung im Rahmen der Ausgaben der letzten Jahre, welche sich bei ca 513 Millionen EUR eingependelt haben. Darin ist der Einsatz von 91,2 Millio-nen EUR für die Subjektförderung inkludiert. 

Vielleicht noch ein paar Worte zu diesen großen Summen. Mir ist es immer ganz wichtig, dass Arbeitsplätze in der Stadt Wien vorhanden sind. Gerade im Bau-gewerbe gibt es sehr, sehr viele Arbeitsplätze. Es sind viele Firmen eingebunden, Kleinbetriebe, Mittelbetriebe, die viele Arbeitsplätze schaffen. Gerade in diesem Bereich passiert sehr, sehr viel, und das ist ganz, ganz wichtig.

Im Bereich der Wohnbauförderung wurden Zweckzuschüsse des Bundes in der Höhe von 464 Millionen EUR verwendet.

Ich möchte nur noch ein paar Worte zur Wohnbauhilfe sagen. Im Jahr 2004 wurde Wohnbeihilfe im Umfang von 69 Millionen EUR genehmigt und ausbezahlt. Diese Summe teilt sich in 24,3 Millionen EUR für die allgemeine Wohnbauhilfe und 44,7 Millionen EUR für geförderte Bereiche. 

Damit kamen im abgelaufenen Geschäftsjahr im Jahresdurchschnitt 41 918 Menschen in den Genuss der Wohnbeihilfe. Dies bedeutet eine Verdoppelung der In-anspruchnahme der Wohnbeihilfe seit dem Jahr 2000. Ich glaube, ich brauche in diesem Kreis nicht zu erwähnen, wie wichtig die Wohnbeihilfe ist und dass sie ganz einfach bleiben muss.

Zum Abschluss möchte ich nur noch kurz in die Zukunft blicken. Nach den im Jahr 2004 abgeschlossenen Bauträgerwettbewerben, welche die Projekte Thürnlhof Ost und West im 11. Wiener Gemeindebezirk – das ist, glaube ich, auch schon kurz erwähnt worden, ich möchte nicht alles wiederholen – und Mühlweg im 21. Bezirk mit insgesamt 1 168 Wohneinheiten umfassten, sind nun neue Bauträgerwettbewerbe ausgeschrieben oder in Pla-nung, und zwar für 400 Wohneinheiten am Orasteig im 21. Bezirk, 200 Wohneinheiten im 22. Bezirk am Pelargonienweg, zusätzlich sind ca 670 Wohneinheiten an drei Standorten im 22. Wiener Gemeindebezirk in Planung. Also ich glaube, in unserer Stadt Wien tut sich sehr viel auf diesem Sektor, und das ist auch gut so. 

Für das Geschäftsjahr 2005 bereits abgeschlossen ist der Wettbewerb für den Standort Buchengasse im 10. Bezirk, wo ca 250 Wohneinheiten geschaffen werden. Hiermit höre ich auf mit meinen Zahlen. Ich glaube, sie sind überall für jedermann einzusehen. 

Ich möchte mich nur auf diesem Weg auch noch bei unserem StR Faymann für die geleistete Arbeit bedanken. Auch allen Beamten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern herzlichen Dank! Weiterhin für unser Wien! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Es gibt keinen Diskussionsbeitrag mehr. 

Ich darf dem Herrn Stadtrat um 00.38 Uhr das Wort erteilen.

Amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bedanke mich bei allen Rednern für das Bemühen, auch Vorschläge zu machen, von denen ich überzeugt bin, dass Sie von mir nicht erwarten, dass ich je-des Detail jetzt beantworte und ausführlich darauf eingehe, obwohl ich weiß, dass einige Redner sehr detaillierte Fragen gestellt haben beziehungsweise Vorschläge gemacht haben.

Ich werde auch nie ganz verstehen, warum man nicht bei gewissen Anträgen eine Zuweisung beantragt, wenn man weiß, dass die genaue Ausformulierung, gerade wenn es um Terrassen und Balkone oder wenn es um konkrete Konzepte geht, erst erfolgen muss. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Weil sie nicht mehr behandelt wer-den können!) Ich verstehe also nicht, warum man da nicht einer Zuweisung zustimmen kann, um das in den nötigen Gremien ausführlich zu beraten, sondern warum man zu einem allgemeinen Text Ja oder Nein sagen soll und damit natürlich eigentlich nur Nein sagen kann, weil man eigentlich, wenn man Ja sagt, wissen sollte, wozu man Ja sagt. Daher werde ich das nie ganz verstehen, aber das ist so ein eigenes Ritual, das ich anscheinend auch nicht beeinflussen kann. Aber es tut mir Leid, weil es wesentliche Themen sind, die eine Diskussion darüber hinaus verdienen würden.

Lassen Sie mich nur, nachdem beide Redner aus meinem Ausschuss, sowohl der Kollege Stürzenbecher als auch die Kollegin Petrides, sehr ausführlich Stellung genommen haben zu der budgetären, wirtschaftlichen und sozialen Arbeit in unserem Ressort, auf wenige Punkte beschränken. 

Es hat Herr StR Ellensohn dankenswerterweise sehr fair eingebracht, dass wir auch durch einen konkreten Einzelfall, wo mittlerweile das Gericht auch eine Verurteilung vorgenommen hat, die Kontrollen im Wohnfonds Wien verstärkt haben. Es wird uns wahrscheinlich nie ge-lingen, so zu kontrollieren, dass man hinter jeden Kontrollor wieder einen Kontrollor stellt. Aber ich finde, gerade wenn es um Grundstücke geht, um große Mittel, um viel Geld geht, sind zusätzliche Kontrollen, auch wenn sie Geld kosten, gerechtfertigt. 

Wir haben hier gemeinsam darauf reagiert, wofür ich mich auch bedanken möchte, und darauf verzichtet, hier öffentlich Kleingeld zu wechseln. Das ist erfreulich, denn das hätten sich die vielen Mitarbeiter, die in diesem Hause für Grundstückskäufe und -verkäufe zuständig sind, mit unzähligen Handlungen und sehr viel Arbeit, die da dahintersteckt, nicht verdient. Eine polemische öffentliche Diskussion hätte auch ihrem Image und ihrem Bemühen geschadet. Daher möchte ich mich für die Vorgangsweise bedanken.

Erlauben Sie mir eine einzige Fachfrage zu den Sendeanlagen. Es stimmt, dass Wiener Wohnen daran verdient, wenn Sendeanlagen aufgestellt werden. 75 Pro-zent der Einnahmen gehen ins Haus und 25 Prozent der Einnahmen bleiben bei Wiener Wohnen und werden nicht entnommen, sondern werden für zentrale Aufgaben – also auch wieder in die Häuser, aber nicht genau zugeordnet Hausnummer für Hausnummer, sondern dort, wo es notwendig ist – wieder investiert. Das heißt, die Einnahmen, die wir durch Vermietung haben – und die sind mittlerweile beachtlich, das stimmt –, werden auch so verwendet.

Die Bleirohre – Frau Kollegin Frank hat das in einer Detailfrage angesprochen – tauschen wir in vielen Fällen deshalb nicht mit gesetzlicher Verpflichtung aus, weil die Steigleitungen quer durch die Wohnungen gehen und weil das für viele Mieter, über die Hauskosten hinaus, mit erheblichen Kosten verbunden wäre. Man kann sich ja vorstellen, dass dort in der Wohnung etwas steht, und das einfach wegzureißen, einfach alles neu zu machen und alle Wohnungen neu zu renovieren, davor haben Mieter Angst. Daher sind wir bei einer Sanierung und den Förderungsmitteln, die dafür bereitstehen, und den Auflagen, die wir gemacht haben, sehr gut unterwegs, die Bleirohre auszutauschen, schrecken aber davor zu-rück, auf ein Tempo zu drücken, das den Leuten Angst vor den Folgekosten macht.

Lassen Sie mich als Letztes zwei Themen herausgreifen. Zunächst das der Spekulation. Spekulation in unserer Stadt – das ist auch von Kollegen Ellensohn er-wähnt worden – ist etwas, was uns besonders bedrückt, weil es die Ärmsten der Armen trifft. Jemand, der genug Geld hat, zieht ohnehin aus so einem Haus aus oder hat einen eigenen Anwalt zu seiner Vertretung. Wir vertreten die, die sich das eben nicht leisten können. Umso wichtiger ist es, dass wir auch mit den Möglichkeiten der Stadt Ersatzvornahmen machen. Man muss allerdings sagen, Ersatzvornahmen sind etwas sehr Mühsames. Wenn ich mir etwas wünschen dürfte, würde ich mir wünschen, dass wir für Ersatzvornahmen bessere bundesgesetzliche Rahmenbedingungen erhalten, wie sie Experten ge-nau kennen und wie wir sie auch auf Bundesebene immer wieder einbringen. 

Ich sage das deshalb ohne Polemik, weil sich das jetzt so abspielt: Zuerst musst du beweisen, dass irgendeine Art von Gefahr im Verzug ist, dann musst du den Hauseigentümer auffordern, diese Maßnahme zu setzen. Wenn er sie nicht setzt, kannst du beginnen, die Maßnahme einzuleiten. Wenn er sagt, ich bin jetzt bereit, kannst du die Maßnahmen wieder unterbrechen. Ich könnte Ihnen Protokolle zeigen, wo viele Mitarbeiter da-mit beschäftigt sind, in einem Haus etwas zu machen, von dem, glaube ich, jeder Wiener Bürger sagen würde: Warum macht ihr denn da nichts? Wir wurden mindestens 20, 30 Mal unterbrochen, überhaupt eine Handlung zu setzen. 

Also dieses Instrument der Ersatzvornahmen ist zu langsam, ist zu schlecht, ist zu schwach ausgeprägt. Da können die Gebietsbetreuungen nichts dafür, da kann auch – wenn ich das sagen darf – meine Baubehörde nichts dafür. Dafür sind die gesetzlichen Voraussetzungen nicht stark genug. 

Der zweite Bereich, der mir natürlich immer schon ein Anliegen war und bleibt, ist der des Mieterschutzes im Allgemeinen. Die Gemeindewohnungen kosten, kurz gesagt, die Hälfte der Marktmiete. Wir haben es wieder einmal durchgespielt, was man an Zuschlägen verlangen könnte, die gesetzlich erlaubt wären. Wie wäre also der Marktpreis, würden wir sie jetzt alle nach Marktgesichtspunkten vermieten? Da kann man sagen, im Durchschnitt kostet eine Gemeindewohnung 50 Prozent des Marktpreises. Das ist gut, weil es ein wertvoller und da-mit leistbarer Beitrag in unserer Stadt ist, etwas zu 50 Prozent der möglichen Kosten anzubieten. 

Trotzdem wäre ein Mietrechtsgesetz wünschenswert, das nicht auf so vielen Befristungen aufbaut, dass man eigentlich einen unbefristeten Vertrag irgendwann einmal als Seltenheit haben wird und nur mehr im Hochpreisniveau vorfindet, weil der Hauseigentümer dann halt froh ist, dass er da noch jemanden findet, der länger drinnen bleibt. Gerade im privaten Althaus den unbefristeten Vertrag wieder zu stärken und nicht die Befristung zum Regelvertrag zu machen, das scheint mir doch ein sehr wesentliches Anliegen zu sein, auf das auch die Kammer und andere Interessensorganisationen hingewiesen haben und das ich sehr unterstützen würde. 

Ich glaube nämlich – das kann ich abschließend sagen –, dass wir mit den Mitteln der Wohnbauförderung 


vieles an leistbarem Wohnraum schaffen können, auch an Qualitätssicherung, an Stadterneuerung, dass wir aber auch Spielregeln brauchen, wie wir gegen Spekulanten im privaten Althaus vorgehen können. Wir brauchen Regelwerke, mit deren Hilfe wir Mieter auch in den Bereichen, wo wir keine Steuergelder einsetzen, weil eben derzeit dort keine Sanierung durchgeführt wird, schützen können. Dies gerade auch deshalb, weil eben nicht jeder Wiener die Möglichkeit haben kann, irgendwann in einer Gemeindewohnung zu wohnen, sondern weil wir verpflichtet sind, uns auch um den anderen Teil der Wienerinnen und Wiener zu kümmern. Und dabei würde uns ein mieterfreundlicheres und besseres Mietrecht sehr unterstützen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung liegt keine Wortmeldung mehr vor. Damit ist dieses Kapitel genauso wie der Jahresabschluss der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen abgeschlossen.

Wir unterbrechen die Sitzung und treffen einander heute um 9 Uhr zur Beratung der nächsten Geschäftsgruppe. Gute Nacht!

(Unterbrechung der Sitzung um 0.47 Uhr.)

